


tragskommissionventändlicheiweiseÄn- Allheilmittel stilisiert. Auch dies ist ein In den Beratungen derungsbegehren aus eineruelzahl von Feld für notwendige Kiarstellungen im 
Bezirken, aesrieist durch Formulierunaen Sinne des von Frank Wilhelmv in spw 96 

' Er handelt sich um den zweiten Teil die- 
ses Anikels. Die eiste Hälfte haben wir in 
der letzten Ausgabe der spw, NI. 97. 
veröffentlicht. 
Im folgenden wird die Otto Bauer Werk- 
ausgabe, erschienen im  Europa Verlag. 
Wien 1976 - 1980. so zitiert: römisch 
ßandnummer, arabisch - Seitenzahl. 
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Autopsie, Frankfun 1986 
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erfolgreich 
- .  - . . 

ausverxhiedenen Anträgen, vorliegen. dargestellten strategischen Ansatzes. 
Ich will an dieser Stelle ohneZweifel der in AnträgedwJusoseingdosswi ist. 

lassen, daß ich den Ansatz des Antrags, Zu einem Teilerfolg ist es in der 
die zentralen lnnovationsfelder beschrei- schwierigen Debatte um den Kombi- 

SPD-Linke setzt Änderungen am 
lnnovat ionsantraa d u r c h  

ben zu wollen und damm ein konkretes 
sozialdemokratisches Programm für die 
Wahlauseinandersetzung zu gruppie- 
ren, für richtig halte. Auch sind viele Ein- 
zdaspekte mit der richtigen Stoßrich- 
tung versehen. Dennoch verbleibt der 
hiergewähltelnnovationskursstecken in 
einer Orientierung auf Wirtschafts- 
wachstum, das man darüber hinaus 
auch noch rein angebotsseitig zu errei- 
chen glaubt. Es fehlt eine ganzheitliche 
lnnovationsvorstellung: Arbeit. Umwelt 
und soziale Gerechtigkeit. Nur wenn es 
dem Parteitag gelingt. in dem vorliegen- 
den Antrag die entsprechenden Ände 
rungen durchzusetzen, kann hierausder 
erforderliche neue sozialdemokratixhe 
Wurf für dieZukunft entrtehen. 

Lohn und Arbeitsanreize für Sozialhilfe 
empfänger gekommen. So wurde der 
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von Carsten 5ielingk 
~ b s c h n h  ,.~ntlastung von Sozialversi- 
che~ngsbeiträgen für gering entlohnte 
Arbeitsolätze" ersetzt worden durch den 

ie erste Sitzung der Antrags- D kommission zum Bundespar- 
teitag kann die im Frankfurter 

Kreisorganisierte ~arteilinkedurchausals 
Erfolg verbuchen. Zahlreiche Punkte 
konnten verändert werden, so wie auf 

Ansatz. die passive Finanzierung der Ar- 
beitslosigkeit in aktive Förderung neuer 
Arbeit umzuwandeln. und die Unter- 
stützung des Konzepts der 'negativen 
Einkommenssteuer' wurdee~tzlos ae- - 
strichen. Zur Veränderung der Anrech- 
nungsgrenze von Lohneinkommen auf 
die Sozialhilfe aber sind keine substanzi- 
ellen Änderungen, sondern nur neue 
Grenzwerte beschlossen worden. Die 
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dem Herbsttrefien im September in 6s -  
sel verabredet. Verbesserte Ausoanosk 
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dingungen für Hannover sind also g e  
schaffen. Gleichwohl bleibt noch einiges 
zu tun. denn noch immer mangelt es in 
vielen Anträgen an klaren Aussagen. 
wichtigen sozialdemokratischen Zu- 
kunftsperspektiven und durchschlagen- 
den Projekten, um dem überfälligen R e  
gieningswechsel am 27. September 
1998 auch den notwendigen Politik- 
wechsel folgen zu lasswi. 

Zentral werden auf dem Parteitag im 
Dezember die Entscheidungen über den 
wirtschaftspolitischen Leitantrag ,.lnnova- 
tionen für Deutschland" mit derunauffäl- 
liaen Antraasnummer143 sein. Scheinbar 
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jüngst veröffentlichten Berechnungen 
von Gehard Bäcker in den MI-Mittei- 
lungen und von Johannes Steffen in 'So- 
zialismus' sowie im Handelsblatt' ver- 

Breschen der Antrags- 
kommission ... 
Die Antragskommission hat schon erste 

deutlichen in aller Klarheit, welche d e  
saströsen Auswirkungen ein solches Mo- 
dell sozialpolitisch und für die Kommu- 
nalfinanzen hätte. Diese Debatte sollte 
von daher auf dem Parteitag - begleitet 
durch fachkundig vorbereitete Ände 
rungzanträge- offensiv geführtwerden. 

Breschen für einen solchen Weg geschla- 
aen. Während im Entwurf allaemein von 
2 2 

einer ..Regelung zur Sicherung und Fi- 
nanzierung der Berufsausbildung" die 
Rede war, die notwendig werden könne, 
wird die Neufassung deutlicher. Wenn ... auf dem Parteitag erweitern! 

mediengerkht ist die Bemtung dieses die Wirtschaft ihre Ausbildungsverpflich- Ähnlich verhält es sich mit der berechtig- 

Antrags für den lernen Tag des Parteita- tun9 nicht erfüllt, heißt es jetzt. ..wird ten und wirtschaftspolitisch gut b e g ~ n -  Frank Deppe 
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, . 
zu inhaltlichen Intewentionen bei den De ben auf der Grundlage des Gesetzent- 

wurfs der SPD-Bundestagsfranion not- 
wendig." Die Richtung ist klar. die For- 
mulierunq bleibt zurückhaltend Wie ich 

chende Passage wurde in der Antrags- 
kommissionmit 10zu 13 Stimmen knapp 
abgelehnt. Auch hierzu mußaufdem Par- 
teitag etwas passieren. Hierfür liegt bei- 
spielsweise aus dem Landesverband 
Sachsen-Anhalt ein neuer &derungmr- 
schlag vor, im d m  vorgeschlagen wird. 
einZIPnicht nurinverbindung mitökolo 
gixh ausgeichtetm Infrastrukturinversti- 

legierten besondersausgeprägtsein wird. 
Vielleicht istdiesdurchausgewollt. Sach- - 

Gert Meyer 
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gerecht ist es jedenfalls nicht. weshalb 
eine Umstellung der Tagesordnung hier 
dieerste AufgabedesParteitagssein sollte 
-wenn nicht der Parteivorstand bisdahin 
zu Einsichten gekommen ist. 

"Die knsengeschüttelte 

Gegenwa rt... analysiert 
höre, gibt es in verschiedenen Bezirken 
und Untergliedemngen Überlegungen, 
hierzu eine weiteraehendeÄnderunaen : Deppe in drei bri l l iant 
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- - 
zu formulieren. Ein durchaus unterstüt- 
zenswertes Anliegen. 

Aufwertung hat das streckenweise 
völlig neu formulierte und nach vorne 
gerückte Kapitel ,.Arbeitsorganisation 
und Arbeitsmarkt weiterentwickeln" 
durch Passagen zur Mitbestimmung 
und Frauenerwerbstätigkeit sowie zum 

geschriebenen Kapiteln" 

IW 
Für ein ganzheitliches Innovations- 
konzept 
,,Innovationen für Deutschland" kann 
sich Kanzler-Kandidaten-Arpirant Ger- 
hard Schröder als verantwortlicher Autor 
des Antrags offensichtlich vorstellen, 
ohne deutliche Aussagen zur Arbeitszeit- 
verkürzunq. zur Umsetzunq des Gesetz- 

tionen. i ndem auch zur Fortsetzung des 
Aufbaus in ORdeuMhland aufzulegen. 

Nach den durch die Antraaskommis- - 
sion eingeleiteten Änderungen besteht 
durchausdieChance. ausden ,.lnnwatio- 
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nen für Deutschland" noch einen passa- 
blen Beschluß zu formen. Die Parteilinke 
muß sikh dafür aber auf die wesentiichen 

Flächentarifvertrag erfahren. Präzisiert 
wurden die Aussagen zur Arbeitszeitver- 
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,,Es ist noch lange 
nicht Sozialismus. 

wo Arbeiter das 
Maul halten 

müssen, damit es 
ihnen gut  gehe." 

(Otto Bauer, Nach 
zwanzig Jahren. 

1937) 

,.Unsicherheitu einschließt. Wir kön- 
nen im politischen Meinungskampf 
unterliegen, wir können abgewählt 
werden. wir haben und wir verlan- 
gen keine Garantie dafür. daß das 
.,Gute8' b m .  der ..Sozialismus" siegt. 

Seit 1923 hat Otto Bauer die 
politische Strategie der Sozialdemo- 
kratie in der bürgerlichen Demokra- 
tie als ..Stellungskrieg' beschrieben 
(vgl 11. 766. VI. 143, VII. 382ff 
uö.). Als einer der ersten stellt er 
sich der Tatsache, daß die Zahl der 
Industriearbeiter (in Österreich und 
anderswo) relativ abnahm: Man 
kann nicht länger damit rechnen, 
daß sie ,.automatisch" zur Mehrheit 
der Bevölkerung in den Industrie- 
iändern werden; auf absehbare Zeit 
bleiben sie eine. wenn auch große 
Minderheit (vgl. V. 402f.). Daher 
wird der Stellungskrieg unweiger- 
lich im Kampf um die Mittelschich- 
ten entschieden; es siegt. wer die 
Masse der Bauern, der Kleinbürger. 
der Intelligenz. der Angestellten und 
Beamten unter seine Hegemonie zu 
bringen versteht (vgl V, 405ff.). Wie 
die Mehrheit der Köpfe zu gewinnen 
und die Hegemonie der Arbeiter- 
klasse in Mittel- und Westeuropa - 
wo Kleinbürger und Bauer nicht be- 
wußtlose. politisch indifferente Mas- 
sen, sondern ,.politisch sehr aktive 
Klassen" sind (11. 957) z u  erreichen 
ist. das hat Otto Bauer des öfteren 
auseinandergesetzt (z.8. in . Der 
Kampf um die Macht. 1924, 11. 
937ff.). Was die im stark agrarisch 
geprägten Österreich besonders 
wichtigen Bauern betraf, hat er ein 
detailliertes Konzept entwickelt. das 
in das Sozialdemokratische Agrar- 
prrgmnm von 1925 (vgl. II. 
1001ff.) eingegangen ist. Vom So- 
zialismus wird darin durchaus nicht 
geschwiegen. Aber in erster Linie ist 
von den ganz alltäglichen. ganz ge- 
genwärtigen Interessen der Klein- 
bauern die Rede und von Maßnah- 
men. die dazu dienen, sie gegen die 
Ausbeutung durch Großgrundbe- 
sitz. Handels- und Bankkapital zu 
schützen und die vorhandenen Insti- 
tutionen zur gegenseitigen Hilfe in 
der Landwirtschaft zu stärken. 

Eine Massenpartei der Arbeiter- 
klasse wie die Sozialdemokratie hat 
selbstverständlich immer und über- 
all für Reformen einzutreten, die - 
wie Arbeiterschutz oder Mieter- 
schutz - die Lebenslage der Masse 
der Arbeiterbevölkerung verbessern 
(vgl. V. 223). Sie geht über den blo- 
ßen Reformismus hinaus, sobald sie 
Machtpositionen, die sie im Staat 

erringt, nicht nur einfach besetzt. 
sondern sogleich als ,,Keimzellen 
neuer sozialistischer Ordnung'' (IX, 
272). d .h  aber für sozialistische Ex- 
perimente nutzt. Das wichtigste Ex- 
perimentierfeld für die österreichi- 
schen Sozialisten waren die Roten 
Gemeinden, voran das Rote Wien, 
aber auch gemeinwirtschaftliche 
Betriebe und Genossenschaften. 
Stets ging es darum. Beispiele zu 
geben. durch die Tat zu beweisen. 
daß sozialistische Methoden über- 
haupt und deutlich bessser funktio- 
nierten. die Beteiligten besser leben 
und besser arbeiten ließen. Ein sol- 
ches Beispiel gab Wien mit einer 
einmaligen Kombination von kom- 
munaler Sozial-. Gesundheits- und 
Schulpolitik. mit Mieterschutz. so- 
zialem Wohnungsbau und sozialisti- 
scher Steuerpolitik. Otto Bauer sah 
die Mängel dieses Experiments sehr 
klar (vgl. %.B. 111. 6021.). hielt es aber 
für unverzichtbar als Mittel zur Ver- 
änderung des Bewußtseins unter 
den Arbeitern selbst und um durch 
die werbende Kraft des Beispiels zur 
Hegemonie der Sozialdemokratie 
über dievolksmehrheit zu gelangen. 
Die soziale Revolution kann nur ,,das 
Werk aufbauender, organisierender 
Arbeit" sein (11, 95); daher Bauers 
Lob der .,revolutionären Kleinarbeit" 
(vgl. 111, 581ff.). 

Ot to Bauer - unser Zeitgenosse 
Als sozialistischer Politiker ist Otto 
Bauer erstaunlich aktuell. Er hat sich 
als einer der ersten dem Problem 
der dauerhaften Massenarbeitslo- 
sigkeit stellen müssen. Von 1919 bis 
1934 sank die Arbeitslosigkeit in 
Österreich nie unter 10%. sie stieg 
seit 1924 wieder an und erreichte 
in der Weltwirtschaftskrise über 
21%. mehr als 27% in den Indu- 
striegebieten des Landes. Bauer sah 
die demoralisierenden Folgen der 
Langzeit-Arbeitslosigkeit. die vor al- 
lem die Freien Gewerkschaften 
schwächten - deren Mitgliederzahl 
von 1923 bis 1932 von C. 900000 
auf 520000 sank. Daher hat Otto 
Bauer Beschäftigungspolitik in gro- 
ßem Stil propagiert - lange vor Key- 
nes. Er wollte öffentliche (Bau-)inve- 
stitionen in großem Stil kombi- 
nieren mit allgemeiner Arbeitszeit- 
verkürzung - natürlich bei vollem 
Lohnausgleich (siehe %.B. Arbeit für 
200.000, 1933, 111. 941ff.). 

Otto Bauer ist einer der ersten 
marxistischen Ökonomen, der das 
alte Problem der sozialen Kosten 
der kapitalistischen Entwicklung 

wiederentdeckt und am Beispiel der 
Rationalisierung bzw. Fehlrationali- 
sierung zum ersten Mal differen- 
ziert behandelt hat. Eine noch heu- 
te lesenswerte Pionierarbeit. die 
Bauers Überzeugung entsprang, 
alle Sozialisten hätten die Wider- 
stands- und Wandlungsfähigkeit 
des Kapitalismus nach dem I. Welt- 
krieg stark unterschätzt. die neuen 
Formen der kapitalistischen Produk- 
tionsweise seien sorgfältig zu stu- 
dieren. Er hat so eine der ersten 
gründlichen Studien dessen gelie- 
fert, was man heute .,Fordismus" 
nennt (vgl. Kapitalismus und Sozia- 
lismus nach dem Weltkrieg, 1931, 
111, 719ff.). Bauer hatte bereits ein 
klare Vorstellung von den Ökologi- 
schen Problemen des Kapitalismus, 
als es eine ökologische Bewegung 
oder ein Umweltbewußtsein weder 
in Österreich noch anderswo in Eu- 
ropa gab. Wie er in seinen agrarpoli- 
tischen Schriften darstellt. fuhrt die 
kapitalistische Agrikultur zur Um- 
weltzerstörung (vgl. 2.0. Der Kampf 
um Wald und Weide, 1925, 111. 31 f f  
und Sozialdemokratische Agrarpoli- 
tik, 1926. 111. 283ff.). sie ist mit ratio- 
neller, naturbewahrender Land- und 
Forstwirtschaft unvereinbar. muß 
daher nicht nur im Interesse der 
Landbevölkerung, sondern im Inter- 
esse aller überwunden werden. 

Die österreichische Sozialdemo- 
kratie hat auf Bauers Initiative als 
erste mit den heute vieldiskutierten 
Sozialklauseln im Außenhandel ge- 
arbeitet. Diese Sozialklauseln im 
Zollgesetz waren gegen Exporteure 
gerichtet, die (wie vor allem in 
Deutschland damals üblich) den 
gesetzlichen Achtstundentag 
nachweislich unterliefen (vgl. VII. 
343ff.). Gleichzeitig plädierte er 
für größere, grenzüberschreitende 
gemeinsame Märkte (2.6. Arbeits- 
märkte) in Europa und schlug als 
erster eine zwischenstaatliche Har- 
monisierung der Sozial(versiche- 
rungs)systeme vor (vgl. 2.0. V, 
983). 

Sein letzter Artikel erschien einen 
Tag nach seinem Tode am 5. Juli 
1938. Es war ein leidenschaftlicher 
Appell an die Regierungen der west- 
lichen Demokratien, ihre moralische 
und völkerrechtliche Pflicht zu tun, 
und den Juden Deutschlands und 
Österreichs, denen unter der Nazi- 
herrschaft immer mehr elementare 
Bürgerrechte genommen wurden, 
die Auswanderung zu ermöglichen 
(Ich appelliere an das Gewissen der 
Welt, VII. 781-784). SPW 
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Erfurt - Bochum - 
Bonn? 
Kongreß der ,,Erfurter Erklärung" am 3./4.10.1997 

von Ralf Krämer* 

Wenngleich die 
Erfurter Erklärung 
eine gecamtdeut- 
sche Initiative ist 

und in allen Teilen 
der Republik 

Menschen auf dieser 
Basis Aktionen und 

Veranstaltungen 
durchführen, ist 

doch unübersehbar, 
daß die politische 

Bedeutung in 
Ostdeutschland bei 

weitem höher ist als 
im Westen. 

,,Am 9. Januar 1997 haben sich von 
Erfurt aus Gewerkschafterlnnen, In- 
tellektuelle, Theologinnen und 
Theologen und Politikerlnnen an die 
Bügerinnen und Bürger der Bundes- 
republik Deutschland gewandt. Aus 
Verantwortung für die soziale De- 
mokratie kritisierten sie die regieren- 
de Politik in unserem formal verei- 
nigten Land, forderten eine gerechte 
Verteilung der Einkommen und Gü- 
ter, eine andere Politik, eine andere 
Regierung und eine Opposition, die 
den Wechsel mit allen Kräiten will.' 

Zehntausende haben sich seither 
mit ihrer Unterschrift zum Anliegen 
der Erfurter Erklärung bekannt. Hun- 
derte von Basisinitiativen vertreten 
die erhobenen Forderungen in Re- 
gionen, Kommunen und Städten. 
Täglich melden sich Menschen, die 
aus der Zuschauerdemokratie her- 
austreten wollen. Dies bestärkt uns 
in unserer Haltung, noch lauter als 
bisher zu sagen: Wir brauchen und 
wir wollen eine andere Politik1 Des- 
halb wollen wir eine andere Regie- 
rung! (. . .) 

Für 1998 rufen wirzu vielen bun- 
desweiten Aktionen auf und schla- 
gen im Juni eine zentrale Demon- 
stration in Bonn vor  ,Bis hierher und 
nicht weiter! Mut  für eine neue Poli- 
tik.' Um allen, die sich daran beteili- 
gen wollen, die Möglichkeit zu ge- 
ben, sich in die Vorbereitung dieser 
Aktionen einzubringen, laden wir im 
Februar 1998 zu einem bundeswei- 
ten ,Ratschlag' nach Bochum ein. " 

S o beginnt und endet der ..Er- 
furter Appell". der zum Ab- 
schluß des Kongesses be- 

schlossen wurde. zu dem die Initia- 
torlnnen der Erfurter Erklärung für 
den 3. und 4. Oktober in die Haupt- 
stadt Thüringens eingeladen hatten. 
Gemeinsam mit Aktiven aus der 
ganzen Bundesrepublik sollten Er- 

* Ralf Krämer. Donmund. spw-Redaktion 

fahrungen ausgetauscht, inhaltliche 
Schwerpunkte einer anderen Politik 
diskutiert und Perspektiven für wei- 
tere Aktivitäten entwickelt werden. 

Zwischenbilanz der Erfurter 
Erklärung 
Die Eröffnungsveranstaltung fand 
am am Freitag abend an symbol- 
trächtigem Ort in der mit etwa 1000 
Menschen überfüllten Augustiner- 
kirche in Erfurt statt - von hier war 
1989 die Demokratiebewegung in 
Thüringen ausgegangen. Nach Re- 
debeiträgen von Probst a.D. Heino 
Falcke, dem Hallenser Sozialpsycho- 
logen Hans-Joachim Maaz. Friedrich 
Schorlemmer und Rudolf Hickel über 
Probleme und Anforderungen zur 
zukünftigen Gestaltung der deut- 
schen Einheit diskutierten auf dem 
Podium Wolfgang Gehrke von der 
PDS. Jürgen Trittin von den Grünen, 
Wolfgang Thierse für die SPD und 
Andrea Nahles für die Jusos über die 
Positionen und Perspektiven der Op- 
position in Deutschland. Am Sams- 
tag gab es im Haus der Gewerk- 
schaften mit insgesamt etwa 500 
Teilnehmerlnnen zunächst Foren zu 
verschiedenen inhaltlichen Schwer- 
punkten: Arbeiten und Leben, Ar- 
mut und Reichtum. Demokratie - 
Partizipation. und Deutschland in 
der Welt. Zum Abschluß wurden im 
Plenum Beiträge und Vorschläge aus 
verschiedenen Initiativgruppen dis- 
kutiert und der genannte ,.Erfurter 
Appell" verabschiedet. 

43.000 Menschen hatten bis zu 
dem Zeitpunkt die Erfurter Erklärung 
durch ihre Unterschrift unterstützt. 
In Anbetracht der Tatsache. daß die 
Erfurter Erklärung schon wegen ih- 
rer Länge für massenhaftes Unter- 
schriftensammeln schlecht geeignet 
ist und auch nie geplant war, hier 
gewaltige Zahlen zu erreichen. ist 
das eine ganze Menge. Aber: Wenn- 
gleich immer wieder - zutreffender- 
weise - betont wurde, daß die Erfur- 
ter Erklärung eine gesamtdeutsche 
lnitiative ist und daß in allen Teilen 
der Republik Menschen auf dieser 
Basis Aktionen und Veranstaltungen 
durchführen, ist doch unüberseh- 
bar. daß die politische Bedeutung in 
Ostdeutschland bei weitem höher ist 
als im Westen. Im Osten artikuliert 
die Erfurter Erklärung verbreitete Er- 
fahrungen. Enttäuschungen und 
Schlußfolgerungen aus sieben Jah- 
ren deutscher Einheit und ist ein 
Thema. das auch in den Medien 
breit wahrgenommen und diskutiert 
wird. zu dem sich Intellektuelle und 
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Politikerlnnen so oder so verhalten. 
Im Westen besteht ihre Bedeutung 
bisher vor allem darin. in einzelnen 
Orten und Regionen den Anstoß für 
Kontakte und gemeinsame örtliche 
Diskussionen und Aktionen zwi- 
schen Linken aus verschiedenen Par- 
teien. Gewerkschaften und anderen 
Zusammenhängen gegeben zu ha- 
ben. 

Das politische Klima in Ost- 
deutschland 
Der Kongreß in Erfurt war natürlich 
von der ostdeutschen Situation und 
Debatte geprägt. Die Teilnehmerln- 
nen kamen ganz überwiegend aus 
Ostdeutschland, ein erheblicher Teil 
aus Erfurt und der näheren Umge- 
bung. Im Vergleich zu Westdeutsch- 
land waren - in meiner Wessi-Wahr- 
nehmung - die Diskussionen weni- 
ger an konkreten politisch durchzu- 
setzenden Reformforderungen ori- 
entiert. Vielmehr bestimmte grund- 
sätzliche Kritik an der zunehmenden 
sozialen Kälte, der Auseinanderent- 
wicklung von oben und unten, dem 
Verlust an Gemeinschaft und der 
Dominanz des Geldes. die mit dem 
Kapitalismus Einzug gehalten ha- 
ben, und das diffuse Bedürfnis nach 
einer Alternative - sowohl dazu als 
auch zum autoritären Staatssozialis- 
mus der Vergangenheit - die Diskus- 
sion. 

Dieses Klima bietet offenbar gu- 
ten Nährboden für mehr oder weni- 
ger dubiose Gruppierungen, die ei- 
nen ,.Dritten Weg" einer Wirt- 
schaftsordnung propagieren, die 
den ..Zinswucher" und das private 
Grundeigentum abschaffen soll. 
aber die kapitalistische Produktion 
und den freien Markt ansonsten un- 
angetastet Iäßt. Anknüpfend an 
.,freiwirtschaftlichen", christlichen 
und anthroposophischen Lehren 
werden hier scheinbar einfache Pa- 
tentlösungen für die soziale und 
ökologische Krise angeboten, die 
mit zum Teil extrem konsetvativen 
bzw. reaktionären Gesellschaftsvor- 
Stellungen verbunden sind. in der 
z.B. Frauen ganz klar die Rolle als Er- 
ziehende zugewiesen wird. und die 
den komplexen ökonomischen und 
gesellschaftlichen Zusammenhän- 
gen in keiner Weise gerecht werden. 
Die Linke wird sich damit stärker 
auseinandersetzen und klar machen 
müssen. daß die Frage, um die es 
tatsächlich geht und die wieder 
ernsthaft diskutiert - und populari- 
siert - werden muß, die der mögli- 
chen Gestaltung und Durchsetzung 

kommt, machen sich die Zerstörun- mus geopfert zu werden. Man spielt 
gen bemerkbar. die die terroristische 
Diktatur angerichtet hat - die so lan- 
ge unterdrückte Gesellschaft fällt 
auseinander. 

Revolutionärer Reformismus - 
Die Strategie des ,,dritten8' 
Weges 
Anders als die bis heute verbreitete 
Legende es will, war Otto Bauer 
kein ,.Determinist" oder ,.Fatalist", 
der auf die naturnotwendige An- 
kunft des Sozialismus wartete. Aller- 
dings war er der Ansicht. daß es 
auch für sozialistische Politiker eini- 
ge Regelmäßigkeiten und Gesetz- 
lichkeiten des sozialen Lebens gebe. 
die zu beachten seien. Das glauben 
in der Tat die meisten Sozialwissen- 
schaftler. 

Zum demokratischen Sozialis- 
mus kommt man - wenigstens in 
Westeuropa - nur auf demokrati- 
schem Wege! Diesen Grundsatz hat 
Otto Bauer mit aller Konsequenz 
vertreten. Dafür hat er Unerhörtes 
getan: Er hat eine Revolution, eine 
Machtergreifung durch bewaffnete 
Arbeiter in Wien und Umgebung 
verhindert, und er stand dazu. Er 
hat sich geweigert, dem taktischen 
Grundsatz des großen Napoleon zu 
folgen, der lautete: Erst mal siegen, 
dann sehen wir weiter! Er sah näm- 
lich nur zu klar, wohin eine Macht- 
ergreifung, die im Winter 1918119 
jederzeit möglich gewesen wäre, 
führen würde: In eine rasche. bluti- 
ge Katastrophe, in den schnellen 
Zusammenbruch der .,Wiener Kom- 
mune". die weder der Lebensmittel- 
und Kohlenblockade. noch den 
Truppen der Entente mehr als nur 
symbolischen Widerstand würde 
entgegensetzen können (vgl. seine 
Darstellung in Die österreichische 
Revolution, 1923. 11. 641ff.). 

Otto Bauer hatte den Mut. un- 
populär zu sein. Als ,.Höflinge des 
Proletariats" (I. 155) seien Marxisten 
in der Arbeiterbewegung fehl am 
Platze. Sie sollten sich momentanen 
Massenstimmungen widersetzen 
und Illusionen offen kritisieren. Als 
sozialistischer Politiker war Bauer 
ein Verantwortungsethiker, wie er 
im Buche steht. Er nahm seine Ver- 
antwortung für das Leben und 
Wohlergehen derjenigen. die im 
politisch vertrauten und folgten. 
bitter ernst: Man spielt nicht mit 
dem Leben der eigenen Anhänger 
und schon gar nicht mit dem Leben 
Dritter, die keineswegs danach ver- 
langen, für die Sache des Sozialis- 

auch-nicht mit den Gefühlen, den 
Stimmungen und Ängsten. den Illu- 
sionen der eigenen Anhänger oder 
derjenigen. die man gewinnen will. 
Immer wieder hat er sich gegen die 
Politik der ,,gefälschten Landkarten" 
(11. 244) gewandt. Man muß wissen, 
was man kann. aber ebenso, was 
man darf (11. 465). Taktische Fragen 
sind nach Zweckmäßigkeit zu ent- 
scheiden. aufgrund genauester 
Kenntnis der Besonderheiten des 
Landes und der Epoche. in der man 
sich bewegt (vgl. IX. 172, 201, 420 
u.Ö.). Aber es gibt normative Grund- 
sätze. an denen nicht zu rütteln ist. 
wie den. dem ..Proletariat Blutopfer, 
vermehrtes Elend". Unterwerfung 
unter eine Diktatur zu ersparen (IX.. 
136). Und es gibt Werte. wie den 
der Demokratie, die bedingungslos 
zu verteidigen sind. Es ist kaum ein 
größerer Gegensatz zur politischen 
Moral der Leninisten aller Sorten 
denkbar. 

In der Regel wird Otto Bauers 
Vorstellung vom demokratischen 
Weg zum demokratischen Sozialis- 
mus auf die Formel von der defensi- 
Rn  W verkürzt (vgl. III, 
1023f.. V. 411f.). Das war in der 
Tat die umstrittenste Passage im 
Linzer Programm der SDAP von 
1926. mit dem sich zum ersten Mal 
eine große sozialistische Massenpar- 
tei auf das Konzept eines dritten 
Weges. zwischen Reformismus und 
Bolschewismus. festlegte. 1931 
machte sich die Sozialistische Inter- 
nationale dieses Konzept zu eigen. 
Die Formel von der defensiven Ge- 
walt - wir werden uns mit Waffen- 
gewalt verteidigen, wenn die De- 
mokratie selbst angegriffen wird - 
wurde als Drohung wahrgenom- 
men. Die österreichische Sozialde- 
mokratie war den Wehrverbänden 
der Rechten nicht wehrlos ausgelie- 
fert; sie hatte Waffen und verfügte 
über eine eigene Kampforganisati- 
on. den Republikanischen Schutz- 
bund Als Bürgerkriegsdrohung war 
die Selbstbindung an die Defensive 
für den Fall des offenen Verfas- 
sungsbruchs nicht sehr zweckmä- 
ßig. da sie dem Gegner die lnitiative 
vollständig überließ. Sie war zuge- 
schnitten auf eine bürgerliche 
Demokratie, in der es an Demo- 
kraten fehlt. vor allem.(wie auch in 
der Weimarer Republik) an bürgerli- 
chen Demokraten (vgl. IX. 605 u.ö.). 
an demokratischen Volksparteien 
rechts von der Sozialdemokratie. 
Otto Bauer hat Koalitionsregierun- 

gen mit konsetvativen. bürgerlich- 
demokratischen Parteien nie prinzi- 
piell abgelehnt; bis zuletzt hat er 
darauf gehofft. im bürgerlich-kleri- 
kalen Lager politische Gegner zu 
finden. die den Wert der Demokra- 
tie ebenso hoch schätzten wie er. 

Heute mag uns die Formel von 
der defensiven Gewalt überholt er- 
scheinen. nachdem sich das Bürger- 
tum (selbst in Deutschland) im gro- 
ßen und ganzen zur Demokratie 
bekehrt hat. Ein Widerstandsrecht 
gegen Verfassungsbruch kennen 
heute die meisten gut demokrati- 
schen Verfassungen. Dennoch be- 
schreibt die alte Formel des Linzer 
Programms bis heute recht genau 
den Kern jedes .,Bekenntnisses zur 
Demokratie". das mehr ist als Lip- 
pengymnastik: Wir werden die 
Spielregeln respektieren und die Re- 
sultate des politischen Kräftespiels 
in der Demokratie akzeptieren, 
auch die. die uns nicht passen - so- 
lange die anderen bereit sind. das- 
selbe zu tun. Wir werden also akt- 
zeptieren. daß eine Demokratie 
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.Man kämpft in der 
bürgerlichen 

Demokratie nicht 
um der Menschheit 

große Gegenstände, 
sondern um Steuern 

und Zollsätze, um 
die Höhe von 

Arbeitslosenunter- 
stützungen und von 

Krankenkassenbei- 
trägen; die jährliche 

Prüfung von 
Staatsvoranschlägen 

und Rechnungsab- 
schlüssen ist das 

große Ereignis des 
Alltagslebens der 

bürgerlichen 
Demokratie. " 
(Otto Bauer. 

Zwischen zwei 
Weltkrie- 

gen?, 1936) 

.Ein skeptischer 
Relativismus, ein 

jeder grundsätzli- 
chen Entscheidung, 

jeder kühnen Tat 
abgeneigter 

Opportunismus, ein 
krämerhafter 

Utilitarismus, der, 
jede grundsätzliche 

Auseinandersetzung 
scheuend, das 

ganze öffentliche 
Leben in öden 

Handel um Steuern 
und Soziallasten, 

Zölle und Produkti- 
onsprämien auflöst, 

ist die Grundhaltung 
der bürgerlichen 

Demokratie. " 
(ebd.) 

ebenso wie die Konsumenten vertre- 
ten sind. Dazu kommen Staatsver- 
treter, die allgemeine volkswirt- 
schaftliche Interessen (z.0. auch 
Umwelt- oder Beschäftigungs- oder 
Außenhandelsinteressen) wahrzu- 
nehmen haben. Von einer staatli- 
chen Gesamt- oder Rahmenpla- 
nung ist keine Rede. Die vergesell- 
schafteten und demokratisch selbst- 
verwalteten Banken sollen Investi- 
tionen lenken - über Kredite, die 
den einzelnen selbstverwalteten Be- 
trieben und Branchen Spielraum für 
eigene Entscheidungen lassen. Heu- 
te würde man das Marktsozialismus 
nennen: ein Konzept, in dem viele 
Formen der wirtschaftlichen Selbst- 
verwaltung, von Genossenschaften 
über gemeinnützige oder gemein- 
wirtschaftliche Betriebe bis hin zu 
privaten (Fami1ien)betrieben in der 
Landwirtschaft oder im Handwerk 
ihren Platz haben (vgl. Der Weg 
zum Sozialismus. 191 9. Die Soziali- 
sierungsaktion, 191 9. Bolschewis- 
mus oder Sozialdemokratie, 1920 - 
in Werkausgabe Bd. 11). 

Es gibt kein fix und fertiges Pa- 
tentrezept für den Sozialismus (vgl. 
VII. 31 5. 31 6 u.6.). Die neue Pro- 
duktionsweise entsteht in einem 
langfristigen Prozeß des Experimen- 
tieren~. Ausprobieren8 und Lernens: 
die soziale Revolution wird das ,,Er- 
gebnis kühner, aber auch besonne- 
ner Arbeit vieler lahre". vielleicht 
Generationen sein (11, 95. 320). Da- 
für ist die (politische und wirtschaft- 
liche) Demokratie die notwendige 
und beste Form: Denn in diesem 
Prozeß geht es auch und gerade 
um die ,.Selbsterziehung der Arbei- 
terklasse". die sie erst zur Selbstver- 
waltung und -regierung im Wirt- 
schaftsprozeß, zur Demokratisie- 
rung der Unternehmerfunktionen 
befähigen wird (11, 424. 204ff.. 
284f.. 71 1. 111, 276 u.ö.1. Daher die 
Bedeutung der Betriebsräte und 
der Genossenschaften für die wer- 
dende sozialistische Wirtschaftsor- 
ganisation. Daher die Notwendig- 
keit der Demokratie für den Sozia- 
lismus: Erst die (lange) Erfahrung im 
Gebrauch politischer Freiheiten 
kann aus der subalternen Arbeiter- 
klasse eine ,,Klasse freiheitshungri- 
ger Persönlichkeiten" machen. de- 
ren ,,Freiheitsdrang8' sie zum Sozia- 
lismus, zur wirtschaftlichen Selbstre- 
gierung führt (11. 333. 332, 742 
u.ö.). Die Arbeiterklasse entwickelt 
sich durch die Arbeiterbewegung, 
die daher selbst in allen ihren Orga- 
nisationen der Demokratie bedarf. 

Ohne geistige Freiheit. ohne offe- 
nen Meinungskampf innerhalb der 
Arbeiterbewegung besteht immer 
wieder die Gefahr. daß der ,.Sozia- 
lismus der Arbeiterbewegung 
selbst" dem Sozialismus der Ideolo- 
gen oder Berufsrevolutionäre, de- 
nen ..das Proletariat nur das Instru- 
ment der Idee" ist, zum Opfer fällt 
(11. 330. IX. 102 u.ö.). 

Kritik der Sowjetunion 
Über zwanzig Jahre lang war Otto 
Bauer einer der schärfsten, zugleich 
auch fairsten und sachkundigsten 
Kritiker des sozialistischen Experi- 
ments in der Sowjetunion (vgl. 2.6. 
Die Russische Revolution und das 
europäische Proletariat, 191 7. Räte- 
diktatur oder Demokratie?, 191 9, 
Bolschewismus oder Sozialdemokra- 
tie?, 1920. Der ,,neue Kurs" in So- 
wjetrußland. 1921 - Werkausgabe 
Bd. II, Zwischen zwei Weltkriegen?, 
1936, Werkausgabe Bd. IV). Er hielt 
die russische Revolution für ein 
welthistorisches Ereignis, aber nicht 
für ein Verdienst der Bolschewiki. 
die, von der Massenbewegung der 
kriegsmüden Bauern und Industrie- 
arbeiter zur Macht getragen, drauf- 
los improvisierten und. teils bedingt 
durch die Rückständigkeit des Lan- 
des. teils durch ihre eigenen Fehler 
auf die schiefe Bahn zum despoti- 
schen Sozialismus gerieten. Er hat 
die geschriebene wie die tatsächli- 
che Verfassung der Sowjetunion 
klar analysiert (vgl. II. 269ff über 
die Sow~etverfassung von 1918. IX. 
637ff über die Sow~etverfassung . 
von 1936) und sich über die rasche 
Verwandlung der anfänglichen Rä- 
teherrschaft in eine Diktatur der 
Parteibürokratie keine Illusionen ge- 
macht (vgl. ll. 290ff.. IX, 561. 803, 
820ff. u.ö.). Er hat den Terror der 
Diktatur nicht verschwiegen und 
nicht entschuldigt; er sah allerdings 
sehr klar. daß eine solche terroristi- 
sche Diktatur in einem Bauernland, 
das in keiner Hinsicht ..reif" für den 
Sozialismus war. die einzige Mög- 
lichkeit darstellte. um eine winzige 
Elite von Berufsrevolutionären und 
Gesinnungssozialisten an der Macht 
zu halten. 

Die entscheidende Frage war, 
was eine solche Diktatur im soziali- 
stischen Sinn bewirken und errei- 
chen könne. Zu Anfang hielt Bauer 
die Diktatur für eine kurze Über- 
gangsphase, die dank der durch sie 
ausgelösten Agrarrevolution bald 
wieder in eine bürgerlich-bäuerliche 
Demokratie auf kapitalistischer 

Grundlage münden werde (vgl. VIII, 
928f u.ö.1; immerhin könne das Ex- 
periment der Bolschewiki zu neuen 
ökonomischen ..Mischformen" von 
mehr oder minder sozialistischem 
Charakter führen (11. 300f.). Durch 
die Wende zur Neuen ökonomi- 
schen Politik Anfang 1921 sah er 
sich voll bestätigt: Nun hätten die 
Bolschewiki selbst anerkannt. daß 
ihre Parteidiktatur nur eine Zwi- 
schenphase in einer bürgerlichen 
Revolution sein könne. Daher könne 
es nur noch darum gehen, die Dik- 
tatur so schnell und so unblutig wie 
möglich zu liquidieren (vgl. 11. 
429ff.. 455ff.). Nach der erneuten 
Wende zur forcierten Industrialisie- 
rung (und Aufrüstung) in der SU 
Ende der zwanziger lahre räumte 
Otto Bauer ein. daß die Politik der 
nachholenden Industrialisierung 
Rußlands gelingen könne. Der Auf- 
bau einer neuen, modernen Groß- 
industrie, die Verwandlung eines 
rückständigen Agrarlandes in einen 
Industriestaat würde enorme Opfer 
kosten. Aber er würde zumindest 
auch die materiellen Fundamente 
einer künftigen sozialistischen Ord- 
nung hervorbringen (vgl. Kapitalis- 
mus und Sozialismus nach dem 
Weltkrieg. III, 894ff.). 

Otto Bauer machte allerdings ei- 
nen klaren Vorbehalt: Ohne Abbau 
der Diktatur, ohne Demokratisie- 
rung, werde es auch mit noch so 
viel Industrie keinen Fortschritt zum 
Sozialismus geben. Anders als seine 
Kritiker ihm schon damals vorhiel- 
ten. glaubte er keineswegs an eine 
,,Selbstaufhebung der Diktatur": 
,,Die Freiheit wird wohl auch in Ruß- 
land erkämpft werden müssen." 
(IX. 286) Obwohl er die demorali- 
sierenden, korrumpierenden Folgen 
der Diktatur sah (vgl. 2.0. III, 
907ff.). setzte er darauf, daß die 
Industrialisierung der Sowjetunion 
die Sozialstruktur und die Kultur 
des Landes umwälzen und die Dik- 
tatur auf Dauer überflüssig machen 
werde (vgl. z.B. IX. 583. 783ff 
u.ö.). Er beschrieb genau das Dilem- 
ma. an dem gut fünfzig lahre spä- 
ter das Experiment Gorbatschows 
scheitern sollte: Die Parteidiktatur. 
die als stärkster Hebel für die Ent- 
wicklung der materiellen Vorausset- 
zungen einer sozialistischen Ökono- 
mie wirkt, ist zugleich das größte 
Hindernis für die Entwicklung ihrer 
intellektuellen und moralischen Vor- 
aussetzungen. Jede Erneuerung 
kann nur von oben. aus dem Partei- 
apparat kommen. aber sobald sie 

eines zugleich ökonomisch effizien- 
ten, ökologisch verantwortlichen 
und demokratischen Sozialismus ist. 

In der Rolle der PDS liegt ein Zen- 
traler Unterschied in der politischen 
Kultur Ost- und Westdeutschlands. 
Die Forderung der Erfurter Erklärung 
an alle Oppositionsparteien. sich 
ohne Berührungsverbote für das ge- 
meinsame Ziel der Ablösung der 
Kohl-Regierung einzusetzen. findet 
im Osten eine breite Basis. Trittin. der 
sich in der Eröffnungsveranstaltung 
am entschiedensten gegen Vorstel- 
lungen einer Zusammenarbeit mit 
der PDS ausgesprochen hatte, ernte- 
te heftigen Widerspruch gerade auch 
von anwesenden Bündnis 90IGrüne- 
Mitgliedern. Andrea Nahles traf oft 
noch am besten den Ton. den die Zu- 
hörerlnnen erwarteten, wenn sie die 
Notwendigkeit gesellschaftlicher Be- 
wegung und nicht nur von Parteien- 
koalitionen für einen Politikwechsel 
betonte. Allerdings offenbarte die 
Vielzahl von Äußerungen gegen das 
..Parteiengezänk" m.E. auch ein ver- 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Die spw-lahrestagung am 24.- 
26 10.97 hat einen neuen Arbeits- 
ausschuß bestimmt. Er setzt sich zu- 
sammen aus Thorben Albrecht, Uta 
Biermann. Ulf-Birger Franz. Ralf Krä- 
mer. Uwe Kremer. Susi Möbbeck, 
Peter von Oertzen. Horst Peter. loa- 
chim Schuster. Stefan Schostok, 
Claudia Walther. Thomas Westphal, 
Frank Wilhelmy. In einem der näch- 
sten spw-intern werden wir den Ar- 
beitsausschuß und seine Aufgaben 
genauer vorstellen. 

Vorher hatten die mehr als 60 
teilnehmenden Genosslnnen mit den 
Referentlnnen Andrea Nahles. Her- 
mann Scheer und Thorben Albrecht 

breitetes Unverständnis für die Rolle 
und Bedeutung der politischen Par- 
teien in der parlamentarischen De- 
mokratie und für die Bedeutung so- 
zialer Interessengegensätze und die 
Grenzen ostdeutsch-zivilgesellschaft- 
licher Konsense. 

Die Mühen der Zuspitzung 
Der Vorstoß für den ..Erfurter Ap- 
pell'' kam aus NRW. also dem We- 
sten. und entsprang dem Bedürfnis 
nach einer gemeinsamen aktionsori- 
entierten Zuspitzung. Der Text sollte 
- so ursprünglich die Diskussion in 
NRW - geeignet für massenweise 
Unterschriftensammlung auf Stra- 
ßen. in Betrieben. Univeßitäten usw. 
sein - Erinnnerungen an den .,Kre- 
felder Appell". unter den die Frie- 
densbewegung Anfang der 80er 
lahre Millionen Unterschriften ge- 
sammelt hatte. wurden aufgerufen. 
Diese Intention konnte aber mit dem 
in Erfurt verabschiedeten Appell 
nicht umgesetzt werden. Und es 
sollte mit dem Vorschlag einer bun- 

desweiten Demonstration ein Ziel- 
und Höhepunkt der Mobilisierung 
aufgezeigt werden, mit dem größe- 
rer politischer Druck für einen Poli- 
tikwechsel erzeugt werden kann. 
Dabei ist klar, daß die Kräfte der ..Er- 
furter Erklärung" weder politisch 
noch organisatorisch ausreichen. 
eine solche Demonstration durchzu- 
führen. sondern daß dazu ein brei- 
tes Bündnis politischer und sozialer 
Gruppen und Organisationen nötig 
wäre und Gewerkschaften dabei 
eine Hauptrolle spielen müßten. 

Der .,Eriurter Appell" und die darin 
vorgeschlagene Demonstration im Juni 
98 in Bonn ist also zunächst ein Signal. 
ein Vorschlag. der in Gesprächen mit 
potenziellen Trägerlnnen einer solchen 
Demonstration g e p ~ f t  werden soll. 
Der Ratschlag am letzten Februarwo- 
chenende 1998 in Bochum soll dann 
die Ergebnisse bewerten und endgülti- 
ge Aktionsorientierungen für das 
Wahljahr 1998 festlegen. IPW 

V Vgl. die Dokumentation in spw 93, 11 
9 7 . 5  4f. 

Der "Erfurter 
Appell" und die 
darin wrgeschlage 
ne Demonstration 
im Juni 9 8  in Bonn 
ist zunächst ein 
Signal, ein Vor- 
schlag, der in 
Gesprächen mit 
potenziellen Trägerlnnen einer 

solchen Demonstra- 
tion geprüft werden 
soll. 

eine intensive Debatte über die politi- 
sche Situation im allgemeinen und 
die der Sozialdemokratie in Deutsch- 
land und in Europa im besonderen 
sowie über die Perspektiven der spw 
vor diesem Hintergrund geführt. Ei- - , - - - - - - - 
nerseits soll die Interventionsfähigkeit 
von spw in der SPD gestärkt werden. 
andererseits die Zusammenarbeit mit 
anderen linken Kräften im Rahmen 
von Crossover und darüber hinaus 
weiterentwickelt und ausgebaut wer- 
den. um zu einer Revitalisierung der 150. Jahrestags der Veröffentlichung 
intellektuellen und politischen Aus- des Kommunistischen Manifestes im 
strahlungsfähigkeit der sozialisti- nächsten Frühjahr ins Auge gefaßt. 
schen und radikalreformerischen Lin- Über weitere konkrete Projekte wird 
ken in Deutschland zu kommen. U.a. der Arbeitsausschuß noch beraten. 
ist eine gemeinsame Tagung mit der 
Zeitschrift Sozialismus anläßlich des Dies~w-Redaktion 

Regionaltreffen der Parteilinken in den ostdeutschen SPD-Landesverbänden 

Samstag, 10. Januar 1997, 11 - 17 Uhr in Berlin, Rosenthalerstr. 13 

Machtwechsel = Politikwechsel? 
Die ostdeutsche SPD vor den Wahlen 1998199 

Für den Abend ist ein gemeinsamer Kabarettbesuch geplant und für Sonntag.ll.01.97. 
die Teilnahme an der Karl und Rosa-Manifestation in Friedrichsfelde. 

Kontakte. Informationen. Anmeldungen bei: 
Burkhard Zimmermann, Hubertusallee 48, 14193 Berlin, 

rpw. Zeitichrift fur Sozialistirche Politik und Winrrhaff. Heft 98. 1997 



Der Trend geht zum 
Systemwechsel 
Zeitgeistkonferenz Millenium Kassel 

von Benno Salzig und Georg Schulze* 

m 18. und 19. September 
'97 fand nun schon zum drit- A ten mal in Kassel eine .fu- 

ture conference" statt. die sich in 
diesem Jahr mit dem Thema ,.New 
Work. Zukunft der Arbeit' beschäf- 
tigte. Legt es schon der bevorste- 
hende Beginn eines neuen Jahrtau- 
sends nahe, den mutigen Blick in die 
Zukunftzu werfen, so besteht in die- 
ser Gesellschaft derzeit ein solch ho- 

Der Diskurs ist durch 
die drückende 

Gesellschaftskrise 
des Kapitalismus 

und den Niedergang 
des Realsozialismus 

offenbar etwas 
befreit - dennoch 

sind die Protagoni- 
sten des .weiter so' 

fest im Sattel. 

~~~ ~ 

her Problemdruck. daß die Frage 
nach der zukünftigen Entwicklung 
für viele Menschen im Raum steht. 
Einzelne dieser gesellschaftlichen 
Probleme zum Thema der Konferenz 
zu machen, sie zu analysieren und 
Lösungsvorschläge zu erarbeiten. 
war denn auch das Ziel dieser Veran- 
staltung. Eine interdisziplinär und 
kontrovers angelegte Auswahl der 
Referentlnnen sorgte für Diskussi- 
onsstoff, die Organisation durch 
Mathias Horx' Trendbüro bürgte für 
den notwendigen 

Touch ,,of tomorrow". 
Das zahlende Publikum. vorwiegend 
geschäftsführend, besitzend oder 
beratend mit deutschem Kapital in 
Verbindung stehend. durfte sich 
also im Lichte des Nonkonformismus 
und der Zukunftsfähigkeit zeigen. 
Zumindest an diesen beiden Tagen. 

Nach den Grußworten des hessi- 
schen Ministerpräsidenten Hans Ei- 
chel (,,Das Wachstum koppelt sich 
vom Arbeitsmarkt ab") und des 
Oberbürgermeisters der Stadt Kas- 
sel, Georg Lewandowski (.,Kassel ist 
stolz..."). folgten die Ca. 200 Teil- 
nehmerlnnen interessiert dem Ein- 
führungsreferat des amerikanischen 
Journalisten Jeremy Rifkin mit dem 
Titel .,Von der Krise des Arbeitsmark- 
tes zur neuen Arbeitskultur". Rifkin 
spitzte die aus seinem Bestseller 
,.Das Ende der Arbeit und ihre Zu- 

' Benno Salzig, sfudkri Politikwi~~enscha~. Geshichte und Philarophie in 
K m l ;  Gwrg Schulze. Diplom-Ingenieur, wohnt und arbeitet in Bochum. 
Mitglied der spw-Redaktion 

kunft" schon bekannten Thesen 
noch einmal zu: Ohne umfassende 
'Umverteilung von Arbeit und Profit. 
.sprich ohne neuen Gesellschaftsver- 
trag entwickle sich die Welt auf eine 
'Katastrophe zu. Zu groß seien die in 
naher Zukunft zu erwartenden Ra- 
.tionalisierungssprünge auch und ge- 
rade im Dienstleistungsbereich der 
Metropolen. Die hier entstehenden 
neuen Arbeitsplätze der Wissensge- 
sellschaft seien elitärer Natur und 
das gerade Gegenteil von Massenar- 
beitsplätzen. Auch in den Ländern. 
deren .,Stärkeu heute billige Arbeits- 
kraft sei. wirke sich das .,biotechni- 
sche Zeitalter" in naher Zukunft ver- 
heerend aus. 

Rifkin beschwor demgegenüber 
die Chancen der technologischen 
Revolution als Möglichkeit zur 

Befreiung von der Arbeit. 
Das Publikum staunte - und applau- 
dierte in donnerstäglicher Sonntags- 
laune. 

Alltagskost demgegenüber beim 
zweiten Star der Veranstaltung. Der 
ehernaliae Präsident des Instituts für 
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Weltwirtschaft, Herbert Giersch. 
sang das Hohelied des herrschenden 
Neokonse~atismus: Deregulierung. 
Kapitalisierung. Kommerzialisierung 
immer weiterer Lebensbereiche; 
Deutschland und seine Bewohner 
müßten sich bereiten für ein globa- 
les su~ i va l  of the fittest. Ansonsten 
vertraut der emeritierte Professor 
auf die Selbstheilungskräfte eines 
weiter zu befreienden Marktes. 

Politische Gestaltung und Regu- 
lation auf der einen Seite und Öko- 
nomisierung möglichst vieler Berei- 
che der Gesellschaft auf der ande- 
ren: doch die Vergabe von Etiketten 
wie links und rechts wird schwierig. 
fordert Rifkin doch etwa auch Kon- 
kurrenzprinzipien im einem notwen- 
dig zu entwickelndem dritten Sek- 
tor. 

Interessant hätte die Sache aber 
dann durch die Kombination der 
Elemente werden können. die von 
den verschiedenen ,,Progressiven" 
genannt wurden: 

Individuelle Freiräume seien zu 
schaffen. forderte etwa Frithjof 
Bergmann, Prof. für Philosophie und 
Anthropologie der University of Mi- 
chigan. Durch Erlösung des Men- 
schen vom Taylorismus erst werde 
Motivation und Kreativität des Men- 
schen geweckt. Der Wert von (auch 
unternehmerischer) *Selbständigkeit 
für die Entwicklung des Menschen 
wurde ebenso betont, wie die Not- 
wendigkeit für Chancengleichheit, 

an den Möglichkeiten zur Selbstver- 
wirklichung teilzuhaben. 

Auch Ansätze zur notwendigen 
Entwicklung der gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen wurden erör- 
tert. Rifkin etwa plädierte für einen 
breiten öffentlichen Beschäfiigungs- 
s&or und Stärkung der Massen- 
kaufkraft durch deutliche Umvertei- 
lung von oben nach unten. Der Lei- 
ter der Arbeitsgruppe ..neue Wohl- 
standsmodelle" beim Wuppertal In- 
stitut, Gerhard Scherhorn, ergänzte 
Uberlegungen bezüglich ökologisch 
wie sozial nachhaltiger globaler Pro- 
duktion. Dazu sei ein weithin getra- 
gener Wertewandel hinsichtlich 
neuer Wohlstandsmodelle Voraus- 
setzung. den es zu fördern gelte. 

Schließlich dürfe diegesellschafi- 
liche (Selbst-)Wertschätzung des In- 
dividuums nicht mehr allein auf die 
Stellung im Erwerbsarbeitssystem 
zurückzuführen sein. Neben die 
klassische Erwerbsarbeit, die, wie 
etwa die Autoren Thomas Gester- 
kamp und Dieter Schack befanden. 
ohnehin ein durchweg männerdo- 
miniertes Terrain sei. müsse eine in- 

Weil 
Verantwortung 

sich . . 

auszahlt 
invertiehElhK reit 1988 in eine 

lebenrwerte Zukunh. Sie können 

Ihr Geld ökologisch und 

sozial verträglich anlegen. 
. ._ . L,._ .,IhreVorteile: gute Rendite 

erfahrener Fondr- 

management 

t -* 

Anlageaurrdiuß . Mitrpra<hemöglichkeit 

der Anlegerlinnen 

eigene Forrchungsrtelle 

. . .  
Seyengaiie2.50678 Koln 

Te1 0221 i 9 31 25 20 
Fax 0221 i 3 31 83 83 

6 rpw. Zeifahiifi f Y i  Sozialirtiwhe Politik und Wirtschaft. Heft 98, 1997 

THEORETIKERIINNEN 

und Ausdrucksformen haben kann. 
je nach der Konstellation der Klas- 
sen und Klassenallianzen. die einan- 
der vorübergehend das ,,Gleichge- 
wicht' halten. Mitunter führen die- 
se Gleichgewichtszustände zu neu- 
en Partei- und Blockbildungen. zu 
Koalitionsregierungen und zu neu- 
en institutionellen Formen und Re- 
gierungsmethoden - wie den For- 
men der ..funktionellen Demokra- 
tie" (Vorläufern des späteren Korpo- 
ratismus in vielen kapitalistischen 
Ländern) (vgl. II, 656ff., 727ff.. 
731f.. 743ff; IX. 55ff; IV, 14Bff 
uö.). 

Solche Gleichgewichte sind 
höchst unstabil. Des öfteren führen 
sie zur Sprengung der demokrati- 
schen Staatsform, zu neuen autori- 
tären Regimes (Bonapartismus, Fa- 
schismus in verschiedenen Formen). 
die aber wiederum keine Diktaturen 
der Bourgeoisie sind: Aus ..Deklas- 
sierten". aus den ,,Abfällen" vieler 
Klassen bildet sich eine neue .,regie- 
rende Kaste". Teile der alten .,regie- 
renden Kasten" (Bürokratie und Mi- 
litär) sowie Teile der vormals herr- 
schenden Klassen (des Großbürger- 
tums und der Großgrundbesitzer im 
deutschen Fall) können in den neu- 
en .,herrschenden Block" aufge- 
nommen werden (vgl. IV. 14Bff.. 
153ff; IX, 67f.. 319f.). Die soziale 
Basis dieser Diktatur kann sich ver- 
breitern oder verengen; damit än- 
dert sich jeweils auch ihre Struktur 
und Funktionsweise. Mithin gibt es 
mehrere Faschismen mit durchaus 
verschiedenem sozialen Inhalt (vgl. 
IX. 490). 

Otto Bauer hat sich mit der ita- 
lienischen. spanischen, deutschen 
und österreichischen Spielart des 
Faschismus befaßt (vgl. IV, 360ff.). 
Er sah die historischen Parallelen 
zum Bonapartismus, warnte aber 
vor übertriebenen Analogien, da 
der Faschismus ..auf einer ungleich 
späteren. ungleich höheren Ent- 
wicklungsstufe des Kapitalismus" 
entstanden ist (VII. 770). Ideolo- 
gisch ist der Faschismus Erbe der ro- 
mantischen Kritik an der bürgerli- 
chen Gesellschaft und Kultur (vgl. 
IV. 187ff.); er floriert, wo die Ideen 
der bürgerlichen Revolution nicht 
die Kraft eines Volksvorurteils er- 
langt haben (IV. 191). Faschistische 
Massenbewegungen sind also ein 
Ausdruck der Schwäche der bürger- 
lichen Hegemonie. die keineswegs 
immer und überall alle Klassen und 
Schichten des Volkes ,,durch die 
Macht ihrer Ideen'' (IV. 136) im 

Zaum zu halten vermag. Wo diese 
Hegemonie stabil ist, wo die Bour- 
geoisie ohne Privilegien. ohne Un- 
terdrückung. nur kraft ihrer ldeen 
und ihrer ,.volkstümlich geworde- 
nen falschen Theorie(n)" (vgl. IV. 
125f.. 136) herrscht, wo sie nicht 
nur alle besitzenden Klassen für sich 
gewonnen. sondern auch die Arbei- 
termassen mit ihrer Herrschaft ver- 
söhnt hat (wie 2.0. in England - vgl. 
11. 322). da ist auch die Demokratie 
ungefährdet. 

Bauers Sozialismuskonzept 
Marxisten wird für gewöhnlich vor- 
gehalten, sich mehr für soziale 
Gleichheit als für individuelle Frei- 
heit zu interessieren. Auch dies Vor- 
urteil trifft auf Otto Bauer nicht zu. 
Sein Konzept des demokratischen 
Sozialismus- im Gegensatz zum bü- 
rokratischen oder reinen Staatsso- 
zialismus bzw. zum despotischen 
Sozialismus - Iäßt sich geradezu auf 
die sehr moderne Formel reale 
,.Freiheit für alle" bringen. Dazu g e  
hört auch gutes Leben -,.Wohlstand 
für alle" (vgl. IX. 785, 787). 

Reale Freiheit für alle braucht 
materielle und intellektuelle Voraus- 
setzungen ebenso wie institutionel- 
le Garantien: Ganz bewußt spricht 
Bauer stets von konkreten individu- 
ellen und kollektiven Freiheiten im 
Plural und nennt sie beim Namen. 
C+? Menschen- und Bürgerrechte, 
allererst die individuelle ,.Gewissens- 
und Gesinnungsfreiheit". dann das 
,.Recht der freien Rede, der freien 
Kritik. der freien Organisation" (IX. 
624. 285f.). ,.Pressefreiheit, Ver- 
sammlungsfreiheit. Vereinsfreiheit" 
(IX. 643) bilden die eigentliche 
Grundlage der Demokratie. Diese 
Freiheiten brauchen Garantien. 
müssen durch besondere Institutio- 
nen - Rechtsinstitute - gesichert 
werden. Daher ist der Rechtsstaat, 
das Prinzip der ,.Herrschaft des Ge- 
setzes" die wesentliche Vorausset- 
zung jeglicher Demokratie (IV. 
194f; IX. 384. 627, 641). Zur De- 
mokratie gehören auch Mehrheits- 
herrschaft auf der Grundlage des 
allgemeinen, gleichen und gehei- 
men Wahlrechts und das Prinzip der 
verantwortlichen Regierung (11. 
301f.. V, 417 u.ö.). 

Aber ihren Kern. ihren .,Lebens- 
quell" bildet die individuelle geistige 
Freiheit. die kollektive Freiheit erst 
ermöglicht. Denn politische Freiheit 
besteht für Otto Bauer im Gebrauch 
der politischen Rechte. in der offe- 
nen und öffentlichen Auseinander- 

setzung mit friedlichen. geistigen 
Mitteln um die ,.Herzen und Hirne" 
der Volksmehrheit. Der Sozialismus 
dient dazu, die Schranken, die dem 
Gebrauch dieser Freiheiten im Kapi- 
talismus gesetzt sind. aufzuheben 
und gerade die individuelle geistige 
Freiheit zu einer realen Freiheit für 
alle zu machen. Ganz unromantisch 
betont Bauer schon 1906. daß der 
Sozialismus keineswegs die .,guteu 
Gesellschaft, die endgültige ,.Ver- 
wirklichung des Sittengesetzes" sei; 
zwar fielen die Klassengegensätze 
auf die Dauer weg, aber damit noch 
keineswegs alle Gegensätze. ..nicht 
einmal alle Interessengegensätze in 
der Gesellschaft". In der sozialisti- 
schen Demokratie können diese In- 
teressengegensätze offen ausgetra- 
gen werden. ohne die jeweiligen 
Gegner im lnteressenkampf unter- 
drücken oder sie ,,mittels einer verlo- 
genen Ideologie über ihr wahres In- 
teresse" täuschen zu müssen (VII, 
885, 887). 

Sozialismus ist für Otto Bauer 
wirtschaftliche Demokratie, die rea- 
le ,,Selbstbestimmung des Volkes in 
seinem Arbeits- und Wirtschaftspro- 
zeß" (IX. 283). Um wirtschaftliche 
Freiheit (Bewegungs- und Entschei- 
dungsfreiheit) für alle herzustellen. 
müssen die vielfältigen Abhängig- 
keits- und Herrschaftsverhältnisse 
des Kapitalismus. voran die Lohnab- 
hängigkeit in allen ihren Formen. 
überwunden werden. Industrielle 
Demokratie hat Betriebsdemokratie 
zur Voraussetzung. reicht aber wei- 
ter als die bloße Produzentendemo- 
kratie - sie soll ,.wirtschaftliche 
Selbstverwaltung des ganzen Vol- 
kes". aller am Wirtschaftsprozeß be- 
teiligten. davon abhängigen Perso- 
nen sein (11, 129. 300). 

Daher entwickelt Otto Bauer. 
gleichermaßen gegen syndikalisti- 
sche und staatssozialistische Vorstel- 
lungen gewandt, sein Konzept der 
Vergesellschafiung: Um den großen 
Grund- und Immobilienbesitz. um 
die Produktions-. Transport- und 
Kommunikationsmittel einer hoch- 
entwickelten industriellen Gesell- 
schaft aus privatem in gesellschaftli- 
ches Eigentum zu überführen, um 
die vielerlei Mehrwerttitel aufzuhe- 
ben. dazu braucht man den Staat. 
Aber die vergesellschafteten Indu- 
strien sollen weder dem Staat gehö- 
ren noch von staatlichen Behörden 
verwaltet werden; sie sollen demo- 
kratisch gewählten und verantwort- 
lichen Verwaltungsräten unterstellt 
werden, in denen die Produzenten 

.Die Überschätzung 
der eigenen Kraft, 
die im russischen 
Proletariat infolge 
der Mämreignisse 
entstehen mußte, 
hat in der Taktik 
Lenins und Trotzkis 
ihren getreuen 
Ausdruck gefunden. 
Der Aberglaube der 
lakobineran die 
Allmacht der 
Guillotine ist in 
Petersbuq wiederer- 
standen als Aber- 
glaube an die 
Allmacht der 
Maschinengeweh- 
re. " 
(Otto Bauer, Brief an 
Karl Kautsky, 28. 
September 191 7) 



Otto Bauer (1 881 - 
1938) - Die Mühen 
des Dritten Wegs1 
von Michael R. Krätke* 

.Um der individuel- 
len geistigen 

Freiheit willen bin 
ich Demokrat. Die 

Demokratie - das ist 
mir etwas mehr als 
der Parlamentaris- 
mus, mehr als eine 
Summe juristischer 

Institutionen. Sie ist 
mir die Staatsverfas- 

sung, die die 
bestmöglichen 

Bürgschaften der 
individuellen, der 
geistigen Freiheit 

gibt." 
(Otto Bauer, 

Parlarnentsrede 
1932) 

Bauers 2. Unvollendete -d i e  
,,Kritik der Politik" 

0 tto Bauer begriff Marxismus 
als politische Wissenschaft. 

Von Marx war zu lernen. 
sich im .,Gewirr der politischen Er- 
eignisse zurechtzufinden durch das 
stete Bemühen. sie aus dem Gang 
der wirtschaftlichen Entwicklung. 
aus den Klassenkämpfen und aus 
den Verschiebungen in den Macht- 
verhältnissen der Klassen zu erklä- 
ren" (VIII. 805)'. die ,.Methode der 
konkreten Analyse der konkreten, 
sich täglich wandelnden Klassen- 
Struktur der Gesellschaft und ihrer 
geistigen und politischen Aus- 
drucksformen" (IX. 2Olf.). Bauer 
war ein Meister der ,.Kunst der mar- 
xistischen Analyse der politischen 
Tagessituation. ihres Begreifens aus 
den jeweiligen Machtverhältnissen 
der Klassen. der Ableitung der je- 
weiligen Aufgaben und der jeweili- 
gen Schranken der proletarischen 
Aktion aus ihr" (IX, 758). Dazu ge- 
hörte intellektuelle Disziplin und Di- 
stanz. Ein .,marxistischer Politiker" 
sollte auch die Irrtümer. Illusionen 
und Irrwege der Arbeiterbewegung 
seines Landes und seiner Zeit aus ih- 
ren jeweiligen ..objektiven Daseins- 
bedingungen" begreifen und erklä- 
ren können, um ihnen nicht blind 
ausgeliefert zu sein (VIII. 931f.). 

Der gängige Vorwurf. Marxisten 
interessierten sich nur dafür, wer 
oder was herrscht. aber nicht dafür. 
in welchen Formen Herrschah aus- 
geübt wird. trifft Otto Bauer nicht. 
Zwischen Herrschaftsformen und ih- 
rem sozialen Inhalt ,,besteht ein in- 
nerer Zusammenhang" (11. 319). Po- 
litische Formunterschiede sind wich- 

* Michael R. Krätke, Professor für Politikwisseorchak an der Universität 
Amrterdam. 

tig. auch kleine institutionelle Details 
und Nuancen können etwas über 
die .,tatsächlichen Machtverhältnis- 
se", die wirkliche Verfassung eines 
Landes (VIII. 880). aussagen. Otto 
Bauer hat sich mit vielen Formen des 
modernen Staates befaßt - vom 
Ständestaat. über den Absolutismus 
bis hin zum Faschismus; sein Haupt- 
interesse aber galt der Analyse der 
.,bürgerlichen Demokratie" und ih- 
ren Spielarten in den verschiedenen 
kapitalistischen Ländern. In der De- 
mokratie sah er- ganz wie die Altvä- 
ter Marx und Engels - zugleich die 
beste mögliche politische Form für 
die bürgerliche Gesellschaft. die 
Form. in der ihre inneren Konflikte 
offen ausgetragen werden konnten. 
und die notwendige und hinreichen- 
de politische Bedingung jeder sozia- 
listischen Gesellschaft. die einzige 
Form. in dem der Prozeß der Trans- 
formation, des Umbaus von Wirt- 
schaft und Gesellschaft bis zum ge- 
wünschten Ziel der .klassenlosen Ge- 
sellschaft" gebracht werden könne. 

Gegen die damals gängigen 
Phrasen von der ..Bourgeoisrepu- 
b l i k  oder der ,.Diktatur der Bour- 
geoisie" entwickelt Otto Bauer die 
,,feinere theoretische Analyse des 
Marxismus" (11, 803). spürt den in- 
neren Widersprüchen der bürgerli- 
chen Demokratie nach. zeigt ihre 
Herrschaftsmechanismen auf. ver- 
folgt ihren Form- und Funktions- 
wandel, entschlüsselt den fortlau- 
fenden Kampf um die ,.Hegemo- 
nie". Er führt die damals wie heute 
kaum bekannten politischen Analy- 
sen von Marx weiter - und zwar lan- 
ge vor Gramsci und erheblich präzi- 
ser als jener. Kapitalismus und De- 
mokratie hängen notwendig zu- 
sammen. Die demokratische Staats- 
form ist ein ..Resultat der Entwick- 
lung des Kapitalismus" (IV, 121); die 
Demokratie führt (auf lange Sicht) 
den Kapitalismus auf eine ,.tech- 
nisch, sozial und kulturell ungleich 
höhere(n) Entwicklungsstufe" (IV, 
131). Das ist möglich. weil die De- 
mokratie eine Staatsform ist, die die 
direkte, organisierte physische Ge- 
walt in den Hintergrund des politi- 
schen Kräftespiels verbannt. formel- 
le politische Privilegien aufhebt, 
mithin den ..sozialen Machtfakto- 
renn den überragenden Einfluß auf 
die politische Machtverteilung zwi- 
schen den sozialen Klassen zuweist 
(vgl. II, 245ff.. 655; IX. 378ff u.ö.). 
Folglich kann der soziale Inhalt der 
Demokratie verschieden sein. Im Ka- 
pitalismus bleibt sie geprägt vom 

umfassenden Widerspruch zwischen 
politischer Gleichberechtigung und 
sozialer Klassenherrschaft (vgl. IV. 
133, IX, 381 u.ö.). 

Will man diesen Widerspruch 
analysieren, muß man sich die Me- 
chanismen ansehen. über die öko- 
nomische in politische Herrschaft 
umgesetzt wird. In Bauers Analysen 
dieser Herrschaftsmechanismen 
kommt den Massenparteien. die 
ihre soziale Basis in den Mittelklas- 
sen der bürgerlichen Gesellschaft 
haben. eine Schlüsselrolle zu (vgl. 
IV, 125ff; IX. 202ff.. 250, 257 
U.&). In der Demokratie ist Herr- 
schaft nur in der Form der Hegemo- 
nie. der geistigen Führerschaft 
möglich: Die bürgerlichen Massen- 
parteien geraten ideologisch, ihrer 
Denkweise nach ..unter den Einfluß, 
unter die Führung der großen 
Bourgeoisie". und sie können die 
Regierungsgewalt im Staat nur be- 
haupten, indem sie breite Schichten 
der Mittelklassen und der Arbeiter- 
klasse ,.mittels politischer, religiöser, 
nationaler Ideologien unter ihrem 
Einfluß halten" (IX, 207). ..Minder- 
heitsherrschaft der Großbourgeoisie 
mittels Mehrheitsregierung der bür- 
gerlichen Massenparteien". das ist 
das ,.Spezifische" der bürgerlichen 
Demokratie (IX, 208). 

Diese Parteien entwickeln und 
verändern sich. ebenso wie die 
Herrschaftsmethoden und die For- 
men. in denen sich verschiedene 
politische Blöcke bilden und ihre 
Hegemonie erringen. behaupten 
und wieder verlieren (vgl. 11. 
937ff.). Die Arbeiterbewegung 
bringt ihre eigenen Massenparteien 
hervor und tritt in den Kampf um 
die Hegemonie, um die geistige 
Führung der Massen der Arbeiter 
und der Mittelschichten ein. Daher 
verändert gerade der Mechanismus 
der Demokratie auch den Charakter 
der bürgerlichen Parteien. die sich 
zu Massen- und Volksparteien mau- 
sern und Wählermassen verschiede- 
ner Klassen um sich scharen müs- 
sen. Dank der Heterogenität ihrer 
sozialen Basis sind sie genötigt, im- 
mer wieder Kompromisse auszu- 
handeln und den Interessen ihrer 
nichtbürgerlichen Anhänger Zuge- 
ständnisse zu machen (vgl. IV, 
134ff.). Gelegentlich, dank großer 
sozialer Erschütterungen im Gefolge 
von Krisen und Kriegen (wie 1918ff 
oder auch 1945ff.). kann ein Zu- 
stand des ..Gleichgewichts der Klas- 
senkräfte" auftreten, der allerdings 
ganz verschiedene politische Folgen 

dividuell selbstbestimmte und nicht 
mehr geschlechtsspezifisch gelebte 
Mixtur aus verschieden Arbeitsfor- 
men treten, wobei alle Arbeitsfor- 
men durch die Gesellschaft als wert- 
voll akzeptiert werden sollten. 

Wie aus einer bestehenden Kon- 
kurrenzgesellschaft heraus ein neues 
Gemeinschaftsgefühl und praktizier- 
te Solidarität entstehen soll, wurde 
leider ebensowenig thematisiert. wir 
Aspekte umfassender Demokratisie- 
rung. Hier schien man auf den guten 
Willen der Beteiligten zu vertrauen. 

Doch all diese teilweise empha- 
tisch vorgetragenen Ansätze blieben 
im Rahmen der Tagung unvermittelt 

sprechen können, um den Herausfor- 
derungen des nächsten Jahrtausends 
angemessen zu begegnen. blieb die- 
se Provokation den amerikanischen 
Gastrednern vorbehalten. Die einzel- 
nen ..Mosaiksteine des Fortschritts" 
ergaben kein Bild. Der Knüppel der Fi- 
nanzierungsfrage hatte wieder ein- 
mal Scherben fabriziert. 

Die Umverteilungsfrage 
verhallte in der postmodernen Ar- 
chitektur des Tagungsortes - wie 
ungehört. Oder unerhört? Dennoch 
erstaunlich. welche ewigen Wahr- 
heiten der Bürgerlichen derzeit ins 
Wanken geraten: Prof. Giersch und 
seine positionelle Gefolgschaft re- 

Bleibt also die Frage: War die Ta- 
gung nur ein weiterer Beweis für den 
Trend zur Beliebigkeit (womit dann 
auch Herr Horx zu Ehren käme)? Der 
Diskurs ist durch die drückende Ge- 
sellschaftskrise des Kapitalismus und 
den Niedergang des Realsozialismus 
offenbar etwas befreit - dennoch 
sind die Protagonisten des ,,weiter 
so" fest im Sattel. Systemwechsel 
wird auf der Experimentalbühne ge- 
probt, auf der politischen Bühne 
steht er nicht auf dem Spielplan. Die 
politisch und wirtschaftlich hegemo- 
nialen Kräfte können sich immer 
noch trotz fehlender Antworten. 
trotz sozialer wie ökologischer Kata- 

nebeneinander stehen. Wo man in präsentierten sich nicht nur biogra- strophen auf ihren Besitzständen be- 
Summe wohl von notwendiaem ae- fisch im deutlich ~ensionsfähiaen auem ausruhen - und zum Wochen- > < 2 

sellschaftlichen Systemwechsel hätte Alter ... end den Fortschritt üben. IPW 

Besprechung zu: Astrid Franzke, lo-  und gründete bereits 1865 einen 
hanna Ludwig, Gisela Notz (Hg.): Frauenbildungsverein in Leipzig. aus Das Recht der 
Louise Otto-Peters - das Recht der dem später der Allgemeine ~ e u t -  
Frauen auf Erwerb, 1997, 146 Sei- sche Frauenverein hervorging. Des- 
ten. ZU bestellen für DM 15 bei der sen Vorsitzende war ot to dann auch Frauen auf Erwerb 
Luise Otto-Peters-Gesellschaft e.V, 
C/O I. Ludwig, Fritz-Siemon-Str. 261 
0 1 1, 04347 Leipzig. 

L ily von Kretschmann. später als 
Lily Braun neben Clara Zetkin 
die bekannteste sozialdemo- 

kratische Frauenpolitikerin. war 
noch ein Baby. da hatte Louise Otto 
bereits das herausragendste Werk 
ihres Lebens hinter sich gebracht, 
und ihr. Lily. Clara und anderen', das 
Thema vorgegeben: 1866 erschien 
in Leipzig ..Das Recht der Frauen auf 
Erwerb". 

Im Leipziger Universitätsverlag2 
wurde jetzt diese Schrift von Louise 
Otto-Peters wieder aufgelegt; vom 
Titel her zeitlos. steht im Mittelpunkt 
der Fragestellung die auch heute 
noch für die Frauenemanzipation 
zentrale Frage. Versehen mit zeitge- 
schichtlicher Einordnung und den 
An- und Vorbemerkungen der Auto- 
rin war die Schrift in den letzten 130 
Jahren nie wieder in voller Länge pu- 
bliziert worden, lediglich als Auszug 
in einem Sammelband von Hannelo- 
re Schröder3. 

Frühe Vorkämpferin für Frauen- 
rechte 
Louise Otto-Peters, geboren 181 9 in 
Meißen. gestorben 1895 in Leipzig, 
war eine der ersten Vorkämpferin- 
nen für ökonomische, bürgerliche 
und politische Rechte der Frauen 

dreißig Jahre lang. Stark geprägt 
durch die 48er Revolution. immer 
der Sozialdemokratie nahestehend. 
gründete sie 1869 den ersten Arbei- 
terinnen-Verein in Berlin. ohne sich 
später in der proletarischen Frauen- 
bewegung zu engagieren - die aller- 
dings in der intensivsten Schaffens- 
phase Ottos auch noch in den Kin- 
derschuhen steckte. 

Ihre Verdienste wurden jedoch 
sogar von der bekanntlich sehr kriti- 
schen Clara Zetkin wahrgenommen 
und gelobt: ,,Sie war eine der ganz 
wenigen Frauen in Deutschland. die 
mit voller Überzeugung den Kampf 
um Gleichberechtigung ihres Ge- 
schlechts mit der revolutionären Be- 
wegung von 1848143 verknüpf- 
ten..."4 

Bereits früh hatte Otto mit dem 
Roman .,Schloß und Fabrik auf sich 
aufmerksam gemacht; 1866 be- 
gründete sie mit einem sechs Kapitel 
umfassenden Werk ..das Recht der 
Frauen auf Erwerb". indem sie zu- 
nächst die Ausgangssituation der 
Frauen schildert. die Unzulänglich- 
keit der gegenwärtigen Erwerbs- 
zweige für Frauen darlegt, die fami- 
liäre Rolle der Frauen ebenso be- 
schreibt wie das wachsende Selbst- 
bewußtsein und Möglichkeiten zur 
Selbsthilfe aufzeigt. 

Schließlich formuliert sie. damals 
utopisch, heute teilweise Realität. 
zukünftige Berufschancen für Frau- 

von Antje Trosien* 

en, ,.Fortschritte und Aussichten", 
als Künstlerinnen. Schriftstellerin- 
nem. weibliche Ärzte, Lehrerinnen. 
Kindergärtnerinnen, Fabrikarbeite- 
rinnen und fordert Handelsökono- 
mie und lndustrieschulen sowie die 
Möglichkeit zum Eintritt in das 
Handwerk. 

Mangelnde Kritik der gesell- 
schaftlichen Zustände 
Leider Iäßt Louise Otto manchesmal 
durch ungenaue Formulierungen 
und verfehlt angewandte Ironie (va. 
in den Anfangskapiteln) den Ein- 
druck entstehen. als würde sie das 
traditionelle Rollenbild der Frau für 
erstrebenswert halten (2.6. .,Aber es 
gibt doch ein reicheres Bild des Frau- 
enlebens: Es ist die Mutter im Kreise 
ihrer Kinder." 8. 19). auch wenn sie 
an anderer Stelle kritisiert, daß die 
einseitige Festlegung der Frauen ab- 
zulehnen ist (.Das. was wir da schil- 

Anve Trosien, Bayrevth. stv Landesvors! 

Wir betrachten dies 
Recht [der Frauen 
auf Erwerb1 als das 
Fundament aller 
weiblichen Selbstän- 
digkeit und Mündig- 
keit überhaupt ... 
(Louise Otto, 1870) 

tzeode deriusor Bayern, Juso~ 
Buodesaurschuß 
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derten. ist der schönste und gewis- 
sermaßen leichteste, weil von der 
Hand der Natur selbst einfach vorge- 
zeichnete Beruf der Frauen - daß 
man es aber als den einzigen dersel- 
ben hinstellt. ... steht andererseits 
im Widerspruch mit allen Verhältnis- 
sen...", S. 19). 

Auch kritisiert sie nur ganz am 
Rande ,.die Verhältnisse" und die so- 
zialen Verwerfungen der aufkom- 
menden Industrialisierung. Wiewohl 
sie die benachteiligende Lohnun- 
gieichheit zwischen Männern und 
Frauen thematisiert und auch die 
Tatsache. daß Frauen als industrielle 
Resewearmee verstanden werden. 
klammert sie einige Probleme wie 
überlange Arbeitszeiten und Aus- 
beutung der Arbeiterinnen aus. Die- 
se Fragen sind für sie nur ein Rand- 
problem, wenn es um Grundsätzli- 
cheres geht. 

II Ajmo, Ajde svi U 

Boj kot" 
Z u r  Lage einer  demokra t i schen Option in Serbien 

von Mark Vasic* 

D ie westeuropäische Politik 
steht ratlos vor dem Problem 
eines angemessenen Um- 

Auf Republikebene 
zeichnet sich immer 
mehr eine Koalition 

aus dem sozialisti- 
schen Parteienbünd- 

nis Jul-SPS-ND und 
der monarchisti- 

schen Partei SPO ab. 
Die ehemalige 

.systemfeindliche' 
Partei des Vuk 

Draskovic arrangiert 
sich mit dem .ach- 

so' schrecklichen 
System. 

gangs mit der politischen Land- 
schaft in der heutigen Bundesrepu- 
blik Jugoslawien. Wen sollen die 
westeuropäischen Staaten auch po- 
litisch unterstützen? So ist ein Kenn- 
zeichen der politischen Landschaft 
in Serbien und Montenegro ein ho- 
hes Maß an Diffusität. 

Die Wirtschaft - nachhaltig ge- 
troffen vom Wirtschaftsembargo in 
der Zeit von 1992 bis 1996 - düm- 
pelt eher schlecht vor sich hin. die 
soziale Lage könnte nicht dramati- 
scher sein und von einer ,.Demokra- 
tisierung" der politischen Strukturen 
ist nichts zu spüren. Unter diesen 
bedrückenden Umständen fanden 
im September und Oktober 1997 
Parlaments- und Präsidentschafts- 
wahlen in beiden Republiken statt. 

Mark Vasic studiert in Hannover Palirikwissenrchaft 
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Auch daß sie. im Gegensatz zu 
später publizierenden Schriftstellerin- 
nen der proletarischen Frauenbewe- 
gung. auf eine umfassendere histo- 
risch-ökonomische Einordnung der 
Stellung der Frau verzichtete. führt zu 
unnötigen Einseitigkeiten. Frau mag 
dies als Defizit von Ottos Werk sehen; 
gerade deswegen unterscheidet sich 
ihre Schrift aber auch erfrischend von 
Veröffentlichungen Bebels, Lily 
Brauns oder Alexandra Kollontais, die 
sich in Aufbau und Aussage teilweise 
sehr ähneln. 

Die Herausgeberinnen Gisela 
Notz. Astrid Franzke und Johanna 
Ludwig haben im Januar 1993 in 
Leipzig die Louise-Otto-Peters-Gesell- 
schaft mitbegründet, um das Anden- 
ken der Wegbereiterin der deutschen 
Frauenbewegung zu bewahren -sie 
sorgen nicht nur dafür, daß Ottos 
Schriften veröffentlicht werden. son- 

Die wirtschaftl iche u n d  soziale 
Situation in Jugoslawien 
Lage der Bevölkerung 
Gleich nach der Gründung der Savez- 
na Republika Jugoslavije (Bundesre- 
publik Jugoslawien) erlitt das wirt- 
schaftliche Leben einen tiefen Schlag. 
Am 30. Mai 1992 verhängte der Si- 
cherheitsrat der Vereinten Nationen 
mit seiner ..Resolution 757" ein kultu- 
relles und (vor allem) wirtschaftliches 
Embargo gegen die neugegründete 
Republik aus Serbien (mit rund 10.5 
Millionen Einwohnerlnnen) und 
Montenegro (mit rund 600 Tausend 
Einwohnerlnnen). 

Grund für dieses Embargo war 
die ungeklärte Rolle, Partizipation 
und Position Jugoslawiens in den 
kriegerischen Konflikten um die Se- 
zession Kroatiens und Bosniens und 
den serbischen Enklaven in beiden 
Staaten. 

Dieses Embargo hatte eine (ge- 
wollte) nachhaltige Schwächung der 
wirtschaftlichen Kräfte zur Folge: so 
verzeichneten sämtliche Produkti- 
onsbereiche in den Jahren 1992 bis 
1996 eine stark rückläufige Entwick- 
lung. Erst als im Jahr 1996 das Em- 
bargo zunächst gelockert und dann 
vollständig aufgehoben wurde. 
konnte sich die wirtschaftliche Lage 
entspannen. 

Ein anderer Aspekt der wirt- 
schaftlichen und finanziellen Ver- 
hältnisse in Jugoslawien war eine ex- 
orbitante Inflation von rund 2% pro 
Minute (!), die im Januar 1994 das 
Leben und das Wirtschaften zuneh- 

dern sie veranstalten auch Symposien 
zum besseren Verständnis der Werke. 
deren Ergebnisse ebenfalls publiziert 
werden. Anläßlich des 100. Todesta- 
ges 1995 stand das Symposium un- 
ter dem Motto ..Wie nah, wie fern ist 
uns Louise?" Eine berechtigte Frage, 
die sich endlich wieder jedeIr selbst 
beantworten kann. SPW 

' Lily Braun lebte von 1865 bis 191 6. Cla- 
ra Zetkin von 1857 bis 1933, Alexandra 
Koliontaivon 1872 bis 1952. 
Im Leipriger Univerritätsverlag werden 
angenehm viele Frauenpublikationen 
verlegt, so z.0. auch: Wir sind der Gip- 
fel! Peace Train ZU< Weltfrauenkonfe- 
renz in Peking, 1997, von Angelica Dul- 
linger. ' Hannelore Schröder (Hg.): Die Frau irt 
frei geboren. Feministische Quellentexte 
in 2 Banden, München. 1979 und 1981 
zitiert nach Antie Dertinger. Dar Recht 
der Frauen auf Ewerb, in: Dietei Schnei- 
der (Hg.): Sie waren die ersten, Frank- 
furVMain, 1988 

mend erschwerte. Am 24. Januar 
1994 wurde der .,Super-Dinar" als 
neue. konvertible Währung einge- 
führt - es kam zur finanzpolitischen 
,,Stabilisierung". Die Inflation liegt 
heute bei rund 70.80% pro Jahr. 

Die Kaufkraft der Löhne verzehn- 
fachte sich in den Jahren 1994 bis 
1997. das Durchschnittseinkommen 
liegt bei rund 100.- bis 150.- DM 
pro erwerbstätiger Person, aller- 
dings sind die Kosten für Lebensmit- 
tel mit den Kosten in der BRD zu ver- 
gleichen. und die Lohnzahlungen 
sind oft sehr unregelmäßig. Die offi- 
zielle Erwerbslosigkeit liegt bei 25%. 
bei weiterhin steigender Tendenz. 

Erwerbslose Personen müssen 
sich weitestgehend auf familiäre Ge- 
füge verlassen oder sich im soge- 
nannten ..Pfennig-Kapitalismus" ver- 
dingen. wie z.B mit Kleindienstlei- 
stungen, Devisenhandel oder 
Schwarzmarktgeschäften (das Ver- 
mieten der eigenen Wohnung 
scheint zur Normalität zu gehören). 
Sozialstaatliche Leistungen und Ren- 
ten existieren, es ist allerdings un- 
klar, ob und wann die Zahlungen 
geleistet werden. 

Die serbische Dominanz in der 
jugoslawischen Bundespolitik 
Ein großes Problem stellt sich, will 
man die politische Situation und die 
Parteienlandxhaft in Jugoslawien 
beobachten: es gibt keine bundes- 
weit agierenden Parteien. Sämtliche 
Parteien beschränken sich weitest- 
gehend auf die Grenzen der Repu- 
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Darüber hinaus kommen sie j e  
doch auch zu der ernüchternden Ein- 
schätzung ,.da8 ein wachsender Teil 
der Kubaner wegen Geldmangels 
sich immer unzureichender reprodu- 
zieren kann;" (VR. 102) bzw. daß ,.es 
auch im lnselsozialismus Kubas vor- 
bei zu sein (scheint) mit der sozialen 
Gleichheit." (B, 11 3). .,Das Leben und 
die Wirklichkeit veranlassen uns, Din- 
ge zu tun. die wir sonst niemals ge- 
tan hätten ... Das ist kaum der Sozia- 
lismus. den wir wollen." (Fidel Castro) 

Unterschiedliche Bewertungen 
Neben diesen Übereinstimmungen 
bestehen jedoch auch deutliche Un- 
terschiede zwischen beiden Büchern 
in einzelnen Bewertungen; z.B. hin- 
sichtlich der Vor- und Nachteile. die 
die Austauschbeziehungen innerhalb 
des RGW für Kuba gehabt haben. 
Gravierend unterscheiden sich vor al- 
lem die Einschätzungen da~be r ,  in- 
wieweit die angespannte Wirt- 
schaftslage Kubas durch äußere Ein- 
flüsse verursacht wurde und inwie- 
weit auch interne Fehlentscheidun- 
gen und -planungen zur Erklärung 
herangezogen werden müssen. 

Vollmaniinahn erklären: .Die 
Kubaner müssen die Erfahrung ma- 
chen. daß der Eintritt in den Welt- 
markt kein Mittel zur Rettung ihres 
Sozialismus ist." (VR, 105) Bur- 
chardt grenzt sich ausdrücklich von 
dieser Position ab und hält ihr ent- 
gegen, .,daß der Weltmarkt viele sol- 
cher vermeintlichen Zwänge auch in 
Kuba nur vermittelt, sie aber nicht 
originär verursacht." (B, 192) 

Vollmaniinahn hingegen bestrei- 
ten ausdrücklich. ,,daß die Kubaner 
... an ihrer Lage selbst schuld seien." 
Der Fortbestand des kubanischen So- 
zialismus hänge nicht ,,von einem 
richtigen oder falschen Handeln der 
KP Kubas ab". So viele Fehler könne 
diese gar nicht machen. .,daß sich an 
deren Vermeidung eine Wendung 
zum Guten entschiede." (VIZ. 103) 
Ihre Kritik richtet sich weniger gegen 
die Maßnahmen, zu denen Kuba 
durch den kapitalistischen Weltmarkt 
gezwungen werde, sondern dage- 
gen. daß sich einige Funktionäre 
,,auch noch das Bewußhein abkau- 
fen (lassen)," (VR. 103) 2.6. indem 
sie die frühere gleichmäßige Venor- 
gung der Bevölkerung jetzt als .Pa- 
ternalismus" kritisieren. W ,  82/83) 

Bloße Kritik oder alternative 
Entwicklungsstategien? 
Vollmaniinahn lassen es im wesent- 
lichen bei einer im Einzelnen mehr 

oder weniger gut begründeten Kritik 
bewenden. Ein eindeutiger Mangel 
dieses Buches. Marianne Schweines- 
bein, die Bundesvorsitzende der 
Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba. wirh ihnen denn auch vor, sie 
hätten eine ..Art Anklageschrift ge- 
gen alle Anpassungsreformen" ver- 
faßt, .mit denen Cuba auf die 
grundlegend veränderte politische 
Situation ... reagiert hat."'O 

Gegen diesen Vorwurf haben 
sich die Autorlnnen zur Wehr ge- 
setzt und darauf hingewiesen. daß 
sie den Versuch unternommen hät- 
ten, ,.zu charakterisieren, welche 
Widersprüche die Kubaner sich mit 
den neuen Maßnahmen ins Land 
holen, und wie sie mit diesen umge- 
hen."" Indem sie den Zwangscha- 
rakter dieser Maßnahmen kenntlich 
machten, würden ,.ja gerade nicht 
die Kubaner für die ihnen aufge- 
herrschten Notprogramme verant- 
wortlich gemacht, sondern der Im- 
perialismus kapitalistischer Demo- 
kratien als Verursacher durchgängig 
bestimmt."" 

Ob es den Kubanerinnen aller- 
dings viel nützt. wenn sie jetzt wis- 
sen. daß der Imperialismus an allem 
Schuld ist. und sie eigentlich nichts 
mehr tun können als abzuwarten, 
daß es der Linken in den Metropolen 
gelingt. ,.dem Kapital seine Hand- 
lungsfreiheiten zu bestreiten"?" 

Burchardt hingegen geht über 
die bloße Kritik hinaus und versucht 
zu beschreiben. ,.wie ein reformier- 
ter ... Sozialismus auf der Insel aus- 
sehen könnte". (B. 11) Seines Erach- 
tens Iäßt sich auf Kuba eine ,.assozia- 
tiv-autozentrierte Entwicklungsstra- 
tegie" verwirklichen. deren zentrale 
Elemente folgende wären: 
1. Übergang zu einer Verarbeitung 
und Veredelung der wesentlichen 
Exportgüter mit einer Vervielfälti- 
gung und Ausdehnung des Export- 
warenkorbes, 
2. lmportsubstitutions-lndustriali- 
sierung für Konsumgüter und 
schließlich auch Produktionsgüter. 
3. Schaffung effizienter Produkti- 
onsformen durch kapitalintensives 
qualitatives Wachstum (B, 200) 

Abschließend entwickelt er sogar 
noch einen .,Fahrplan für den kuba- 
nischen Reformprozeß", der 
,.schnurstrack, in einen anderen So- 
zialismus münden (sollte), der schon 
heute einen Namen hat: Marktsozia- 
lismus." (B, 231) An einem scheint 
es Burchardt also jedenfalls nicht zu 
fehlen, an Selbstbewußtsein. 

Bei aller Kritik an der Beschrän- 

kung von VollmannRahn auf die 
bloße Kritik und einer m.E. gebote- 
nen Skepsis gegenüber den Patent- 
rezepten Burchardts. die mir etwas 
zu zwingend geraten sind, sind bei- 
de Bücher durchaus lesenswert und 
verdienen es. einer genaueren Prü- 
fung durch die interessierte Leserin 
bzw. den interessierten Leser unter- 
zogen zu werden. ~pni  
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Mit der Ausrufung 
der "Sonderperiode 

in Friedenszeiten" 
bekundet die KP 

Kubas ihren Willen, 
dem Wegfall der 

östlichen Handels- 
beziehungen durch 

eine Öffnung zum 
Weltmarkt entge- 

genzutreten. 
Importe mußten 
jetzt mi t  harten 
Dollars bezahlt 

werden. 

ten" abzulesen. Diese Märkte sind 
eingerichtet. verboten und - zuletzt 
1994 e r n e u t  zugelassen worden. 

Die ,.Sonderperiode in Friedens- 
zeiten" 
Mit der Ausrufung der ,,Sonderperi- 
ode in Friedenszeiten" bekundet die 
KP Kubas ihren Willen. dem Wegfall 
der östlichen Handelsbeziehungen 
durch eine Öffnung zum Weltmarkt 
entgegenzutreten. lmporte mußten 
jetzt mit harten Dollars bezahlt wer- 
den. Daher wurde der Devisenbe- 
Schaffung auf der lnsel Priorität ein- 
geräumt; denn eine Voraussetzung 
zum Überleben des lnselsozialismus 
war die kurzfristige Stabilisierung ei- 
ner Mindestkaufkraft am Weltmarkt. 

Die Folge dieser Prioritätenset- 
zung ist jedoch eine ..strukturelle 
Heterogenisierung" der kubanischen 
Volkswirtschaft: einem traditionellen 
(Binnen-) steht ein aufstrebender 
(Devisen-)Sektor gegenüber. Ent- 
standen ist ein System mit zwei 
schwach verknüpfte Sektoren, in de- 
nen unterschiedliche Finanz-. Bilan- 
zierungs-, Planungs- und Rechtssy- 
steme bestehen. 

Die .,Sonderperiodeu ist u.a. 
durch folgende Maßnahmen ge- 
kennzeichnet: 

Einrichtung landwirtschaftlicher 
Produktionskooperativen (UBPCs) 
Das Land wird unbefristet an die 
Mitglieder der Kooperativen ver- 
pachtet, Produktionsmittel und Ern- 
te gehören diesen. Über die Erlöse 

befinden die Mitglieder. die Löhne 
hängen von der Leistung ab, der ge- 
wählte Geschäftsführer ist - inner- 
halb der staatlichen Vorgaben - frei 
in seinen Produktionsentscheidun- 
gen. Der Staat bleibt jedoch Eigen- 
tümer des Landes und besteht auf 
seinem Abnahmemonopol zu den 
von ihm festgesetzten Preisen. 

,,Kleinbauern als Antwort auf 
fehlende Maschinen und Düngemit- 
tel!" spotten Vollmanntiahn (VR, 
73) und verweisen darauf. daß die 
Organisationsform der Kooperativen 
ein ,.Widerspruchu sei. (Vti, 74) 
Setzte man auf das Motiv des Eigen- 
nutzes, so sei in Kauf genommen. 
daß die Akteure die Versorgung. die 
sie verbessern sollen. vielmehr be- 
hindern: denn nicht mehr die ganze 
Ernte lande beim Staat. .,Wozu dem 
Staat liefern, wenn am Schwarz- 
markt ein Vielfaches erzielt werden 
könnte?" (ebd.) -fragen sie kritisch 
nach. 

Legalisierung des U5-Dollars 
(1 993) 
Burchardt beschreibt die ,.Zwick- 
mühle". in der sich die kubanische 
Regierung befunden hat: Sie habe 
zuwenig Devisen gehabt. um ausrei- 
chend Lebensmittel und Erdöl zu im- 
portieren, habe aufgrund der ange- 
spannten Versorgungslage den pri- 
vaten Konsum jedoch kaum stärker 
einschränken können. ohne soziale 
Unruhen zu provozieren. Der wirt- 
schaftliche Kollaps habe bevorge- 
standen. Die einzigen Quellen. die 
noch hätten angezapft werden kön- 
nen. um den chronischen Devisen- 
mange1 zu überwinden, seien die 
Schwarzmarktdollars und die Stimu- 
lierung der Geldüberweisungen aus 
dem Ausland an auf der lnsel leben- 
de Familienangehörige gewesen. In 
dieser Situation habe die Regierung 
den US-Dollar als Zweitwährung le- 
galisiert. Nach Ansicht Burchardts 
handelte es sich bei dieser Maßnah- 
me um eine ..ökonomische Not- 
bremse" (B. 11 6); nur durch das Zie- 
hen dieser Notbremse sei die dro- 
hende Liquiditätskrise abgewendet 
worden. Eine Sichtweise. der auch 
Vollmanntiahn grundsätzlich zu- 
stimmen und anerkennen: .,Der ku- 
banische Staat hat sich mit der Lega- 
lisierung des Dollars . eines drän- 
genden Problems entledigt." (Vti, 
77/78) 

Zulassung von ,,joint-ventures" 
Kuba ist gegen den Widerstand der 
USA eine erstaunlich erfolgreiche 

Wiedereingliederung in die Welt- 
wirtschaft gelungen. Ein wesentli- 
cher Grund für diesen Erfolg dürfte 
in den .,heworragende(n) Bedingun- 
genug liegen, die das kubanische 
Joint-Venture-Gesetz den ausländi- 
schen Unternehmen einräumt. (Ih- 
nen wird 2.0. die freie Rückführung 
ihrer Gewinne garantiert.) 

Soziale und ökonomische 
Widersprüche 
Burchardt warnt jedoch davor. ,,da8 
Joint-Ventures vermutlich die in sie 
gesetzten Erwartungen nur unzurei- 
chend erfüllen werden." (B, 76) Als 
wesentlichen Grund führt er die feh- 
lende Integration der Joint-Ventures 
in den Binnenmarkt an. die bewirke. 
daß die touristische Nachfrage über 
lmporte befriedigt werden müsse. 
Da diese Importe in Devisen bezahlt 
werden müßten, flöße ein Großteil 
der gigantisch erscheinenden Brut- 
togewinne wieder ab, um den Tou- 
rismus am laufen zu halten. 

Ein weiteres Problem, das mit 
den Joint-Ventures zusammen- 
hängt. wird in beiden Büchern kri- 
tisch angesprochen: die .,Entste- 
hung einer ,Arbeiteraristokratie'" (B. 
77). Die in den Joint-Ventures Be- 
schäftigten genießen zahlreiche Pri- 
vilegien. ..So mancher Ingenieur 
muß mittlerweile mit Verbitterung 
feststellen, daß er als Taxifahrer sein 
Monatseinkommen an einem Tag 
verdienen könnte. Kellnerjobs in 
Touristenhotels sind längst eines der 
lukrativsten Berufsziele für Akademi- 
ker." - beklagt Burchardt. (B. 157) 
Und Vollmanntiahn ergänzen: ,.Ent- 
scheidend für den Zugang zu den 
Mitteln der Bedürfnisbefriedigung 
ist damit zunehmend nicht mehr ... 
die Ausübung einer für den kubani- 
schen Sozialismus nützlichen Tätig- 
keit, sondern die Verfügung über 
eme Dollar-Quelle." (Vti, 39) 

Und dies alles für einen beschei- 
denen Gewinn. Denn - darauf weist 
Burchardt hin - Kuba hätte 1993 
durch den Tourismus gerade einmal 
Devisengewinne für 100 Mio. US- 
Dollar erwirtschaftet. .,Fast genauso- 
viel, wie die Biotechnologie im Fol- 
gejahr einbrachte." (B. 88/89) 

In einer Zwischenbilanz dieser 
,.Sonderperiode" streichen beide Bü- 
cher die wichtigsten Erfolge der bis- 
herigen Reformstrategie heraus: a) 
die soziale und politische Stabilität 
des Systems aufrechtzuerhalten. b) 
die graduelle Wiedereingliederung 
in den Weltmarkt. C) der Erhalt der 
sozialen Sektoren. 

bliken und deren Geschicke. So gibt 
es von den einzelnen Parteien in Ser- 
bien lediglich Schwesterparteien 
oder ,,Satelliten" in Montenegro. 

Bislang wurde die Politik in der 
Bundesrepublik Jugoslawien von der 
Politik Serbiens dominiert. Der dama- 
lige charismatische serbische Präsi- 
dent Slobodan Milosevic. der nun der 
neue jugoslawische Präsident ist. ge- 
staltete die Politik aus seinem ,.serbi- 
schen" Blickwinkel. Dies oftmals 
ohne die Interessen der Politiker der 
Republik Montenegro zu berücksich- 
tigen. Obwohl .,klassischer" Weise 
die Politik in Montenegro serben- 
freundlich und Milosevic-nah war, 
entwickelte sich eine starke reform- 
orientierte Bewegung heraus. die 
eine Neubewertung der Rolle Monte- 
negros in den Bundesstrukturen ein- 
fordert. Nicht zuletzt die Wahl von 
Djukanovic zum montenegrinischen 
Präsidenten hat gezeigt. daß eine 
Neubewertung auch Unterstützung 
in der Bevölkerung findet. 

Da der serbische Präsident und 
das serbische Parlament auf Bundes- 
ebene einen dominierenden Einfluß 
haben. ist eine genauere Betrach- 
tung der politischen Verhältnisse in 
Serbien erforderlich. 

Die Parlamentswahlen a m  21. 
September 1997 in Serbien 
Am 21. September 1997 fanden in 
Serbien die Wahlen zum Parlament 
der Republik Serbien und die erste 
Runde der Präsidentschaftswahl statt. 
In Serbien nahmen an den Parla- 
mentswahlen neben einer ganzen Rei- 
hevon Splitterparteien nur neun ..rele- 
vante" Parteien oder Parteizusam- 
menschlüsse teil. NebenstehendeSitz- 
verteilung ergab sich aus der Wahl. 

Das oppositionelle Spektrum 
Eine ganze Reihe von .,demokrati- 
schen" Parteien. die klassisch dem 
oppositionellen Spektrum zuzuord- 
nen sind, riefen zum Wahlboykott 
auf. Aus deren Sicht waren die Vor- 
aussetzungen für eine demokrati- 
sche Wahl nicht gegeben. So haben 
diese Parteien nur beschränkt Zugriff 
auf die staatlichen Medien, die par- 
teiisch für die sozialistische Regie- 
rung seien. Darüber hinaus biete das 
neue Wahlgesetz in Serbien kaum 
wahre Chancen für eine Partizipati- 
on an parlamentarischen Prozessen. 
So wurde mit dem neuen Wahlge- 
setz eine neue Einteilung von Wahl- 
kreisen umgesetzt. Diese neuen. tak- 
tisch zugeschnittenen Wahlkreise 
garantieren den Wahlsieg der Sozia- 
listen, argumentieren Oppositions- 
Politiker. Letztlich seien viele O~oosi-  , . 
tionelle von staatlichen Institutionen 
schikaniert worden. Das Ziel dieses 
Boykottes sollte eine Wahlbeteili- 
gung von unter 50% sein, um dem 
serbischen Parlamentarismus die 
.,moralische Legitimation" zu entzie- 
hen und bei den Präsidentschafts- 
wahlen neue Wahlen erforderlich zu 
machen, zu besseren Konditionen - 
dies käme (so die Hoffnung der Boy- 
kott-Bewegung) einer Staatskrise 
gleich. Denn bei einer Wahlbeteili- 
gung von unter 50% sind die Präsi- 
dentschaftswahlen ungültig und 
müssen wiederholt werden. Mit auf- 
gerufen zu diesem Wahlboykott ha- 
ben die ,.Demokratische Partei" von 
Zoran Djindjic. die ..Bürgerliche Alli- 
anz" von Vesna Pesic. die .,Sozialde- 
mokratische Union". die .,Demokra- 
tische Partei Serbiens" und ein ,.De- 
mokratisches Zentrum". 

Da rund 55% der Wahlberechtig- 
ten am 21. September 1997 in Serbi- 
en wählten. ist das Ziel der nunmehr 
ausserparlamentarischen Opposition 
weit verfehlt. Durch die Nichtkandi- 
datur der boykottierenden Parteien 
haben sich deren Zugangsmöglich- 
keiten zu Medien in deren Anti-Wahl- 
Kampagne deutlich verschlechtert. 
So hatten sie keinen Anspruch auf 
Wahlwerbesendungen. auf Redezei- 
ten usw. Nur in alternativen, nicht- 
staatlichen, oppositionellen Print- 
und elektronischen Medien waren sie 
zu finden. z.0. in den Tageszeitungen 
,.Nasa Borba" (Unser Kampf). ..Da- 
nas" (Heute) oder ..Demokratija", im 
Rundfunk bei ,,Radio Indeks", ..B92" 
oder im städtischen Fernsehen bei 
,,Studio B .  Doch sind die meisten 
dieser Sender oder auch dieser Zei- 
tungen außerhalb des Ballungszen- 
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trums Beograds nicht zu empfangen 
resp. erhältlich. So konnte nur ein Teil 
der potentiellen Wählerinnen und 
Wähler resp. Nichwählerinnen und - 
wähler erreicht werden. 
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,,Zajedno" oder n u n  doch nicht? 
Die gespaltene Opposition 
Erschwerend für die serbische Op- 
position ist deren Spaltung in einen 
Teil der (nach Otto Kirchheimer) .,in- 
transigenten" Opposition, die jegli- 
ches Arrangieren mit den regieren- 
den Sozialisten und dem derzeitigen 
politischen System ablehnt, und die 
stabilisierenden Oppositionspartei- 
en, die sich vielmehr mit dem Re- 
gime abfinden und kooperieren - in 
gewisser Weise legitimieren sie das 
bestehende System qua Existenz als 
..demokratisches System". Das Op- 
positionsbündnis ,,Zajedno" aus der 
serbischen Erneuerungsbewegung, 
der Demokratischen Partei, der De- 
mokratischen Partei Serbiens und 
der Bürgerlichen Allianz ist endgül- 
tig auseinandergebrochen. Auf 
kommunaler Ebene allerdings besaß 
dieses Bündnis, nach der letzten ser- 
bischen Kommunalwahl im Novem- 
ber 1996 in 14 Städten die Mehr- 
heit. Diese Mehrheiten zerbrechen 
nun oder sind schon zerbrochen. 
Auch in Beograd kam es zum Bruch. 
Die SPO von Draskovic steigt aus der 
kommunalen Koalition mit der De- 
mokratischen Partei aus. Der beo- 
grader Bürgermeister Dr. Zoran 
Djindjic von der Demokratischen 
Partei wurde abgesetzt. 

Auf Republikebene zeichnet sich 
immer mehr eine Koalition aus dem 
sozialistischen Parteienbündnis Jul- 
SPS-ND und der monarchistischen 
Partei SPO ab. Die ehemalige ,.sy- 
stemfeindliche" Partei des Vuk Dras- 
kovic arrangiert sich mit dem ,.ach- 
so" schrecklichen System und geht 
mit hoher Wahscheinlichkeit eine 
Regierungskoalition auf Republiks- 
ebene ein. 
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Die innerparteiliche Demokratie 
in der ,,demokratischen" 
Opposition 
Eine Besonderheit der serbischen 
Parteienlandschaft ist, das es eigent- 
lich nur eine Partei gibt, die diese Be- 
zeichnung auch verdient: die Soziali- 
stische Partei Serbiens des jugosla- 
wischen Präsidenten Slobodan Milo- 
sevic. Diese verfügt über eine breite 
Mitgliedschaft. über tief verwurzelte 
Strukturen (auch auf dem Land oder 
im Süden Serbiens - Zentralserbien). 
Die SPS verfügt über ein Grundsatz- 
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Programm aus dem Jahr 1992 und 
Wahlprogramme. diese Partei hat 
unterschiedliche Flügel. auch ,.re- 
formsozialistische" Strömungen. 
Hingegen sind die .,größerenu Op- 
positionsparteien eher Sammlungen 
oder besser Wahlvereine ihrer .,Li- 
der" (serbisch). So sind die ,.Präsi- 
denten" der Demokratischen Partei. 
der Serbischen Erneuerungsbewe- 
gung oder Radikalen Partei Serbiens 
unangefochtene Führer, die dank 
des Wahlgesetzes (das ist übrigens 
ein Punkt. der von den ,.demokrati- 
schen" Oppositionsparteien gefor- 
dert wurde) auch über die Zusam- 
mensetzung der Parlamentsfraktio- 
nen bestimmen. ihre eigene Kader- 
wirtschaft betreiben. 

Der beograder Politikwissen- 
schaftler und Parteienforscher Laslo 
Sekel] vergleicht die innerparteili- 
chen Strukturen und .,Willensbil- 
dungsprozesse" mit denen der da- 
maligen kommunistischen Parteien. 
So scheinen sämtliche ,,demokrati- 
schen" Parteien zwar für demokrati- 
sche Strukturen in Serbien und Ju- 
goslawien zu kämpfen. ohne jedoch 
die Prinzipien der Demokratie zu in- 
korporieren und zu leben. Nur ein 
kleines Problem der Glaubwürdig- 
keit? Vielmehr liegt dieses Problem 
der Glaubwürdigkeit tiefer; so schei- 
nen die Parteien (d.h die führenden 
Funktionäre) .,Demokratien eher als 
normierten, institutionalisierten. 
parlamentarischen ,.Parteienpluralis- 
mus" zu sehen. Ein Problem, daß 
übrigens der Soziologe Robert Mi- 
chels schon 1907 den deutschen 
Parteien, insbesondere der Sozialde- 
mokratischen Partei bescheinigt. 

Fehlende politische Alternativen 
Da alle Oppositionsparteien sich als 
sogenannte ,,Catch-All"-Parteien 
verkaufen, möge man keine konkre- 
ten Positionen erwarten. Vielmehr 
scheinen sie. um es positivzu formu- 
lieren, viele alternative Ideen zu der 
sozialistischen Politik zu durchden- 
ken. doch sind sie bislang nicht in 
die Verlegenheit gekommen, diese 
wirklich auf reales Durchsetzungs- 
potential zu durchleuchten. So zum 
Beispiel in der Frage der ,,Wiedern- 
Einführung der Monarchie. in wel- 
chen Formen auch immer. So hat die 
stärkste außerparlamentarische Par- 
tei. die ,,Demokratische Partei" (De- 
mokratska Stranka von Zoran Djind- 
jic), die sich als .,moderna". .,narod- 
na", ,,liberalna" Partija (als moderne. 
liberale Volkspartei) verkauft. keine 
dezidierte Auffassung zur Monar- 

Besprechung zu: Ham-lürgen Bur- 
chardt: Kuba. Der lange Abschied 
von einem Mythos, Stuttgart: 
Schmetterling Verlag, 1996, 266 5.: 
und: Anna Vollmann/Werner Zahn: 
Kuba. Vom ,,Modell" zurück zum 
,,Hinterhof"?, Heilbronn: Distel Ver- 
lag, 1996, 146 5.22,- DM. 

I n Bolivien sind termingerecht zu 
seinem 30. Todestag die Über- 
reste Che Guevaras ausgegraben 

und nach Kuba uberführt worden. 
Dort sind sie am 17. Oktober in ei- 
nem Mausoleum mit militärischen 
Ehren und im Beisein von zehntau- 
senden Kubanerlnnen bestanet 
worden. 
Während die deutsche Linke dem 
30. Todestag Che Guevaras auf Kon- 
gressen gedachtez und knapp 500 
Deutsche zu dem Weltjugendfestival 
nach Kuba pilgerten. machen ge- 
schäftstüchtige Kapitalisten sich den 
Che-Kult auf ihre Art zu eigen: eine 
englische Brauerei benannte werbe- 
wirksam ein Bier nach Che. sein Bild 
ziert eine Uhr der Schweizer Firma 
Swatch und einen Ski einer österrei- 
chischen Firma. Der Kölner Stadt- 
Anzeiger trieb es auf die Spitze und 
montierte das bekannte Che-Portrait 
auf eine Cola-Dose (..Che Cola"). 

In allen Zeitungen erschienen 
ausführliche Artikel3, zahlreiche Neu- 
erscheinungen auf dem Büchermarkt 
befassen sich mit Che. auch die Mu- 
sikindustrie versucht von dem allge- 
meinen Gedenken zu profitieren und 
hat spezielle CDs herausgebracht4. 
Demgegenüber habe ich mir zwei 
Bücher gegriffen, die bereits 1996 er- 
schienen sind, und die sich v.a. den 
wirtschaftlichen Veränderungen auf 
Kuba widmen: Hans-lürgen Bur- 
chardt ,.Kuba. Der lange Abschied 
von einem Mythos" und Anna Voll- 
mannlwerner Zahn .,Kuba. Vom 
.Modell' zurück zum ,Hinterhof'?" 

Kuba unter Druck 
Nach der Auflösung des RGW und 
dem Verlust eines Großteils der Han- 
delsbeziehungen seit 1989 befindet 
sich Kuba bekanntermaßen in einer 
schweren ökonomischen Krise. Der 
Verlust von sämtlichen Kreditgebern 
sowie von rund zwei Dritteln der Ab- 
satzmärkte zwang Kuba zum zwei- 
ten Mal seit 1959, praktisch seinen 
gesamten Außenhandel neu zu ori- 
entieren und setzte die Ökonomie 
unter extremen Anpassungsdruck. 
Die .Achillesferse' der kubanischen 
Wirtschaft ist die Energieversor- 
gung, da Kuba hier fast vollständig 

von Importen abhängig ist. Die Hal- 
bierung der Erdölimporte von 13 
Mio. Tonnen 1989 auf 5.7 Mio. Ton- 
nen 1993 brachte Kuba an den Rand 
eines totalen wirtschaftlichen Zu- 
sammenbruchs. 

Trotz der nach 1989 völlig verän- 
derten Rahmenbedingungen haben 
die USA ihren Konfrontationskurs 
gegen Kuba forciert: Seit 1992 ist 
das ..Cuban-Democracy-Act" (,,Tori- 
celli Gesetz") in Kraft; 1995 ist mit 
dem ..Cuban Democracy and Soli- 
dary Act" (.,Helms-Burton-Gesetl") 
die nächste Zuspitzung der Blockade 
e r f ~ l g t . ~  Hierbei zeigen sich die USA 
von allen internationalen Protesten 
völlig unbeeindru~kt.~ .,Die USA las- 
sen offenbar nicht locker, bis Castro 
gestürzt ist. Er ist das Symbol eines 
antiimperialistischen Selbstbehaup- 
tungswillens, den es zu brechen 
gilt." (VL, 718) 

Für Kuba geht esalso ums Ganze, 
um die .,Reitung von Vaterland, Re- 
volution und sozialen Errungenschaf- 
ten"'. .,Let me be clear. whether 
Castro leaves Cuba in a vertical or ho- 
izontal position is up to him and the 
Cuban people. But he must and will 
leave Cuba." (Jesse Helms, Vorsitzen- 
der des auswärtigen Ausschusses des 
US-Repräsentantenha~ses)~ 

Soziale Erfolge, Vor und Zunick 
in der Wirtschaftspolitik 
Beiden Büchern ist gemeinsam, daß 
ihre Autorlnnen solidarisch an der 
Seite Kubas stehen. Vollmannnahn 
beanspruchen für sich. zeigen zu 
wollen, ,.warum Kuba sich die un- 
versöhnliche Feindschaft der mei- 
sten westlichen Staaten - allen vor- 
an der USA - zugezogen hat"; sie 
wollten .,keine Lobeshymne auf Fidel 
Castro anstimmen, sondern würdi- 
gen, was er und seine Mannschaft 
auf Kuba angestrebt und was sie er- 
reicht haben." (VE. 7) Burchardt 
nimmt für sich in Anspruch. einen 
.,problembewußten Internationalis- 
mus" zu verfolgen. und grenzt sich 
ausdrücklich ,.von der sogenannten 
kritischen Solidarität" ab, die .,kri- 
tisch gerne besonders groß schreibt 
und darüber oft die Solidarität ver- 
gißt." (B. 62) 

So werden in beiden Büchern die 
vorbildlichen Maßnahmen der kuba- 
nischen Revolution in den Bereichen 
Bildung, Gesundheit. Aufhebung 
des Stadt-Land-Gefälles, Soziales, 
Aufhebung der Rassendiskriminie- 
rung und Gleichstellung von Frauen 
und Männern hervorgehoben. Sie 
seien das Resultat einer Politik, die 

#I mit dem Kapita- 
lismus den Sozialis- 

mus zu retten''' 
von Hans Günter Bell* 

auf die Egalität aller Kubanerlnnen 
abziele. Castro habe die Hilfe der 
UdSSR .,nicht wie ,normale' Dritt- 
welt-Herrscher dazu (benutzt). 
selbst samt seiner Machtelite im Lu- 
xus zu schwelgen und Polizei und 
Armee zu entwickeln. um aufmuk- 
kende Massen niederzuhalten. son- 
dern er gebrauchte die gewährte 
Unterstützung und die Einkünfte 
aus dem RGW-Austausch dazu. 
Kuba tatsächlich ein Stück weit zu 
entwickeln". (VR, 47/48) 

Beide Bücher vermitteln eine 
kompetente Übersicht über die Wirt- 
schaftsgeschichte Kubas, die sie - 
weitestgehend - übereinstimmend 
in vier Etappen einteilen: 
1959 - 1969: Konsolidierung der 
Revolution und authentische Ent- 
wicklungsversuche; 
1970 - 1985: Eintritt in den RGW 
und Übernahme des sowjetischen 
Modells der Wirtschaftslenkung und 
-planung mit materiellen Anreizen 
(Sistema de Direccion y Planificacion 
de la Economia); 
1986 - 1990: Rückbesinnung auf 
die von Che Guevara in den frühen 
60er Jahren entwickelten Prinzipien. 
die auf die Wirkungskraft morali- 
scher Anreize setzten, um die Ar- 
beitsproduktivität zu steigern (Recti- 
ficacion de errores); 
seit 1991: ,,Sonderperiode in Frie- 
denszeiten" (Periodo especial en el 
tiempo de paz). 

Bei dieser Übersicht wird auch 
das Vor und Zurück der kubanischen 
Wirtschaftspolitik deutlich, das stän- 
dige Schwanken zwischen materiel- 
len und moralischen Anreizen; exem- 
plarisch an den ,,freien Bauernmärk- 

In beiden Büchern 
werden die vorbildli- 
chen Maßnahmen 
der kubanischen 
Revolution in den 
Bereichen Bildung, 
Gesundheit, 
Aufhebung des 
Stadt-Land-Gefälles, 
Soziales, Aufhebung 
der Rassendiskrimi- 
nierung und 
Gleichstellung von 
Frauen und Män- 
nern hemorgeho- 
ben. 

Bed Hanr G ~ o r e r  qea 1965, .rann, n Koin rteiw Jorr trenoer der 
IUIOI M narhe~n. D p ,  ioq /ur Stadre3ar. .no Rr.giuniilp8anuog, S!ua um 

oci Sor 3 ' ~  üenrrnahen n Duiro~rg 
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Zum ersten M a l  
bestimmte der 

Berater nicht nu r  
über den Verkauf 

einer Politik, 
sondern effektiv 

über den Inhalt der 
Politik selbst. Und 
Clinton verbringt 

einen sehr großen 
Teil seiner Arbeits- 

zeit au f  dem Gipfel 
der Macht m i t  
Geldsammeln. 

Die Partnerschaft Morris/Clinton 
brachte entscheidende Veränderun- 
gen im Verhältnis von politischen 
Amtsträgern und Beratern. Die Mit- 
arbeit von public relations Beratern 
in der Politik ist an sich nichts Neues. 
In der Regel will der Klient von ihnen 
erfahren. was die Öffentlichkeit über 
dieses Produkt oder über jene politi- 
sche Maßnahme denken bzw. mit 
welchen Argumenten am besten 
eine positive Einstellung befördert 
werden kann. Spin heißt das in der 
amerikanischen Umgangssprache. 

Morris jedoch arbeitete anders. 
Mit Hilfe professioneller Meinungs- 
forschungsunternehmen führte er 
repräsentative telefonische Blitzum- 
fragen durch, mit denen er inner- 
halb weniger Stunden die Öffentli- 
che Meinung der ganzen Nation zu 
ganz spezifischen Fragen repräsen- 
tativ erfahren konnte. Morris be- 
hauptete. auf diese Weise herausge- 
funden zu haben, daß Clinton die 
Präsidentenwahl 1996 verlieren 
würde. wenn er - was er eigentlich 
vorhatte und wofür ihm die meisten 
seiner politischen Freunde dringend 
rieten - gegen die oben erwähnte 
Gesetzesvorlage der Republikaner 
zur Eliminierung des Rechtsan- 
spruchs auf Sozialhilfe für alleiner- 
ziehende Mütter mit kleinen Kindern 
sein Veto einlegen würde. Clinton 
tat es folglich nicht, und wenige 
Wochen später gewann er deutlich 
gegen seinen republikanischen Kon- 
kurrenten Bob Dole. 

Den Erfolg schrieb sich Morris 
zu. Zu beweisen ist es nicht, aber zu 

konstatieren bleiben zwei Dinge: Er- 
stens, daß hier zum ersten Mal der 
Berater nicht nur über den Verkauf 
einer Politik, sondern effektiv über 
dn lnhak der Politik selbst be- 
stimmt hat. Zweitens, daß diese Me- 
thode, mithilfe von national reprä- 
sentativen Blitzumfragen Politik zu 
machen bzw. seine Wiederwahl zu 
sichern. so kostspielig war, daß nicht 
nur Clintons Mitarbeiter. sondern 
am Ende zunehmend auch der Präsi- 
dent selbst den größten Teil seiner 
täglichen Arbeitszeit damit ver- 
brachte, das Geld für Morris' Umfra- 
gen zu organisieren. Morris berich- 
tet in seinem jüngst herausgekom- 
menen Buch8 darüber. wie der Präsi- 
dent gegenüber seinen politischen 
Mitarbeitern auf diese Anforderun- 
gen reagierte: 

,.Clinton beklagte sich bitterlich 
darüber. daß er ständig dieses viele 
Geld organisieren mußte: .Ich kann 
nicht denken. Ich kann nicht han- 
deln. Ich mache überhaupt nichts 
mehr außer auf fund raisers zu ge- 
hen und Hände zu schütteln! Ihr 
wollt von mir Präsidentenerlasse 
fexecutive orders) über dieses und 
jenes - ich kann mich aber auf nichts 
anderes mehr konzentrieren als auf 
den nächsten fundraiser. So geht es 
Hillary, und so geht es Al - wir wer- 
den alle krank und verrückt da~on! ' '~  

Es liegt einige Ironie in diesem 
Resultat: der idealistisch gestartete 
junge Mann. der sein Engagement 
für sozialen Fortschritt stets mit 
praktischer politischer Handlungsfä- 
higkeit verbinden wollte, verbringt 

am erfolgreichen Ende seines Mar- 
sches durch die Institutionen einen 
sehr großen Teil seiner Arbeitszeit 
auf dem Gipfel der Macht mit Geld- 
sammeln. Dieses ganze Geld sam- 
melt er nicht für sich selbst. sondern 
allein für die Ehre. weiterhin an er- 
ster Stelle im Staat als ,,Linkerp' die 
strategischen Ziele seiner erklärten 
politischen Feinde auf der Rechten 
legitimieren zu dürfen. Eine typische 
..Achtundsechziger"-Karriere? W 

' Werner Sombart, Warum gibt es in den 
Vereinigten Staaten keinen Sorialis- 
mus?, Tübingen 1906. 
Martin Walker. The President We Derer- 
ve. Bill Clinton: His Rise. Falls, and 
Comebackr. New York 1996. 
Walker, a.a.0.. 5. 1 
Zu dieser Gruppe gehören neben reiner 
Frau Hiilary Rodham saiche engen Mit- 
arbeiter wie Strobe Talbon. heute Chef- 
verkaufer der NATO-Osterweiterung, 
Harold lckei. der inzwischen allerdings 
demoralisiert abgetretene Robert Reich. 
Ira Magaziner, Anthony Lane. Richard 
Stearnr, Biuce Lindrey u v m .  
lnzwirchen war dar Losverfahren einge- 
führt worden, und Clinton hatte das 
Glück. eine hohe Nummer zu ziehen. 
woraufhin seine Einberufung so gut wie 
aurgeschlorren wurde. Siehe dazu Da- 
vid Maranirs. First in His Clasr. The Bio- 
graphy of Bill Clinton. New York 1995, 
5. 198. 
Maidnisl. 5. 199 ' Siehe r .  B.: Peter Edelmann. The Worst 
Thing Bill Clinton Has Done, in: The At- 
lantic Manthly, March 1997, 5 . 4 3 5 8 .  

B Dick Morrir. Behind the Oval Office. 
Winning the Preridency in the Nineties, 
NewYork 1997. 
Garly Willr, The Real Scandal. in: The 
New York Review af  Bookr. Feb 20. 
1997.S.6. 
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chie. so könne der König vielleicht 
eine .,moralische Instanz". eine Per- 
son der Integration sein. Eine ein- 
deutige Position zur Einführung ei- 
nes solchen obsoleten Systems fin- 
det man jedoch bei der Demokrati- 
schen Partei Serbiens. den sozialde- 
mokratischen und sozialistischen 
Parteien. Eindeutiger Verfechter der 
Monarchie ist die Serbische Erneue- 
rungsbewegung von Vuk Draskovic. 
Doch ist sein Entwurf einer Monar- 
chie nicht ausgegoren. Schon gar 
nicht in der Öffentlichkeit bekannt. 

Auch bei großen ,,explosiveren" 
Fragestellungen. wie der Ökonomi- 
schen und sozialen Zukunft. können 
von den Oppositionsparteien keine 
,.großen Würfe" erwartet werden. 
Politische Ratlosigkeit auch hier. 

Sonderfall: Radikale Partei 
Ein Sonderfall unter den oppositio- 
nellen Parteien stellt die Serbische 
Radikale Partei (srpska radikalna 
stranka von Seselj) dar. Diese natio- 
nal-chauvinistische Partei hat einfa- 
che Antworten für alle politischen 
Fragen. seien sie auch noch so 
schwer. Die nationalistische bis na- 
tionalsozialistische Lesart vom Sozi- 
aldarwinismus findet sich hier wie- 

der und findet großen Anklang in ei- 
ner (leider) großen Fraktion der Ge- 
sellschaft. So wurde diese Partei bei 
den Wahlen in Serbien zweitstärkste 
Partei. Gewählt und unterstützt wird 
diese Partei von einem in jeder Hin- 
sicht marginalisierten Klientel, also 
Personengruppen, deren Zugriffs- 
möglichkeiten an (vor allem) kultu- 
relles und ökonomisches Kapital als 
schlecht zu bezeichnen ist, dh .  Per- 
sonen mit geringer formaler Bildung 
und schlechtem oder gar keinem 
Einkommen. Ihr Potentiale ist also 
ähnlich wie das der Rechtsextremen 
oder -radikalen in der BRD oder in 
Frankreich. 

Der Spitzenkandidat der Radika- 
len und deren Präsident Voijslav Se- 
selj arbeitet mit einer ..serbischenm 
Paranoia (Alle gegen uns!). träumt 
von einem ethnisch homogenen 
..Großserbien". Da dieses allerdings 
keinesfalls der demographischen 
Realität entspricht, Iäßt sich erah- 
nen. was er will und womit er seine 
Ziele erreichen möchte. 

Das Präsidentschaftswahl- 
Fiasko 
Aufgrund eines fehlenden klaren Er- 
gebnisses bei der ersten Runde der 

Präsidentschaftswahlen am 21. Sep- 
tember kam es am 05. Oktober 
1997 zur zweiten Runde. In dieser 
zweiten Runde mußten die beiden 
stärksten Kandidaten gegeneinan- 
der antreten. Aus der ersten Runde 
gingen der Kandidat der Sozialisten. 
Zoran Lilic. ehemaliger jugoslawi- 
scher Präsident und kommisarischer 
serbischer Präsident und eine Mario- 
nette von Slobodan Milosevic. und 
der Kandidat der Radikalen. Voijslav 
Seseq. als die beiden stärksten Kan- 
didaten hervor. Lilic mit einem knap- 
pen Vorsprung. Bei der ersten Runde 
kandidierte noch der Monarchist 
Vuk Draskovic. Durch die Spaltung 
der Opposition und durch das Nicht- 
antreten Draskovics in der zweiten 
Wahlrunde war ein Fiasko abzuse- 
hen: die Wahl des Radikalen Seseq. 
Dessen Wahl wird Serbien noch wei- 
ter in die internationale Isolation 
und in einen desaströseren inneren 
Zustand versetzen. 

Die ersten Wahlergebnisse 
sprachen hierfür. Seselj wurde als 
serbischer Präsident gewählt. Von 
rund 7 Millionen Wahlberechtigen 
errang Seselj 1.726.240 Stimmen 
und Zoran Lilic 1.685.652 Stim- 
men. Doch wurden durch die 

Durch die Spaltung 
der Opposition und 
durch das Nichtan- 
treten Draskovics in 
der zweiten Wahl- 
runde war ein Fiasko 
abzusehen: die 
Wahl des Radikalen 
Seselj. Dessen Wahl 
wird Serbien noch 
weiter in die 
internationale 
lsolation und in 
einen desaströseren 
inneren Zustand 
versetzen. 
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Wahlkommision die Wahlen für 
ungültig erklärt. Mi t  einer Wahlbe- 
teiligung von 49.82% müssen jetzt 
die Wahlen im Dezember wieder- 
holt werden - auf die Sozialisten 
ist Verlaß! 

Doch müssen jetzt die Karten 
neu gemischt werden. Die Soziali- 
stinnen und Sozialisten sind auf 
Kandidaten-Suche - ebenso wie die 
Opposition, die sich nun zusammen- 
raufen will - die .,demokratische" 
Opposition - ohne Monarchisten. 
Doch ein Kandidat steht schon fest: 
Voijslav Seseb. Die Chancen für eine 

erneute Wahl seiner Person stehen 
nicht schlecht. Die einzige Chance. 
dieses abzuwenden. ist ein Antreten 
der ausserparlamentarischen Boy- 
kott-Bewegung mit einem gemein- 
samen Kandidaten. Vielleicht heißt 
ein möglicher Präsident Zoran Djind- 
jic. 

Doch w ie  weiter? 
Die demokratischen Kräfte in Ser- 
bien brauchen, um sich zu formie- 
ren, noch viel Zeit. Aus den rund 
120 Parteien müssen sich gebün- 
delte, starke Parteien (mit Bindun- 

gen in der Bevölkerung) entwik- 
keln. 

Denn trotz all der dargestellten 
Probleme kann nur die Opposition 
die Hoffnung für Demokratinnen und 
Demokraten in Europa sein. Die re- 
gierende Sozialistische Partei Serbi- 
ens ist für das korrumpierte politische 
System und für die ernste soziale 
Lage verantwortlich. Mit Slobodan 
Milosevic und seinen Marionetten 
kann eine Zukunft Jugoslawiens nicht 
mehr im Sinne einer freiheitlichen, 
solidarischen und demokratischen 
Gesellschaft gestaltet werden. 

Repression statt  Resozialisie- Innere Sicherheit in rung 
Drogen hat es zu allen Zeiten und in 
allen Kulturen oeaeben. Wichtia ist. 

den Vereinigten 
Staaten 
von Jürgen Jentsch* 

Wer das Heer der 
Polizeibearnten 
sieht, wer dann 

noch erfährt, dass 
die Gefängnisse mit 
etwa 1.2 Millionen 
Inhaftierten über- 
quellen, die allein 
pro Jahr 27 Md. 

Dollar kosten, muß 
feststellen: Dies ist 

kein Modell für 
Deutschland. 

M an muß sich schon inten- 
siv mit der Strategie zur 
Inneren Sicherheit in den 

USA beschäftigen. um den Wider- 
spruch von Theorie und Praxis auf- 
zulösen. Hier. wie in allen vergleich- 
baren Ländern auch. hat die zuneh- 
mende Armut, hat die unterbezahlte 
Arbeit - jeder 7. hat einen zweiten 
Arbeitsplatz - oder gar die Arbeitslo- 
sigkeit ein Klima geschaffen. dass 
geeignet ist. Kriminalität in all ihren 
Formen eher zu stabilisieren, statt 
abzubauen. Die Verslumung und die 
teilweise Ghettoisierung der Vor- 
städte führen zu immer stärker wer- 
dender Repression nach dem Motto 
..Null-Toleranz" durch die Polizei. 
Notwendige Ausgleichsmassnah- 
men wie Beratung, Prävention oder 
Kinderbetreuung zugunsten Betrof- 
fener scheitern auch hier an den fi- 
nanziellen Engpässen in diesen Pro- 
grammen. 

' Jürgen Jeorsch ist der innenpolitische Sprecher der 
SPD-Landiagsfraktion NRW 
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oberflächlich scheinen die harten wie man mit diesen Drogen umgeht. 
Maßnahmen - bereits Minderjährige Hier haben die USA einen riesigen 
werden bei kleinsten Vergehen er- Nachholbedarf." Wie wahr. Aber so 
kennungsdienstlich behandelt und 
ihre Daten landen in der vernetzten 
Polizeidatei -zu wirken. Wer sich in 
den Großstädten umsieht. ist von 
der Sauberkeit. von den fehlenden 
Graffitimalereien beeindruckt. Nur 
wer dann das Heer der Polizeibeam- 
ten sieht, wer dann noch erfährt. 
dass die Gefängnisse mit etwa 1.2 
Millionen Inhaftierten überquellen. 
die allein pro Jahr 27 Mrd. Dollar ko- 
sten. muß feststellen: Dies ist kein 
Modell für Deutschland. Und die Ko- 
sten dieser Polizei explodieren wei- 
ter. Wer einmal im Gefängnis saß, 
wird oft wieder rückfällig. Resoziali- 
sation findet kaum statt. Menschen 
wegschließen, in die Nachbarstädte 
vertreiben, so etwa bei Drogenab- 
hängigen und Dealern, bleibt das 
wichtigste Mittel städtischer und 
staatlicher Politik. Neben dem Weg- 
schließen werden die Instrumente 
der elektronischen Fesseln oder Auf- 
lagen. sich ab einer bestimmten Zeit 
im Haus aufzuhalten, angewandt. 

Wer dreimal im Besitz von illega- 
len Drogen erwischt wird, landet un- 
weigerlich im Gefängnis, unabhän- 
gig vom Alter. Überhaupt ist der 
Krieg gegen Drogen zu einer natio- 
nalen Aufgabe erklärt worden. Da- 
bei hatte der Kongreß beschlossen. 
die USA bis 1995 zum drooenfreien 

d 

Land zu machen. Aber wie beim 
ehemaligen Krieg gegen Alkohol zu 
Zeiten der ,,Prohibitionu funktioniert 
dies auch nicht. Wie sagt der Direk- 
tor des Lindesmith Center in New 
York. Prof. Ethan Nadelmann: ,,Wer 
eine drogenfreie Gesellschaft for- 
dert, macht sich unglaubwürdig. 

richtig laut wagt dies keiner zu sa- 
gen. 

Leben in und m i t  dem Wider- 
spruch 
Stolz wird in Boston durch Senator 
Jajuga verkündet. Wir haben im Se- 
nat gerade die Todesstrafe für die 
Ermordung von Polizisten beschlos- 
sen." Bohrt man dann nach. dann 
kommt die kleinlaute Antwort: ,,Wir 
wissen. dass auch dies einen poten- 
tiellen Täter nicht abhalten wird, 
aber wir haben doch die Bevölke- 
.rung beruhigt." Beruhigung durch 
Strafe hat dann auch Vorrang. Die 
Politik will Gefängnisse und keine 
Behandlungen. 

Einigermaßen erfreulich dann 
doch die Erfahrungen mit dem 
..Freedom of Information Act" von 
1992. Hat doch hierdurch der Bür- 
ger gegenüber den Bundesbehör- 
den das Recht. Akteneinsicht in die 
ihn interessierenden Vorgänge zu 
nehmen, notfalls auch mit richterli- 
cher Anordnung. Ein positives Bei- 
spiel. das wir übernehmen sollten. 

Das Beispiel New York hat einen 
Stellenwert in der Öffentlichkeit er- 
reicht, der nicht dem tatsächlichen 
Zustand entspricht. Sicher, es gibt 
dort ein paar positive Ansätze, nur 
ein Modell für Deutschland ist dies 
alles nicht. Im Gegenteil. in den Ge- 
sprächen wurde deutlich: Wir in 
Nordrhein-Westfalen haben die bes; 
Seren Konzepte. Trotzdem, eine Rei- 
se in das Land der Gegensätze lohnt 
sich. denn nur so kann man das Le- 
ben in und mit dem Widerspruch er- 
gründen. 'P 
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..korrupte Gesellschaft" ins Feld zog, 
vielleicht bloß nicht bemerkt. daß er 
im Resultat damit die Sache der 
Marktradikalen betrieb? Oder gibt 
es in den USA einfach objektive 
Grenzen dafür, inwieweit sich .,prak- 
tische politische Handlungskompe- 
tenz" für ..linkem Ziele einsetzen 
kann. will sie nicht genau diese 
Handlungskompetenz wieder verlie 
ren? 

Wie es dazu kam: Das lmage 
entscheidet 
Die Urteile fallen hier je nach Tempe- 
rament verschieden aus. Rekonstru- ~ ~ ~~ 

ieren wir den Lauf der Ereignisse: 
Clinton wurde 1978 der jüngste und 
langhaarigste Gouverneur. den es 
im Staat Arkansas jemals gegeben 
hat. Zwei Jahre später verlor er - 
trotz objektiver politischer Erfolge - 
seinen Job wieder. In seiner Ver- 
zweiflung heuerte er einen damals 
noch jungen und national unbe- 
kannten pollster (Meinungsforscher) 
namens Dick Morris an, der heraus- 
fand, daß er die Wahl verloren hat- 
te. weil zum einen die Kfz.-Steuer 
(gering) erhöht hatte, und weil er 
zweitens es zugelassen hatte, da8 
der damalige Präsident Carter ihm 
eine Anzahl kubanischer ,.boat- 
people" in ein Lager nach Arkansas 
geschickt hatte. Ferner fand Morris 
heraus, daß die Bevölkerung des 
Staates nur sehr wenig davon wuß- 
te, was der Gouverneur alles an Posi- 
tivem für seinen Staat getan hatte. 

Clinton zog daraus zunächst die 
grundsätzliche Lehre. daß der Erfolg 
in Wahlen unabhängig sei von dem. 
was ein Politiker wirklich getan 
habe. sondern allein von dem, was 
von diesen Dingen wahrgenommen 
wird. Esse estpercipi gilt in besonde- 
rem Maße für Politiker in der Medi- 
endemokratie. Um Wahlen zu ge- 
winnen. müsse man vor allem zwei 
Dinge tun: erstens. herausbekom- 
men. was die Wähler wollen, und 
zweitens. genau dies dann mithilfe 
des Fernsehens zu versprechen. 

Noch etwas anderes kam hinzu. 
Clinton war in den achtziger Jahren 
einer der führenden Kräfte hinter 
den Bestrebungen. das lmage der 
Demokraten bei den Wählern zu 
verändern. Als Demokrat und Gou- 
verneur eines Südstaats war er be- 
sonders betroffen davon, daß die 
Demokraten ihren ehemaligen Mo- 
nopolstatus südlich der Dixon-Ma- 
son-Linie verloren hatten. Bis in die 
sechziger Jahre hinein galt, daß im 
Süden jeder Demokrat gewählt wur- 

de. der sich zur Wahl stellte. Diese 
regionale ldentifizierung war ein 
langer Nachhall des Bürgerkriegs 
1861 - 1865. in dem die Yankee-Re- 
publikaner den Dixie-Demokraten 
blutig ihr polit-ökonomisches Sy- 
stem aufgezwungen hatten. Auch 
als die Demokraten längst zur tradi- 
tionellen Partei der Massen in den 
nördlichen Städten geworden war, 
blieb der Süden zunächst demokra- 
tisch. 

Mit dem Vietnamkrieg und der 
ldentifizierung der Demokraten als 
der unpatriotischen Antikriegspartei 
(McGovern) wurde das anders. Un- 
ter Ronald Reagan wählte der tradi- 
tionell militä~ernarrte Süden mehr- 
heitlich republikanisch. und der ein- 
zige Weg. ihn für die Demokraten 
zurückzugewinnen. bestand darin. 
daß die Demokraten sich von ihrem 
McGovern-Image und eben dem 
Image. die Wohlfahrtspartei für die 
städtischen Massen zu sein. befrei- 
ten. So lautete die Strategie des De- 
mocratic Leadership Councils, dem 
der Gouverneur Clinton angehörte: 
Die Demokraten wollten nicht mehr 
als Patronagepartei für die Armen 
(Schwarzen. Minderheiten etc.) gel- 
ten. sondern jetzt als bewußte Inter- 
essenpartei der ,.Mittelklasse". der 
zu Familienmüttern und Vätern her- 
angewachsenen Babyboomers. 

Genau so führte Clinton 1992 
seinen Wahlkampf: Geschicktes An- 
sprechen der Sorgen der ..Mittelklas- 
se" (zunehmende wirtschaftliche 
Unsicherheit, Sorgen um die Zu- 
kunft der Kinder, und -an allererster 
Stelle - Sorge um die Bezahlbarkeit 
medizinischer Behandlung). Bush 
hatte ein Jahr zuvor den Golfkrieg 
durchgeführt und kurzfristig Popula- 
ritätsraten erzielt, die absolut ein- 
malig in der Geschichte der amerika- 
nischen Meinungsforschung gewe- 
sen sind, was dazu führte. daß an- 
dere aussichtsreiche Kandidaten es 
vorzogen. 1992 nicht gegen Bush 
anzutreten. Clinton ergriff die Gele- 
genheit, mobilisierte seine alten 
Kontakte unter den Staatsgouver- 
neuren und stellte seine Kampagne 
unter ein äußerst wirksames Motto: 
I t 3  the economy, stupid. ließ er ver- 
lauten. Die Botschaft war: Amerika 
hat den Kalten Krieg gewonnen, 
Amerika hat den Golfkrieg gewon- 
nen, großartig! Jetzt aber komme es 
darauf an. das Land im lnnern zu sa- 
nieren. es ökonomisch wieder auf 
die Reihe zu bringen. es sozial zu 
versöhnen, seine mörderischen 
Großstädte zu befrieden. die Mittel- 

klasse von sozialer Unsicherheit zu 
befreien 

Schon bald nach dem Wahltri- 
umph merkte Clinton. da8 seine 
praktische politische Handlungs- 
kompetenz als Präsident begrenzt 
war. Bereits sein erster Versuch. bil- 
lig eine ..fortschrittliche" Marke zu 
setzen, war ein Reinfall. Der Vor- 
stoß. bekennenden Homosexuellen 
das Recht zu geben, offiziell in den 
Streitkräften dienen zu dürfen. 
scheiterte auf für ihn demütigende 
Art und Weise. Die ,.Mittelklasse" 
sah ihn wieder als unseriösen Radi- 
kalen, in diesem Fall als Schwulen- 
freund. Andere Fauxpas folgten. Die 
Quittung kam mit den Kongreßwah- 
len 1994: Die Republikaner gewan- 
nen erdrutschartig (wenn auch nur 
mit einer Wahlbeteiligung von 
35%). Clinton stand nun einer über- 
wältigenden Mehrheit von ausge- 
sprochen aggressiven Republikanern 
im Kongreß gegenüber. die flugs 
daran gingen. seine rhetorische An- 
kündigung, ..das Wohlfahrtssystem, 
wie wir es kennen." abschaffen zu 
wollen. beim Wort zu nehmen und 
ihn damit unter Druck zu setzen. 

Er selbst hatte nämlich durchaus 
nicht vor. dies wirklich zu tun, er 
hatte nur seinerzeit die Parole be- 
nutzt. weil seine Meinungsforscher 
ihm sagten, daß sie populär sei, und 
zweitens, weil er damit den Republi- 
kaner den republikanischen Wind 
aus den Segeln nehmen konnte. 
Nun mußte er sich stellen. denn die 
Republikaner im Kongreß legten ei- 
nen Entwurf nach dem anderen vor. 
deren Inhalte alle auf dasselbe hin- 
ausliefen: Beendigung des Wohl- 
fahrtsstaats. Sanieruno der Staatsfi- . 
nanzen auf Kosten des ärmsten 
Zehntels der Bevölkerung. 

Die Rolle der politischen PR- 
Berater 
Clintons politische Uhr schien abzu- 
laufen. Der Mehrheitsführer der Re- 
publikaner im Kongreß. Gingrich, 
sprach unwidersprochen davon. daß 
bei den Wahlen 1996 wieder ein Re- 
publikaner oben auf dem Sieger- 
treppchen stehen würde. Jetzt tat 
Clinton einen entscheidenden 
Schritt: Wie schon 1978 wandte er 
sich wieder an seinen alten Berater 
Dick Morris. Der war zwar inzwi- 
schen fast ausschließlich als Berater 
und pollster für Republikaner tätig. 
u.a. für den Neandertal-Konsewati- 
ven Jesse Helms, aber er willigte ein. 
Bill Clinton ein zweites Mal zu helfen 
und begann mit der Arbeit. 

Clintons Strategie: 
Die Demokraten 
wollten nicht mehr 
als Patronagepartei 
für die Armen 
(Schwarzen, 
Minderheiten etc.) 
gelten, sondern 
jetzt als bewußte 
Interessenpartei der 
.Mittelklasse: der 
zu  Familienmüttern 
und Vätern heran- 
gewachsenen 
Babyboomers. 
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In der ersten 
Amtsperiode des 

Demokraten Cl~nton 
sind mehr innenpoli- 

tische Maßnahmen 
für die Zerstörung 

des sozialdemokrati- 
schen Klassenkom- 

promisses getroffen 
worden als unter 

sämtlichen republi- 
kanischen Regierun- 
gen der Nachkriegs- 

zeit. 

für dieses Studienfinanzierungspro- 
gramm. das ihn nach Studienende 
für gewisse Zeit als Berufsoffizier 
verpflichtet hätte, nur deswegen 
eingereicht habe. um ohne das Mit- 
tel der formellen Verweigerung der 
unmittelbar drohenden Einberufung 
zu entgehen. Nun, nachdem inzwi- 
schen diese Gefahr durch bestimmte 
Änderungen im Einberufungsmo- 
dus5 gebannt sei. wolle er seine Be- 
werbung wieder zurücknehmen. 
Natürlich hatte Oberst Holmes das 
wahre Motivfür Clintons Drang zum 
Kriegshandwerk geahnt. aber der 
junge Mann war als Rhodes-Stipen- 
diat so etwas wie das politische 
Wunderkind von Arkansas. und so 
wollte er ihm gefällig sein - inner- 
halb der politischen Klasse Amerikas 
damals nichts Ungewöhnliches. 

Nun stand der damals 23-jährige 
Jungpolitiker vor der unangeneh- 
men Aufgabe, dem düpierten Gön- 
ner seinen Rückzieher zu erläutern. 
In einem Brief teilte er ihm folgendes 
mit: ,.Die Entscheidung. den Wehr- 
dienst nicht zu verweigern und die 
daran gebundenen weiteren Ent- 
scheidungen waren die schwierig- 
sten meines bisherigen Lebens. Ich 
entschied mich aus einem einzigen 
Grund dafür, die Einberufung 
grundsätzlich zu akzeptieren, ob- 
wohl es gegen meine politische 
Überzeugung war: ich wollte meine 
politische Handlungsfähigkeit inner- 
halb des Systems erhalten. Die gan- 
zen Jahre zuvor hatte ich mich auf 
ein politisches Leben vorbereitet, 
das durdi praktische politische 
Handlungskompetenz und Engage- 
ment für sozialen Fortschritt charak- 
terisiert sein sollte. Und das ist im- 
mer noch das Ideal, das ich anstre- 
be. Ich glaube nicht. daß unser Sy- 
stem per definitionem korrupt ist, 
wie sehr auch immer es in den letz- 
ten Jahren dieser Definition nehege- 

kommen sein mag. Die Gesellschaft 
mag vielleicht korrupt sein, aber das 
ist nicht dassebe. und w n n  es das- 
selbe wäre, kennen-wir sowieso alle. 
ein~acken."~ (Hervorhebung von 
mir. F.U.). 

Wenn im Jahre 1969 jernmd 
vorausgesagt hätte. daß ein Mensch 
mit derartig offengelegten linken 
strategischen Zielen einmal amerika- 
nischer Präsident werden würde. 
wäre er ausgelacht worden. Doch 
dieser Mann, dessen erklärtes Le- 
bensziel es war. mithilfe des politi- 
schen Systems der amerikanischen 
Demokratie die ..korru~te Gesell- 
schaft Amerikas" zu verändern, wur- 
de 1992 tatsächlich Präsident der 
Vereinigten Staaten! 

Die Clinton-Präsidentschaft: 
Sozialer Rückschritt 
Selten in der Nachkriegsgeschichte 
der westlichen Länder hat es eine 
politische Situation gegeben. die so 
hoffnungsvoll für die Armen und Be- 
ladenen schien wie der Amtsantritt 
Clintons. Nicht nur er selbst, son- 
dern das ganze Team, das er sich zu- 
sammengestellt hatte. schien für so- 
ziale Gerechtigkeit zu bürgen. Die 
lnaugurationsfeier des 42. Präsiden- 
ten im Januar 1993 war die wahr- 
scheinlich größte Versammlung von 
explizit ..fortschrittlichen" Individu- 
en. die es jemals auf amerikani- 
schem Boden gegeben hat. Gleich- 
zeitig war es auch die mit Abstand 
prächtigste und prunkvollste der 
letzten 30 Jahre. 

Nicht weniger als elf offizielle 
und noch weit mehr unoffizielle BäI- 
le fanden in dieser Nacht in Wa- 
shington statt. Die Elite der baby 
boomen, d. h. der Generation der 
nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
Geborenen, deren best and brigh- 
test seinerzeit die Hoffnungen ihrer 
Altersgenossen im ganzen Westen 
auf eine emanzipierte. ,.repressions- 
freie" Gesellschaft als erste zum 
Ausdruck gebracht hatten, feierte 
ostentativ die Übernahme der ge- 
sellschaftlichen Macht. 

Fünf Jahre Jahre später sprechen 
namhafte Journalisten und ehemali- 
ge Mitarbeiter der Clinton-Admini- 
stration davon, daß das Land näher 
an die soziale Katastrophe gerückt 
sei als jemals zuvor.' Sie zählen vor: 
In der ersten Amtsperiode des De- 
mokraten Clinton sind mehr innen- 
politische Maßnahmen für die Zer- 
störung des sozialdemokratischen 
Klassenkompromisses getroffen 
worden als unter sämtlichen republi- 

kanischen Regierungen der Nach- 
kriegszeit. Ganze Heerscharen von 
legalen und illegalen Immigranten 
und deren Familien wurden aus dem 
Anspruchsbereich des Wohlfahrts- 
staats entfernt, obwohl sie mitunter 
seit Jahrzehnten zur Mehrung des 
amerikanischen Sozialprodukts bei- 
getragen und Steuern gezahlt ha- 
ben. Ein bis dahin unangreifbares 
Kernstück des New Deal. das Gesetz 
Aid to Families with Dependent 
Children. das jedem in den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika lebenden 
Kind einen Mindest-überlebensstan- 
dard garantiert. wurde kassiert. Es 
ist durch ein neues ersetzt. in dem 
erstens die Verantwortung auf die 
Einzelstaaten delegiert wurde. und 
zweitens die Maximaldauer, in der 
eine Familie Sozialhilfe beziehen 
konnte, auf fünf Jahre begrenzt 
wurde. Dieses Gesetz wurde verab- 
schiedet wohlgemerkt, ohne daß ir- 
gend ein Ersatzprogramm für die 
betroffenen Familien an die Stelle 
gesetzt wurde. 

Eine neue Studie des Depart- 
ment o f  Health and Human Sewices 
hat ausgerechnet. daß als unmittel- 
bare Folge dieses Gesetzes 2.6 Mil- 
lionen Menschen, darunter 1.1 Mill. 
Kinder. in den Armutsbereich beför- 
dert werden, und daß insgesamt 11 
Millionen amerikanischer Familien, 
die untersten 10% auf der Einkom- 
mensskala. Einkommensverluste 
durch dieses Gesetz erleiden wür- 
den. So gut wie die gesamten Ein- 
sparungen. mit deren Hilfe der Präsi- 
dent mittelfristig das Defizit im 
Staatshaushalt ausgleichen will, wie 
er es versprochen hatte. sind Einspa- 
rungen an Wohlfahrtszahlungen an 
die Ärmsten. Clinton hätte die Mög- 
lichkeit gehabt, hier sein Veto einzu- 
legen. aber er tat es nicht. Gleichzei- 
tig förderte er drakonische Verschär- 
fungen des Strafrechts und stellte 
größere Mittel für die Verstärkung 
von Polizei und Strafvollzug zur Ver- 
fügung. Die USA haben heute abso- 
lut und prozentual mit Abstand die 
meisten Strafgefangenen der Welt. 

Die Richtung, in der sich die USA 
unter Führung von Bill Clinton ent- 
wickelt. widerspricht eigentlich dia- 
metcal den Aspirationen. mit denen 
der junge Bill vor 30 Jahren gemein- 
sam mit der Avantgarde seiner Ko- 
horte den Marsch durch die Institu- 
tionen Amerikas angetreten hatte. 
Oder vielleicht doch nicht? Hat er 
vielleicht. als er mit den Parolen 
,.Emanzipation" und ..Freiheit von 
staatlicher Bevormung" gegen die 

s potlight I: CDU-Parteitag in 
Leipzig. Der CDUICSU-Frakti- 
onsvorsitzende Wolfgang 

Schäuble kündigt an, die nicht sozi- 
alversicherungspflichtigen, soge- 
nannten geringfügigen Beschäfti- 
gungsverhältnisse (610-DM-Jobs) 
einschränken zu wollen. 

Die FDP schreit empört auf. Vor- 
schläge und Gegenvorschläge schie- 
ßen ins Kraut. Die SPD nimmt es 
wohlwollend zur Kenntnis, beteiligt 
sich aber nicht weiter an der Debat- 
te. Die Intendanz der Partei möchte 
lieber eine herbstliche Fortsetzung 
der erfolgreichen Sommertheater- 
Darbietung der Koalition auf dem 
Spielplan sehen. 

Nachdem noch am 1 .  Oktober 
Ursula Engelen-Kefer. Karin Junker 
und Franz Müntefering in einer Pres- 
semitteilung die Forderung nach Ab- 
schaffung der geringfügigen Be- 
schäftigungsverhältnisse bekräftig- 
ten, ist es seit dem CDU-Parteitag in 
der SPD still um dieses Thema ge- 
worden. Zuletzt ließ sich noch Oskar 
Lafontaine auf dem Kongreß Inno- 
vation und Gerechtigkeit in ähnli- 
cher Weise vernehmen, um sogleich 
von Gerhard Schröder ,,korrigiert" 
zu werden: Selbstverständlich gehe 
es nicht um die Abschaffung. son- 
dern nur um die Begrenzung dieser 
Jobs. zum Beispiel auf 10% der Ar- 
beitsverhältnisse in einem Betrieb. 

Spotlight II: Bundesarbeitsmini- 
Ster Norbert Blüm verkündet. der 
Beitragssatz zur gesetzlichen Ren- 
tenversicherung werde im Jahr 1998 
auf 21% angehoben (1997: 20.3%. 
1996: 19.2%). 

Arbeitgeberpräsident Hundt sieht 
eine Katastrophe für den Standort 
Deutschland und fordert wieder mal 
eine grundlegende Strukturreform, 
sprich massive Rentenkürzungen 
oder gleich die Abschaffung der um- 
lagebasierten und paritätisch finan- 
zierten gesetzlichen Rentenversiche- 
rung. spart sich aber selbstverständ- 
lich jeden Hinweis auf die Verantwor- 
tung der Unternehmen. die durch 
massive Entlassungen und den Um- 
stieg auf geringfügige Beschäfti- 
gungsverhältnisse und Scheinselb- 
ständigkeit entscheidend zur sich ver- 
schärfenden Finanzkrise beigetragen 
haben - eine typische self-fulfilling 
prophecy ist das, was Arbeitgeber- 
chefs, FDP und andere an der De- 
montage der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung interessierte Kräfte da seit 
geraumer Zeit betreiben.' 

Der Kanzler findet diesen Bei- 
tragssatz nicht akzeptabel und will 

ihn mit den ..Mitteln der Vernunft" 
noch verhindern. und die SPD stellt 
sich willig als Helfer zur Verfügung. 
Erneut bringt sie das Umfinanzie- 
rungskonzept in die Diskussion. das 
bereits als Verminlungsergebnis zur 
Steuerreform an der Bundestags- 
mehrheit gescheitert war.' Noch wei- 
ter geht Gerhard Schröder (der Auto- 
mann), der sich schon damit zufrie- 
den geben würde. nur die im Renten- 
reformkonzept der Koalition für 1999 
ohnehin vorgesehene Mehrwertsteu- 
ererhöhung auf 1998 vorzuziehen. 

Den Steuersenkungsmythos 
zerstören 
Ein ganz geschickter Schachzug. so 
scheint es beispielsweise der F M  
(6.1 1.97. 5.1). Mit seinem Zugehen 
auf die Koalition könnte Schröder 
diese zwingen. noch vor der Bundes- 
tagswahl Steuern zu erhöhen und 
damit den Mythos von der Steuer- 
senkungspartei FDP endgültig zerstö- 
ren. Deren Klientel sind Mythen aller- 
dings ziemlich egal, solange die Par- 
tei nur den Steuererhöhungen zu- 
stimmt, die sie nur marginal treffen. 

Dumm ist aber vor allem. daß 
damit der einzige Punkt, der das 
Rentenreformgesetz zustimmungs- 
pflichtig macht. ausgekoppelt. der 
Bundesrat sich mithin seines Einflus- 
ses begeben würde. Schröder 
nimmt damit mindestens billigend in 
Kauf. daß die Rentenkürzungen der 
Koalition in Kraft treten und somit 
die Flucht aus dem System mit im- 
mer höheren Beitragssätzen und im- 
mer niedrigeren Leistungen weiter 
verstärkt wird. Die angebliche Zu- 
kunftsunfähigkeit des Umlagesy- 
stems würde damit einmai mehr un- 
terstrichen. Für das von Schröder fa- 
vorisierte Modell der Grundrente 
kann das nur dienlich sein. 

Nachdem die SPD jahrelang (zu 
Unrecht) daran mitgewirkt hat. daß 
die Höhe der Lohnnebenkosten zur 
entscheidenden Determinante für 
die Arbeitslosigkeit hochstilisiert 
worden ist, ist sie in der aktuellen 
Debatte um die Rentenbeiträge na- 
türlich gezwungen. in der Frage der 
Umschichtung von Beiträgen zu in- 
direkten Steuern Kompromisse mit 
der Regierungskoalition zu suchen. 
Wenig Phantasie ist erforderlich. um 
sich das Blockade-Lamento über das 
Beharren der Partei auf dem einen 
oder anderen Punkt vorzustellen. 

Rätselhafte Zurückhaltung 
Gänzlich rätselhaft bleibt aber. daß 
ein wesentlicher Bestandteil des 

Herbsttheater der 
Koalition? 

von Burkhard Winsernann* 

Konzepts der Alterssicherungskom- 
mission der SPD. die Ausweitung der 
Sozialversicherungspflicht. gar nicht 
erst richtig in die Diskussion ge- 
bracht wurde. Einerseits geht es da- 
bei um ein nicht unerhebliches Bei- 
tragssatzsenkungspotential, bei der 
geringfügigen Beschäftigung. vor al- 
lem aber auch bei der obligatori- 
schen Einbeziehung Selbständiger. 
Andererseits ist die Zurückhaltung in 
diesem Punkt auch taktisch und stra- 
tegisch absurd. Taktisch. weil man 
nicht mit Minimalforderungen (ei- 
gentlich noch weniger) in Verhand- 
lungen geht - es sei denn, man legt 
es darauf an, ein völlig unzulängli- 
ches Gegenangebot zu bekommen 
und sich dann quasi freiwillig als 
Blockierer beschimpfen zu lassen. 
Strategisch. weil die Sozialdemokra- 
tie ihr ureigenstes Terrain preisgibt. 
Schäuble kann sich mit seinem Vor- 
stoß zu den 610-DM-Jobs als weit- 
sichtiger Verteidiger des Sozialversi- 
cherungssystems präsentieren. ohne 
überhaupt in dieVerlegenheit zu ge- 
raten, die Ernsthaftigkeit seiner Äu- 
ßerungen in der Auseinanderset- 
zung mit der FDP beweisen zu müs- 
sen. Denn - vielleicht ist das Teilen 
der SPD entgangen - die ganze Auf- 
regung über den .,Beitragsschock" 
hat dazu geführt. daß gerade die 
Ursachen dieser Entwicklung -auch 
die massive Ausweitung geringfügi- 
ger Beschäftigungsverhältnisse - 
wieder aus der Diskussion ver- 
schwunden sind. rpw 

' Vgl. Iörg DemlIRoland Wutz: Die Zu- 
kunfi der Rentenryrternr, in rpw 96, 41 
97. 5.52-55 
Anhebung der Mehrwertsteuer auf 16% 
und Anhebung der Mineraitilrteuer um 
10 Pf. Senkung der Beitragrsatze zur 
Renten- und Arbeilrlorenversicherung 
um je 1%-Punkt 

Rätselhafi bleibt, 
daß ein wesentlicher 
Bestandteil des SPD- 
Konzepts, die 
Aumeitung der 
Sozialversicherungs- 
pflicht, gar nicht 
erst richtig in die 
Diskussion gebracht 
wurde. Einerseits 
geht es um ein 
erhebliches Bei- 
tragssatzsenkungs- 
potential, anderer- 
seits ist diese 
Zurückhaltung auch 
taktisch und 
strategisch absurd. 

' B~rkhard Winrernann ist wis. Mitarbeiter von Detiev von Larcher Md8 

Soaalirfirihe Politik und Wirtschaft. Hefi 98. 1997 



ARBEIT- ZEIT UND GELD INTERNATIONALES 

Atypische 
Beschäftigung 
Beschäf t igungswi rkung und 
Regulierungserfordernisse 

von Jörg Dem1 und Oiaf Struck* 

1. Das Problem 

I n den achtziger Jahren hat sich in 
nahezu allen Branchen die Aus- 
breitung zahlreicher Beschäfti- 

gungsformen verstärkt, die nicht der 
normativen Denkiigur eines ,,Normal- 

sonders sorgfältigen rechtlichen Aus- 
gestaltung. Die zentrale Problematik 
atypischer Beschäftigung besteht vor 
allem darin, daß sich die Leistungen 
der sozialen Sicherungssysteme in 
Deutschland vor allem hinsichtlich 
des Eintritts des Versicherungsfalls. 
der Leistungsform und der Leistungs- 
höhe am ldealtyp des Normalarbeits- 
verhältnisses orientieren. 

Ein ..Sicherheit generierendes" 
Normalarbeitsverhältnis ist zu cha- 
rakterisieren durch 

eine unbefristete Vollzeitbeschäf- 
tigung. 

in der ein Standardarbeitsvertrag 
über Vergütung usw. abgeschlossen 
wurde. 

wo arbeits- und sozialrechtlichen 

Die zentrale 
Problematik 

atypischer Beschäfti- 
gung besteht vor 

allem darin, da6 sich 
die Leisiungen der 

sozialen Sichenings- 
systeme in Deutsch- 

land vor allem 
hinsichtlich des 

Eint* des Veni- 
cheningsfalls, der 

Leistungsform und 

Zahlen sind lediglich Annäherungen 
an den tatsächlichen Umfang atypi- 
scher Beschäftigung: 

Teilzeitbeschäftigung 
De selr Janren ZL oeooacntende Z J -  
nanme aer TPI ze tberchaft a ~ n a  - d 

trug wesentlich zu der Ausweitung 
der Beschäftigung in den 80er Jahren 
bei, und setzt sich auch angesichts 
der Verringerung der sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung in 
den 90er Jahren fort (Siehe Abbil- 
dung 1). Diese Zunahme erfolgte na- 
hezu ausschließlich im Bereich von 
weniger als 18 Wochenstunden, so 
daß von den Teilzeitbeschäftigten 
43% unterhalb der Versicherungs- 
pflichtgrenze der Arbeitslosenversi- 

arbeitsverhältnisses" entsprechen, so- Bestimmungen, Tarifverträge und Be- cherung und immer noch 30% unter- 
uenannte atwische Beschäftiaunas- triebsvereinbarunoen einaehalten halb der Versiche~nasoflichtarenzen - . . - 
verhältnisse darstellen (vgl. Mücken- 
berger 1991, Matthies 1993. 5. 
154ff.). Vor dem Hinterg~nd eines 
erhöhten Kosten- und Innovations- 
drucks. dem strukturellen Wandel der 
Märkte von einem Anbieter- zu einem 
Kaufermarkt. der Abkehr von der for- 
distischen Massenproduktion und ei- 
ner diskontinuierlichen Auslastung. 
sehen sich Unternehmen einem ho- 
hem Flexibilisie~ngsdruck ausgesetzt. 
Im Anbetracht dieser Entwicklung ver- 
suchen Unternehmer u.a. Vertragsver- 
hältnisse von sogenannten Randbe 
legschaften flexibler als bisher zu ge- 
stalten. Durch den Druck der Massen- 
arbeitslosigkeit sind viele Beschäftigte 
gezwungen. prekäre Beschäftigungs- 
verhältnisse einzugehen. Gleichzeitig 
lassen sich die Arbeitszeitwünsche der 
Beschäftigten jedoch auch nicht mehr 
mit einem standardisierten Zeitkon- 
zept, das ein Bestandteil des Norrnal- 
arbeitsverhältnisses ist, zusammen- 
bringen. Nicht zuletzt wurden atypi- 

der ~ e k u n ~ s h ö h e  sche ~exhäftigungsvehältnisse 
am ldealtyp des durch Flexibilisierungs- und Deregulie- 

Normalarbeitsver- runasmaßnahmen des Gesetzaebers - d 

häitnisses orientie gefördert. 
ren. Indem atypische Beschäftigungs- 

verhältnisse nicht auf Kontinuität. 
Dauer und Vollzeit angelegt sind. 
bergen sie besondere Risiken in sich. 
Diese Risiken sind nicht auf die Be- 
schäftigung selbst beschränkt, son- 
dern betreffen ebenso die soziale Si- 
cherung der Betroffenen.' Die Ver- 
meidung von Risiken bedarf einer be- 

JOQ Deml, Bremen. Mitglied im Fonim .Solidarische Geellschan" beim 
SPD-Parteivorstand, Dr OBf Struck arbeitet an der Universitat Bremen im 
Sooderforschuosrbereich 786: Status~assauen und Risikolauen im 
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werden, 
und ein Bestandsschutz, Soziallei- 

stungen und Weiterbildungsangebo- 
te bestehen. die zumeist mit der Dau- 
er der Betriebszugehörigkeit wachsen 
(vgl. Engelen-Kefer u a  1995). 

In Abweichung zu diesen Stan- 
dards lassen sich vor allem sechs For- 
men atypischer Beschäftigungsver- 
hältnisse voneinander unterschei- 
den:' 

Teilzeitarbeit. . geringfügige Beschäftigung. 
befristete Beschäftigung. 
Leiharbeit. 
abhängige Selbständigkeit, 
neue (Tele-) Heimarbeit 

2. Umfang atypischer Beschäfti- 

gung 
Der Gesamtumfang atypischer B e  
schäftigung ist schwer zu ermitteln, 
da unterschiedliche Formen in Kom- 
bination auftreten können (2.B. befri- 
stete Teilzeit-Leiharbeit u.a.). lnsge 
samt ist festzustellen, daß das Aus- 
maß atypischer Beschäftigung in den 
letzten Jahren erheblich gestiegen ist. 
Bislang bestehen jedoch zugleich 
strukturelle Grenzen der Ausbrei- 
tung. Eine Ursache ist. daß Qualitäts- 
produktion durch gut qualifizierte 
Beschäftiate und häufia mit betriebli- 
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chen Qualifikationen ausgestatteten 
Beschäftigten ausgeführt wird. Per- 
sonen mit derartigen Befähigungen 
sind auf dem externen Arbeitsmarkt 
knapp vertreten. Darüber hinaus 
hängen Obergrenzen ab von der 
konjunkturellen Lage und der Situati- 
on am Arbeitsmarkt. und sie variieren 
vor allem nach der Branche und da- 
nach. ob es sich um einen Endmon- 
tage- oder einen (abhängigen) Zulie- 
fererbetrieb handelt. Die folgenden 

2 ,  . ~ ~~ 

der Renten- und Krankenversiche- 
rung lagen (vgl. Büchtemann 1990. 
5. 2380. 1995 umfaßte die Teilzeit- 
beschäftigung ca. 5.3 Millionen Be- 
schäftigte und stieg damit weiter auf 
etwa 16.3% aller Erwerbstätigen. Da- 
bei ist mit einem Anteil von etwa 
89% Teilzeitarbeit vonviegend Frau- 
enarbeit. 

Geringfügige Beschäftigung 
Der überproportionale Anstieg der g e  - - 

ringfügigen Beschäftigung ist bereits 
angesprochen. Nach Zahlen des Insti- 
tuts für Sozialforschung und Gesell- 
schaftspolitik (ISG) waren im Fnjhjahr 
1992 in ganz Deutschland rd. 4.5 
Mio. Personen (davon 60% Frauen) 
geringfügig beschäftigt (siehe Abbil- 
dung 1). was etwa 456 des Arbeitsvo- 
lumens entspricht (vgl. Bäckerßbert 
1996 und insbesondere Ochs 1996 
für einen Überblick über verschiedene 
Studien zur Erfassung der geringfügi- 
gen Beschäftigung). 

Befristete Beschäftigung 
Auf Grundlage der Ergebnisse der 
Mikrozensen 1985 bis 1994 Iäßt sich 
feststellen, daß auch die befristete 
Beschäftigung bei insgesamt rückläu- 
figer Beschäftigung weiter ansteigt: 
Nach der Auswertung des Institutes 
für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung hatten 1995 in Westdeutsch- 
land 1.286 Mio. Erwerbspersonen 
befristete Arbeitsverhältnisse; gegen- 
über 1993 stieg der Anteil von 5.0% 
auf 5.7%. In Ostdeutschland beträgt 
dieser Anteil - befördert durch das 
starke Gewicht von Maßnahmen des 
Arbeitsfördcrungsgesetzes, wie 
ABM-Stellen und Maßnahmen nach 
5 249h AFG - sogar 1 1.5%. Überpro- 
portional sind von einer Befristung 

Parteien in den USA und In 
Europa 

B ereits vor 90 Jahren beschäf- 
tigte sich Werner Sombart mit 
dem Phänomen, warum es in 

den USA keinen Sozialismus gibt.' 
Sombart fand heraus. daß die politi- 
sche Kultur der Vereinigten Staaten 
sich von den politischen Kulturen 
Europas. auch von denen mit langer 
demokratischer Tradition, erheblich 
unterscheidet: Die Aufteilung der 
politischen Parteien nach sozioöko- 
nomischen Klassen mit entsprechen- 
den Programmen und Ideologien 
hat in Amerika nicht stattgefunden. 
Dort gibt es nur eine Partei, die der 
bürgerlichen Besitzenden, aufgeteilt 
in ,.RepublikanerM und ,.Demokra- 
ten". Ursprünglich regional defi- 
niert. konkurrieren sie heute mittels 
Symbolen und Personen, nicht 
durch Programme. Es gibt weder 
zahlende Mitglieder noch kontinu- 
ierlich arbeitende. bezahlte Funktio- 
näre. Jenseits ihrer Mobilisierungs- 
aufgaben vor Wahlen, wenn ad hoc 
gebildete (und finanzierte) Komitees 
für bestimmte Kandidaten aktiv wer- 
den. haben sie keine Funktion in der 
Gesellschaft. 

In Europa dagegen haben die 
politischen Parteien in der Regel ih- 
ren Ursprung in den klar umrissenen 
Klassenauseinandersetzungen des 
vorigen Jahrhunderts. Adel. Bürger 
und Arbeiter organisierten sich für 

promiß orchestrierte, legitimiert 
durch die Wirtschafts~hiloso~hie 
von lohn Maynard ~eynes. ldeoiogi- 
scher Gegner war - neben dem Uni- 
versalfeind Kommunismus - die 
marktradikal-libertäre Rechte. die 
unaufhörlich gegen den Klassen- 
kompromiß nörgelte. Dieser Klas- 
senkompromiß war erstens ein 
Nachhall der Kriegsfront gegen den 
deutschen Nationalsozialismus. 
zweitens eine Präventivmaßnahme 
gegen die Konkurrenz des Kommu- 
nismus. Solange letzterer als Alter- 
native noch plausibel gefürchtet 
werden konnte, herrschte in den 
westlichen Ländern einschließlich 
der USA im operationalen Sinn Sozi- 
aldemokratie. auch wenn nominell 
mal ihre politischen Gegner an der 
Macht waren. 

In dem Maße, wie die Gefahr, 
daß der Kommunismus zur attrakti- 
ven Alternative werden könnte, sich 
verringerte, wurde im Westen der 
Klassenkomoromiß vorsichtia wieder 
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aufgekündigt. Die marktradikal-li- 
bertäre Rechte gewann ihre ideolo- 
gische Hegemonie zurück, zuerst in 
den USA. Allerdings hätte sie das nie 
so schnell aus eigener Kraft schaffen 
können. wenn sie dabei nicht will- 
kommene, zuerst allerdings eher 
verabscheute Helfershelfer gehabt 
hätte. Die wußten nicht immer. was 
sie taten, aber sie taten es. 

Der britische Journalist Martin 
Walker beginnt sein jüngstens Buch 

Bill Clinton: 
Karriere eines ,,Acht- 

undsechzigers" 
von Frank Unger* 

sidenten gebildet hatte. Dreierlei 
verbindet dieses Netzwerk. die soge- 
nannten FOBs (Friends o f  Bill): er- 
stens, die persönliche Freundschaft 
mit Bill Clinton, zweitens. ihr über- 
durchschnittliches Engagement für 
so gut wie alle ..fortschrittlichen" 
Ziele und Kampagnen, die dieses 
Land in den letzten dreißig Jahren 
gesehen hat. und drittens, ihr un- 
bändiger persönlicher Ehrgeiz. 

Erster Anknüpfungspunkt war - 
wie bei den Jugendbewegungen in 
anderen Ländern auch - die gemein- 
same Opposition gegen den Krieg in 
Vietnam.' Die Clintons und ihre 
Freunde gehörten nicht zur radika- 
len Fraktion der Vietnamkriegsgeg- 
ner, wohl aber zum aktiven Teil der 
,.gemäßigten" Opposition; genauer 
gesagt zu denjenigen. die innerhalb 
des Systems für die Beendigung des 
Krieges arbeiteten. weil sie ihre bür- 

ihre Interessen, und entsprechend über clinton2 mit einer Erinnerung gerlichen bzw. politischen Karrieren 
..weltanschaulich" waren die Pro- an den West-Berliner ..Revolutionär" nicht durch Radikaloooosition aufs 
gramme ihrer Parteien. Insbesonde- 
re galt das für die Arbeiterparteien. 
die alle - ob revolutionär oder refor- 
mistisch -die eine oder andere Form 
des ,.Sozialismus" anstrebten. Selbst 
wenn in der heutigen Sozialdemo- 
kratie diese historischen Wurzeln so 
gut wie bedeutungslos sind, so wer- 

. , 
Rudi Dutschke, der seinerzeit seine Spiel setzen wollten. 
Genossinnen und Genossen an den Bill Clinton war also in den 
westdeutschen Unis und Schulen Kämpfen der sechziger Jahre ein- 
dazu aufforderte, ,.sich wie weiland deutig auf der .,linken" Seite. Aber 
der Genosse Mao auf den langen bereits früh in seiner politischen Kar- 
Marsch vorzubereiten, den Marsch riere zeigte er auch eine deutliche 
durch die Institutionen."' Neigung zur Realpolitik. Er wollte 

stets mehr sein als bloß ein ..Gesin- 

Bill Clinton war in 
den Kämpfen der 
sechziger Jahre 
eindeutig auf der 
,,linken" Seite. Aber 
bereits früh in seiner 
politischen Karriere 
zeigte er auch eine 
deutliche Neigung 
zur Realpolitik. 

den sie doch als Form derTraditions- Clinton als ,.Achtundsechziger'' nungslinker". und zwar nicht nur 
ofleoe offiziell weiterhin hochaehal- Denn wenn es heute ein westliches aus Karrierearünden. Illustriert wird , - - 
ten. Dadurch tragen sie in gewissem 
Maße zur Identitätsbildung der akti- 
ven Mitglieder bei. 

So gesehen. hat die europäische 
Sozialdemokratie historisch nichts 
gemein mit der ,,Parteiu der Demo- 
kraten in Amerika. Dennoch ist es 
nicht vollkommen abwegig. die mo- 
dernen amerikanischen Demokraten 
und die westeuropäische Sozialde- 
mokratie in einem Atemzug zu nen- 
nen. Beide repräsentieren den Kor- 
poratismus des Bretton Woods-Sy- 
stems der Nachkriegszeit, als ein ak- 
tiver Staat auf der Basis unaufhörli- 
chen Wachstums den Klassenkom- 

Land gibt, in dem dieser strategische 
Traum der sogenannten ,,Achtund- 
sechziger". deren Wortführer sich 
selbst ja für die Speerspitze einer 
Neuen. einer wirklichen Linken ge- 
halten haben, in großem Stil Wirk- 
lichkeit geworden ist, dann sind das 
die Vereinigten Staaten von Ameri- 
ka. Die Namen eines großen Teils der 
heutigen Führungsspitze dieses Lan- 
des könnten direkt von Präsident Ni- 
xons enemy /ist abgeschrieben sein. 
Die meisten von ihnen sind Mitglie- 
der eines politischen Freundeskrei- 
ses, der sich in den sechzigern Jah- 
ren um die Person des heutigen Prä- 

* 

das durch eine Stelle aus einem 
Brief. den er im Sommer 1969 an 
den Verantwortlichen des ROTC- 
Programms der Universität von Ar- 
kansas, einen gewissen Oberst Hol- 
mes, schrieb. Darin entschuldigt er 
sich dafür, daß er eine Bewerbung 

*Frank Ungerist Privatdozent an der FU Berlin. GegenwZrfig arbeitet er 
zusammen mit Andreas Wehr sowie Marfin Jaque5 undStuart Hallan 
einem Buch über die .Modernisierer" (Clinton, Blair. Schröder), das im 

nächsten Frühjahr bei Elefanten-Press erscheinen soll. 
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LINKE GESCHICHTEN 

Fotw Steohan Hanoe 1Knlni 

Fazit 
Wir konnten die Entwicklungen 
des IM-Begriffs in Gauck-Behör- 
de und Öffentlichkeit hier nur in 
einigen illustrativen Beispielen 
referieren. Es ließen sich eine 
Reihe weiterer Fälle anführen: 
etwa Lothar de Maiziere, der 
nach Rücktritt von allen politi- 
schen Ämtern dann doch nicht 
IM ,.Cernym gewesen sein soll; 
Herbert Goliasch. zurückgetrete- 
ner CDU-Fraktionschef in Sach- 
sen. anschließend entlastet; Lud- 
wig Gürtler, Lieblingstrompeter 
des Bundeskanzlers wie zuvor 
des Staatsratsvorsitzenden. des- 
sen IM-Vorgang zu einer Zeit be- 
kannt geworden war. als in einer 
unberatenen Minute von der 
Spitze des Kanzleramtes verlau- 
tete: ..Wenn es nach mir ginge. 
würden die Akten geschlossen" 
- Gürtlers Fall wurde nie ab- 
schließend geklärt. 

Die Beispiele dürften aber 
hinreichen. eine unterdessen 
qänqiqe Ansicht in vornehmlich 
der ostdeutschen Öffentlichkeit 

nachvollziehbar erscheinen zu lassen: Wo aus den Akten 
so wenig Gewißheit zu erlangen, aber mit solch geringer 
Gewißheit derart reichlich politische lnstrumentalisierung 
zu betreiben sei. wie es zu beobachten war. da ist augen- 
scheinlich das gutgemeinte Anliegen ungenügend gegen 
sachfremde lndienstnahme immunisiert worden. 

Mithin: Statt des anoestrebten Zieles - oenerelle Sensi- 
2 < 

bilisierung für das Denunziationsproblem, nicht zuletzt für 
künftige Versuchungen - wurde weitgehende Gleichgül- 
tigkeit erreicht. Die Gauck-Behörde ist keine moralische 
Anstalt geworden, sondern Instrument wie Partei in Inter- 
essenauseinandersetzunaen. Partei ist sie insoweit. als die - 
Behörde aus bürokratischem Selbsterhaltungsstreben eine 
Desavouierung oder Relativierung des Beweiswerts der 

MfS-Unterlagen nicht für wün- 

Die Gauck-Behörde ist keine moralische schenswert halten kann: Denn 
das Stasi-Unterlaoenoesetz als 
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Anstal t  geworden, sondern lnst rument  ~ ~ ~ h ä f t ~ ~ ~ ~ ~ d l ~ ~ ~  des 

w i e  Partei in lnteressenauseinanderset- desbeauftragten geht von der 
Hypothese der inhaltlichen 

Zungen. Richtigkeit der MfS-Akten 

aus.'2 Instrument wurde die 
Gauck-Behörde, als in Einzelfällen tatsächliche oder ver- 
meintliche Belastungen zu genau solchen Zeitpunkten be- 
kannt wurden, da sie politisch nützlich waren. 

In dieser Weise lassen sich die Ergebnisse einer Ent- 
wicklung kennzeichnen, an deren Anfang einmal Hun- 
gerstreik von Bürgerrechtlern in der Berliner Ex-Stasi- 
Zentrale und Sitzstreiks von Abgeordneten in der Volks- 
kammer gestanden hatten. Die Ergebnisse können be- 

Gegen einen Schlußstrich bei der DDR-Vergangenheitrbewaltigung. 
inspw 85 (1995). 5. 27. 
zit. nach Friedrich Schorlemmer: An einer vergifteten Atmosphäre 
gestorben. ZumTodeder Arztes Dr. Eckhard Ulrich, in F. Eckhad UI- 
rich: ich habe aufgegeben dieser land zu lieben. Gedichte, 2. erw. 
Aufl.. Halle/S. 1994. 5.71 
. ~ . ) e r n l e w ~ u  .o.cnim Ga r* n .13:n?n~011 I J 1996 5 2 1  
(-11 \.e.m:i n ' dt UJ<<I~  nano a v  Fa e 510 PE .no Deter Dc-T 30 
schrieben in: Akten verbinden, oder: Honl roit qui mal y penre?. in 
spw91 (1996). 5. 521. 
Sie war er nicht. Wir kommen darauf zurück. 
Dazu legte die Gauck-Behörde die Dakumentensammlung ,,Die In- 
offiziellen Mitarbeiter. Richtlinien. Befehle, Direktiven", 2 Bde., Berlin 
1992. und den faksimilierten, also unveränderten Nachdruck des 
,,Wörterbuchs der Staatrsicherheit" von 1985 vor (Dar Worterbuch 
der Staatssicherheit. Definitionen der MfS zur ,,politiich-operativen 
Arbeit". Berlin 1993). 
Vgl. Landtag Brandenburg: Beicht der Unterruchungsur~hurres 11 
3 IStoIp~Untersuch~ngmus~hußI. DruckSache 113009. 29.041994. 
0.0. (Potdam) 1994, und dort insbesondere die von der Mehrheiti- 
meinung abweichenden Voten dw CDU-Vertreter und der BUndnir- 
Abgeordneten im Unterruchungsuixhuß, in Anlagen. T&l B. 
dokumentiert in: Poiitische Kultur im vereinigten Deutschland. Der 
Streit um Heinrich Fink, Rektor der Humboldt-Universität zu Berlin 
(= Utopie kreativ Dokumentation), Berlin 1992, 5. 27. 
Außerordentliche Sitzung der Konzils der Humboldt-Universität zu 
Berlinam29.11.199t. inebd.. 8.47. 
und das Bundesueifaaungrge"cht. das unlängst die Vdarrungsbe- 
KhwedeFmkabgweren hat, sh - da ihm beidereigenen Festitel- 
lung wn Tatsachen enge Grenzen germ sind - seine Aufgabe nicht 
darin. die vom LAG Win fertgertellte IM-Tätigkeit Finks nachmals auf 
ihreTatiachlichkRthinzu überprüfen. Ngl. & 1 BvR 1934D3) 
Hardld Mau: Der Stasi den Preis für den eigenen Traum bezahlt. in 
fA.2.. 68.1991 

'I Vgl. 5. Sch. [Silvia Schattenfroh]: Gericht: Stasi-Mitarbeit Althaui' iR 
nichteiwiesen, inFAZ. 22.11993, 5.4. 

'"arald Mau: Offener Brieian Wau Dr. med. Sabine G., in Beriiner 
Är2te9l1991.S. 33. 

" Vgl. Peter Althaus (Iv.): Mir geht er wieder gut. in Wochenport, 
28.11993, 5.39. 

'Walker Nollau (1v.l: Profefersor Volker Nollau ein weiterer Mal vollrtän- . . ~ ~~~ 

dig vorn Verdacht einer Stari-Mitarbeit entlastet, in Dre5dner Univer- 
sitätsjoumal 111995. 5.9. 
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jüngere Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer unter 25 Jahren betrof- 
fen. 
Leiharbeit 
Wie bei den meisten atypischen Be- 
schäftigungsverhältnissen, ist auch 
die Zahl der Beschäftigungsverhält- 
nisse von Leiharbeitnehmern nur un- 
zureichend erfaßt. Die Bundesregie- 
rung gibt in ihrem ..8. Bericht über 
Arbeitnehmerüberlassung und Be- 
kämpfung illegaler Beschäftigung" 
die Zahl der Leiharbeitnehmerlnnen 
zum Stichtag im Juli 1995 mit 
187.727 Beschäftigten an; der Anteil 
der Leiharbeitnehmerinnen an allen 
sozialversicherungspflichtig Beschäf- 
tigten beträgt danach 0.76% (West) 
bzw. 0.25% (Ost) (Sozialpolitische 
Umschau, Nr. 372/1996).' 

Abhängige Selbständige 
Über die Zahl der abhängigen Selb- 
ständigen liegt eine Untersuchung 
des Institut für Arbeitsmarkt und Be- 
rufsforschung (IAB) vor. Da der Um- 
fang dieser Form der atypischen Be- 
schäftigung notwendigerweise von 
der Abgrenzung zwischen abhängi- 
ger und selbständiger Erwerbstätig- 
keit abhängt. ist in der IAB-Untersu- 
chung von verschiedenen Modellan- 
nahmen ausgegangen worden: so 
ergibt sich nach den vom Bundesar- 
beitsgericht (BAG)' formulierten Kri- 
terien die Zahl von 179.000 abhängi- 
gen Selbständigen (0.57% aller 
Haupterwerbstätigen). während sich 
auf Grundlage eines in den letzten 
Jahren entwickelten alternativen Mo- 
dells5 eine Zahl von 410.000 Perso- 
nen (1.31% aller Hauptewerbstäti- 
gen) errechnet (vgl Dietrich 1996).6 

(TelejHeimarbeit 
Die Schätzungen über die Größenord- 
nung von Telearbeit differieren gewal- 
tig: Sie reichen von 2.000 Stellen 
(Deutscher Industrie und Handelstag) 
über 3.000 echte Telearbeitsplätze 
nach DGB-Recherchen (hier sind nur 
die eindeutig abhängig Beschäftigten 
berücksichtigt) bis zu 150.000 Stellen 
nach einer Studie des Empirica-lnstitu- 
tes im Jahr 1994. Selbst nach dieser 
bislang verläßlichsten Zahl beträgt der 
Anteil der Teleheimarbeit an allen Ar- 
beitsplätzen weniger als ein halbes 
Prozent (Sozialpolitische Umschau, 
Nr. 44511996, 5. 5: Welsch 1997. 8. 
41 ). 

Zusammenfassend gilt: Die Zahl 
der atypischen Bexhäftigungsver- 
hältnisse steigt. Darunter nimmt der 
Anteil prekärer Beschäftigung über- 
proportional zu. 

3. Beschäftigungspotentiale 
atypischer Beschäftigung 
Atypische Beschäftigungsverhältnisse 
werden in den Betrieben insbesonde- 
re aus Gründen einer Steigerung in- 
terner und externer Flexibilität ge- 
schaffen. Inwiefern die beschäfti- 
gungspolitische Argumentation von 
Arbeitgeberverbänden und Regie- 
rungsparteien zutrifft, daß sich durch 
eine derartige Flexibilisierung des Ar- 
beitsmarktes über die Kostenentla- 
stung der Unternehmen gesamtwirt- 
schaftliche Effekte erzielen ließen, ist 
eine empirische Frage. Eine Beant- 
wortung hat die Beschäftigungswir- 
kungen differenziert nach den einzel- 
nen Formen atypischer Beschäfti- 
gung zu betrachten. Mit Blickauf die 
quantitative Bedeutung soll hierbei 
im Folgenden auf die Teilzeitarbeit, 
die geringfügige Beschäftigung und 
die befristete Beschäftigung einge- 
gangen werden. 

Teilzeitbeschäftigung 
Teilzeitbeschäftigung wird heute als 
ein vielversprechender Beitrag zu Re- 
duzierung von Arbeitslosigkeit gese- 
hen. Gestützt auf optimistische Pro- 
gnosen. die davon ausgehen. daß 
Teilzeitpotentiale von Betrieben und 
Beschäftigten in einer Größenord- 
nung von gut 1.5 Millionen Stellen 
nicht ausgeschöpft wurden (vgl. Hof 
1994; McKinsey 1994). versucht die 
Bundesregierung (BMAS 1994) mit 
Unterstützung anderer arbeitsmarkt- 
politischer Akteure eine .,Teilzeitof- 
fensive" zu starten. 

Ein kurzer Blick in die Nachbar- 
Staaten gibt Hinweise auf Initiativ- 
vorschläge (vgl. O'Reilly 1996; Wal- 
wei 1997). Durch finanzielle Anrei- 
ze können Teilzeitarbeitsplätze di- 
rekt gefördert werden. In Frank- 
reich beispielsweise verringern sich 
die arbeitgeberseitigen Sozialbei- 
träge um 30.50%. wenn der Be- 
trieb neue Teilzeitarbeitsplätze 
schafft. In den Niederlanden beste- 
hen - ähnlich wie in Deutschland - 
finanzielle Risikoentlastungen für 
die Arbeitnehmer. Beschäftigte, die 
von einer Vollzeit- in eine Teilzeit- 
stelle wechseln, erhalten einen An- 
spruch auf Vollzeitarbeitslosengeld. 
Darüber hinaus bestehen - wieder- 
um in den Niederlanden - gesetzli- 
che bzw. tarifvertragliche Regelun- 
gen. die jüngeren oder älteren 
Menschen den Arbeitsmarkteintritt 
bzw. -austritt mit dem Instrument 
der Teilarbeitszeit flexibel und be- 
schäftigungswirksam gestalten sol- 
len.'Zwischen 1982 und 1995 war 

es belgi- 
schen Ar- 
b e i t s l o s e n  
m ö g l i c h .  
dann wenn 
sie ein Teil- 
zeitbeschäf- 
t igungsver- 
hältnis auf- 
nahmen. zu- 
sätzlich ein 
T e i l z e i t a r -  
bei ts losen- 
geld zu er- 
halten. Zu- 
dem beste- 
hen indirekte 
Förderaspek- 
te. Der ge- 
ringe Anteil 
ger ingfügi -  
ger Teilzeit- 
b e s c h ä f t i -  
gung in 
Schweden ist 
im Zusam- 
menhang mit dem guten Angebot 
an Kinderbetreuungseinrichtungen 
zu betrachten. Eine Erhöhung der 
Nachfrage nach Teilzeitarbeitspiät- 
Zen könnten Regelungen ergeben. 
die Teilzeiterziehungsurlaub er- 
möglichten. 

Wie hoch die Anreize für Teilzeit- 
arbeit jedoch auch sein mögen, im- 
mer ist das Verhalten der Arbeits- 
marktakteure nur bedingt beeinfluß- 
bar. Verhaltenänderungen benötigen 
Zeit. Zudem bestehen Nebenbedin- 
gungen, die Beschäftigungspotentia- 
le beeinflussen: 

Insbesondere in kleineren Betrie- 
ben sind Übereinstimmungen von 
nachgefragten und angebotenen 
Qualifikationen nicht immer leicht zu 
herzustellen. 

Weichen die neu geschaffenen 
Teilzeitarbeitsverhältnisse nur gering 
von den Vollzeitarbeitsverhältnis ab. 
dann kompensieren Produktivitätsef- 
fekte den Beschäftigungseffekt. Zum 
einen gelten Teilzeitarbeitnehmer als 
produktiver als Vollzeitbeschäftigte. 
Zum zweiten sind Anreize einer tech- 
nologischen und arbeitsorganisatori- 
schen Prouktivitätssteigerung bei fle- 
xibleren Arbeitzeiten leichter umzu- 
setzen. 

Unterscheiden sich die zusätzlich 
geschaffenen Arbeitsplätze stärker 
von der vollen Arbeitszeit, dann sind 
Beschäftigungszuwächse zu erzielen. 
die jedoch durch Mobilisierungseffek- 
te der ,.Stillen Reserve" - und damit 
vorrangig Frauen - kompensiert wer- 
den. so daß der Abbau der registrier- 

Zusammenfassend 
gilt: Die Zahl der 
afypischen Beschäf- 
tigungsverh8ltnisse 
steigt Darunter 
nimmt der Anteil 
prekärer Beschäfti- 
gung Uberpropor- 
tional zu. 
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ten Arbeitslo- 
sen genng 
ist? 

z U - 
letzt sei er- 
wähnt. daß 
eine .,er- 
zwungene" 
Teilarbeits- 
zeit zu mehr 
Aktivitäten in 
der Schat- 
tenwirtschaft 
führen kann. 

Mehr Be- 
schäftigung 
durch Teil- 
Zeit führt 
nicht not- 
w e n d i g e r -  
weise zu ei- 
ner Senkung 
der Zahl der 
Arbeitslosen. 

so das Fazit. Zu berücksichtigen ist je- 
doch, daß eine Mobilisierung der 
..Stillen Reseve" durchaus sozial- und 
gleichstellungspolitisch erwünschte 
Folgen hat. 

Grundsätdich gik: 
Die Beschäftigungs- 

wirkungen der 
verschiedenen 

atypischen Beschäf- 
tigungsverhältnisse 
sind gering bemes- 

sen. Atypische 
Beschäftigung tritt 

an die Stelle von 
Normalarbeitsver- 

hältnissen. 

Geringfügige Beschäftigung 
Eine grundsätzlich prekäre Form der 
Teilzeitarbeit stellt die geringfügige 
Beschäftigung dar. Neuerdings sind 
Teilzeitkräfte bei einer Arbeitszeit von 
unter 15 Wochenstunden (bis vor 
kurzem waren es 18 Wochenstun- 
den) aus der Arbeitslosenversiche- 
rung ausgenommen. Weder zur Ren- 
ten- noch zur Krankenveßicherung 
werden Beiträge abgeführt. wenn die 
Tätigkeit weniger als 15 Stunden pro 
Woche undIoder das erzielte monat- 
liche Einkommen 1997 weniger als 
610 DM in Westdeutschland bzw. 
520 DM in Ostdeutschland beträgtg 

In Nordrhein-Westfalen wird seit 
jüngstem versucht. die Nachteile der 
geringfügigen Beschäftigung mit 
der Einrichtung von Dienstleistungs- 
Zentren auszugleichen. Hier werden 
mehrere geringfügige Beschäfti- 
gungsverhältnisse in Pools gebün- 
delt. Die Arbeitnehmer haben ein fe- 
stes und dauerhaftes Arbeitsverhält- 
nis und werden temporär an ver- 
schiedene Arbeitgeber verliehen. 
Zeiten der Nicht-Beschäftigung kön- 
nen zur Qualifizierung und damit zu 
einer Verbesserung der Arbeits- 
marktchancen im ersten Arbeits- 
markt genutzt werden. Ähnliche 
Modelle bestehen in den Niederlan- 
den und in Dänemark. Es ist aller- 
dings verfrüht, Aussagen über Be- 
schäftigungswirkungen zu treffen. 

Befristete Beschäftigung 
Befristete Arbeitsverträge ermögli- 
chen es Unternehmen. Arbeitskräfte 
entsprechend betrieblicher Absatz- 
konjunkturen auf leichte Weise und 
ohne Entlaßkosten einzustellen oder 
zu entlassen. Mit der erleichterten 
Zulassung von befristeten Beschäfti- 
gungsverträgen im Beschäftigungs- 
förderungsgesetz von 1985, das bis- 
lang im Fünfjahresrhythmus verlän- 
gert wurde, haben die Protagonisten 
dieses Gesetzes eine beschäftigungs- 
politische Initialzündung erwartet. 

Nach einer Studie des Wissen- 
schaftszentrums Berlin waren die 
quantitativen Wirkungen dieses Geset- 
zesallerdingsgering. Nur etwa 2%aller 
Einstellungen zwischen Mai 1985 und 
April 1987 wurden in der Form eines 
befristeten Vertrages abgeschlossen. 
der ohne das BeschFG nicht möglich 
gewesen ware (vgl. BüchtemanwHöI- 
and 1989). Bei den betrieblichen Neu- 
einstellunaen dominierten Aushilfs- 
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und Saisontätigkeiten sowie sonstige 
Arbeitsaufgaben von begrenzter Dauer 
(Messetätigkeiten und projektorientier- 
te Forschung) mit rund 65%. Lediglich 
1.5% aller befristeten Einstellungen 
entfällt auf Betriebe. die nach eigeneh 
Angaben infolge des BeschFG ..mehr 
Neueinstellungen als urspninglich ge- 
plant" vorgenommen haben (vgl. 
Büchtemann 1991. S. 151). 

Grundsätzlich gilt: Die Beschäfti- 
gungswirkungen der verschiedenen 
atypischen Beschäftigungsverhältnis- 
se sind gering bemessen. Atypische 
Beschäftigung tritt an die Stelle von 
Normalarbeitsverhältnissen. 

4. Reguliemng atypischer 
Bexhäft igung 
Der Anteil atypischer Beschäftigung 
an den Arbeitsverhältnissen ist er- 
heblich. Aus diesem Grund lohnt der 
Blick auf die Regulierungsgrundla- 
gen dieser für Beschäftigte häufig ri- 
sikogeladenen Beschäftigungsfor- 
men. Anlässe für eine sozialverträgli- 
che Re-Regulierung bestehen einer- 
seits in den jeweiligen spezifischen 
Benachteiligungen, die atypischen 
Beschäftigungsverhältnissen inne- 
wohnen. und andererseits in den 
sich hierin noch einmal ausdifferen- 
zierenden grundsätzlichen ungleich- 
gewichtigen Ausgangsbedingungen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern. Darüber hinaus lassen sich 
Gründe der Verteilungsgerechtigkeit 
anführen: Kosten der sozialen Siche- 
rung werden allzuoft auf die Ge- 
meinschaft der Beitrags- bzw. Steu- 
erzahler übertragen, obgleich sie le- 
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diglich von speziellen Gruppen ver- 
ursacht werden (2.6. Zahlung von 
Sozialhilfe infolge fehlender oder 
geringer Ansprüche gegenüber der 
Arbeitslosen- undloder Rentenversi- 
cherung). 

Defizite atypischer Beschähi- 
gungsverhältnisse. die hinsichtlich 
sozialer Sicherung. Einkommen. Be- 
schäftigungsstabilität oder Partizipa- 
tion an Oualifizierunasmaßnahmen. 
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Mitbestimmung usw. bestehen kön- 
nen. sind nur durch differenzierte Re- 
gulierungsmaßnahrnen auszuglei- 
chen. Vor dem Hintergrund der An- 
erkennung von Flexibilisierungserfor- 
dernissen folgen unsere Regulie- 
rungsvorstellungen der Maxime. so- 
ziale Risiken gleichwertig zum .,Nor- 
malarbeitsverhältnis" abzusichern 
und zwischen dem Flexibilisierungs- 
bedarf von Betrieben und selbstbe- 
stimmten Handlungspielräumen der 
Beschäftigten zu ~ermittein. '~ 

Im folgenden stellen wir eine 
möglichst einfache Systematisierung 
der Regulierung der differenzierten 
atypischen Beschäftigungsverhältnis- 
se vor (vgl. zu folgendem KellerlSei- 
fert 1993). Der Leitgedanke setzt zu- 
nächst an bei der analytischen Unter- 
scheidung von teilbaren und unteil- 
baren Rechten. Unteilbare Rechte. 
wie etwa Kündigungsschutz. Arbeits- 
schutz. Mitbestimmungsrechte. 
Lohnsysteme und Entlohnungs- 
grundsätze, Beteiligung an Weiterbil- 
dungsmaßnahmen sollen bei allen 
Beschäftigten - unabhängig ob sie 
sich in ..normalen" oder atypischen 
Arbeitsverhältnissen befinden - in 
gleichen Umfang gelten. Teilbare 
Rechte. wie etwa Einkommen und 
betriebliche Sozialleistungen. können 
anteilig hinsichtlich der Arbeitszeit 
gelten: 

Einzelne Defizite atypischer Be- 
schäftigungsverhältnisse sind von 
diesem Leitgedanken nicht erfaßt. 
insbesondere betrifft dies zum einen 
das Risiko einer nicht-kontinuierli- 
chen Einkommenserzielung bei befri- 
steten ~eschäftigungsve~hältnissen 
und z.T. bei der Leiharbeit. Hier schla- 
gen wir in Anlehnung an Keller und 
Seifert (1993) die Einführung von Ri- 
sikoausgleichszahlungen vor. Zum 
zweiten sind Scheinseibständigkeiten 
durch Reaulierunasmaßnahmen nur 
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sehr schwer zu erreichen. Dabei be- 
steht die Gefahr, daß mit der Durch- 
setzung von Regulierungen in den 
anderen atypischen Beschäftigungs- 
verhältnissen die Attraktivität von 
Werkverträgen u.a. für die Arbeitge- 
ber gesteigert wird. Hier sollte ver- 

LINKE GESCHICHTEN 

Ulrich sei .,zweifelsfrei" IM gewesen. geschah: ,.Er mußte 
erleben. wie selbst manche Freunde und Kollegen skep- 
tisch. unsicher wurden und wie er bei amtlichen Stellen 
plötzlich vor verschlossenen Türen stand. Er lebte mit 
Blicken. die er nicht aushielt. Er wurde zum Stadtge- 
spräch, er wurde zum Opfer der allfälligen Hechelei."" 
Der Fall hatte suizidal geendet. 

Hier hätte die Gauck-Behörde durch Eingeständnis eines 
inzwischen offensichtlich gewordenen Irrtums das 
Schlimmste verhindern können. Dafür fand sie, nach Aus- 
kunft Schorlemmers. ,.nicht den Mut".'8 Immerhin hatte es 
vorzeiten in einer Treffauswertung des MfS geheißen: ..Es 
besteht kein Vertrauensverhältnis zum operativen Mitarbei- 
ter ... U. weiß bedeutend mehr als er sagt. ist skeptisch, nicht 
offen und ehrlich ... Er macht nur Angaben zu solchen Sach- 
verhalten und Gegebenheiten. die ohnehin schon bekannt 
~ i nd . " ' ~  Das MfS stellte den IM-Vorgang ein und machte ei- 
nen operativen Vorgang daraus. Operative Vorgänge (OW 
waren Bearbeitungen von Personen, u.a. durch auf sie an- 
gesetzte IMs. Die hinterlassenen OV-Akten sind in der Kate 
gorisierung der Gauck-Behörde Opferakten - eine auch im 
Fall Ulrich zutreffende Charakterisier~ng.'~ 

(6) Eine kontextgebundene Erhellung ware auch Ende 
1993 nötig gewesen. als der letzte DDR-lnnenminister 
Diestel aus Joachim Gaucks persönlichen Stasi-Akten zi- 
tierte. Es ging um ein Gespräch Gaucks mit einem MfS- 
Hauptmann aus dem Jahre 1988. das nach MfS-Darstel- 
lung ausgesprochen kooperativ abgelaufen sei. Diestel 
ließ die (auch zu Gaucks Gunsten auslegbare) Interpreta- 
tion offen und beschränkte sich auf den Hinweis: .,Um es 
ganz deutlich zu sagen: Mit weniger als einer solchen 
MfS-Niederschrift sind Ärzte, Lehrer. Juristen, Angestellte 
und andere aus ihren Berufen entfernt worden."" Gauck 
widersprach weder in der Sache noch Diestels Folgerung. 
Er stellte lediglich richtig. daß seine Akte nicht als IM- 
Vorlauf. sondern als Operative Personenkontrolle (OPK) 
kategorisiert worden sei?> 

(7) Schon ein knappes Jahr zuvor hatte der in den 
80er Jahren aus der DDR ausgereiste Schriftsteller Günter 
de Bruyn über seine zweijährigen Kontakte mit dem MfS 
berichtet. (So lange hatte es gedauert. bis er die Werber 
wieder losgeworden war.) Er beschrieb sein Entsetzen bei 
der Lektüre: Aus seinen knappen JaINein-Antworten hat- 
ten die MfS-Bearbeiter ..zusammenhängende Gesprächs- 
protokolle" gestaltet. de Bruyn bekam ein komfortables 
Podium für die Darstellung seiner Zweifel an den Akten- 
inhalten - das FA.Z.-Feuilleton - und war aus dem 
Schneider.13 

(8) Sodann fand sich Christa Wolf im Gespräch. Sie 
war 1960-1962 als IM ,.Margarete8' keine große Hilfefür 
das MfS, und der Fall würde heute. da vor 1976 liegend. 
nicht mehr beauskunftet werden. Nun setzten morali- 
sche Bewertungen des Behördenchefs Gauck ein. Christa 
Wolf sei zwar IM gewesen. aber doch auch ein guter 
Mensch: ..Ich rechne damit. daß Christa Wolf keine Diffa- 
mierung zu fürchten haben ~ i r d . ' ' ~ '  

(9) Bald darauf geriet Heiner Müller in Verdacht. Hier 
stellte sich heraus. daß es auch IM-Registrierungen als 
Schutz des unwissentlich Registrierten vor der Bearbeitung 
durch andere MfS-Abteilungen gegeben hatte: Wer einmal 
registriert war, hane für andere Abteilungen tabu zu sein.'l 

Politischer Umgang mit dem Aktenmaterial 
(10) Eine neue Qualität des politischen Umgangs mit 
dem Aktenmaterial entstand im November 1994. als Ste- 
fan Heym als Alterspräsident des Bundestages die Sit- 

zungsperiode eröffnen sollte. Es gelangten, unter Verlet- 
zung des Stasi-Unterlagengesetzes und ohne vorange- 
gangene Klärung. peßonenbezogene Unterlagen aus 
den 50er Jahren an die Öffentlichkeit. In Abweichung - 
von vergleichbaren Fällen. in denen Nachrichtenhändler 
und Journalisten dafür verantwortlich waren. beteiligten 
sich hier Polizeibeamte und Minister an der Gesetzesver- 
letzung. Heym sollte von der Eröffnungsansprache abge- 
halten werden, ließ sich von ihr aber nicht abbringen. 
Weder gab es wegen der gesetzeswidrigen Aktenverwer- 
tung disziplinarrechtliche Ermittlungen. noch redete 
nach zwei Tagen noch irgend jemand von den (augen- 
scheinlich haltlosen) Vorwürfen gegen Heym.?' 

(1 1) 1995 wurde ein Fall öffentlich. der eine weitere 
Neuigkeit brachte (auf die man aber auch durch Nachden- 
ken hätte kommen können): Dekonspiration gegenüber 
Dritten unmittelbar im Anschluß an eine MfSAnwerbung 
konnte ein probates Mittel sein, sich der unsympathischen 
Verbindung zu entledigen. (Inzwischen ist dies auch als 
Entlastungskriterium in die Arbeitsrichtlinien der Gauck- 
Behörde eingegangen.) Der Arbeitsmediziner Rudolf Muk- 
ke. Mitarbeiter an der Charite. .,hatte in den 70er Jahren 
einen Anwerbungsveßuch des MfS durch Dekonspiration 
abgewehrt."" Der Ehrenausschuß der Humboldt-universi- 
tät kam dennoch zu dem Schluß, daß Muckes weitere Be- 
schäftigung unzumutbar sei. Mucke war auch Bezirksver- 
ordneter für Bündnis 90lDie 
Grünen: ..Fast zeitgleich mit Statt des anaestrebten Zieles - aenerelle 
der Uni hatte der Ehrenrat der 

- - 
B[ezirksl V[erordnetenl Sensibilisierung für das Denunziations- 
Vlersammlungl Lichtenberg ~roblem. nicht zuletzt für künftiae 
über Muckes Stasi-Veßtrik- 
kuna zu reden. Weil sie Ilies: 

Versuchungen - wurde weitgehende 
d 

er, p.p.1 die als unerheblich Gleichgültigkeit erreicht. 
einschätzte. sprach ihm seine 
Fraktion Bündnis 901Grüne das Vertrauen aus."'8 ,.Kurz 
nach dem vernichtenden Urteil des Ehrenausschusses 
stürzte sich Rudolf Mucke von einer Brü~ke."'~ 

(12) Ebenfalls 1995 ging es um die Schriftstellerin 
Monika Maron. Die moralischen Wertungen Joachim 
Gaucks gewannen an Differenziertheit. Wo Christa Wolf 
noch ein guter Mensch trotz IM-Tätigkeit war. da war 
Maron nun auch ein guter IM: Nicht jeder IM. so Gauck. 
sei ein Verräter gewesen.'O 

Damit hatte sich der Behördenchef von seinen in vor- 
angegangenen Jahren formulierten Unhinterfragbarkei- 
ten der Akteninterpretation deutlich entfernt. Gleichwohl 
hat er frühere entgegenstehende, personenbezogene 
Aussagen nicht - auch in der Folgezeit nicht - widerru- 
fen. 

(13) 1996 schließlich kann als das Jahr gelten, ab dem 
niemand mehr, der auf Seriosität wert legt. die Fraglosig- 
keit der IM-Kategorien in den MfS-Akten annimmt. En 
Passant erledigte nun die EA.Z. als das Blatt, .,in dem die 
gesellschaftliche Herrschaft sich ihrem politischen Personal 
mitteilt" (Gremliza), den Aktenmythos endgültig. In einem 
Artikel über den in Ost-Berlin residierenden Kardinal 
Bengsch (verst. 1979) schrieb sie: Für das Alltagsgeschäft 
mit den Behörden und Staatsvertretern ,.hatte er seine po- 
litischen Prälaten, Groß und Dissemond etwa, in der Ab- 
kürzung des DDR-Ministeriums für Staatssicherheit ... 
.Otto' und .Peter'. Über deren Charakter wird oerätselt. da < 

sie von der Stasi als .IM' geführt wurden. Sehr ernst muß 
man das nicht nehmen, wenn man sich in die zu Wichtig- 
tuerei und Aufschneiderei neigende ... Mentalität von Ge- 
heimfunktionären hineinversetzt"." 
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Ein Beispiel: Im Falle des Hallenser Medizinprofessors F. sein. wer sich schriftlich dazu verpflichtet hatte. 
Eckard Ulrich beauskunftete die Behörde, dieser sei ..zwei- (2) Die Fälle Manfred Stolpe und Heinrich Fink brach- 
felsfrei über viele Jahre Mitarbeiter des Staatssicherheits- ten eine erste Modifiziening dieser Angaben. Nun hieß es: 
dienstes" oewesen.' Zuoleich bestreitet Behördenchef Gau- Insbesondere im kirchlichen Bereich habe es auch Ver- 

d d ~ ~~ 

ck. daß er Auslegungsmöglichkeiten hätte. Ein Blick in das pflichtungen per Handschlag gegeben. Das stimmt allem 
Stasi-Unterlaqen-Gesetz beleh- Anschein nach, wenn auch die beiden Anlaßfälle nicht be- 

gelangten, unter verletzung des stasi. re, ,,da8 ich beauskunften muß friedigend geklärt werden konnten: Der Fall Stolpe blieb 
nach der Richtung. in der die eine lnterpretationsfrage? Im Fall Fink hatte Joachim Gau- 

Unterlagengesetzes und ohne  vorange- Staatssicherheit die Akten an- ck widersprüchlich argumentiert. Einerseits lautete seine 
gangene ~ l ä ~ ~ ~ ~ ,  personenbezogene gelegt hat.''' Damit hat er aller- schriftliche Auskunft ..Herr Prof. Fink ist seit 1969 als Inof- 

dings auch recht. Doch zieht fizieller Mitarbeiter des MfS unter dem Decknamen ,Hei- 
Unterlagen aus den 50er Jahren an die Joachim Gauck sich immer erst ner' tätig gewe~en."~ Mündlich erläuterte er hingegen, er - - - - 

Öffentlichkeit. dann auf diese Aussagezurück, sei ,.ohne Mühe imstande". sich .,vorzustellen, daß ein 
wenn er mit seinen freimütigen Mann wie Heinrich Fink ... möglicherweise das nicht ge- 
Bewertungen in Bedrängnis ge- wußt hat."'O Das Landesarbeitsgericht Berlin erkannte in 

raten ist.5 Nehmen wir einmal an. die Auskunft zu dem Hal- einem nachfolgenden Prozeß die IM-Tätigkeit Finks als tat- 
lenser Professor sei im Kern richtig gewe~en.~ d.h aus den sächlich. Doch bescheinigte es seiner Urteilsbegründung 
MfS-Akten ergab sich. daß Ulrich ,,über viele Jahre" Inoffizi- selbst ..argumentative Angreifbarkeit". (Az 12 Sa 32/92)'' 
eller Mitarbeiter gewesen ist: Dann fragt sich z.B., welche Wenn sich damit auch diese IM-Bestimmung der Ver- 
Funktion das Wörtchen ..zweifelsfrei" in deroauckbehördli- oflichtuno oer Handschlao als zumindest unzuverlässio - 
chen Auskunft hat. Anders gesagt: Was i n  es anderes. 
wenn nicht eine (gesetzeswidrige) Bewertung oder Ausle- 
gung vorgefundener ~ktenbestände? Nur wein sich hinter 
dem ..zweifelsfrei" eine behördliche Auslegung verbarg, 
wird verständlich. warum in dem konkreten Fall kurze Zeit 
später bei unveränderter Aktenlage das Gegenteil festge- 
stellt werden konnte. 

Obwohl nun die Gauck-Behörde in ihrer öffentlichen 
Selbstdarstellung sowohl für sich die Fähigkeit zum lrrtum 
ausschließt wie auch vorgeblich nur wertfreie Auskünfte 
entsprechend der Aktenlage gibt. haben sich in den letz- 
ten Jahren fortlaufend Änderungen in der Beauskunf- 
tungspraxis ergeben. Einige sind in Novellierungen des 

d ,  2 2 

erwiesen hatte. so konnte man aber immerhin noch auf 
die Unterschriftsvariante als verläßlichen Beleg einer be- 
wußten MfS-Mitarbeit vertrauen. 

(3) Doch diesbezüglich brachte 1993 der Fall Peter 
Althaus Unerwartetes an den Tag. Althaus, renommierter 
Urologe und Chefarzt an der Berliner Charite, war 1991 
wegen IM-Vorwurfs gekündigt worden. Er bestritt die 
Anschuldigung sehr entschieden. Charite-Dekan Harald 
Mau verfluchte in der F.A.Z. .,die Stasi, die es geschafft 
hat. diesen Mann als Mitarbeiter zu dingen"." Zugleich 
betonte er damit die Zweifelsfreiheit der entsprechenden 
Gauck-Behörden-Auskunft. Althaus ging vor Gericht. Im 
Prozeß stellte sich aufgrund graphologischer Gutachtung 

Stasi-Unterlagen-Gesetzes festgeschrieben, andere aus öf- heraus, daß das MfS die Unterschrift unter die IM-Ver- 
fentlichen Mitteilungen des Behördenchefs zu entziffern. pflichtungserklärung gefälscht hatte." Dekan Mau, der 

vorher vernehmen lassen hatte: ..ich würde der erste sein, 
Die Metamorphose des IM-Begriffs der alles in seinen Kräften Stehende tun würde. um jeden 
Es war recht frühzeitig zu ahnen gewesen: Zur kontextuali- Makel von diesem Kollegen zu nehmen, wenn sich ein 
sierenden Entschlüsselung der MfS-Akten bedarf es offen- Fehler oder Irrtum herausstellen s~ l l t e " , ' ~  s c h ~ i e g . ' ~  
kundio einer soeziellen Hermeneutik flnteroretationslehre. Jedenfalls war damit aerichtsnotorisch oeworden. < . . 2 < 

Anm. d. Red.). Und in der Tat: Decodierungshilfen, die daß auch die bis dahin als unerschütterlich geltende An- 
über die Auflösung von Abkürzungen und IM-Kategorien' nahme der Gauck-Behörde erschütterbar ist. IM sei zu- 
hinausgehen, erwiesen sich schon binnen kurzem als ei- mindest gewesen, von wem es eine unterschriebenever- 
gentlich unverzichtbar. Nun ist die Gauck-Behörde unter pflichtungserklärung gibt. Nun war bekannt: Das MfS 
anderem mit einer eigenen Forschungsabteilung ausge- fälschte auch Unterschriften. 
stattet. Es durfte erwartet werden, da0 diese Abteilung 
alsbald mit systematischen Entwürfen zur Bedeutungsent- Kontextgebundenheit der Akteneintragungen 
schlüsselung der Akteninhalte dienen würde (nicht zuletzt, (4) Pikant war ein 1991 ausgelöster und 1995 abschlie- 
um auch die eigene Arbeit zu fundieren und ihren wissen- ßend geklärter Vorgang: Volker Nollau. Staatssekretär im 
schaftlichen Seriositätsansoruch zu unterstreichen). Diese sächsischen Wissenschaftsministerium. war von einer 
erwarteten Entwürfe kamen nicht, konnten folgli;h nicht 
diskutiert, entwickelt. präzisiert werden. Statt dessen kam 
es infolge des ~ a n g e l s  einer Aktenhermeneutik zu etwas 
anderem: Je länger desto dringender bedürfen wir einer 
soeziellen Hermeneutik der Auskünfte Joachim Gaucks 
und seiner Mitarbeiterlnnen. 

Schauen wir uns das anhand des Problems an, bei 
dem der hermeneutische Reparaturbedarf am dringlich- 
sten scheint: Kann aus den Akten eine frühere Inoffizielle 
Mitarbeit für das MfS jenseits vernünftiger Zweifel fest- 
gestellt werden? Der IM-Begriff hat sich in den letzten 
Jahren als sehr wandlungsfähig erwiesen. Anhand eini- 
ger aussagekräftiger. öffentlich gewordener Einzelfälle 

Kommission des sächsischen Landtages als MfS-lnfor- 
mant eingestuft worden. Daraufhin nötigte ihn seine 
CDU-Fraktion zum Rücktritt. Der Vorermittlungsausschuß 
der EKD - Nollau war Synodaler - entlastete ihn schließ- 
lich von allen Vorwürfen. Das Pikante daran war. daß 
Nollau als Wissenschaftsstaatssekretär zeitgleich an den 
Hochschulen ablaufende Vorgänge verantwortet hatte. 
die er in seinem Fall - zu Recht - monierte: ,. Damals ... be- 
fand ich mich in der grotesken Situation, meine Unschuld 
beweisen zu müssen -entgegen eigentlich allen relevan- 
ten rechtsstaatlichen Prin~ipien."'~ 

(5) Bereits 1992 war im Fall des oben schon erwähn- 
ten Halleschen Internisten Ulrich deutlich geworden, daß 

Iäßt sich dessen Metamorphose nachvollziehen: es auch Anwerbungssituationen gab. die heutzutage al- 
(1) Anfanas hatte es aeheißen. wer IM aewesen war. lein kontextualisiert zu erhellen sind. Friedrich Schorlem- . . d - - 

sei zweifelsfrei feststellbar: Denn IM könne nur gewesen mer rekapitulierte später. was auf die Gauck-Mitteilung, 
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sucht werden, Selbständige in die Ar- 
beitslosenversicherung zu integrieren 
und Vertragsgeber an den Kosten zu 
beteiligen. In der nachfolgenden Dar- 
stellung der Regulierungen innerhalb 
der unterschiedlichen Beschäfti- 
gungsformen kommen wir auf diese 
Probleme im einzelnen zurück. Die 
Abbildung 3 vermittelt einen Über- 
blick über die Systematik der Überle- 
gungen zur Veränderung bestehen- 
der Regulierungsmuster. 

Teilzeitbeschäftigung 
Arbeit in Teilzeit ist in ihrer Normal- 
form. d.h. unbefristet und sozialversi- 
cherungspflichtig - vor allem auch 
gemessen an den im folgenden an- 
gesprochenen Formen atypischer Be- 
schäftigung -, eine recht unproble- 
matische Beschäftigungsform. Dies 
gilt allerdings nicht für flexible Son- 
derformen, wie die kapazitätsorien- 
tierte variable Arbeitszeit (Kapovaz). 

Flexible Teilzeitarbeitsformen 
(,.Kapovazm und .,lob sharing"") sind 
ansatzweise im Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz geregelt. Sofern keine 
andere Arbeitzeitdauer im Kapovaz- 
Arbeitsvertrag festgelegt ist. gilt eine 
wöchtliche Arbeitszeit von 10 Stun- 
den als vereinbart. Bandbreitenrege- 
lungen (etwa 10-15 Stunden) sind 
nicht erlaubt. Es besteht eine Ankün- 
digungsfrist von mindestens 4 Tagen 
und ein Mindestarbeits- 
einsatz von 3 Stunden (4 
4 BschFG). Diese Mindest- 
Standards sind unzurei- 
chend. So hat beispiels- 
weise ein Arbeitnehmer, 
der mit einer verkürzten 
Ankündigungsfrist zur Ar- 
beit aufgefordert wird. 
ein Leistungsverweige- 
rungsrecht. doch kann er 
dieses in der Praxis allen- 
falls dann geltend ma- 
chen, wenn er für den Ar- 
beitgeber unentbehrlich 
ist. 

Eine überzeugende 
Regulierung von Kapovaz 
sollte zwei Aspekte be- 
rücksichtigen: Zum einen 
sollten Ankündigungsfri- 
sten nach Fristenlänge ge- 
staffelt in Form von (Ruf- 
)Bereitschaftszulagen ho- 
noriert werden (solche 
Prämienregelungen b e  
stehen u.a. in Hafenbe- 
trieben). Kostenvorteile, 
die Betriebe durch eine 
extrem flexible Arbeits- 
zeitgestaltung erzielen, 

werden auf diese Weise mit Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer ge- 
teilt. die Einschränkungen ihrer zeitli- 
chen Gestaltungsfreiheiten erleiden. 
Im Unterschied zur normalen Teilzeit- 
beschäftigung besteht bei der Kapo- 
vaz eine Blockierung der Zeitsouverä- 
nität und Arbeitskraft. Für diese Son- 
derleistung keinerlei Vergütung vor- 
zusehen. stellt eine Benachteiligung 
dar. für die sachliche Gründe nicht 
ersichtlich sind. Von dem Arbeitgeber 
ist aus diesem Grund ein bereit- 
schaftszeitabhängiger Ausgleich zu 
zahlen. 

Geringfügige Beschäftigung 
Sozialversicherungsfreie Teilzeitfor- 
men sind lediglich dann unbedenk- 
lich, wenn die ..Geringverdieneru an- 
derweitig sozialversichert sind. Dies 
betrifft Schülerinnen und Schüler, 
Studentinnen und Studenten. Ren- 
tenbezieherinnen und Rentenbezie- 
her sowie Arbeitslose. Aus diesem 
Grund geht es nicht um die Einfüh- 
rung einer allgemeinen Versiche- 
rungspflicht. sondern .,um deren dif- 
ferenzierte Ausdehnung auf etwa die 
nalhe aer qer ngf-qig Besc'iaftigten" 
iKemler/Sc fcn 1993 5 5431 oie re ne . . 
anderweitige soziale Absicherung ha- 
ben bzw. sozialversicherungsrechtli- 
che Anwartschaiten erwerben kön- 
nen (Ausnahme: Krankheitsschutz 

Verheirateter über die Familienversi- 
cherung). 

Trotz des gemeinsamen Ziels. die 
geringfügig Beschäftigten in die Sozi- 
alversicherung einzubeziehen, klaffen 
die hierzu mittlerweile von allen Op- 
positionsparteien im Bundestag vor- 
gelegten Gesetzesinitiativen im Ansatz 
und in der Reichweite deutlich ausein- 
ander. So soll durch die Vorlage der 
SPD (1 995) zwar der ,.Mißbrauch der 
geringfügigen Beschäftigung wirksam 
bekämpft werden. ohne diese Be- 
schäftigungsform aufgmnd gesebli- 
cher Normen generell vom Arbeits- 
markt verdrängen zu wollen" (ebd.), 
während die PDS (1 996) in den Mittel- 
punkt ihrer Initiative gerade auch de- 
ren ordnungspolitische Funktion stellt: 
.,Um zu verhindern, daß Arbeitsstellen 
weiter zergliedert und in stundenwei- 
se Beschäftigung umgewandelt wer- 
den, soll für Einkommen unterhalb 
des Existenzminimums der Arbeitge- 
ber prinzipiell beide Beitragsanteile 
tragen." (ebd.) Aus dieser divergieren- 
den Herangehensweise resultieren 
deutliche Unterschiede im Sicherungs- 
niveau der geringfügig Beschäftigten: 
Kern des SPD-Modells ist die Entkop- 
pelung der Beitragspflicht der Arbeit- 
geber einerseits und der individuellen 
Versicherungspflicht der Arbeitneh- 
mer andererseits; zwar werden die Ar- 
beitgeber generell oberhalb einer Ba- 

Unsere Regulie 
rungsvorstellungen 
folgen der Maxime, 
soziale Risiken 
gleichwertig zum 
.Normalarbeitsver- 
hältnis" abzusichern 
und zwischen dem 
Flexibilisierungsbe- 
darf von Betrieben 
und selbstbestimm- 
ten Handlungspiel- 
räumen der Beschäf- 
tigten zu  vermitteln. 

Soziale Sichening: 
Rente, Arbeit, 
Kmnkhe* 

Quelle: KellerlSeife~ 1993. "bemrbeifet und ergsnd 
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gatellgrenze (ein Fünfzigste1 der Be- 
zugsgröße) für die Beschäftigten in al- 
len  Sozialversicherungen beitrags- 
pfli~htig'~. doch ergibt sich für die Be- 
schäftigten nur dann - und hier diffe- 
renziert nach den Zweigen der Sozial- 
versicherung - eine persönliche Versi- 
cherungspflicht, wenn ein Schutzbe- 
dürfnis besteht, und keine Mitnahme 
effekte möglich sind. Demgegenüber 
stellt der PDS-Antrag darauf ab. daß 
grundsätzlich jede Stunde abhängiger 
Beschäftigung sozialveßicherungs- 
pflichtig zu sein hat, mit dem Ziel. der- 
artige Beschäftigungsverhältnisse für 
den Arbeitgeber finanziell unattrakiv 
zu machen. 

Betroffenen jedoch nahegelegt, befri- geführt werden (vql. BäckerlEbert BRIE. Michael 1989a: Die Erarbeitung einer Konzeption des moder- 
nen So2ialirmus - Thesen in der Diskusrion. in: Forsrhungrpro- 

konzeption. in: Deutsche Zeitrchriftfür Philosophie 2, 168-186 
LAND. Rainer 1993: Evolution der Moderne und Emanzipation. Vom 

.Modernen Sozialismus" zum "Libertären Ökosozialirmur". in: 
Initial (Berliner Debatte) 6, 61-72 

LAND. Rainer 1994: Waren die Reformsozialisten verhinderte Sozial- 
demokraten! In: Die real-existierende po~tsozialistische Gesell- 
schaft ..., 237-248 

LAND, Rainer (Hg.) 1990: Dar Umbaupapier (DDR). Argumente ge- 
gen die Wiedervereinigung, Berlin 

LAND, Rainerl KIRCHNER. Lutz (Hg.) 1989: Sorialismur in der Diskur- 
sion 1 : Studie zur Gesellrchaftrstrategie. Beriin (DDR) 

LAND. Rainerl KIRCHNER. Lutz (Hg.) 1990: Sorialismur in der Diskur- 
sion 2: Textezu Politik, Staat, Recht; Berlin (DDR) 

DIE REAL-EXISTIERENDE POSTSOZIALISTISCHE GESELLSCHAFT 1994. 
Berlin 

SCHUDDEKOPF. Charles (Hg.) 1990: ,.Wir sind dar Volk". Flugschrif- 
ten. Aufrufe und Texte einer deutschen Revolution. Reinbek 

stete Verträge zu unterzeichnen. Wie 
arundsätzlich in Fällen befristeter Be- 

1996); bei abhängig ielbständigen er- 
folgt eine volle Übernahme der Sozial- 
versicherungsbeiträge durch den Ar- 

jekt .... 33-56 
BRIE. Michael 1989b: Die Tendenz ru Stagnation und Fäulnis gehört 

zu reinem Wesen, in: Frankfurter Rundschau 21.12 
BRIE, Andrel BRIE. MichaeV EiTL, Wilfried 1990: Zur gegenwärtigen 

Lage der DDR und Konsequenzen für die Gestaltung der Politik 
der SED. in: LandIKirchner (Hg.) 79-99 

BRIE. MichaeV BRIE. Andrei LAND, Raine11 SEGERT, Dieter 1989: Zum 
Zusammenhang von Sozialirmusiheorie. Epochenverrtändnis und 
Theorie des modernen Kapitalirmur, in: Forrchungrprojekt ... 832 

BRIE, MichaeV LAND. Rainei 1989: Aspekte der Krise - Wege der Lö- 
sung. in: Einheit 12. 1084-1089 

BRIE. Michaell LAND. Rained PETSCH, Hanneloru SEGERT, Dieterl 
WILL. Rori 1990: Dar Umbavpapier. Studie zur Gesellrchaftrstra- 
tqie. in: Land (Hg.) 37-145 

FORSCHUNGSPROJEKT 1989: Philorophische Grundlagen der Erar- 
beitung einer Konzeption des modernen Sozialismus. Materialien 
der Eröffnungrberatung November 1989. Humboldt-Universität 
zu Berlin. Sektion ml. Philosophie. Druck-Gen. Nr. 13 529189 

GRIMM. Thomar (Hg) 1993 (0.J.): Was von den Träumen blieb: Eine 
Bilanz der rozialirtirchen Utopie. Berlin (0.0.) 

GYSI. GregadFALKNER. Thomas 1990: Sturm a u k  Große Haus. Der 

- 
schäftigung könnte auch hier das In- 
strument von Risikoausgleichzahlun- 
gen die Problematik mindern. 

Mit Blick auf gesetzliche Gmndla- 
ge sollte eine grundsätzliche Rege- 
lungsstrategie versuchen. die syste- 
matische Gleichbehandlung von Be- 
triebsangehörigen und Leiharbeit- 
nehmen hinsichtlich Arbeitsbedin- 
gungen und Entlohnung durch die 
Änderung des Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes zu erwirken. 

beitgeber. 

(Tele-jHeimarbeit 
Handlungsbedarf besteht hier primär 
in der Sicherstellung der Arbeitneh- 
merstatus für Teleheimarbeiterlnnen. 
um zu verhindern, daß die Ausgliede- 
rung von Tätigkeiten aus dem Betrieb 
als Einstieg in die unfreiwillige abhän- 
gige Selbständigkeit fungiert; dar- 
über hinaus sind aus unserer Sicht 
derzeit keine gesetzlichen Initiativen 
notwendig. 

5. Schluß 
Die Flexibilisierung der Beschäfti- 
gungsverhältnisse erfordert differen- 
zierte Re-Regulierungen. Wenn ein 
Unternehmen seine Arbeitseinsatzor- 
ganisation flexibilisiert und darüber 
seine Gewinne steigert. dann ist es 
ebenso an den gesellschaftlich ent- 

SLGtRT Dictei 1993 Po I vne v rionen 1 i t Z c r f l  wroreßder DCR - 
oar Sec7 e der So2 a .%~J<PIOJPL~$ n r t ~ p  e m a l  ( 3 7  38 87 
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Abhängige Selbständigkeit 
.,Abhängige Selbständige'' -of t  Ein- 
zelpersonen - führen zumeist auf 
Werkvertragsbasis Teilaufgaben aus, 
die vormals im auftraggebenden 
Unternehmen selbst verrichtet wur- 
den. Den Nutzen haben vor allem 
die Auftraggeber, die vielfach die 
früheren Arbeitgeber der nunmehr 
.,selbständigen" Auitragnehmer wa- 
ren. Der Werkvertrag ist Mittel, um 
den sozialen Verpflichtungen wie 
etwa der Sozialversicherungspflicht 
und dem Einhalten von Kündigungs- 
schutzregelungen sowie Beschäfti- 
gungsrisiken, wie Lohnfortzahlung 
bei Krankheit, Feiertagen und 
Schwangerschaft u.a., zu entgehen. 
Die Risiken und sozialen Belastun- 
gen. wie freiwillige Kranken- und 
Rentenversicherung, liegen bei den- 
jenigen. die sich zur Ausführung ei- 
nes Werkes verpflichtet haben. 
Ebenso tragen allein die abhängigen 
Selbständigen die potentiellen Bela- 
stungen betrieblicher oder sektora- 
ler Konjunkturschwankungen. 

Regulierungserfordernisse beste- 
hen insbesondere in der sozialen Absi- 
cherung der prekär beschäftigten 
Selbständigen. Die sogenannten 
Scheinselbständigen haben keine Ab- 
sicherung gegen Arbeitslosigkeit und 
die Rentenanwartschaftszeiten weisen 
allzuhäufig Lücken auf. Angesichts 
der Schwierigkeit, diese individualisier- 
te Form der Arbeit vor deren prekären 
Folgen zu schützen. sind grundlegen- 

. . 
WILHELMY. Rank 1995: Der Zerfall der SED-Macht. Zur Erosion der 

marxistisch-leninistischen Legitimitätranrprucher in der DDR, 
Befristete Beschäftigung 
Regulierungserfordernisse gründen 
vor allem auf der Tatsache. daß die 
Arbeitnehmer infolge der Instabilität 
befristeter Beschäftigung erhöhte so- 
ziale und finanzielle Kosten zu tragen 
haben. Diese sind durch eine Risiko- 
ausgleichzahlung, deren Höhe zeit- 
und einkommensbhängig zu bemes- 
sen ist, zu kompensieren (in verschie- 
denen Ländern - so in Frankreich, Ita- 
lien und Spanien - bestehen derarti- 
ge Regelungen). Zu überlegen wäre 
weiterhin. ob nicht die Zusatzbela- 
stungen, die der Bundesanstalt für 
Arbeit durch die Externalisierung der 

Munster - Hamburg 
Untergang der SED. Berlin 

HEUER, Uwe-Jens 1989: Manismus und Demokratie. Baden-Baden 
KLEIN. Dieter 1988: Chancen für einen friedenrfähiqen Kapitalismur. 

I Die Rolle der Wirrenrchahlerlnnen der Akademie der Gesell- 
rchaftrwisrenrchaften - und anderer Zirkel und Personen. kann 
hier aus Platzgründen nicht angemessen kritisch gewürdigt wer- 
den. 

Berlin (DDR) 
KOSING. Alfred 1990: Zur Diskussion um eine moderne Sozialismus- 

stehenden sozialen Kosten wie auch 
an den individuellen Kosten zu betei- in Weltniveau-Staat wie die DDR hatte natürlich 

nicht nur seine Beatles (die Puhdys). sondern auch 
,, E. seine Rolling Stones: Das war Pankow ... Ohne gro- 

ße Worte vermittelte der ruppige Rhythmus dieser Musik 
das Gefühl, sich von der Verlogenheit der Verhältnisse 
ringsum zu befreien, mit einem Wort: Authentizität". 
führte die F.A.Z. unlängst ihre Leser in eine fremde Welt 
ein. Nun stand Pankow erstmals seit 1990 wieder auf der 
Bühne: ..Doch die Authentizität war nicht nur durch den 
Fortgang der Zeiten gebrochen. Der Gitarrist der Gruppe. 
Jürgen Ehle. ist vor kurzem als Inoffizieller Mitarbeiter der 
Staatssicherheit enttarnt worden; als .lM Peters' hatte er 
regelmäßig über die anderen Mitglieder der Band berich- 
tet, nur Gutes allerdings, wie er beteuert. um der Band 
ihre Reisemöglichkeiten zu erhalten." Und dann: ,,Bei der 
Einzelvorstellung der Musiker bekommt Ehle demonstra- 
tiv den meisten Beifall ... Was ,authentisch' ist und was 
nicht. wird über Plebiszit entschieden."' 

Dieses Plebiszit hatte man sich anfangs freilich anders 
voraestellt. Doch handelte es sich bei den Beifallklat- 

~ ~ 

ligen. Individuelle Kosten entstehen 
beispielsweise dann. wenn unteilbare 
Rechte, wie etwa Teilhabe an Qualifi- 
zierung, Mitbestimmung und Kündi- 
gungsschutz, nicht gewährt werden. 
Dies ist bei befristeten Beschäftigun- 
gen der Fall. Damit ist gleichzeitig 
auch ein betrieblicher Aufstieg und 
eine Beschäftigungsstabilität verhin- 
dert. Hinzukommt, daß bei befriste- 
ten. wie auch bei Leiharbeitsverhält- 
nissen und bei der Kapovaz. eine 
kontinuierliche Einkommenssiche- 
rung nicht immer sichergestellt ist. 
Derartige individuelle Kosten sind von 
Seiten des Arbeitgebers in Form einer 
Risikoausgleichzahlung zu mindern. 
Darüber hinaus ist es unumgänglich. 
auf die durch atypische Beschäfti- 
gung entstehenden sozialen Risiken 
innerhalb der Sozialversicherung zu 
reagieren. SPW 

Eine Fehlerdiskussion 

von Peer Pasternack* Wenn ein Unterneh- 
men seine Arbeits- 

einsatzorganisation 
flexibilisiert und  

darüber seine 
Gewinne steigert, 

dann ist es ebenso 
an den gesellschaft- 

lich entstehenden 
sozialen Kosten wie 

auch an den 
individuellen Kosten 

zu beteiligen. 

Peßonalangleichungspolitik entste- 
hen (insbesondere Vorhaltuno aus- spw beklagten ,,Diskreditierung der Vergangenheitsauf- 

arbeitung"' beteiligt ist. 
2 

reichend qualifizierter Arbeitskräfte 
durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik) 
nicht in Teilen auf die Unternehmen 
zurückzuverlagern sind. Beispielswei- 
se könnten in den Fällen, in denen 
befristet eingestellte Beschäftigte 
nicht übernommen werden, die Ar- 
beitgeberbeiträge an der Arbeitslo- 
senversicherung erhöht werden. Da- 
neben sind befristet Beschäftigte ins- 
besondere bei der beruflichen Wei- 
terqualifizierung den unbefristet Be- 
schäftigten gleichzustellen. 

Die Didaktik der Aufklärung 
Worauf gründet sich diese Annahme. was also hat die 
Gauck-Behörde hier zu verantworten? Zwei Dinge: 

(1 .) Die Behörde pflegt ein Bild der Zweifelsfreiheit ih- 
rer Erkenntnisse. Es ist kein Fall bekannt geworden. daß 
sie von sich aus einen Irrtum eingestanden hätte. Als tat- 
sächlich irrtumsfreie Behörde indes wäre sie einmalig. 
Wo Menschen tätig sind, geschehen Fehler, also auch bei 
dem mit 3.000 Mitarbeitern - 

sehenden nicht um angepaßte Nostalgiker. Hier applau- 
dierten die Fans einer Band, die in der DDR für rebellische 

und Mitarbeiterinnen ausge- Der IM-Begriff ha t  sich in den  letzten Jah- 
statteten Bundesbeauftrag- 
ten. Korrigiert wurden die ren als sehr wandlungsfähig erwiesen Neigungen stand. Wenn dieses Publikum jetzt derart po- 

litisch inkorrekt Beifall klatscht. muß irgend etwas dumm Leiharbeit 
Wie die anderen atypischen Arbeits- 
verhältnisse erleichtert die Leiharbeit 
eine Personalpolitik. die um einen klei- 
ner werdenden und relativ gexhütz- 
ten Beschäftigungskern bedarfsoien- 
tiert flexible Beschäfligungxhalen 
aufbaut. Je nach saisonaler undIoder 
konjunktureller Auftragslage werden 
Schalen gebildet oder abgeworfen. 
Die Ausleihzeit von Leiharbeitkräften 
beträgt mittlerweile maximal 12 Mo- 
nate. Weiterhin sind Leiharbeitskräfte 
von Seiten des Verleihers nach 
Wunsch des Gesetzgebers unbefristet 
zu beschäftigen. In der Praxis wird den 

Fehler aber, soweit die Öffent- 
lichkeit davon erfuhr, allein aufgrund äußeren Drucks, 
etwa infolge von Gerichtsentscheidungen. 

(2.) Die Behauptung der Zweifelsfreiheit ihrer Er- 
kenntnisse verbindet sich mit einem positivistischen 
Selbstbild der Gauck-Behörde: Sie nimmt vorgeblich nur 
.,Beauskunftungen entsprechend der Aktenlage" vor 
(während daraus ggf. abzuleitende Konsequenzen von 
anderen. 2.0. Arbeitgebern. zu ziehen sind). Zugleich 
aber schränkt sie mit ihren Interpretationen den Spiel- 
raum derjenigen erheblich ein, die mit den Gauck-Aus- 
künften arbeiten müssen. 

gelaufen sein. Was? 
Unsere Hypothese lautet: Die zur Verwaltung und Be- 

arbeitung der MfS-Akten eigens geschaffene Behörde. 
die sog. Gauck-Behörde. hat wesentlich dazu beigetra- 
gen. die gesellschaftliche Akzeptanz ihres Gründungsan- 
liegen8 zu demontieren. Dieses Anliegen war individuelle 
wie gesellschaftliche Aufklärung (und zwar in einem em- 
phatischeren Sinne, als das MfS ,Aufklärung' verstanden 
hatte). Es muß als im Kern beschädigt betrachtet werden: 
An Aufklärung jedenfalls denkt unterdessen in Ost- 
deutschland kaum noch jemand, wenn die nächste aktu- 
elle IM-Enthüllung durch die Medien galoppiert. - Wir 
vermuten also, daß die Gauck-Behörde als ein zentrales 
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gänglich. Bedeutsam ist vor allem die 
Absicherung im Alter." Hier .ist die 
Versicherungspflicht von Selbständi- 
gen anzustreben. Um einen korrekten 
und reibungslosen Beitragseinzug zu 
gewährleisten. könnte hinsichtlich der 
Betragshöhe ein Wahlrecht zwischen 
einem Pauschalbetrag entsprechend 
der Bezugsgroße und einer einkom- 
mensgerechten Beitragszahlung ein- 

" .. 
Mehr Aroe! d ~ i c n  wen gri Rech!' Bei n 
eo 101 1gm3. S 229-243 

B..ihtemann, C 1 119911 Beii e" cnePerio- 
Instrument der Ostdeutschen Vergangenheitsaufarbei- Peer Pasternack, Dipl-Pol.. iS Herausgeberderin Leipzig erscheinendenZeitschrin hochschule ost 
tung teilursächlich an der von Angelika Barbe 1995 in und war kein i M  Zumindest nach bisheriger Auskunft der Gauck-Behörde. 

Ipw.  Zeitithrih fur Sor,alirfiwhe Politik und Wtrtrchaft, Heft 98. 1997 



versität. ihr Adressat war jedoch (nach den negativen Er- 

fahrungen) nicht mehr nur die Partei (hier hatte sich die 

Hoffnung von der Führung auf die Aktivität der Basis über- 

tragen), sondern bereits die gesellschaftliche Öffentlich- 

keit. In öffentlichen Präsentationen der politischen Thesen 

des Projektes sollte zunächst Basisdruck auf die Partei aus- 

geübt werden. Ende Oktober wurde dann auch die be- 

wußte Debatte mit Vertretern der Opposition geführt. 

Die inhaltlichen Positionen der Gruppe flossen den- 

noch sehr stark über personelles Engagement ihrer Auto- 

ren direkt in die programmatische Neuorientierung der 

SED ein -2 .0  in das radikalreformerische Konzept der so- 

genannten Plattform WF innerhalb der SED (Behrendl 

Meier (Hg.): 248-249) und mi t  Dieter Klein in die Stand- 

punkte des ,,Arbeitsausschusses" zur Neuformierung der 

SED. nachdem die protestierende SED-Parteibasis das 

komplette ZK (am 3.12.1989) 

Das Vorhandensein dieses Reformflüaels zum Rücktritt gezwungen 
hatte. In dem programmati- 

in der SED half mit, die Staatskrise der schen Papier desAusschusses 
DDR beherrschbar zu machen. indem er sollte sich die SED ,,zu freien, 

geheimen und gleichen" 
beitrug, eine gewaltsame Alternative der Wahlen zum frühpctmrinli- ~ -~ ~ .-. - > 

Herrschenden inner~arteilich inhaltlich chen Zeitounkt und zu einem 

und machtpolitisch zu blockieren pluralistischen politischen Sy- 

stem (ebd.: 255) bekennen. 

M i t  der Umstrukturierung der 

SED zur PDS gewannen die in  diesem Bereich engagier- 

ten Mitglieder des Projektes (Klein und die Bries) sogar 

endgültig die inhaltliche Hegemonie. Das erste Parteipro- 

gramm der SEDIPDS stammt weitgehend von Einzelauto- 

ren aus dem Diskussionszusammenhang der Gruppe von 

der Humboldt-Universität. 

Bedeutung des Projektes 
insgesamt hatte das Projekt in fünf unterscheidbaren Be- 

reichen spezifischen Einfluß: erstens allgemein in der Anre- 

gung wissenschaftlicher und kritisch-intellektueller Diskur- 

se, zweitens in der Reformdiskussion der SED, drittens in  

einer begrenzten Beratungsfunktion gegenüber der DDR- 

Regierung unter Modrow, viertens im  Dialog mit der Op- 

pos~tion und schließlich in der politisch maßgeblichen Wir- 

kung hinsichtlich der späteren PDS-Programmatik. 

Zur Beratungsfunktion gegenüber der Regierung ist 

anzumerken. daß wohl vehement versucht wurde. 

Modrow mit reformsozialistischen Konzepten zu errei- 

chen, bei diesem auch generell die Bereitschaft zur Re- 

zeption vorhanden war. faktisch aber - aus Zeitmangel 

und sicher auch im Zuge der Unausgegorenheit der Per- 

spektiven, dem Nichtvorhandensein einer wirklich elabo- 

rierten Konzeption für eine Zukunft der DDR - der prag- 

matische Rückgriff au f  etablierte Kader erfolgte oder die 

Analysen schlicht nicht umgesetzt wurden ( vg l  A.  Brie 

1993: 50). Egon Krenz hingegen hatte die Mitglieder der 

Gruppe zur Kooperation aufgefordert, was von diesen je- 

doch abgelehnt wurde (Segert 1993: 107). 

Der Versuch eines Reformbündnisses mi t  der Opposi- 

t ion in der DDR. soweit diese an einer demokratisch-so- 

zialistischen Perspektive der DDR orientiert war. führte 

zum Aufruf ..Für unser Land", an dessen Entstehung und 
der Formulierung erster Entwürfe auch Dieter Klein betei- 

ligt war. Den Aufruf. der a m  28. November veröffentlicht 

wurde. unterzeichneten hernach über eine Mil l ion DDR- 

Bürger. In der von der Schriftstellerin Christa Wolf redi- 

gierten Fassung (mit den Erstunterzeichnern u.a. Volker 

Braun. Stefan Heym. Friedrich Schorlemmer. Ulrike Pop- 

LINKE GESCHICHTEN 

pe. Konrad Weiß und Dieter Klein) hieß es: .,Unser Land 

steckt in einer tiefen Krise. Wie w i r  bisher gelebt haben, 

können und wollen w i r  nicht mehr leben. Die Führung ei- 

ner Partei hatte sich die Herrschaft über das Volk und sei- 

ne Vertretungen angemaßt, vom Stalinismus geprägte 

Strukturen hatten alle Lebensbereiche durchdrungen. 

Gewaltfrei, durch Massendemonstrationen hat das Volk 

den Prozeß der revolutionären Erneuerung erzwungen, 

der sich in atemberaubender Geschwindigkeit vollzieht." 

(In Schüddekopf (Hg.) 1990: 240) Der Aufruf wendet 

sich gegen den durch die Politik der BRD drohenden 

,.Ausverkauf unserer materiellen und moralischen Werte" 

und plädiert für den Versuch. eine ,,sozialistische Alterna- 

tive zur Bundesrepublik zu entwickeln." 

Ich teile die Bewertung von Faikner (GysiIFalkner 1990: 

82) und Segert (1993: 88). daß das Vorhandensein dieses 

Reformflügels in der SED, der von Oktober bis Dezember 

einigen Einfluß hatte und dem nach Einschätzung von 

Land (1 994: 243) beinahe die ,.Revolution die Macht in die 

Hände'' getrieben habe - mithalf, die Staatskrise der DDR 

beherrschbar zu machen. indem er dazu beitrug. eine ge- 

waltsame Alternative der Herrschenden innerparteilich in- 

haltlich und machtpolitisch zu blockieren. Die wichtigste 

Funktion war das intellektuelle Aufbrechen dogmatischer 

Ideologeme, die Anregung und die inhaltliche Differenzie 

rung des parteiinternen Disputs, die Herstellung der Ver- 

bindung zur Öffentlichkeit. 

Wie an einer Perlschnur aufgereiht. spulten sich i m  

Diskurs der ,.Reformsozialisten" nacheinander die Adres- 

saten der intellektuellen Loyalität ab. gemäß der hierar- 

chischen Konstruktion der Ideologie des Marxismus-Leni- 

nismus. Der Menschheitsbegriff hatte im  Neuen Denken 

die Rolle der oberinstanz. der Transzendenz des herge- 

brachten klassenkämpferischen Weltbildes erlangt und 
die Ideologie von oben relativiert. Die Zielrichtung des 

Sozialismusentwurfs wurde umgepolt au f  die friedliche 

Konkurrenz um .,zivilisatorische" Werte. Zunächst war 

noch die Parteiführung (bzw. Teile davon) Inkarnation 

der Hoffnung auf ..Reformen von oben". Nach ihrem 

Versagen war es die Parteibasis, schließlich das ,.Volk" 

und zuletzt das .,Land", dem Loyalität, Identifikation ent- 

gegengebracht wurde. Die Logik der ldentifikation funk- 

tionierte so rückwärts zur Ideologie von der Spitze zur 

Basis und dann vom konkreten (dem sozialistischen Pro- 

jekt DDR) zum abstrakten Fernziel eines ..demokratischen 

Sozialismus", wie es der Name der SED-Nachfolgepartei 

PDS ausdrückt. Mit dem Zurückspulen der Identifikati- 

onsebenen des politischen Projektes wandelten sich 

gleichzeitig die Modalitäten der Legitimierung. Zuerst 

war die Führungsrolle der Partei ein Sanktuarium, dann 

sollte sie praktisch erworben werden durch ,,Konsenser- 

zielung in- Dialog". dann sollte die Konkurrenz verschie- 

dener Parteien und Gruppen die Entwicklung eines kon- 

stitutionellen Sozialismus garantieren. schließlich blieb 

das wahlarithmetische Mehrheitsprinzip letztes. formales 

Kriterium von Legitimität. und der inhaltlich verflüchtigte 

Sozialismus war zur realen Abstimmung freigegeben. 
m 
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' Ungeachtet der Risiken, die atypischen 
Berchäftigungrverhältni~sen anheften, ist 
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gungsuerhältnirre in Form von Arbeitrbe- 
schaffungrmaßnahmen (94 91ff AFG) 
und der .,Hilfe zur Arbeit" ($4 1811. 
BSHG) den oben genannten Kriterien aty- 
pischer Beichäitgung, doch sind diere 
Instrumente der .,Zweiten Arbe~trmark~ 
ter" auf die (Re-)Integration n den regu- 
lären Arbeitsmarkt ausgerichtet. 
Dabei wird naturgemäß nur die Größen- 
ordnung des iegalen Verleihgewerber ei- 
faßt; der illegale Arbeitnehmelverleih 
dühe die Zahl der amtlich erfaßten Ar- 
beitnehmeruberlarsung um ein Mehrfa- 
cher überschreiten: ,Allein das Ausmaß 
der iliegalen Leiharbeit beträgt nach DGB- 
Schätzungen mehr als 1 Million Men- 
schen. die in Wert- und Ortdeutrchland 
eln- oder mehrmals jährlich im Rahmen 
unerlaubter Arbeitnehmerüberlasrung 
eingesmt werden'' (DGB 1996. 8. 6). 
Dar BAG-Modell für die Unterscheidung 
von Selbständigen und abhangig Be- 
schditigten basiert auf dem Leitbegriff 
der persönlichen Abhängigkeit. die sich 
durch die Merkmale der inhaltlichen. 
zeitlichen und örtlichen Weirungrbin- 
dung sowohl der personellen und mate- 
rielien Eingl~ederung in den Betrieb der 
Auftragrgeberr definiert. 
Dar ,,Alteinativrnodell̂  orientien sich an 
dem Leitbegriff der Unternehmerrisikos, 
also der wirtschaftlichen IUn-)Abhän- 
gigkeit, und rtellt dabei die Kriterien der 
eigenen Unternehmenrorganiration, die 
Zahi der Auftraggeber. die Verteilung 
der Chancen und Risiken und der freiwii- 
ligen Übernahme des Unternehmenrrisi- 
koi in den Mittelpunkt. Nicht endeutig 
zuzuordnen sind je nach Abgrenzung 
zwischen 225.000 (,,Alternativmadell") 
und 280.000 (.BAG-Modell") Personen. 
sogenannte ..Semiabhängige", die 
Merkmale rawohi von abhangiger als 
auch von selbständiger Erwerbrlätigkeit 
aufweisen; hier könnte der Erwerbrrta- 
tus nur durch eine gerichtliche Einrel- 
fallpnifung geklärt werden. 

Ein weiteres Modell beruht auf einem 
Vorschlag einer Arbeitrgruppe der Spit- 
zenverbände der Sozialverricheningstra- 
ger und grenzt danach ab, ob a) eine er- 
werbrmäßige Tätigkeit vorliegt und im 
Zusammenhang mit der Tätigkeit (mit 
Ausnahme von Familienangehörigen) 
keine Arbeitnehmer mehr air geringfügig 
beschäftigt werden. b) regelmäßig nur 
für einen Auftraggeber Tatigkeiten er- 
bracht werden und c) eine für abhängig 
Beschäftigte typische Arbeitsleirtung er- 
bracht wird; sind alle diere Merkmale ge- 
geben, sollleo die Beschäftigten der 
Pilichtveiricherung in der Soziaiverriche- 
rung unterliegen. Nach dieser Konzepti- 
on wärevon 431.000 abhängig Berchaf- 
tigten auszugehen, die gegenwärtig alr 
,.seibstandig" firmieren. 
Mit einer neuen Alterrteil~eitiegelung 
wurde 1996 in der Bunderrepublik ein 
Instrument der allmählichen Aurrtiegr 
aus dem Erwerbsleben speziell ftir ..Früh- 
rentner' geschaffen. Ob diere Regelung 
mehr Zuspruch finden wirdali die Teilren- 
tenregelung von 1992 ist zur Zeit unge- 
wiß 
Dieser Effekt ftihrte bei dem .Teilzeit- 
weltmester" Niededande dazu, daß sich 
die erhebliche Steigerung der Teilzeitbe- 
rchaftigung - zwischen 1983 und 1992 
stieg die Zahl der Teilzeitbeschäftigten 
Arbeitnehmer von 0.9 auf 2.1 Millionen 
Beschäftigte - nicht in einer Veiringe~ 
iung der Arbeitrlorenquote nieder- 
schlug. Die Teilreitoffensive mobilisierte 
hier insbesondere Frauen. deren Berchäf- 
tigungrquote rich Anfang der 80er Jahre 
-etwa im Vergleich etwa mi Bundesre- 
publik- auf einem sehr niedrigen Niveau 
befand (vgl. Walwei 1995; 1997). 
Diese Einkammenrgreme wird jähdich 
neu festgelegt; sie rtellt ein Siebtel der 
monatlichen Bezugrgrößenach 5 18 SGB 
IV dar. 
Die folgenden Vorschläge orientieren 
sich an den bestehenden Berchafti- 
gungr- und Sazialverricherungrsystem. 
Die bedeutsame alternative Diskussion 
um Grundsicherung und Mindertein- 
kommen ist damit mnächt nicht berührt. 
Mit Bezug auf diere Debatte lassen rich 
in unserem Beitrag jedoch erganzende 
Hinweise auf RegulierungsnotwendlgLei- 
ten finden. 
Die Bedeutung von ..job-rharing" ist in 
der Praxis minimal und bleibt aus diesem 
Grund in dieser Darstellung uoberück- 
sichtigt. 
Kurzfristige Beschäftigungen (bis zu 2 
Monaten150 Tagen) bleiben hiervon un- 
berührt. 
So wünrchenrwert die Möglichkeit der 
(freiwilligen) Integration der arbeitneh- 
mer-ähnlichen abhingigen Selbständi- 
gen in die Arbeitslarenverricherung für 
diesesein mag, sogroß ist dieGefahrder 
Mißbrauchr. Schwierigkeiten bereitet 
hier die Definition von .,Arbeitslosigkeit' 
bei Selbrtandigen. Aur diesem Grund ist 
auf eine Einbeziehung zu verzichten. 
Demgegenüber Iäßt sich fOr den Kran- 
kenverricheiungrrchutz keine Siche- 
rungrlückefeststellen: So waren im April 
1990 in Wertdeutschland nur 0.15 ?4 der 
Bevolkerung nicht in irgendeinei Form 
gegen das Krankheitrririko gerchUtzt; ab 
diese Lücke bei den abhängig Selbrtändi- 
gen tatschlich signifikant größer ist, Iäßt 
rich nicht festrtelien. 
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Linke Geschichten 
Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Chrktoph Meyer* 

G eschichtspolitik betreibt in Deutschland vor allem 
die Rechte erfolgreich und massiv. Sie weiß war 
um, denn das konservative Geschichtsbild dient 

der ideologischen Absicherung und Legitimation konser- 
vativer Herrschaft. Hegemonie. Nicht umsonst umgibt 
sich der Bundeskanzler. selbst gelernter Historiker, mit 
Wissenschaftlern wie dem Politologen Hans-Peter 
Schwarz. der eine quellenmäßig breit fundierte, gleich- 
wohl reichlich apologetische Adenauer-Biographie ge- 
schrieben hat, nunmehr aber- bestückt mit pseudowis- 
senschaftlichen historischen Argumenten - die Rückkehr 
Deutschlands als ,,Zentralmacht Europas" auf die ..Welt- 
bühne" fordert'. 

Nicht nur ansatzweise gelingt es hier. das eigene zeit- 
geschichtliche Bild durchzusetzen und daraus einen poli- 
tischen Gestaltungsanspruch herzuleiten. In dieser Sicht 
wird Konrad Adenauer der Wegbereiter der deutschen 
Einheit. der immer schon alles gewußt habe, und Helmut 
Kohl. der .,Enkelr', der Vollender dessen. was Adenauer 
schon immer gewollt habe: des Wiederaufstiegs 
Deutschlands als europäische Großmacht mit fester Ein- 
bindung in das nach Osten expandierende westliche Mili- 
tärbündnis. 

Rechte Geschichtspolitik u n d  d ie Sozialdemokratie 
In diesem Bild wird die deutsche Linke. die Sozialdemo- 
kratie eingeschlossen, als ständige Neinsagerin gesehen. 
nationsvergessen und politisch unzuverlässig, wenn es 
um das Verhältnis zum Gegner im Kalten Krieg, zum Ost- 
block geht: ,.Schönfärber und Helfershelfer der SED-Dik- 
tatur", wie ein weiterer konservativer Wissenschaftler 
dichtet'. Und dieses Bild wird in die politische Gegenwart 
und Zukunft hineinprojiziert. wenn es darum geht, den 
Politikwechsel mit Hilfe des PDS-Feindbildes zu verhin- 
dern. 

Ein Gegendiskurs findet innerhalb der Sorialdemokra- 
tie durchaus statt. Da geht es, bezogen auf die Geschich- 
te nach 1945. vor allem um die Betonung der eigenen 

antikommunistischen. frei- 
heitlich-demokratischen Tra- 

Die selbstbewußte und selbstkritische ditions; bezüglich der jünge. 
Auseinandersetzunq mit der Geschichte. ren Geschichte befindet man . 

sich in einem Abwehr- und 
ist eine Voraussetzung für die Entwick- Rückzuqsqefecht, besonders, . . 
lunq und Bearbeitunq qemeinsamer was die sogenannte .,zweite - - - 
politischer Projekte der Linken. Ostpolitik 1982-1989 an- 

aeht4. Die Haltuna dieses sozi- - 2 

aldemokratischen Gegendis- 
kurses ist defensiv, und er begibt sich gegenüber der 
rechten Hegemonie in eine subalterne Position, indem er 
deren Maßstäbe weitgehend kritiklos übernimmt. Damit 
wiederum wird die Wirkung der konservativen Kampa- 

^ D,. Christoph Meyer. Köln, Himriker und Mitglied der spw-Redaktion 

LINKE GESCHICHTEN 

gne weiter verstärkt. Hinzu kommt die rechte Vorherr- 
schaft in den Massenmedien sowie das offenkundige 
Desinteresse der Parteiführung an der Thematik. Was will 
sie auch mit derlei ,ollen Kamellen', wo es doch um aktu- 
ellste Demoskopie und .Innovation' geht? 

Geschichtsaufarbeitung der Linken 
Von einer gemeinsamen Anstrengung, das Vergangene 
aufzuarbeiten und es für die Zukunft produktiv zu wen- 
den, ist die Sozialdemokratie derzeit weit entfernt. Hier 
fehlt es auch und gerade an Beiträgen aus der Linken, die 
von ihrem Anspruch her die radikalste und deutlichste 
Gegenposition zur konservativen Geschichtsauffassung 
entwickeln müßte. Dazu gehört auch die ehrliche und 
selbstkritische Auseinandersetzung mit der eigenen Rolle 
.,zwischen" den Polen des Kalten Krieges. Solange es 
aber nicht gelingt. zu einer eigenständigen Geschichts- 
auffassung mit klaren politischen und politisch-ethischen 
Maßstäben zu kommen, werden Linke recht hilflos zwi- 
schen Verdrängung, Apologie und gegenseitiger Denun- 
ziation schwanken. und der ebenso notwendige Angriff 
auf rechte ideoloaische Positionen leidet an einem Leoiti- 

2 2 

mationsdefizit. Auch werden historisch begründete Spal- 
tungen innerhalb der Linken auf diese Weise schwerlich 
überwunden werden können. Eine notwendige (gleich- 
wohl nicht hinreichende) Voraussetzung für die Entwick- 
lung und Bearbeitung gemeinsamer politischer Projekte 
ist die selbstbewußte und selbstkritische Auseinanderset- 
zung mit der Geschichte. Die Kritik an der Position des 
,.Antikommunismus" hat heute die Kritik an der Position 
der ..Aktionseinheit" zur Voraussetzung. 

Mit diesem Heftschwerpunkt will spw die Diskussion 
um die jüngere Vergangenheit der Linken, insbesondere 
der sozialdemokratischen, vorantreiben. Nach dem Um- 
bruch von 1989190 drängen sich da zwei Problemkreise 
besonders auf: Wie ist das Verhältnis zwischen sozialde- 
mokratischer Linker und Kommunistlnnen im Nachhinein 
zu bewerten? Und. damit eng zusammenhängend: Wie 
ist der staatgewordene Parteikommunismus, die DDR. im 
Nachhinein zu bewerten? Dabei kommt der ersten Frage 
in diesem Heft eindeutig die Priorität zu. was daran liegt, 
daß dieser Bereich übersichtlicher und mit der unmittel- 
baren Geschichte des spw-Zusammenhangs verwoben 
ist. 

So geht es in den folgenden drei Beiträgen geht es 
um die Linke im Spannungsverhältnis von Antikommu- 
nismus und Aktionseinheit. dann konkretisiert an den 
Beispielen des Hannoveraner Kreises (HK) bei den Jusos 
und des Sozialistischen Hochschulbundes (SHB). jeweils 
dargestellt aus der mehr oder minder subjektiv gepräg- 
ten Sicht von Menschen, die an den damaligen Prozessen 
aktiv beteiligt waren. Es folgt ein Vergleich der Ergebnis- 
se feministischer Diskussionen im Westen mit der Situati- 
on der Frauen in der DDR. Die Diskussionen um Konzepte 
für einen ..Modernen Sozialismus" in der DDR im Jahre 
1989 dokumentieren nicht nur Reformbestrebungen in- 
nerhalb der SED, sondern sind auch inhaltlich heute noch 
beachtenswert. Der abschließende Beitrag befaßt sich 
mit dem bis heute und auf absehbare Zeit allgegenwärti- 
gen Thema der .Stasi'-Verstrickungen und ihrer politi- 
schen lnstrumentalisierung. Weitere Beiträge, die sich 
auch mit linker Geschichte in den 50erl60er Jahren be- 
schäftigen. werden folgen. 

Schließlich bleibt hier vieles lückenhaft. sowohl von 
den behandelten Themen als auch von der politischen 
Konzeptionalisierbarkeit her. Keiner der hier vorgelegten 
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Grundform der Regelung der Rechte und Pflichten der 
Subjekte (...) - die vermittlungslose Identifikation mit 
dem Ganzen gefordert." (M. Brie 1989a: 50) 

..Die Vielfalt der Welt ist zur positiven Bedingung ihrer 
Ganzheitlichkeit geworden und kann deshalb nicht mit 
Gewalt negiert werden. ohne die Ganzheitlichkeit in Fra- 
ge zu stellen." (BrieIBridLandlSegert 1989: 23) Dieser ty- 
pische philosophische Satz enthält implizit dreierlei: de- 
mokratietheoretisch ein Pluralismuscredo. friedenspoli- 
tisch einen pazifistischen Anklang und indirekt innenpoli- 
tisch ein verstecktes Plädoyer für die Akzeptanz von kriti- 
schen Bürgerbewegungen im Sozialismus. 

Wahlen erreicht werden." Und 
sie reflektieren auch den letzten 
Schritt, die Möglichkeit eines 
Machtverlustes: ..Die These. daß 
die Macht immer und unter al- 
len Umständen zu halten ist. un- 
abhängig von der Wahl der dazu 
nötigen Mittel, ist neu zu durch- 
denken angesichts der realen 
Abläufe politischer Krisen." Die 
intellektuelle Bewegung von der 
Führungsrolle der Partei zur Um- 

Dem endoültiaen Durchbruch des Gedankens einer stelluna auf das in Wahlen zu 1 - - - 
radikaldemokratischen sozialistischen Kulturgesellschaft 
stand freilich immer noch - habituell verankert und an- 
scheinend macht  und politikstrategisch geboten - die 
Betonung der notwendigen Führungsrolle der Partei ent- 
gegen. 

Intervention a n  die Honeckersche Parteiführung 
lm Oktober (8.10.) 1989 (unter dem Eindruck von Mas- 
senflucht. Paraden zum 40. Jahrestag der DDR und De- 
monstrationen immer größerer Teile der Bevölkerung) for- 
mulierten dann allerdings BridBieIEttl (1990: 79-99) eine 
Intervention noch an die alte Honeckersche Parteiführung. 
einen Versuch der Politikberatung in der Krise der DDR. Sie 
forderten ein Sofortprogramm zur Umgestaltung des poli- 
tischen Systems auf der Linie ihrer reformatorischen De- 
mokratisierungsvorstellungen. Erstmals wird als Hauptpro- 
blem die Legitimität der SED für die Führung in diesem 
Prozeß innerparteilich thematisiert. Die Autoren koppeln 
Legitimität an die Zustimmung bzw. ..Identifikation von 
Seiten der Massen". Eine breite Aussprache und die Modi- 
fikation des Wahlsystems sollen diese Legitimität erneuer- 
bar machen. ..Das politische System besitzt für große Teile 
der jüngeren Generation keine politische Legitimation 
mehr. da es für sie nicht im Resultat eines bewußten wäh- 
lenden Handelns entstanden ist." Freilich hatte sich zu die- 
ser Zeit noch kein endgültiger Wechsel des Modus der Le- 
gitimationsbeschaffung in den politischen Vorschlägen 
durchgesetzt. Noch glaubte die Gruppe an die Notwen- 
digkeit einer führenden SED. weil sie die Existenz des So- 
zialismus mit der Stellung der Partei (ihrer politischen 
Macht und Kompetenz) verbunden sahen. Entsprechend 
plädierten sie auch nur für einen ..begrenzten legalen 
Raum" für oppositionelle Kräfte und einen taktischen Um- 
gang mit Wahlterminen. Ziel sei es. die Bildung von ,.op- 
positionellen Organisationen mit unmittelbarem Anspruch 
auf Machtbeteiligung" zu verhindern. ..Die Erfahrungen 
des Jahres 1989 in Polen und Ungarn zeigen, daß Wahlen 
zu den zentralen Staatsorganen unter der Bedingung einer 
Vertrauenskrise zwischen Parteiführung und Volk unmit- 
telbare Gefahren für die sozialistische Orientierung der Po- 
litik heraufbeschwören." (Ebd.: 98) An kurzfristigen Maß- 
nahmen wurde daher lediglich die Aufstellung mehrerer 
Kandidaten für die Mandate bei Beibehaltung des Systems 
der Nationalen Front. also der Kontingentierung der Man- 
date. vorgeschlagen. Allerdings hatte die Gruppe (Brie, 
Land, Petsch u.a. 1990: 37-145) früher in einer ..Studie zur 
Gesellschaftsstrategie" (entstanden auf Drängen Kleins. 
vom SED-Sekretariat der Universität aufgehalten und erst 
im Oktober veröffentlicht) eine andere. viel weitergehende 
Auffassung formuliert (ebd.: 118-119): ,,Die Einflußnah- 
me politischer Organisationsformen auf den staatlichen 
Entscheidungsprozeß. ihre politische Legitimation. die 
Feststellung, ob sie mehrheitsfähig sind, kann nur über 

- 
testende Mehrheitsprinzip de- 
mokratischer Legitimierung mit 

zwar denkmöglich in der Kon- 
struktion des theoretischen Pro- -, I jektes angelegt, vollzog sich aber 

tät und der ~rfa'hrung der politi- 
schen Praxis durch die Mitglieder 
des Diskussionszusammenhan- 
ges selbst. 

Entwicklungsphasen des Reformprojektes 
Die Geschichte des Reformprojektes kann in drei Phasen 
dargestellt werden. Auf die erste Phase der zunächst lo- 
sen, dann organisierten Konstituierung eines noch vor- 
wiegend theoretisch-wissenschaftlichen Diskurses folgte 
die Etappe der politischen lnvolvierung der Mitglieder 
des Diskussionszusammenhanges im Umbruchherbst 
1989. Nach dem weitgehenden Machtverlust der SED 
und dem Scheitern der theo- 
retischen und praktischen In- 
itiativen der Gruppenmitqlie- Das Projekt hatte Einfluß: in der Anre- 

der ab etwa ~ez i inber  1989 qunq wissenschaftlicher und kritisch-in- - 
der Zusammenhang' tellektueller Diskurse, in der Reform- 

die einzelnen Personen orien- 
tierten sich zurück auf den diskussion der SED, qeqenüber der 
wissenschaftlichen Diskurs DDR-Regierung unter Modrow, im Dia. 
oder verteilten sich politisch 
auf konkurrierende parteien. log mit der Opposition und hinsichtlich 

vor allem die aber auch der späteren PDS-Programmatik. 
das Bündnis '90 und die SPD. 
Die Juristin Will 2.6. wurde 
von der SPD in Brandenburg als Verfassungsrichterin no- 
miniert und gegen öffentliches Getöse durchgesetzt. 

Die ..politische" Phase des Projektes begann mit der 
sich abzeichnenden Krise der DDR. als die ungarisch- 
österreichische Grenze geöffnet wurde. Formuliert wur- 
de die bereits erwähnte Intervention ,,Zur gegenwärtigen 
Lage der DDR und Konsequenzen für die Gestaltung der 
Politik der SED" (BrieIBrielEttl 1989). Der politische 
Adressat war zu diesem Zeitpunkt die Führung der SED, 
genauer: erhoffte reformbereite Kräfte in der Führung. 
Ein zunächst vorgestellter reformerischer ,.Staatsstreich 
von oben" (Segert 1993: 100). der die Honecker-Partei- 
führung ablösen sollte. war den Beteiligten nach entspre- 
chenden ,.Erkundigungen" als unmöglich erschienen. 
weil niemand die entsprechende Rolle in der Führung 
übernehmen konnte oder wollte. 

Die Gruppe konstituierte sich am 26. Oktober formell 
als Arbeitsgruppe der SED-Kreisleitung der Humboldt-Uni- 



Ökologie, von sozialen Alternativen. besonderer Berück- 
sichtiauna 2.5. der Frauenorobleme und der Kinder zu- - - 
mindest für den bedeutenden Teil der Menschen ein 
wahrhaft besseres Leben anstreben." (Ebd.) Eine solche 
wertorientierte, kulturgesellschaftliche Konzeption eines 
Sozialismus - die freilich erst am Ende der inneren Ent- 
wicklung des Projektes stand - konkurrierte in der Um- 

bruchohase noch mit anderen 

,,Die Einflußnahme politischer Organisa- ~ntwürfen unter demselben 
Oberbegriff ,.Moderner Sozia- 

tionsformen auf den staatlichen lismus". Während Bries For- 

Enrscheid,ngsprozeß. ihre pol t i s che  Le- mLlerLng dPL1 m me 
*es1 cn-a ternai ien  Vorlre - 

gitimation, die Feststellung, ob sie beeinflußte variante 
mehrheitsfähig sind, kann nur über Wah- eines ,,Dritten Weges" war. 

1iefertez.B. Kosing (1990) eine 
len erreicht werden." eher reformatorische Vorstel- 

lung des ..modernen Sozialis- 
mus". Kosing teilt die Forderung nach Demokratisierung, 
Bedürfnisorientierung und Privilegierung der Mensch- 
heitsinteressen (.,in einem bestimmten Sinne"). legt je- 
doch statt der Wertorientierung Bries ein Schwergewicht 
auf die Forderuna nach ökonomischer Leistunaskraft und 

d < ~ ~ 

Effizienz des Sozialismus durch entsprechende Umset- 
zung der ,,wissenschaftlich-technischen Revolution". 

Moderne als Leitbegriff 
Die Formulierungen im Haupttexi des Projektes ,.Philoso- 
phische Grundlagen .." (Forschungsprojekt 1989: 13) le- 
gen nahe. daß eine abstrakte Kategorie von Modernität 
entwickelt werden sollte. von deren Warte sowohl der Ka- 
pitalismus als auch (freilich zunächst in der Hoffnung auf 
dessen höhere Fortschrittlichkeit) der Realsozialismus kri- 
tisch analysiert werden konnte: .,Wenn hier (...) von mo- 
derner Geseilschah (Hew.i.0.) gesprochen wird, so sei dar- 
unter eine Gesellschaft verstanden. deren Reproduktion 
mit Zwangsläufigkeit auf die Entwicklung des materiellen, 
sozialen. politischen und geistigen Reproduktionsprozes- 
ses gerichtet ist. (...) Dies setzt erstens die Auflösung der 
naturwüchsigen Verschränktheit von gesellschaftlicher 
und individueller Reproduktion voraus und zweitens die 
Entstehung relativ selbständiger Teilbereiche der Wirt- 
schaft. des Rechts, der Politik, der Wissenschaft. Bildung 
usw. Erst dadurch können die besonderen Entwicklunas- 
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potentiale der Individuen einerseits bzw. der jeweiligen 
Teilbereiche andererseits gesellschaftlich umfassend frei- 
gesetzt und zugleich als Entwicklungszusammenhänge 
mehr oder minder beherrscht werden." In der Formulie- 
rung .,mehr oder minder beherrscht" findet sich der vor- 
sichtige Rest des hergebrachten Planungsanspruchs. wäh- 
rend die Betonung der Subsystemdifferenzierung den Ka- 
non des Mamismus-Leninismus bereits verlassen hat. 

Segert (1993: 103) hat den modernetheoretischen 
Denkweg der Gruppe dargestellt. Zunächst sollte ,,mo- 
derner Sozialismus" nur eine zweite Phase der Entwick- 
lung des Realsozialismus anzeigen. deren ,.Überfälligkeit" 
verspürt wurde und die mit dem Perestrojka-Projekt Gor- 
batschows zusammengedacht wurde. Der zweite Schritt 
war die Feststellung von ..Defizitenn, insbesondere auf 
dem Gebiet der Demokratie, im Vergleich zu den bürger- 
lichen Gesellschaften, deren Bedeutung für das Verhält- 
nis der gegnerischen Systeme ungeklärt blieben. Der ent- 
scheidende Schritt war dann die Etablierung jenes allge- 
meinen Modernebegriffs, der schließlich auch in der häu- 
figen Rede von menschlicher ..Zivilisation" aufging. Der 
Zivilisationsbegriff seinerseits kam von der Diskussion der 
gattungsbedrohenden Zerstörungspotentiale (Atom- 
krieg. Umweltzerstörung) her (vgl. A. Brie 1993: 51) und 
schloß an das Neue Denken an. 

Das Zusammentreffen des Zivilisations- und Moder- 
nebegriffs im Reformdiskurs zeigt den Zusammenschluß 
der .,äußerenm Relativierung und Dezentrierung des Mar- 
xismus-Leninismus (durch die Unterordnuna von Klassen- . 
politik unter die ,,Menschheitsfragen") mit der ,,inneren" 
theoretischen Dynamik der im Marxismus-Leninismus wi- 
dersprüchlichen Konstruktion von Rationalität. Fort- 
schritt. Planung, Führung und Volkssouveränität. 

,,Entfaltung moderner Demokratie" 
Unter Demokratisierung, der ,.Entialtung moderner De- 
mokratie" in ..jedem der Systeme" (Kapitalismus und So- 
zialismus) ,.auf seine formationsspezifische Weise". (Brie/ 
BridLandISegert 1989: 23) verstand das Projekt zunächst 
noch vorsichtig einige neue ..Tendenzenm in der Entwick- 
lung der sozialistischen Länder - eine ,.neue Qualität" der 
Führung der marxistisch-leninistischen Partei (Entflechtung 
von Partei- und Staatsapparat, mehr innerparteiliche De- 
mokratie). Ausweituna von öffentlicher Meinunasdiskussi- * 2 

on und lnteressenvermittlung. größere Rolle des Rechts als 
,.Bewegungsform von lnteressenkonflikten". Etablierung 
einer ..politischen Gesellschaft" neben dem Staat. schließ- 
lich ein positiveres Verhältnis zu den Errungenschaften der 
bürgerlichen Demokratie (gemeint sind die zivilgesell- 
schaftlichen Möglichkeiten in der westlichen Gesellschaft). 

Zwar war die Argumentation des Projektes gewisser- 
maßen (system-) funktionalistisch. aber mit dem Gedan- 
ken der in der Moderne notwendigen ,.relativ selbständi- 
aen Teilbereiche'' von Wirtschaft. Politik etc. war die Vor- - 
stellung von funktionaler Arbeitsteilung eines Gesamt- 
subjekts. nämlich der autokratischen Partei, bereits deut- 
lich überboten. Die Vorstellung eines ,.Monosubjektes" 
des Sozialismus wurde folgerichtig auch als zu überwin- 
dende Konzeotion kritisiert: ..Mit der Reduktion aller ae- 
sellschaftlichen Subjekte auf .Organe' der staatlich for- 
mierten Gesamtgesellschaft im alten Paradigma vom .So- 
zialismus eines monolithen Subjekts' wurde anstelle der 
grundlegenden Vermittlungsform der widersprüchlichen 

- -. 1 gesellschaftlichen Subjekte im Sozialismus - Leistungs- 
1 prinzip in der Ökonomie. Demokratie in der Politik, Öf- 

.. . - .  . L .: fentlichkeit im geistigen Leben und Recht als normative 
Foto Chriitian Kiel (Meerbuich) 
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Texte ist apologetisch, einseitig oder denunziatorisch. 
Alle bemühen sich um Offenheit. Offenheit für weitere 
Diskussionen, die die Linke sehr nötig hat. wenn sie die 
Zukunft gestalten will. In diesem Sinne hoffen wir auf Re- 
aktionen und weitere Beiträge. W 

' Schwarz. Hanr-Perer: Die Zentralmacht Europar. Deutschlands 
Ruckkehr auf die Weltbühne. Berlin 1994. 
Hacker. Jenr: Deutsche Irrtümer. Schönfärber und Helfershelfer 
der SED-Diktatuiim Werten. Berlin und Frankfurtam Main 1992. ' Vgl. z.8. Kurt Schumacher und der ,,Neubau" der deutschen So- 

D ie .,Aktionseinheit" zwischen Sozialdemokraten 
und Kommunisten und der ,.Antikommunismus" 

sind politische Stichworte. mehr noch flammend 
leuchtende Signalzeichen, die einst emotional hoch be- 
setzt waren. Heute klingen sie nach einer vergangenen - ~ 

Zeit. Als ~rkennungsmerkmale politischer Gesinnung. als 
programmatische Ansprüche und gesellschaftsverän- 
dernde Praxen scheinen sie sich mit dem Verschwinden 
der kommunistischen Staaten und dem Dahinsiechen der 
letzten kleinen kommunistischen Parteien erübrigt zu ha- 
ben. Und dennoch wirken sie fort, auch wenn sie ihren 
einen Anker verloren haben. Sie betreffen nicht nur zen- 
trale Aspekte des politischen Selbstverständnisses eines 
bestimmten Teils der Linken ebenso wie ihrer Gegner, die 
als - zudem unverdaute - Historie bewußt oder unbe- 
wußt fortwirken. Siespielen zumindest indirekt auch eine 
erhebliche Rolle bei der Definition zukünftiger Ziele und 
Veränderungswege linker Politik sowie den Überlegun- 
gen für mögliche gesellschaftliche oder parteipolitische 
Bündnisse zur Wende der konservativen Wende und zum 
Regierungswechsel. Sie wirken fort als lähmender. in der 
Vergangenheit festhaltender Phantomschmerz der gro- 
ßen fortlebenden Partei, der SPD. und. politisch weniger 
relevant. als schuldbewußtes, aber wenig verändertes 
Vereinnahmungsverhalten der Resteverwertungspartei 
PDS. Schließlich haben der sehr unerquickliche. oft ver- 
nichtende Streit um Antikommunismus und Aktionsein- 
heit zu einem politischen Flurschaden gegenüber der kri- 
tischen Intelligenz geführt, der erst jetzt ganz zu Tage zu 
treten scheint. Grund genug, sich mit dem Thema zu be- 
schäftigen. 

Träger der Aktionseinheit 
In dem Maße. wie sich in der Bundesrepublik im Zusam- 
menhang mit der Revolte von '68 eine ernstzunehmende 
Linke herausbildete, entstand innerhalb von ihr eine sozi- 
aldemokratische. marxistisch- oder christlich-sozialisti- 
sche. nichtkommunistische Strömung. die sich geradezu 
in besonderer Weise darüber definierte und identifizierte, 
daß sie für eine Aktionseinheit von Sozialdemokraten 
und Kommunisten eintrat. Sie machte diese Position zu 
einem Unterscheidungsmerkmal von anderen Gruppie- 
rungen. Zu dieser Strömung gehörten namentlich der 
Hannoveraner Kreis bei den Jusos, der Sozialistische 
Hochschulbund (SHB). in ihrem Umfeld Teile der Jusos, 
der Falken und der SPD. die in ihrer Gänze als ,.Stamo- 
kap-Linke" apostrophiert wurden. Diese Etikettierung 
verdankt diese Linke ihrer Anhängerschaft zur Theorie 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus. die. kurz und 
vereinfacht gesagt. Staat und Kapital als ein organisiertes 
Machtmonopol zur Ausbeutung der arbeitenden Bevöl- 
kerung verstand, dem nur mit der Gegenmacht eines an- 
timonopolistischen Bündnisses beizukommen sei. Dieses 

rialdemokratie nach 1945. Referate und Podiumrdirkusrion einer 
Kolloquiums der Gesprächskreirer Geschichte der Friedrich- 
Ebert-Stiftung in Bonn am 12/13 Oktober 1995. hrsg. von Die- 
tei Dowe, Bonn 1996 (Gerprächrkreir Geschichte; Heil 13). so- 
wie. bezogen auf die Var- und Frühgeschichte der DDR. zuletzt 
Bouvier. Beatrix: Aurgerchaltet! Sozialdemokraten in der Sowjeti- 
schen Beratrungrzone und in der DDR 1945-1953. Bann 1996 
(Palitik- und Gerellrchanrgerchichte; Bd. 45). ' Vgl. z.8. Die Ort- und Deutrchlandpolitik der SPD in der Oppasiti- 
on 1982-1989. Papiere einer Kongresses der Friedrich-Eben-Stif- 
tung am 14. und 15. September 1993 in Bonn, h rg .  von Dieter 
Dowe. Bonn 1993 (Reihe Gerprächrkreir Geschichte; Heil 4). 

Zwischen Aktionseinheit 
und Antikommunismus 1 I 

von Mechtild lansen* 

zunächst außerparlamentarische, dann auch parlamen- 
tarische Bündnis sollte geführt werden von den zentrali- 
stisch organisierten Parteien der Arbeiterklasse. Verände- 
rung sollte Produkt kontrollierter autoritär-instrumentell- 
technokratisch verstandener Organisation linker Macht- 
apparate sein, eher ein machbares Zuchtprodukt, denn 
ein zu fördernder demokratischer Wachstumsprozeß. 

Dem SHB kam nur eine Randposition und zugleich 
eine besondere Stellung zu. weil er organisatorisch unab- 
hängig war und als einzige Gesamtorganisation exempel- 
haft dieser Theorie zu folaen schien und für das Ziel eines - 
großen Projekts von Aktionseinheit stand. Diese Position 
pro Aktionseinheit bezog ihre Dynamik und Brisanz zum 
einen aus dem gewaltigen Spannungsverhältnis zwi- 
schen Sozialdemokraten und Kommunisten. die. einst 
aus einer Bewegung stammend. zu weithin feindlichen 
Antipoden geworden waren. Zum anderen lebte gerade 
mit der - hierzulande sozialdemokratisch angeführten - 
Entspannungspolitik der ideologische Kalte Krieg zwi- 
schen Ost und West, der ..Systemkampf" zwischen Kapi- 
talismus und Sozialismus, neu und heftig auf. 

Für diese im Kern sozialdemokratisch verankerte Strö- 
mung war das Vorhaben von ernsterer Bedeutung als für 
die Partner einer solchen Aktionseinheit. die Kommunisten 
bzw. die DKP. Was immer die machttaktischen oder prinzi- 
oiellen Interessen der DKP an einer Politik der Aktionsein- 
heit ausmachten, sie riskierte mit ihr nichts, solange diese 
nicht ernst wurde. und davon war ob der Umstände so 
bald nicht auszugehen. Währenddessen setzten die Han- 
delnden auf der sozialdemokratischen Seite Parteimitglied- 

*MechriidJansen, Soziaiwissenscha~lerin undPubIizizin, Köln. von 7975 bis 7978 
R..noeimrr tleooe o?r 5hd 5 e w ~ r o c  1971 76: nYqrn nrer T? nilnrre an OM X J O C ~ P O ~ ' ~ ~ ( ~ C Z  

drlener ii e3ensoernonilrdton nrer Kr 1 d d r  o~rrl..lr..o~ngrpo ( L  d e ~  <dnieri nemrc Scnmo. 
Jro oer 2au9 r d ~  afni 2.sdrnrn~n;rur r m r ronimLo rrer a,r orr SPDa-ro~rcn oi<?n 5 e  .:ai 

~~ ~ 

wihrend ihrer Studienzeit und danach initiativ in verschiedeneo demokrafixhen 
Bürgerbewegungen und Bündnissen tätig, vornan der Frauen- und der Friedensbewegung. Die 

folgendeo Überlegungen beziehen sich auf die darnaiigeZeit, bis hin maximal zu Mitte 
der 80erlahre. 
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schaften, berufliche Entwicklun- 
gen und Lebenszusammenhän- 
ge aufs Spiel. weil sie gegen die 
offiziellen Tabus und Mehrheits- 
verhältnisse in der eigenen Partei 
verstießen. Verräter. Unterwan- 
derer, Pro- oder Klyptokommu- 
nisten, Helfershelfer und ähnli- 
ches wurden sie gescholten, die 
wohl vor allem eines waren: 
Anti-Antikommunisten. Sie wur- 
den oft härter bekämpft und ge- 
ächtet als DKP-Mitglieder oder - 
Exponenten selbst. welche ein- 
fach einzusortieren und im Zwei- 
fel als williae. unteraeordnete 

J .  2 

Geschäftspartner zu brauchen 
waren. (Es i s t  eben schlecht oder 
zumindest riskant. mit doppel- 
ten Verneinungen und auf den 
Grenzlinien Politik machen zu 
wollen.) Die Politik der Aktions- 
einheit erklärt sich allerdings 
ebenso wie der hysterische Um- 

gang mit ihr überhaupt nur vor dem Hintergrund des un- 
verrückbar scheinenden. übermächtigen Antikommunis- 
mus als unhinterfragbares und nicht begründungsbedürf- 
tiges Glaubensbekenntnis. Sie war ihm gegenüber der Ta- 
bubruch selbst. Zu einer sachlichen Diskussion einer be- 
gründeten politischen Absetzung von den kommunisti- 
schen Staaten bzw. Parteien kam es dabei äußerst selten. 

Begründungen und Antriebskräfte 
Woraus speiste sich die ldee von der Aktionseinheit, und 
womit wurde sie begründet? Die Politik der Aktionsein- 
heit resultierte aus dem Anspruch. die Interessen der ..Ar- 
beiterklasse", der abhängig Beschäftigten und anderer 
sozial untergeordneter Schichten. insbesondere der Intel- 
ligenz als einer stark wachsenden, zugleich deprivilegier- 

ten Schicht. mehr noch der 
Studenten und Studentinnen 

Anspruchslos Geschichten erzählen. sagt als ihrem schwächsten Teil, 
die neuere Gewohnheit. hilft Geschichte auf der Basis gemeinsamer 

zu be- und verarbeiten. Vor der eigenen Vorhaben in einem Aktions- 
bündnis unterschiedlicher DO- 

Haustüre zu kehren, gehört wohl auch litischer Kräfte zusammen>u- 

dazu. führen und hierüber mög- 
lichst wirksam vertreten zu 
wollen. Sie hob auf die Ge- 

meinsamkeiten in Interessen und Reformforderungen ab, 
die vom Streit um unterschiedliche Belange. politische 
Ansichten und Ziele unberührt bleiben sollten. Diese Ein- 
heit in der Aktion verstand sich - im Rahmen eines dicho- 
tomen Weltbildes -als eine Gegenbewegung sozial Ab- 
hängiger gegen die Machthabenden. das dominierende 
Kapital und die ihm zugeordnete, aufs Wirtschaftspoliti- 
sche verkürzte bürgerliche Politik. 

Den Kern dieser sehr grundsätzlich angelegten, aber 
doch auf konkrete politische ,,Kampfaktionw begrenzten. 
somit widersprüchlichen Bündnispolitik sollten die bei- 
den großen Linksparteien, die sozialdemokratische und 
kommunistische, bilden. Darüber hinaus sollte sie aber 
generell möglichst ,,alle fortschrittlichen Kräfte" errei- 
chen. .,Lieber an der Front des Volkes als im Arsch der Re- 
aktion", lautete der unfeine Schlachtruf, der auf wahr- 
haft große, gar internationale Vorhaben deutete. Für die 
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Bundesrepublik allein wäre der Aufwand eher überdi- 
mensioniert gewesen. Diese Politik der Aktionseinheit 
war zukunftsorientiert. ohne sich in Gänze über ihre Ur- 
sprünge Rechenschaft abzulegen. Denn der Vorschlag 
für eine Politik der Aktionseinheit war in den 30er Jahren 
(auf Betreiben der in den westlichen Ländern im Wider- 
stand tätigen Kommunisten) von der kommunistischen 
Internationale ausgegangen. Diese wollten damit aus ih- 
rer sektiererischen und SPD-feindlichen Politik und Isola- 
tion herauskommen. 

Für die eher jugendlichen Akteure Ende der 60er und 
in den 70er bis 80er Jahren begann sie allenfalls mit dem 
Ende des Krieges und dem Sieg über den Hitlerfaschismus. 
Sie fand ihre Begründungen im einzelnen vor allem in fünf 
Gesichtspunkten. Als ,.Lehre der Geschichte" galt der 
Schwur von Sozialdemokraten und Kommunisten in den 
Kis, die Spaltung der Arbeiterklasse. die für den Sieg des 
Faschismus ursächlich verantwortlich gemacht wurde, 
nicht wieder zuzulassen. Das Verbot der kommunistischen 
Partei nach 1945 zu kritisieren. für DKP-Mitglieder einen 
normalen Grundrechtsstatus einzufordern. die Berufsver- 
bote gegen sie und andere Linke zu bekämpfen. die DKP 
(oder seltener auch andere Kommunisten) selbst als Part- 
ner fortschrittlicher Politik zu behandeln. wurde als Teil des 
Einsatzes für Demokratie und Grundrechte. als praktische 
Solidarität mit Diskriminierten und mehr noch als ziviler 
Widerstand und Vorwegnahme des Erwünschten verstan- 
den. Die Entspannungs- und Friedenspolitik sollte fortge- 
schrieben und auch dadurch gefördert werden, daß den 
neuen zwischenstaatlichen Umgangsregeln auch neue 
innergesellschaftliche dialogische, rationalere und pro- 
blemorientiertere Verkehrsweisen folgen sollten. 

Weit praktischer und pragmatischer angelegt war die 
.,gewerkschaftlich orientierte Politik", die die Interessen 
von Studentinnen und Studenten in den Organen der 
Verfaßten Studentenschaft nach dem Muster der Ein- 
heitsgewerkschaftund im Bündnis mit den Gewerkschaf- 
ten vertreten wollte. Die stärkste Antriebskraft aber fand 
die ldee der Aktionseinheit in der Frontstellung gegen 
den Antikommunismus als dem ideologischen ..Schlage- 
stock" des Westens im Kalten Krieg gegen den Osten und 
der Quasi-Staatsdoktrin der westdeutschen Republik an 
der Nahtstelle der Systeme. Er wurde als Grundübel und 
Hemmnis für jeglichen .,Fortschritt". für humane. soziale 
und sozialistische Politik per se wahrgenommen und rezi- 
piert. Ihm entgegenzutreten lag im gut verstandenen Ei- 
geninteresse auch aller nichtkommunistischen Linken. 

Wirkungsfelder der Aktionseinheit 
D e P ra~  s der Art onreinneit Aar L e nte l aei Sie oertdnz < 

zuvorderst aus einer unerschütterlichen, ..prinzipiellen" 
Aktionseinheit von SHB und MSB an den Hochschulen in 
Fachschaften. Allgemeinen Studentlnnenausschüssen 
und den Vereinigten Deutschen Studentenschaften. Sie 
reichte manchmal soaar bis hin zu aemeinsamen Wahlli- < < 

sten. Auch wenn sich in Konflikten die feindlichen sozial- 
demokratischen Brüder und Schwestern. SHB und Juso- 
Hochschulgruppen (JHG), einander erinnerten, um den 
MSB in Schranken zu verweisen. den SHB, im Einzelfall 
sogar eine JHG, verband mehr mit dem MSB als mitein- 
ander. Die Oberhand im Bündnis hatte der MSB. ge- 
bremst nur dadurch. daß das Modell um jeden Preis ein 
Erfolgsmodell bleiben und deshalb dem Juniorpartner im 
Zweifel nachgegeben werden mußte. 

Die Praxis der hier allerdings eher punktuellen Akti- 
onseinheit bestand jedoch auch in übergreifenden gesell- 
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Ideologischer Umbruch, friedlicher Zusammenbruch und 
inteilektueller Steinbruch: Das Forschungsprojekt .Mo- 
derner Sozialismus" an der Ostberllner Humboldt-Univer- 
sität 

0 hne begrenzten ideologischen Wandel wäre 
der .,reale Sozialismus" in der DDR nicht so 

rasch und vor allem nicht friedlich zusammenge- 
brochen. Die Gleichzeitigkeit äußeren Drucks (militäri- 
sche. ökonomische und politische Systemkonkurrenz. Re- 
formprozeß in Gorbatschows Sowjetunion) mit der Ent- 
faltung der inneren Widersprüche in der herrschenden 
marxistisch-leninistischen Legitimationsideologie führten 
zur Erosion der Legitimationspotentiale des autoritären 
Regimes in der DDR. Sozialisten in der DDR. die sich zu 
demokratischen Sozialisten erst entwickeln mußten, tru- 
gen ungewollt bei zur Delegitimierung des Systems. ge- 
wollt zur friedlichen Form des Umbruchs. und unbewußt 
wie bewußt zu den Lehren aus dem Scheitern des realso- 
zialistischen Experimentes. das Demokratie durch die 
Herrschaft einer Parteihierarchie suspendiert hatte. 

Welchen Sinn macht. acht Jahre nach dem ..Revoluti- 
onsjahr" 1989 ein Nachruf auf ,.Moderne Sozialisten" im 
damalszweiten Deutschen Staat? Er erinnert zunächst an 
Debatten. die ähnlich, wenn auch unter anderen politi- 
schen Bedingungen im Westen und insbesondere im 
Umkreis dieser Zeitschrift geführt wurden. Er erinnert so- 
dann an die intellektuellen Schwierigkeiten der Begrün- 
dung einer sozialistischen Systemalternative vor dem Hin- 
tergrund der marxistisch-leninistischen Hypotheken. 
Schließlich jedoch beleuchtet er - angesichts des Primats 
eines brutalen neoliberalen Ökonomismus' und den 
Standortdebatten im globalen kapitalistischen Weltmarkt 
- die liegengebliebenen Aufgaben einer politischen 
Theorie des demokratischen Sozialismus als systemati- 
scher Alternative. Darin besteht die Aktualität eines 
Nachrufs. 

Für die Reformdebatte in der SED vor und während 
des Umbruchs 1989 sind neben einigen Einzelpersönlich- 
keiten (2.B. Uwe Jens Heuer) und mehreren z.T. lockeren 
Diskussionszirkeln in universitären Zusammenhängen vor 
allem zwei Gruppen relevant gewesen - das Forschungs- 
projekt ..Moderner Sozialismus" an der Humboldt-Uni- 
versität Berlin und eine Gruppe der Akademie für Gesell- 
schaftswissenschaften beim ZK der SED um Rolf Reißig. 
die sich nicht zuletzt in der Debatte um das SPD-SED-Pa- 
pier konstituierte. Beide Gruppen entwickelten ihre Re- 
formdiskurse in der Auseinandersetzung mit dem Neuen 
Denken und dessen eigenständiger Entfaltung. 

Das Forschungsprojekt .,Moderner Sozialismus" 
Die in der SED politisch wirkungsvollste' Reform-Grup- 
pierung war zweifellos der Diskussionszusammenhang 
des Forschungsprojektes ..Philosophische Grundlagen 
der Erarbeitung einer Konzeption des modernen Sozialis- 
mus" um Dieter Klein, die Brüder Brie. Rainer Land, Dieter 
Segert. Hans-Peter Krüger, Rosemarie Will u.a., die ein 
..relativ konsistentes Konzept der kategorialen Widerspie- 
aeluna der Wesenszusammenhänae des Sozialismus auf 
d d 2 

seiner entstehenden neuen Entwicklungsstufe und in den 
neuen globalen Zusammenhängen" (BridBridLandISe- 
gert 1989: 8) ausarbeiten wollte. 

Von der restriktiv in kleiner Auflage gedruckten Eröff- 
nungsstudie des universitären Zirkels ,.Philosophische 
Grundlagen der Erarbeitung einer Konzeption des moder- 
nen Sozialismus" kursierten bald über 1000 Exemplare in di- 

I r  Moderner Sozialismus" in 
der DDR - Reformansätze 

in der SED 1989 
von Frank Wiihelmy* 

Versen akademischen und politischen Teilöffentlichkeiten. 
Rainer Land (1993: 71) gibt an. daß in der Gruppie- 

rung etwa 40 Personen regelmäßig zusammenarbeiteten 
und ein ,.Mehrfaches" davon in die Kommunikation ein- 
bezogen war. Die ,.Reformsozialisten", wie er sie nennt. 
seien zwischen 1979 und 1987 als loser Diskussionszu- 
sammenhang entstanden, der erst 1988 - auch wegen 
des SED-Fraktionsverbotes universitäre Zusammenhänge 
nutzend -organisatorisch strukturiert wurde. 

Um der Bewertung der Bedeutung des ..Sozialismus- 
projektes" etwas näherzukommen. soll in drei Schritten 
vorgegangen werden. Nach der Rekonstruktion der in- 
haltlichen Genese und theoretisch-politischen Typik des 
Projektes werden die Phasen der theoretischen und prak- 
tischen Tätigkeit und schließlich die einzelnen Wirkungs- 
sphären dieser Reformgruppierung beschrieben. 

Konsequenzen des ,.Neuen Denkens" 
Die theoretischen Entwicklungen in der Gruppe müssen 
als Weiterentwicklung der logischen Konsequenzen des 
..Neuen Denkens" interpretiert werden. Der Ausgangs- 
punkt der globalen Menschheitsfragen führte zur explizi- 
ten Unterordnung der Klas- 
senfragen. des Systemstreits 
und der Sozialismuskonzepti- Der Ausgangspunkt der globalen 

On die Menschheitsin- Menschheitsfragen führte zur expliziten 
teressen (Brie. Brie. Land. Se- . .  . 
qert 1989: 13, 21). , . ~ i e  LÖ- Unterordnung der Klassenfragen, des Sy- . 

der heutigen globalen sternstreits und der Sozialisrnuskonzepti- 
Probleme macht den Hauptin- 
h d  ( H ~ ~ .  i. 0.) der gegen. on unter die Menschheitsinteressen. 
wärtigen. für die jetzt leben- 
den Generationen entschei- 
denden Epoche aus." (Ebd.: 19) Längst waren unter glo- 
balen Problemen nicht mehr nur die Atomkriegsgefahr 
und die Notwendigkeit von Abrüstung verstanden wor- 
den, sondern auch Unterentwicklung. ökologische Ge- 
fährdung und weitere damit verflochtene Probleme. 

Die Lösungsperspektive wurde unter den Stichworten 
Demokratisierung (.,Hauptform der Lösung der globalen 
Widers~rüche") und ..Moderner Sozialismus - eine Kul- 
turgesellschaft" (~rie"1989b: 25) konzipiert: ,.Die DDR 
muß durch eine spezifische Weise die Verbindung von 
Freiheit und Solidarität. von radikalerer Demokratie und 

* Dr Frank Wilheimy. Bonn. PoliriInvi55enschaRIer, 
Mitglied der spw-RedaWion 
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.. . l u f  der Hornepage der ,,Rifondazione Comunirta" .,....-- Insgesamt bleiben also 
zwei Erkenntnisse festzu- 
halten: 

Erstens war auch in der 
DDR die individuelle Ver- 
kürzung der Arbeitszeit 
eine für Frauen beliebte 
Strategie zur vermeintli- 
chen Vereinbarung von Be- 
ruf und Familie. Sie rea- 
gierten damit auf das feh- 
lende kollektive Lösungs- 
angebot des Staates und 
widersetzten sich damit 
dem von Partei und Staat 
propagierten Modell ie- 
benslanaer Vollzeit-Er- 

Wahrscheinlich war aber die Angst vor der Vergan- 
genheit groß genug, um die politische Konzentration der 
Juso-Frauen ganz auf die Zukunft zu richten. Die Zukunft 
junger Frauen stand dann auch in den Folgejahren im 
Mittelpunkt der theoretischen Debatten. Wie sehen die 
realen Lebenschancen von Frauen im vereinten Deutsch- 
land aus? Was wünschen sich Mädchen vom Leben? Und 
haben heute junge Frauen im Osten andere Lebensent- 
würfe als die im Westen? 

Nicht nur zahlreiche Jugendstudien5 kommen zu dem 
Ergebnis, daß sich die Lebensansprüche junger Frauen in 
Ost und West angenähert haben. Die Sächsin wie die 
Bayerin will im Leben Beruf und Privates vereinbaren - 
gleichzeitig und ohne faule Kompromisse. Auf die hätten 
sie sich vor 10 Jahren noch eingelassen, oft hieß das Di- 
lemma in Dresden wie in München ,.Teilzeitarbeit bei we- 
nio Einkommen und kaum Aufstieoschancen". Ob sich 

schaftspolitischen Aktionen zur Unterstützung gewerk- standen. wie es dazu gekommen war, ohne es zu teilen - 
schaftlicher Käm~fe. für soziale Gerechtiakeit. demokra- freilich ohne dies unmißverständlich mitzuteilen. Dem - .  
tische   rund rechte. Abrüstung und Friedenspolitik. de- 
mokratische Bildung, Gleichberechtigung der Frau, inter- 
nationale Solidarität u.ä.m. Sie organisierte sich im allge- 
meinen über allerlei Komitees und Bündnisinitiativen, in 
denen allerlei geschehen durfte. solange der Platz eines 
DKP-Präsidiumsmitglieds gesichert blieb und Kritik an der 
DDR unterlassen wurde. Auf hintersinnige Weise gehört 
zu ihr auch die kalkulierte Geschäftemacherei zwischen 
den Parteivorständen von SPD und DKP über die Köpfe 
des Fußvolkes hinweg. als die Kooperation in den groß 
gewordenen sozialen Bewegungen unvermeidbar ge- 
worden war. Hierbei ging es etwa um Machtanteilchen 
wie Redner, Symbole. Einflußgebiete. Presseauftritte. Or- 

Feind durite und wollte niemand nützen. (So jedenfalls 
ging es einst der Verfasserin.) 

Einer grundsätzlichen Kritik. gemessen an den eigenen 
Maßstäben sozialistischer Politik. die ja immerhin zu 
Emanzipation führen sollte. wurden dieser Weg und diese 
,.Mittel zum Zweck" nicht unterzogen. Die DDR wurde 
meist gelobt ob ihrer sozialen Errungenschaften und Fort- 
schritte, gemessen an den quantitativen Ergebnissen ihres 
~irtschafts- und Gesellschaftssystems. ~ualitative Fragen 
und wirkliche demokratische Partizipation gerieten nicht in 
den Blickwinkel. Der sozialistische Staat auf deutschem Bo- 
den wurde verteidiat als der 
Versuch. einen anderen 9e- ,,Lieber an der Front des Volkes als im 
rechteren gesellschaftlichen 
weg zu gehen, im Namen ei. Arsch der Reaktion", lautete der unfeine 

ganisation bei ~undgebun~enoder Aktionen. 
Am heftigsten allerdings spieltesich die Politikder Ak- 

tionseinheit in den Köofen der Beteilioten und der über 
- 

werbsarbeit. 
Zweitens zeigt die Ent- 

wicklung der Teilzeitarbeit. 
daß das Gebäude ge- 
schlechtsspezifischer Ar- 
beitsteilung mit der Frau- 
enförderung in den ersten 
Jahren der DDR zwar Risse 
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dieser individuelle Teilzeitkompromiß auch in den näch- 
sten 10 Jahren noch durchsetzen kann. hängt wesentlich 
davon ab. inwieweit es der Linken gelingt, kollektive Ar- 

nes vermeintlich gemeinsa- Schlachtruf, der auf wahrhaft qroße, qar * 

sie Wachenden ab. Der Verfassungsschutz erstattete 
jährlich umfassend Bericht über jede und noch die klein- 
ste Regung. Er sorgte auch für regelmäßige Aufklärung 

- - 
men sozialistischen Fernziels. 
als schwächerer Part der ar- internationale Vorhaben deutete. 

beitszeitverkürzung mehrheits- und konsensfähig zu ma- 
chen. Denn erst. wenn Frauen ihren Lebensans~ruch auf 

men Brüder und Schwestern 
im Ost-West-Konflikt und als Feind der eigenen Feinde. 
Der Rest an eventueller Abweichung äußerte sich in 
Schweigen. Mit dem Hinweis auf antidemokratische oder 
gar ungesetzliche Vorgehensweisen gegen die Kommuni- 
stische Partei und später die DKP wurde der ganze Irrsinn 
ihrer abgeleiteten und von den realsozialistischen Staaten 
abhängigen Existenz geleugnet und die instrumentalisti- 
schen Machtinteressen der DKP und des MSB u.a. an der 
Politik der Aktionseinheit ignoriert. Manche verstanden 
sich sogar mehr noch als deren notwendigeweise ,.illega- 
le" Helfer im Dienste des Sozialismus. In der logischen 
Konsequenz dessen lag es, ihre Politik im Einzelfall selten 
einer genaueren Untersuchung zu unterziehen, und auch 
die eigene Politik nicht selbstkritisch zu reflektieren. Das 
Schwarz-Weiß-Denken war ausgeprägt noch bei den Kriti- 
kern konservativen Schwarz-Weiß-Denkens. Die kommuni- 

der Öffentlichkeit über das ZDF-Magazin, so daß die Re- 
~ u b l i k  in Erreauna bleiben konnte. Die DKP befand sich Verbindung von Erwerbs- und Familienarbeit realisieren 

können und auch Männer die Möglichkeit zu diesem 
.,doppelten Lebensentwurf" haben, kann die ge- 

< - 
in stetiger freudiger guter Hoffnung auf ihr endliches Er- 
starken und kometenhaftes Aufsteigen sowie manches 
neue Parteimitglied durch SPD-Ausschluß. Sie tat zur För- bekam. aber nie wirklich schlechtsspezifische Arbeitsteilung ernsthaft in Frage ge- 

einzustürzen drohte. stellt werden. Dann erst. wenn linke Sozialdemokratln- derung dessen, was in ihren finanziellen, personellen und 
intellektuellen Kräften stand. Die SPD-Oberen waren mit 

~ ~ ~ ~ 

Fazit: Solanae die Ein- nen und Sozialistlnnen Frauen~olitik wieder zur eiaentli- 
oczrmng ron Frauen r :fiel Gcsc scndfispo r L P,~PL>~II neimen se ale ,er- 
a e E ~ e r o s a ~ o c r  otine i<ii..pf .no 101 archat J ~ O  <an ta 1sm.s A rl: cn 
Fo yen 'J O N =  E nne7 e- erisr \ e lc cnt sr es 01s uan n n-V noch ein r e npr 
n m g  oe, Nanncr n o C 5cn  tr. I? rn. a.icn e ri gro'3erer 
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der Verfolgung der Aktionseinheitswilligen, ihren subver- 
siven Tätigkeiten, Unterschriftenlisten und Untergrund- 
blättchen. mit Warnungen und Verdikten, Abgrenzungs- 
beschlüssen und Ausschlußverfahren sowie der Zerstreu- 
ung von Solidaritätsbekundungen und -aktivitäten mit 
den zuvor Disziplinierten beschäftigt. Ihre obsessive Un- 
terwanderungsphobie ließ sie oft zu Mitteln greifen. die 
den stalinistischen Methoden ihrer Gegner zum Ver- 

bleibt. ist kein Bruch mit 
patriarchalen Strukturen möglich -auch nicht nach der 
Übewindung des Kapitalismus. Historisch haben die rea- 
len Geschlechte~erhältnisse der DDR - bei aller differen- 
zierter Betrachtung - die klassisch sozialistische Emanzi- 
pationstheorie ein für allemal widerlegt. M.E. wird diese 
Erkenntnis in ihrer Bedeutung von der Linken immer 
noch unterschätzt. 
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stische Politik hätte ohnedies demokratischen. sozialen 
und freiheitlichen Maßstäben nicht nur nicht standhalten bösen Folgen 
können. Sie wäre als Hindernis für sie erkennbar geworden 
und hätte in vielerlei Hinsicht eine sachliche Ablehnung er- 
geben, die auch die Defizite postkommunistischer Parteien 

Tabus i m  Anti-Antikommunismus 
Wie konnte die Politik der Aktionseinheit den enormen 
Anfechtungen. die sie erfuhr, standhalten? Konnte sie es 
überhaupt? Sie mußte sich in der Bundesrepublik vor al- 
lem rechtfertigen an ihrem Verhältnis zur kommunisti- 
schen Politik in ihrer Ideologie und Praxis. am Verhältnis 
zur DDR und zur DKP. Sie geriet in Reaktion auf dieschar- 
fe politische Entgegensetzung zwischen den Antipoden 
in die Rolle einesadvocatus diaboli der Kommunisten und 
einer geschraubten, gewundenen, eingeschränkten, be- 
dingten, ausweichenden, abstrakten und damit meist ab- 
solut unglaubwürdigen Kritik an ihrer repressiven staatli- 
chen oder parteimäßigen Politik. Diese Beschränkung 
wurde zur nicht mehr wahrgenommenen Natur ihrer Sa- 
che. Unter den Befürwortern der Aktionseinheit fanden 
sich gewiß'nur wenige, die die ..Diktatur des Proletariats" 
direkt oder gar als aktuelles Modell auch für das eigene 
Land legitimierten. Demokratie und Pluralismus stellten 
sie als solche nicht in Frage. und lebensweltlich waren sie 
sogar geschätzte Gewohnheit. Freilich nahmen viele mit 
dem Hinweis auf den ausschließenden, angeblich nur 
formalistischen Charakter der bürgerlichen Demokratie 
indirekt oder heimlich das ,.Gegengewalt"-Modell min- 
destens billigend hin, die einen aus voller Überzeugung, 
die anderen mit innerem Unbehagen. Auswüchse zu be- 
anstanden. gehörte noch dazu. Die Distanzierteren ver- 

3. Frauen sind jetzt die Hauptsache? Perspektiven 
feministisch-sozialistischer Politik 
1990 war auch bei den Jusos die Annäherung zwischen 
Frauen Ost und Frauen West nicht immer einfach. Streit- 
punkt war nicht die Diskussion der verschiedenartigen 

Veraanaenheiten und ihrer 

heute deutlicher offenlegen würde. 
Drei ~svcholooische Faktoren förderten dies zusätzlich 

funa.M.  1995. 
Trappe. Heike: Selbständigkeit - Pragmatirmur - Unterordnung. 

Frauen in der DDR zwischen Beruf, Familie und staatlicher Sozial- 

, , - 
Der venelbständigte Antikommunismus und diejenigen, 
die ihm anhingen. setzten seine Kritiker unter einen per- 
manenten Rechtfertigungszwang. der absurd. lächerlich 
und auf seine Weise freiheitsberaubend war. Sich begrün- 
dungslos nicht vorbeugend (wie mit einer Bekreuzigung 
bei Eintritt in die Kirche) auszuweisen, war eine Form zivi- 
len Ungehorsams. Die Kommunisten hatten parallel dazu 
aus der Tatsache, oft Opfer faschistischer Verfolgung ge- 
wesen zu sein. eine Opfer- 

poitik. Berlin 1994. 
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sozialistische Emanzioationstheorie ein stände: Ostfrauen verstan- 
den nicht. warum die West- 

für alle mal widerlegt. Diese Erkenntnis lerinnen so hartnäckiq auf ideologie gemacht. die ihre ei- 
aene politik hochqradiq tabui. WO (linke) Politik sich auf Anti- oder gar wird in ihrer Bedeutuno von der Linken der weiblichen sprachform 

oder der harten Quote her- 
umritten. und Westfrauen 

- - 
sierte. die mehr noch zu orga- AntiantikPositionen gründet, wird ein 
nisierter Kritikabwehr wurde 
und andere ihnen gegenüber Mangel an Eigenem offenkundig. 

immer noch unterschätzt 

gewannen den - in ihren Au- 
gen traditionellen - Partnerschafts- und Familienvorstel- 
lungen ihrer Ost-Schwestern so gar nichts ab. 

Die gemeinsame Aufarbeitung deutsch-deutscher 
Frauengeschichte wurde bewußt oder unbewußt vermie- 
den. Auf so manche neugierige oder kritische Frage wur- 
de lieber verzichtet. um ja keinen politischen Schaden an- 
zurichten. Mehr Mut in der historischen Debatte hätte so 
manche politische Verkrampftheit gelöst. 

zu Schuldigen per se degra- 
dierte. Ihren Antifaschismus machten sie zu einer repressi- 
ven Ideologie und Moral, die Abweichende zu Verrätern 
abstempelte und so subtil wie brachial niederhielt. Aus 
dem ideologischen Muster des Antikommunismus der Ge- 
genseite und des Antifaschismus als umgekehrter Heils- 
bringung (per se) strickte die kommunistische Politik ihren 
autoritären bis totalitären ideologischen Charakter. in des- 

38 rpw. Zeifrihrift ftir Sozioiiliiche Politik und winithoff. Heft 98. 1997 



sen Bannkreis auch jede differenzierte Position geriet. 
Dazu gehörte als Gegenstück. daß sie jene. die antikom- 
munistische Tabus nicht teilten und deshalb zu geschlage- 
nen Außenseitern wurden, zu ihren sich selbst spiegeln- 
den Göttern machte und ihnen wenigstens einen ausglei- 
chenden Lohn. so etwas wie einen Platz im Himmel für er- 
duldetes irdisches Leid. zukommen zu lassen schien. 

Demokratische Ergebnisse u n d  Lektionen 
Gleichwohl war die sozialdemokratisch verankerte Politik 
der Aktionseinheit nicht nur Schein. Schall und Rauch. Sie 
hane, bei erheblichen negativen Nebenwirkungen, einige 
demokratische Ergebnisse, möglicherweise mehr als von 
ihr selbst geahnt oder intendiert waren. Sie half, demokra- 
tisches Engagement und Bürgerinnen-Tätigkeit zu initiie- 
ren. sach- und problembezogene Betroffenen- oder Bür- 

gerinteressen gegenüber par- 

Die praktische Nutzanwendung dieser Er- . teipOlitischen DOminanzan- 
Sprüchen zu artikulieren und 

fahrungen mit Aktionseinheit und die ~ d ~ ~ l ~ ~ i ~ ~  des letzten ~ ~ h ~ -  

LINKE GESCHICHTEN 

meintlich guten Prinzips willen, dichotome. sich wechsel- 
seitig ausschließende Denkmuster, politische und ideologi- 
sche Freund-Feind-Konstruktionen sind selbst antidemo- 
kratisch, antiaufklärerisch und rückschrittlich. ,,Prinzipielleo 
Aktionseinheiten. das Nicht-infragestellen von Aktions- 
Partnern, implizieren wechselseitige Abhängigkeiten und 
im allgemeinen auch (strukturelle) Über- und Unterord- 
nungsverhältnisse, die von Souveränität und Demokratie 
weit entfernt sind. Wo (linke) Politik sich auf Anti- oder gar 
AntiantikPositionen gründet, wird ein Mangel an Eigenem 
offenkundig. und in der Alternativlosigkeit offenbart sich 
die bloße Abhängigkeit vom Herrschenden, Zukunftslosig- 
keit und somit auch demokratische Impotenz. 

Belehren lassen mußte sich die sozialdemokratisch 
verankerte Politik der Aktionseinheit auch über eine 
schreckliche Geschichte und ihre verheerenden Nachwir- 
kungen. die Haßliebe und elenden Vernichtungskämpfe 
zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten. Sie bil- 
den eine bleibende historische Last für demokratische, 
emanzi~atorische Politik. die abzutraaen einiaer klarsich- - - 

~ ~ t i k ~ ~ ~ ~ ~ i ~ ~ ~ ~  könnte in einer ~ ~ f i -  hundert8 mit zu verabschieden. tiger Energie und Mühe bedarf. Die ,,Stamokap-Linke", 
Sie darf als frühe Vorläuferin besonders der SHB. war in diesem Zusammenhang ein 

nitiOn kritischer linker liegen* gruppen- und fraktionsüber- nützlicher Idiot für beide Seiten. die herrschenden Kom- 

die Liberalität, Demokratie und soziale schreitender sozialer Bewegun- 

Rechte nicht trennt. 
gen gesehen werden, als inno- 
vative Grenzüberschreiterin. Sie 
hat Kritik in und gegenüber ei- 

ner angepaßten SPD gefördert und mindestens indirekt 
auch gegen kommunistische Politik ins Feld geführt. weil 
sie deren längst ausgebrannten progressiven Anspruch 
nach und nach praktisch ad absurdum zu führen half. Sie 
hat eine Organisation. die selbst Zwischenstück. lebendige 
Anspruchshalterin einer Aktionseinheitspolitik als Anti-An- 
tikommunismus geworden war. schließlich erübrigt, sie 
ihre Funktion erfüllen lassen. Je mehr die SPD kritische Leu- 
te ausgrenzte und disziplinierte, je belangloser die DKP 
wurde. desto mehr blieb vom SHB nur noch verselbstän- 
digte Organisationspolitik, die nach dem Ende des Kalten 
Krieges an sich selbst erstickte. Die Aktionseinheitspolitik 
hat beigetragen. die Dummheit. die der Antikommunis- 
mus als Hyperglaubensideologie noch bis hin zu seinen 
Gegnern war, aufzulösen und den Weg für ein Nachden- 
ken über eine zukunftsfähige. moderne und problemge- 
rechte, humane, demokratische, freiheitliche. ökologische 
und soziale Politik jenseits autoritärer Emanzipation in 
Schwarz-Weiß-Mustern freizulegen. (Daß es. um der 
Dummheit entgegenzutreten. eines gewissen Heldentums 
und das wiederum einer gewissen eigenen Dummheit be- 
darf. wußten die Akteure nicht und steht auf einem ande- 
ren Blatt.) 

Geblieben und überlebensfähig ist von dieser Politik im 
übrigen auch ein inhaltlicher, nicht nur machtpolitischer 
Anspruch an Politik. die Einsicht, mit Anpassung allein 
nicht sehr viel verändern zu können. die demokratische 
Absage an soziale und politische Spaltung und der Bezug 
zu einer sozialen und politischen Bewegung von unten als 
Voraussetzung demokratischer Veränderung. Dieses kleine 
Vermächtnis ist gerade für die politischen Fragen und Pro- 
bleme. die heute eine Rolle spielen. nicht unbedeutend. 

Erteilt aber wurde dieser Politik und ihren Protagoni- 
sten eine demokratische Lektion. Der Eigenwert demokra- 
tischer Verfahren und Partizipation war Existenzvorausset- 
zung ihrer selbst und ist Existenzbedingung und existenti- 
eller Bestandteil jeder emanzipatorischen Politik. Die Pro- 
jektion von gesellschaftlichen Problemen allein auf ein 
feindliches Gegenüber und die Kritiklosigkeit um des ver- 

munisten und die herrschenden Sozialdemokraten, ein 
Bindeglied und ein Blitzableiter zwischen diesen aneinan- 
der Gebundenen und voneinander noch Iängst nicht 
Emanzipierten. Gleichwohl waren sie keine kommunisti- 
schen Unterwanderer. sondern Sozialdemokraten. Sozia- 
listen. Marxisten. illeaalisierte Kommunisten verschiede- . - 
ner Couleur - und einfach ein freies Feld für Leute, die 
sich etwas Unabhängigkeit erlaubten. In ihrem Eigensinn 
trotz alledem lag ihre (unbewußte) zukunftsweisende 
Weisheit. Sie waren ziemlich gefangen. in ihrem Gefäng- 
nis für Momente der Erkenntnis aber sehr hellsichtig. 

Konsequenzen 
Die praktische Nutzanwendung dieser Erfahrungen mit 
Aktionseinheit und Antikommunismus könnte in einer 
Definition von kritischer linker Politik liegen. die Liberali- 
tät. Demokratie und soziale Rechte nicht trennt und ge- 
sellschaftliche Zusammenhänge. statt die eine oder an- 
dere Seite niederhalten zu wollen, demokratisch konflik- 
torisch prozeßhaft gestaltet. Sie könnte im Abschied von 
einer linken ,.Hegemonie" bestehen, die von oben herge- 
stellt wird. während sie nur eine von unten von Burgern 
und Bürgerinnen werden kann. die mit mehr und nie- 
mand mehr ausschließenden demokratischen Rechten 
und Möalichkeiten ausaestattet sind. Nutzanwenduna < d < 

können die Erfahrungen ferner in einer Bündnispolitik 
finden. die von jeglicher Vorfeld- und Blockpolitik Ab- 
schied nimmt und so sicher im Grundsatz wie flexibel in 
der Anwendung, so kritisch-distanziert wie nicht-aus- 
arenzend demokratische Koooerationsoartner zur Durch- 
ietzung zukunftsorientierterkele sucht. (Auch die CDU 
wäre ihr kein generelles Tabu.) Diese Bündnispolitik 
grenzte sich von niemand mit Hinweis auf die Vergan- 
genheit ab. sie höbe sich aber von der Vergangenheit ab. 
Zur Nutzanwendung gehört, in der SPD und in der PDS 
das Kapital von Abgrenzungs- und Bündnispolitik, Anti- 
kommunismus und Antiantikommunismus selbstkritisch 
aufzuarbeiten und auch. wo möglich, Fehler wiedergut- 
zumachen. Daneben wäre der Antikommunismus gene- 
rell nicht nur von seiner sieareichen Sonnenseite. son- 
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dern auch von seiner sehr dunklen Schattenseite, also in 
seiner zwiespältigen Funktion für die gespaltene und nun 
geeinte deutsche Gesellschaft zu beleuchten. IPW 

LINKE GESCHICHTEN 

daß dem ,.Hannoveraner Kreis" zu diesem Zeitpunkt eine 
kohärente feministische Strategie noch fehlte. 

Auf der Suche danach kamen auch Marxistinnen 
nicht an dem Diskurs ,,Sexualität und Gewalt" vorbei. Da- 
bei schienen sie ihren ..radikal-frauenbewegten" Schwe- 
stern gut 10 Jahre hinterherzuhinken, hatten diese doch 
bereits Anfang der 70er Jahre ihren Emanzipationspro- 
zeß mit zuerst privaten. dann wissenschaftlichen und 
schließlich politischen Debatten um die Bedeutung weib- 
licher Sexualität begonnen. Der Versuch. radikalfeministi- 
sche Theoreme - wie 2.0. die politische Funktion von He- 
terosexualität - mit sozialistischer Emanzipationstheorie 
zu einer .,modernen feministischen Juso-Strategie" zu 
verbinden. mußte schlechterdings scheitern. Auch auf 
der linken Seite haben nie einheitliche feministische Kon- 
zepte existiert, vielmehr beeindruckte die Frauenbewe- 
gung von jeher durch die Vielfalt ihrer Schwerpunktset- 
Zungen: Da gab es sogenannte Radikalfeministinnen, die 
Frauendiskriminierung theoretisch aus Sexualitäts-Mu- 
Stern ableiteten und politisch unbedingt autonom blei- 
ben wollten. Es gab kirchlich engagierte Frauen, die sich 
mit feministischer Theologie auseinandersetzten und 
Friedensdemonstrationen organisierten. Und es gab 
eben auch marxistisch orientierte Frauen. die die Befrei- 
ung der Frau zwar wichtig, aber die Befreiung der Arbei- 
terklasse noch wichtiger fanden. 

Daß der Feminismus kein einheitliches Konzept zur 
Frauenbefreiung ist, daß er mehr Fragen nach den Ursa- 
chen von Frauenunterdrückung stellt. als Antworten zu 
geben, wie diese zu beseitigen sei, konstatiert 1986 
auch der Juso-Bundeskongreß in seinem wegweisenden 
Beschluß ..Feminismus und Sozialismus". Für die Linke 
ist dabei die Kritik an der Haupt- und Nebenwider- 
spruch-Debatte die wesentlichste Errungenschaft. Frei- 
lich zeigen heute die hölzernen und verklausulierten 
Formulierungen. daß der Konsens mit der männlichen 
Verbandsmehrheit Iängst noch nicht hergestellt war. 
Daß ,.Frauenpolitik (..) eine Umwälzung der Produkti- 
onsverhältnisse als notwendige. aber nicht hinreichen- 
de Voraussetzung der Frauenbefreiung anstreben"' 
müsse. klingt eher nach mathematischer Lehrformel als 
nach politischer Strategie. Dennoch trat seitdem die 
Frauenfrage endültig aus dem Schatten der sozialen 
Frage heraus. und in der Juso-Debatte fungierten erst- 
mals Patriarchat und Kapitalismus als willige, sich ge- 
genseitig stützende Gehilfen. Mehr noch: Die Auseinan- 
dersetzung mit den Geschlechterverhältnissen im real- 
existierenden Sozialismus der 80er Jahre führte zu der 
Erkenntnis. daß das Patriarchat auch ganz gut ohne sei- 
nen Kumpel Kapitalismus zurechtkam. 

2. Hatte in der DDR der Greis Patriarchat seinen 
alten Kumoel Ka~ i ta i i smus überlebt? 
Diese Frage ist dann eindeutig mit .,Jap' zu beantworten, 
wenn wir die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung als 
Kern des Patriarchats definieren. Denn bis zum Ende der 
DDR existierte eine Arbeitsteiluno. nach der die Haus- 

2. 

und Familienarbeit - trotz Kinderkrippen und Einkaufs- 
diensten - zum größten Teil unbezahlt, privat und vor- 
rangig von Frauen erledigt wurde und die bezahlte und 
gesellschaftlich organisierte Erwerbsarbeit zwar von bei- 
den Geschlechtern geleistet. aber höchst unterschiedlich 
bewertet wurde: 

1989 waren zwar 78.1% aller Frauen erwerbstätig. 
aber 71.6% dieser Frauen mußten sich mit einem Mo- 
natseinkommen von bis zu 700.- Mark begnügen. wäh- 

rend 84.3% ihrer männlichen Kollegen im Monat mehr 
als 1.700,- Mark nach Hause brachten.> 

Das Recht auf ihre Berufsarbeit konnten die Frauen 
durchaus wahrnehmen. ein Recht auf gleichberechtigte 
Aufstiegschancen hatten sie jedoch nicht. So war 2.0. in 
der Wissenschaft 1988 jeder zweite Arbeitsplatz von ei- 
ner Frau besetzt, aber der Frauenanteil am Führungsper- 
sonal lag an keiner wissenschaftlichen Einrichtung höher 
als 15%. . Der Prozeß der heimlichen Geschlechtersozialisation 
war auch in der DDR erfolgreich, wenn sich mehr als 60% 
aller Schulabgängerinnen auf nur 16 von 259 Ausbil- 
dungsberufen konzentrierten. und der ,.Friseur" knapp 
vor dem ..Facharbeiter für Schreibtechnik" die Hitlisten 
anführte.' 

Aber auch in der DDR war die Entwicklung der Ge- 
schlechterverhältnisse nicht kontinuierlich und frei von 
Widersprüchen. Zu Beginn dieses anderen deutschen 
Staates bildeten sich durchaus Bruchstellen im System 
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung heraus. die später 
bewußt wieder zugekittet wurden. Am anschaulichsten 
Iäßt sich diese Entwicklung am Beispiel der Arbeitszeit 
beobachten. 

Die Arbeitszeitmuster von Frauen beweisen es: In der 
DDR war die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung zu kei- 
ner Zeit ernsthaft gefährdet. 

Das Bild von der ihr Leben lang vollzeitbeschäftigten 
DDR-Frau ist immer noch tief in den Köpfen und Herzen 
der Linken verankert. Tatsächlich waren aber in den 70er 
Jahren rund 30% aller erwerbstätigen Frauen teilzeitbe- 
schäft igthnd standen ihren 
Schwestern in der BRD damit Solanae die Einbeziehuna von Frauen in < < 

in nichts nach. Auch die Grün- 
de für die individuelle Verkür- die Erwerbsarbeit ohne Folgen für die 

zunq der Arbeitszeit waren Einbeziehuna der Männer in die Haus- - 
dieselben: Frauen mußten Be- 
rufstätigkeit und Haus- und 

und Familienarbeit bleibt, is t  kein Bruch 

Familienarbeit in einen 24- mit oatriarchalen Strukturen rnöolich. 
2 

Stunden-Tag pressen. Denn 
auch in der DDR begaben sich die Frauen nach .,Feier- 
abend" in die sogenannte zweite Schicht an Kochtopf 
und Kinderbett. Daran änderten die Möglichkeiten öf- 
fentlicher Kinderbetreuung nichts: Mitte der 70er Jahre 
stand Müttern mit Schulkindern ..nur" ein Angebot von 
64 Hortplätzen pro 100 Kindern zur Verfügung (im Ver- 
gleich zu 85 Kindergartenplätzen), und die Kritik an der 
Qualität der Betreuung war groß. 

Für die SED bedeutete diese hohe Teilzeitquote öko- 
nomisch und ideologisch ein Desaster: Ökonomisch, weil 
die von Arbeitskräftemangel gebeutelte DDR-Wirtschaft 
100% aller potentiellen Arbeitskraft ausschöpfen mußte; 
ideologisch, weil das Zusammenspiel von Emanzipation 
und Erwerbsarbeit nicht mehr so recht gelingen wollte. 
Hatte der Staatsapparat in den 60er Jahren noch die Teil- 
Zeitarbeit in den .,Hausfrauenbrigaden" gefördert, um 
mehr Frauen in die Erwerbstätigkeit zu integrieren. star- 
tete er nun eine Anti-Teilzeit-Kampagne, wonach die Ge- 
nehmiaunasverfahren in den Betrieben restriktiver ae- 

< < * 

handhabt wurden. .Die nur halbherzig durchgeführte 
Kampagne fand bei den .,werktätigen Frauen und Müt- 
tern" jedoch keinen Anklang. denn bis zum Ende der 
DDR belief sich die Teilzeitrate auf ca. 27%. Auch die 
1971 mit dem VIII. Parteitag der SED forcierte Sozial- und 
Familienpolitik brachte keine Veränderung: Trotz Baby- 
jahr und Hausarbeitstag konnte und wollte rund ein Drit- 
tel aller Frauen keinen Vollzeit-Job ausüben. 
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' Hierüber beklagte sich am 8.61989 Heika Kretschmer. Marburg. 
in einem Schreiben an den Offenen Kreis anlaßlich seines Aus- 
tritts aus dem SHB tim Besitz der Vf.). 

' Die Rolle und Starke der nach luoi 1989 verbliebenen innerver- 
handlichen Opposition überrchätzt Norbert Mapper-Niediek in 
reinem ansonsten über weite Strecken auch heute noch lerens- 
werten Artikel .Zur Krise der Sorialisiiichen Hochrchulbunder", 
in: spw 48 (198'3). 5. 360-366, 5. 364. 

' Immerhin finanzierle dar mit dem Hannoveraner Kreir und der 
ipn bern.nacne .orqcr: Moa<-rnrr Sor a r n . r '  oen <o npi n- 

neo t.nn Aarhene' nnen i i i  neiu,t 1989 noch e n r  B.oIc?~'P 'I 

der (vergeblich) ein Weg zu einer neuen Organirationrform ge- 

Die gemeinsamen 
Erfahrungen der 

LINKE GESCHICHTEN 

sucht wurde (Fiedler. Ecki u.a.: Den Neubau wagen! 15 Thesen 
zu hochrchulpoli1irchen Perspektiven aus rorialdemokratircher 
Sicht [Köln-Aachener Papier], November 1989). 

'"Die SHB-"Hardliner" der späten 80er Jahre sind weitgehend von 
der politirchen Bildfläche verrchwunden. Eine ganze Reihe von 
Angehorgen der SHB-Opposition im .,Offenen Kreir" hat je- 
doch später den Weg in die rpw-Redaktion gefunden. ra die 
ehernalioen Redaktionsmitalieder Oliver Brorch-Guernet. Flo- 
rence Guesnet und Heiner Kockerbeck sowie von der derreiti- 
gen Redaktion Christoph Meyer, Silvia Rasendahl und Claudia 
Walther 

1. Sind Frauen Nebensache? Der Streit u m  die 
Bedeutung der Frauenfrage 
Seit Beginn der neuen Frauenbewegung streitet sich die 
deutsche Linke um die Frage. ob und inwiefern die Frau- 
enfrage Teil der sozialen Frage sei und welche politische 

ungleichen Schwestern Strategie aus dieser Erkenntnis folge. Daß die Linke die- 
sen Aspekt zum Ausgangspunkt ihrer Debatte machte. 
verwundert nicht: Schließlich brachte die kritische Aus- 

Deutsch-deutsche Frauenpol i t ik  gestern, heu te  und morgen einandersetzung mit den Wurzeln sozialistischer Emanzi- 

von Barbara König* 

I n Deutschland ist endlich wieder eine große Ausstel- 
lung über Frauen zu sehen. Das Bonner ..Haus der 
Geschichte" dokumentiert  rauenl leben von der Wei- 

marer Republik bis zum Fall der Mauer. Dem Zeitpunkt. 
wo sich die ,,ungleichen Schwestern aus Ost und West" 
erstmals begegneten und der Frauenbewegung einen 
heftigen Kick versetzten. Seitdem scheint sie sanft hin- 
weggeschlafen zu sein. fast unbemerkt ist die Frauenfra- 
ge hinter den Topthemen Massenarbeitslosigkeit und So- 
zialabbau verschwunden. 

Wer sich als Feministin aber nun von der teuer gestal- 
teten Ausstellung neue Impulse. Diskussionen oder gar 
Kontroversen verspricht, geht leer aus. Ohne kritische 
Hinterfragung und ohne jede Bewertung wird alltägli- 

ches Frauenleben in West 
und Ost dokumentiert: Im 

Die Gefahr, zwischen den  eigenen An- kaufen Frauen Persil, 

sprüchen und den  realen Verhältnissen in tragen Nylonstrümpfe und 
bekommen Kinder. im Osten 

der DDR kaum unterscheiden zu wollen, neben Frauen an den Ver- 
w a r  bei der  Frauenfrage besonders groß. kaufstheken Schlange, tra- 

gen Blaumänner und bekom- 
men auch Kinder. Aber es 

handelt sich ja auch um eine Ausstellung über Frauen. 
nicht über Frauenpolitik. nicht über Geschlechterverhält- 
nisse und schon gar nicht über Feminismus. 

Was aber ist der Linken geblieben von der .,Frauenfra- 
ge" im Osten? Sicher mehr als die Ostalgie von flächen- 
deckender Kinderbetreuung und 100%iger Frauener- 
werbsquote. Aber nahmen und nehmen Debatten über 
die reale Entwicklung des Geschlechte~erhältnisses in 
der DDR 2.B. Einfluß auf die Frauenpolitik der Jusos? 

'Barbara König, Poiitologin. Jvgendbildungsreferentin der Juso-Landesverbandes NRW, lebt in Bon" 

pationstheorie den feministischen Stein erst ins Rollen. 
Denn als 1968 die ersten Tomaten gegen männliche SDS- 
Aktivisten flogen, klagte frau ja nicht nur das bornierte 
Macho-Gehabe ihrer Genossen an. Vor allem die These, 
daß der Widerspruch zwischen den Geschlechtern dem 
Hauptwiderspruch zwischen Arbeit und Kapital unterge- 
ordnet sei, stand auf dem Prüfstand. Dabei hatten die 
männlichen Genossen gutwillig die marxistischen Grund- 
annahmen zur Gleichstellung der Frau vorgetragen. als 
sie erstaunt feststellen mußten, daß die aktuellen Pro- 
blemlagen von Frauen ganz andere waren. Junge Stu- 
dentinnen wollten nicht darauf warten, daß ihre Unfrei- 
heit erst mit der Aufhebung der kapitalistischen Wirt- 
schaftsverhältnisse enden sollte. Und sie konnten nicht 
nachvollziehen, warum die Gleichstellung der Frau allein 
über ihren Eintritt in die Erwerbsarbeit möglich sein soll- 
te. 

In der Zeit des studentischen Aufbruchs führten viele. 
die sich links nannten, fühlten und manchmal nur so ga- 
ben. zur Untermauerung ihrer Thesen reale Beispiele in 
realen sozialistischen Staaten an. Dabei bestand oft die 
Gefahr. zwischen Anspruch und Wirklichkeit kaum noch 
unterscheiden zu können. In der Frauenfraae war diese - 
Gefahr besonders groß. denn im Wettstreit der Systeme 
wurde die angeblich erreichte Gleichstellung der Ge- 
schlechter stets gerne als Joker gezogen. Immer neue Er- 
folgsmeldungen über die Erhöhung der Frauenerwerbs- 
quote oder die Ausweitung der staatlichen Kinderbetreu- 
ung wurden nur allzu gern als Beweis für die Richtigkeit 
der klassischen Emanzipationstheorie gewertet. 

Das war auch in der marxistisch geprägten Strömung 
der Jungsozialistlnnen so. Die 1980 veröffentlichten 
,,Herforder Thesen" trugen deutlich die Handschrift der 
klassisch sozialistischen Emanzipationstheorie, wonach 
die Befreiung der Frau nur durch ihren Eintritt in die Pro- 
duktionsarbeit gelingen könne und die Lösung der Frau- 
enfrage mit der sozialen Frage zusammenfalle. Zwar 
wurde dort die doppelte Abhängigkeit von Frauen - in 
Klassen- und in Geschlechterbeziehungen - erkannt, 
dennoch wurde der ökonomischen Diskriminierung die 
weitaus größere Bedeutung zugebilligt. Aus heutiger 
Sicht können die zahlreichen wirtschafts- und sozialpoli- 
tischen Einzelforderungen. wie z.B. die Abschafffung des 
Ehegatten-Splittings. nicht darüber hinwegtäuschen. 

LINKE GESCHICHTEN 

L eider standen mir nur einige Stunden zur Verfü- 
gung, um einen Artikel über den .,Hannoveraner 
Kreis" der Jusos und seine Geschichte im Span- 

nungsverhältnis von Sozialdemokratie und Kommunis- 
mus zu schreiben. Es sind eher ..Geschichten" geworden. 
und wahrscheinlich ist es mir nicht recht gelungen. an ei- 
nem roten Faden entlang zu formulieren. Vor allem aber 
will ich betonen, daß ich mir völlig über den subjektiven 
Charakter dieser Ausführungen im klaren bin und daß ich 
vermutlich mehr als einmal meine Geschichte incl. meiner 
Motivationen und Denkfiguren mit der des HK verwech- 
selt habe. Aber vielleicht ist dies ia auch eine Anreauna - 
für andere Genossinnen und Genossen des alten HK, ihre 
Geschichten zu erzählen, um daraus vielleicht ein ge- 
meinsames Verständnis uinserer Geschichte entwickeln 
zu können. 

Das Stamokap-Syndrom 
lrn Dezember 1971 wurde- so die Legende- der Hanno- 
veraner Kreis der Juso-Linken (zum zweiten Male nach 
der Weimarer Republik) gegründet. Und er konnte im 
vergangenen Jahr sein 25-jahriges Jubiläum begehen. 
Die Geschichte dieser Zeitschrift, die im kommenden Jahr 
übrigens ihr 20-jähriges Jubiläum feiern kann (ebenfalls 
als Zweitgründung nach der spw der Weimarer Zeit). ist 
auf das engste mit der Geschichte des Hannoveraner 
Kreises. kurz: HK, verbunden. Und diese Geschichte wie- 
derum ist eine m.E. bemerkenswerte Facette der Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung und des Sozialismus. des 
Verhältnisses von Sozialdemokratie und Kommunismus. 
des kalten Krieges und der sog. Entspannung. Merkwür- 
diaerweise hat sich bislano noch niemand die Mühe einer < < 

umfassenden historischen Recherche gemacht. Umso 
zahlreicher sind dumpfe und ressentimentgeladene, von 
keinerlei Sachkenntnis und va. von keinem Erkenntnis- 
willen getrübte Abqualifizierungen bei .,Expertenv wie 
Lösche. Walter. Fichter u.a. Erkennbar wird dies an der 
Verwendung eines Kampfbegriffes, mit dem der Hanno- 
veraner Kreis seit Ewigkeiten belegt worden ist: ..Stamo- 
kap-Fraktion". 

Was es gab und womit die Geschichte des HK der 
70er und 8Oer Jahre verwoben war. das war allerdings so 
etwas wie ein ..Stamokap-Syndrom". Ich meine damit ein 
Phänomen. das sich durch zwei Aspekte auszeichnet. 
Zum einen gab es in den 70er und 80erJahren neben ei- 
nem eher antiautoritär-grünen Spektrum zweifellos ein 
breit gefächertes Feld von Elementen. die dem .,großen" 
real existierenden Sozialismus wie auch der ..kleinen" 
DKP mehr oder weniger aufgeschlossen gegenüberstan- 
den -seien es Elemente, die tatsächlich den Status von 
DKP-Vorfeldorganisationen einnahmen. oder Elemente. 
die sich selbst steuerten und mit eigener Identität ausge- 
stattet waren. Große Teile der intellektuellen. künstleri- 
schen wie wissenschaftlichen Linken. der linken Jugend- 
und Hochschulverbände, der gewerkschaftlichen Linken, 
ja sogar der kirchlichen Linken zählten dazu - und eben 
auch der HK der Jusos. Diese miteinander verflochtenen 
Elemente sorgten von Mitte der 70er bis mindestens Mit- 
te der 80er Jahre für eine recht stabile linke. mehr oder 
weniger sozialistisch ausgerichtete Infrastruktur, ohne 
die etwa die Friedensbewegung, aber auch die gewerk- 
schaftlichen Offensiven so nicht denkbar gewesen wä- 
ren. 

Zum anderen bezeichnet das ..Stamokap-Syndrom" 
die damalige psychische Verfassung eines anderen Teils 
der Linken, der sich von diesem Feld massiv bedroht fühl- 

Geschichten aus dem 
Hannoveraner Kreis 

von Uwe Krerner* 

te. Es handelte sich um eine Verfolgungs- und Unterwan- 
derungsstimmung. in der mehrere Elemente (natürlich in 
jeweils unterschiedlicher Weise) zusammenflossen: Die 
grundsätzliche Abneigung gegenüber dem ..realen So- 
zialismus" und Parteikommunismus 2 la DKP und die real 
vorhandenen Erfahrungen mit dem bündnispolitischen 
Führunosansoruch der DKP und den selbstherrlichen Me- - ,  
thoden seiner Durchsetzung ging vielfach in Wahnvor- 
stellungen über. die in diesem Feld nur noch dunkle Kräf- 
te vermuteten: Wehe. wenn die mal an die Macht kom- 
men! Dies führte umgekehrt bei vielen in Sozialdemokra- 
tie und Gewerkschaften dazu. daß die ..Stamokaps" auf- 
grund der ihnen unterstellten Boshaftigkeit und Gefähr- 
lichkeit mit Mitteln bekämpft wurden. die manchem Sta- 
linisten zur Ehre gereicht hätten. Bezeichnet man als 
..Antikommunismus" nicht etwa eine ablehnende Hal- 
tung gegenüber dem Parteikommunismus und seinem 
,.realen Sozialismus", sondern eine Haltung. die diese 
Ablehnung zu einem umfassenden Feindbild ausbaut, 
bei dem Mutmaßungen, Verdächtigungen und Ängste 
die Oberhand gewinnen. die wiederum in latente oder 
manifeste Aggressionen umschlagen, so kann man das 
,,Stamokap-Syndrom" der 70er und 80er Jahre insbeson- 
dere bei den Jusos umstandslos darunter subsumieren. 

Denkfiguren: die Macht und der ,,revolutionäre 
Weltprozeß" 
"Stamokap" war im Grunde genommen eine Bezeich- 
nung für dieses Feld, das von der DKP über ihre Vorfeld- 
organisationen bis hinein in die Gewerkschaften. die Kir- 
chen. die Kulturszene. die So- 
zialdemokratie usw. reichte. 
Aber was bezeichnet eiaent. Neben d e m  Feld der ,,Stamokaps" selbst - 
lieh .,Stamokap"? Nun. es ist bezeichnet das ,,Stamokap-Syndrom" 
bekannt. daß diese kryptische 
Formel auf die sog. Theorie d ie damalige psychische Verfassung ei- 

des staatsmonopolistischen nes anderen Teils der Linken, der sich 

Kapitalismus (SMK-Theorie) von diesem Feld massiv bedroht  fühlte. 
zurückqina. die eben auch of- - - 
fizielle Lehrmeinung von 
KPdSU, SED usw. war.' Als umfassender theoretisch-ana- 
lytischer Ansatz spielte sie aber ansonsten nur eine unter- 
geordnete Rolle. Man muß die Konnotationen und Denk- 
figuren herausarbeiten. die in dem ,.Stamokap"-Feld be- 
stimmend waren und bei einigen dazu führten, dies in 
der SMK-Theorie zu reflektieren. 

Eine Denkfigur gruppierte sich um die Frage der Macht 
und verknüpfte sie mit den Aspekten der Bündnispolitik 
und der Organisiertheit. Und zwar handelte es sich - in 

Dr Uwe Kiemer, Sozialwirseorchaftler. Dortmund, Mitherausgeber derspw Ei  war 1984-90 
steliv. Bundes~orsitzeoder derJuror und lange Zeit der Koordinator der .Haonoveraner Kreises: 

aur dem dann die .Juso-Linke" heworging. 

36 spw. Zeitrthrifi for Sorialirtirche Politik und Wirtschaft. Heft 98. 1997 



LINKE GESCHICHTEN 

Person eine wenn auch noch so kleine Rolle zu spielen, 
hatte natürlich eine spezifische Attraktion nicht nur für 
die selbsternannte Avantgarde der DKP, sondern eben 
auch und gerade für viele andere linke Kräfte bis hin zum 
HK. Daraus schö~fte man Stärke. die aber v.a entliehene 
Stärke war - entiehen v.a. von der Sowjetunion und vom 
sozialistischen Lager sowie den antiimperialistischen Be- 
wegungen der 3.Welt. deren Stärke wiederum auf die 
Existenz des sowjetischen Lagers zurückgeführt werden 
konnte. Innerhalb des .,Stamokap"-Feldes gab es gerade 
in dieser Hinsicht eine gewisse Spannung. die sich einer- 
seits aus der Neigung speiste, sich so stark wie möqlich 
mit diesem ~e l ip rozeß und seinem ~raftzentrum zu 
identifizieren, indem man sich letztlich der DKP anschloß. 
andererseits aus einer kritischen Distanz. die die Wider- 
sprüche dieses ..Weltprozesses" registrierte undloder aus 
der Angst gespeist war, die eigene politisch-persönliche 
Autonomie zu verlieren. Diese Spannung ließ eine kurze 
Zeit lang nach, als sich mit der Person Gorbatschow nicht 
nur ein ..bessererm Sozialismus abzuzeichnen schien. son- 

groben Strichen gepinselt - um folgendes Muster, das hi- 
storisch vor allem mit dem Kampf gegen den Faschismus 
belegt wurde: Der Kapitalismus bzw. Imperialismus stellt 
v.a. eine geballte Machtkonzentration dar. die sich im we- 
sentlichen aus Staatsapparaten und Konzernen zusam- 
mensetzt; es reicht vor diesem Hintergrund nicht aus. als 
Linker und Linke ,.gut" zu sein. sondern man muß sich mit 
der ..schmutzigen" Frage der Macht auseinandersetzen; 
der ,,reale Sozialismus" - so gut oder schlecht er im einzel- 
nen sein mag -verkörpert eine machtmäßige Alternative 
zum Kapitalismus bzw. Imperialismus und ist insofern 
Bündnispartner der westlichen Linken; innerhalb der kapi- 
talistischen Länder bzw. der Bundesrepublik reicht es nicht 
aus, in antiautoritärer Weise auf selbstorganisierte Bewe- 
gungen zu setzen. wer ihnen Kontinuität und eine macht- 
politische Perspektive verleihen will. muß tragfähigere 
Bündnisse und ents~rechende oraanisatorische Mechanis- 
men, Strukturen und Zentren entwickeln; hierbei spielen 
dann die Organisationen der Arbeiterbewegung die 

Schlüsselrolle. Diese Denkfigur 
Die ,,marxistischen Sozialdemokraten" existierte in den unterschied- 

lichsten Varianten. Eine der 
zeichneten sich durch eine doppelte bekannteren formulierte im- 
machtpolitische Orientieruna aus: Die mer die ,.Wer-gegen-Wen"- - - 

Frage und lief letztlich auf eine Bezugnahme auf den ,,realen Sozialis- 
,,Der-Zweck-heiligt-die-Mit- 

mus" koexistierte mit der Bezuanahme tel"-Position hinaus. Diese ru- 

auf die Sozialdemokratie. stikale Vorstellung wurde erst 
in den 80er Jahren durch eine 
Variante zurückgedrängt, die 

stärker die intellektuellen bzw. diskursiven Aspekte der 
Macht. der Organisation. der Bündnisse betonte und ei- 
nen schärferen Blick dafür hatte. aus welch komplexen Wi- 
derspruchskonstellationen heraus Macht tatsächlich ent- 
steht und ausgeübt wird. 

Eine zweite Denkfigur kam - offenkundig auf das 
engste mit der ersten verwoben - hinzu, nämlich die 
Denkfigur des welthistorischen Überganges vom Kapita- 
lismus zum Sozialismus bzw. des .,revolutionären Welt- 
prozesses". in dem sich die sozialistischen Staaten, die 
demokratische und Arbeiterbewegung der kapitalisti- 
schen Zentren und die antiimperialistischen Befreiungs- 
bewegungen nach damaliger Vorstellung zusammenge- 
funden hatten bzw. zusammenfinden sollten. Die Vor- 
stellung. in diesem Weltprozeß als Gruppe oder gar als 

dern sich der Weltprozeß selbst pluralistischer und weni- 
ger monolithisch darstellte. Das Abflauen der Blockkon- 
frontation und die Orientierung auf sog. globale Proble- 
me bzw. Gattungsfragen verringerte ja auch den emp- 
fundenen Zwang, sich im Zweifel auf eine Seite stellen zu 
müssen. 

Die Juso-Strömungen ... 
Damit sind nun schon viele Dispositionen des Hannovera- 
ner Kreises bei den Jusos vorweggenommen worden. 
Kommen wir nun also zum HK und den Jusos selbst. Frü- 
her gab es häufig Veranstaltungen, die sich mit der Frage 
beschäftigten. was denn eigentlich die verschiedenen 
Strömungen bzw. Fraktionen der Jusos voneinander un- 
terscheide. Ich habe schon früher immer versucht, dies 
anhand spezifischer Denkfiguren darzustellen. die sich 
dann sicherlich in bestimmten komplexeren Theorien 
ausdrücken und ausschmücken lassen. Am einfachsten 
ist dies bei den drei ,,historischen Strömungen" der Jusos. 
die sich Anfang der 70er Jahre herausgebildet hatten 
und Grundströmungen der gesamten damaligen Linken 
reflektierten. Was schon eben für das sog. Stamokap- 
Spektrum angedeutet wurde. galt querbeet, nämlich, 
daß die Frage der Macht und die Vorstellung vom Verän- 
derungsprozeß das Profil bestimmten. Nun war es so. 
daß alle Strömungen Anfang der 70er Jahre vor der Fra- 
ge standen, wie man vom damaligen reformpolitischen 
Aufbruch zu einer sozialistischen Umgestaltung gelan- 
gen könne. Die Antworten in Kürze: 

Die reformistische Strömung ging davon aus, daß die 
Brandt'sche Sozialdemokratie schon die richtige Rich- 
tung eingeschlagen habe. daß es aber nun darauf an- 
komme, sie reformpolitisch zu radikalisieren. Fluchtpunkt 
ihrer .,Doppelstrategie" war das Parlament. Macht eine 
Frage der parlamentarischen Konstellation, der Weg zum 
Sozialismus ein parlamentarischer. Sympathien brachte 
man dem schwedischen Weg entgegen. Vor diesem Hin- 
tergrund hielt man es 1975 mit den portugiesischen So- 
zialisten und ihrem parlamentarischen Weg. 

Die antiautoritäre bzw. ,.antirevisionistische" Strö- 
mung ging davon aus, daß es darauf ankomme, die ver- 
schiedenen und noch spontanen Formen gesellschaftli- 
cher Selbstorganisation auszubauen und dabei mit den 
bürokratisch-etatistischen Organisationsstrukturen der 
herkömmlichen Arbeiterbewegung zu brechen. Macht 
war autonome Gegenmacht. der Weg zum Sozialismus 
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in der Hand des Bundesvorstandes; an eine Mehrheitsfä- 
higkeit der Opposition war daher im Frühjahr 1989 nicht 
zu denken. Als dann der SHB auf das chinesische Massa- 
ker mit einer Quasi-Solidarisierung mit den Machthabern 
reagierte. war es den oppositionellen Gruppen bzw. Mit- 
gliedern nicht mehr möglich. in diesem Verband zu ver- 
bleiben, wenn sie selbst noch ihr Gesicht wahren wollten. 
Noch im Juni 1989 trat die Opposition aus dem SHB aus. 
Die Kölner Gruppe analysierte: .,Die Demokratisierung 
des SHB von unten ist unmöglich. und die Leitung ist 
dazu unfähig. Der SHB wird als dogmatische Sekte unter- 
gehen."'O Im wesentlichen ist diese Voraussage in den 
Jahren 1990/92 eingetreten. 

Thesen und Fragen 
Erstens. Angesichts des traurigen Zustandes der real exi- 
stierenden Juso-Hochschulgruppen und des insgesamt 
chaotischen Zustandes der studentischen Interessenver- 
tretungsorgane muß der sang- und klanglose Untergang 
des SHB eindeutig als herber Verlust und Rückschlag für 
die Linke gesehen werden. Es war nicht alles schlecht. 
was der Sozialistische Hochschulbund praktiziert und 
vertreten hat. Insbesondere gilt dies für die gewerk- 
schaftlich orientierte Politik der Interessenvertretung. 
Aber selbst ein so straffer Verbandsaufbau, wie ihn der 
SHB besessen hat, erscheint angesichts dessen, was heu- 
te zu beobachten ist. manchmal geradezu als sympa- 
thisch. Ein kräftig strukturierter, bundesweit organisierter 
demokratisch-sozialistischer und parteiunabhängiger so- 
zialdemokratischer Studentinnen- und Studentenver- 
band. das wäre schon eine wünschenswerte Alternative 
gewesen. Aber an dem Versuch. derlei aufzubauen. sind 
die ehemaligen Oppositionellen im SHB 1989190 ge- 
scheitert; es blieb als einzige realistische Variante die Mit- 
arbeit in den Juso-Hochschulgruppen. Diese verbleiben 
jedoch im Schatten ihrer historischen Herkunft und ihrer 
strukturellen Verflechtung mit dem Parteiapparat in 
Bonn. 

Zweitens. Hätte es 1989/90 eine Alternative zum Un- 
tergang gegeben, wenn der Bundesvorstand des SHB 
nicht so dogmatisch gewesen wäre? Letztlich kann diese 
Frage nicht beantwortet werden. Der MSB Spartakus bei- 
spielsweise hat einen anderen Weg gewählt. indem er 
sich innerhalb der DKP auf die Seite der ..Erneuerer" ge- 
schlagen, seine zentralistische Struktur über Bord gewor- 
fen und versucht hat, sich in eine bundesweite undog- 
matische grün-alternativ-radikaldemokratische linke Or- 
ganisation umzuwandeln - vergebens. Das Ergebnis war 
organisatorische Beliebigkeit, de facto Selbstauflösung. 
Aber anders als beim MSB (wenn hier überhaupt ein Ver- 
gleich angebracht ist) blieb die .,BezugsparteiU des SHB. 
die SPD, 1989t90 als vitale politische Kraft bestehen. Die 
Demokratisierungsforderung der innerverbandlichen Op- 
~osi t ion des SHB beinhaltete nie eine Schwächuno der . 
Organisation. Unabhängig davon. ob sich eine breite stu- 
dentische Basis für einen solchen Versuch geboten hätte: 
Ein politisch aufgeschlossener und rechtzeitig demokrati- 
sierter SHB wäre unter Umständen in der Lage gewesen. 
innersozialdemokratisch wieder salonfähio zu werden. 

2 ~ ~, 

vielleicht sogar mit den Juso-Hochschulgruppen in den 
Dialog um eine gemeinsame sozialdemokratische Per- 
spektive an den Hochschulen zu treten. Die Möglichkeit, 
diese Aufgabe zu lösen. konnte nicht erprobt werden, da 
der SHB ihre Notwendiakeit nicht sehen wollte. 

d 

Drittens. Welches Licht wirft der Untergang des SHB 
auf die marxistisch orientierte Linke in der Sozialdemokra- 

tie? Diese Frage betrim innerhalb des spw-Zusammen- 
hangs vor allem den ehemaligen Hannoveraner Kreis (HK) 
und die daraus hervorgegangene Juso-Linke. Schließlich 
gab es zwischen SHB und HK meist sehr gute Beziehun- 
gen. ja, es gehörte eigentlich für HK'ler an den Hochschu- 
len zum guten Ton, auch Mitglied des SHB zu sein oder 
zumindest auf dessen Listen 
zum Studierendenparlament 
zu kandidieren, es sei denn Die entscheidenden Gremien des SHB be- 
man war bei den fanden sich sämtlich in der Hand des 
schularu~oen im Rahmen des < , ,  

. , ~ ~ ~ ~ d ~ ~ b ~ ~ ~ ~ ~  ~~~i~~~~ (der Bundesvorstandes; an eine Mehrheitsfä- - 
dortigen gewerkschaftlich ori- higkeit der Opposition war daher im 
entierten Minderheitsfraktion) 
aktiv, Es bleibt also, hieraus, Frühjahr 1989 nicht zu denken. 
die offene Frage. wie das Ver- 
hältnis des Hannoveraner Krei- 
ses zu Pluralismus und Demokratie war. In welcher Abstu- 
fung verhielten sich die Angehörigen des HK zu der dies- 
bezüglichen Gleichgültigkeit im SHB? Immerhin. es kann 
auf das Verhalten in der 1988t89er Krise des SHB veiwie- ~ ~ ~ - 

sen werden: Der HK hat sich bemüht. die SHB-Oppositio- 
nellen nachhaltig zu unterstützen und hierüber Einfluß auf 
die Entwicklung zu nehmen, mit der Zielstellung. diesozi- 
aldemokratische Spaltung im Hochschulbereich zu über- 
winden. Seitens der SHB-Führuna wurde schließlich zwi- 
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schen dem HK und dem ,.Offenen Kreis" im SHB nicht 
mehr unterschieden". Im Juni 1989 forderte die Juso-Bun- 
desvorsitzende Susi Möbbeck in einem offenen Brief den 
SHB zu einer klaren Verurteilung der chinesischen KP auf. 
Zu einer klaren Trennung vom SHB. wie sie die ausaetrete- - d 

ne Opposition forderte. mochte der HK sich aber nicht 
entschließen. Die Motive bestanden wohl in einer Mi- 
schung aus Sentimentalitäten. innerer Distanz zum Hoch- 
schulbereich und bei manchen wohl auch der Hoffnung, 
daß sich da doch noch etwas retten lasse12. Ein reinigen- 
des Gewitter wäre gesünder gewesen - für den HK als 
noch klareres Flaggezeigen für Demokratie und für die Ex- 
SHB-Opposition als unterstützendes Signal für die Bemü- 
hungen um eine organisatorische Per~pektive'~. 

Am Ende versandete alles. Der SHB verschwand von 
der Bildfläche". die Juso-Hochschulgruppen blieben im 
wesentlichen wie sie waren, und in der organisierten Stu- 
dierendenschaft machten sich Entpolitisierung und orga- 
nisatorische Beliebigkeit breit. SV 

' Grundsatzerklärung des SHB, in: Grundsatzerklärung. Grundsatz- 
Programm und Satzung (verabschiedet auf der 13. ordentlichen 
Bunderdelegiertenversammlung, November 1972). hsg.  vom 
SHB-Bundeivorrtand, 11. Aufl.. Bann 1984 (Sozialistische Reihe 
1). S 4 f .  S. 5. 
Ebd., 5.4. 
Gegen die Strömung. Einführung in die Politik der SHB, Sonn 
1985. 5. 35. 
Historisches Archiv der Stadt Köln, 1275 SPD-Bezirk Mittelrhein, 
Nr. 95. Erklärung des Bundesvorstandes der SHB rum Tode der 
Staatsratrvorritrenden der Deutschen Demokratischen Republik, 
Walter Ulbricht, Berlin, den 1. August 1973 (Fotokopie). 
Grundsatzerklärung der SHB. a.a.0.. 5. 4. 
Tübinger Papier zur GVK'88.3. Entwurf; TU.. den 25.3.88. 
Gr~ppenentwickl~ngsplan. Gruppenarbeitrplan. Integriene Ar- 
beitrplanung. Punkterielvorgabe. 
Anmerkungen zur BDV-Auswertung. Positionrpapier der Grup- 
penvorrtandsder SHB Uni Köln. Oktober 1988 (im Beritzder Vf.). 
Offener Kreis im SHB: Freiheit - Gleichheit - Solidarität. Zur SHB- 
Grundsatzprogrammdebatte im Bereich Verbandllnnerverbandli- 
che Demokrat~e (Broschüre), April 1989. 

'O USHB Uni Köln: Einitimmiger Berchluß Nr. 1 der Mitgliedervei- 

sammlung vom 26,61989 (in: LINKSDRALL-Zeitung der USHB - 
Nr. 10, Oktober 1989). 

26 rpw. Zeitrchrifi fur Sozialiiti$che Politik und Winwhaft. Heft 98. 1997 
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te. also den BA IBundesausschußl, bekanntgegeben und standes gegenüber den Gruppen verhinderte deren tat- 
ohne Diskussion per Akklamation gewählt. Die Geheim- sächliche Einbeziehung in einen demokratischen inner- 
n StLere Sr da so groß. daß e n  Genosse a-5 T,b ngen VerDanu cnen Prozeß Soalgc i ~ n d  wenn a ~ r h  nLr m 1 
oer '86 n aen BA qrwanlr W-roe. von .seiner' i<anoioa- Mune -nb Noti o e Welr e nlach 7-  ernlaren war neten 
tur erst zwei - dreistunden vor der Wahl erf~hr:'~ Ab- 
stimmungen und Wahlen erfolgten offen und in der Re- 
gel einstimmig mit Klatschmarsch (lautes. rhythmisches 
Klatschen aller Delegierten. zunächst sitzend. dann ste- 
hend. allmählich schneller werdend und dann in ..Vor- 
wärts-mit-dem-SHB!"-Rufe übergehend). 

Grundlage für die .,irinewerbandliche Demokratie" 
des SHB war der sogenannte .,A3". der Antrag 3 ,.Stärkt 

den SHB - den organisierten 
Kampf vorantreiben, verab- 

Der SHB w a r  gewissermaßen eine kleine schiedet auf der 2 3 . 0 . ~ ~ ~  

DDR inmi t ten  der  bundesrepublikani- am 23./24.101982 in 
burg". In diesem Papier wur- 

schen SPD. Entsprechend underno- den die ,,Verbandsprinzipi. 

kratisch funktionierte der Verband auch. en" des SHB formuliert. de- 
ren wichtigste .,Planung und 
Leitung", .,Kritik und Selbst- 

kr i t ik sowie ,.Einheitlichkeit und Verbindlichkeit" waren. 
Das letztgenannte Prinzip war das bedeutendste für die 
Entdemokratisierung des SHB. 

Als marxistischer Verband erhob der SHB für sich den 
Anspruch. einen .,wissenschaftlichen Sozialismus" zu 
praktizieren. Wo die Naturwissenschaft zweifelsfrei fest- 
stellen konnte, wie viele Atome das Wasserstoffmolekül 
hatte. da konnte der SHB. vermittels der marxistischen 
Analyse sowie der Anwendung seiner - aus dieser Analy- 
se natürlich abgeleiteten -Verbandsprinzipien - feststel- 
len, welche politische Entscheidung die objektiv richtige 
war. lnnewerbandliche Demokratie bedeutete im SHB 
also nicht die Feststellung und damit Durchsetzung einer 
Mehrheitsposition gegen die Minderheit, sondern das 
gemeinsame Erarbeiten der .,richtigen8' Position mit dem 
Ziel einer Vereinheitlichung. Wenn eine Position einmal 
(möglichst einstimmig) beschlossen (also richtig) war. 
dann hatte die Kritik im Interesse der ,.Schlagkraft des 
Verbandes" aufzuhören. und es ging nun an die gemein- 
same Umsetzung. 

Das Ergebnis war zunächst in der Tat ein äußerst 
schlagkräftiger Verband, der mit seiner Organisations- 
theorie in der Lage war, in sehr bewußter Weise mit sich 
selbst und seiner Umwelt umzugehen. Der SHB entwik- 
kelte ein ausgefeiltes Schulungssystem (mit Anleihen aus 
der kritischen Psychologie), war selbstverständlich ein 
Motor der Studentlnnenbewegung und bearbeitete auch 
den Bereich .,Verband", also seine eigene Stärkung, mit 
großer Energie. Hierzu wurde Mitte der achtziger Jahre 
noch ein weiteres Instrument entwickelt. nämlich der 
,,Sozialistische Wettbewerb" (SW). wo mittels Punkteta- 
bellen und einiger weiterer ..Instrumente" mit grandio- 
sen Abkürzungen (GEP. GAP. IAP. PUZIVO' ..) ermittelt 
wurde. welche Gruppen die besten Beiträge zur Stärkung 
des SHB (durch Werbung von neuen Mitgliedern sowie 
durch die Steigerung des Verkaufs des Verbandsmaga- 
zins ,.Frontal") geleistet hatten. .,Der SW ist unsere 
schärfste Waffe im Klassenkampf", hieß es einmal in ei- 
nem diesbezüglichen Beschluß der BDV. 

All dies hatte einen Haken. Ebenso wie die hochschul- 
politischen Aktionen (Zielzahlen zum Beispiel bei Demon- 
strationen oder SP-Wahlen) waren auch die Ziele der 
Weiterentwicklung des Verbandes in erster Linie quanti- 
tative. Und sie wurden vor allem von oben nach unten 
vorgegeben. Der faktische Zentralismus des Bundesvor- 

sich die hiermit verbundenen Probleme in Grenzen. Als 
jedoch mit Gorbatschow allerlei Veränderungen im Welt- 
und Selbstbild der Sozialistlnnen in Ost und West anstan- 
den. war der SHB strukturell und inhaltlich überfordert. 

Selbstmord durch Sektierertum 
Aus Angst vor dem Untergang durch eine politische Öff- 
nung hin zum vermeintlich Diffusen entschied sich die 
Führung für den Selbstmord durch Sektierertum. für das 
unbedingte Festhalten an den .,Grundlagen". 

Leichtsinnigerweise hatte der SHB-Bundesvorstand im 
Jahre 1987 beschließen lassen. sich ein neues Grundsatz- 
Programm zu geben. Es wurde eine Programmkommissi- 
on gebildet. in der es zu Diskussionen kam, ob und wie- 
weit bestimmte bisherige Grundlagen des Verbandes in 
Frage zu stellen seien. Zwei Dinge waren es vor allem. die 
die (hinter vorgehaltener Hand geführten) Diskussionen 
des Frühjahrs 1988 bestimmten: die Perspektive eines 
einheitlichen sozialdemokratischen Studentlnnenver- 
bands (also eines Zusammenschlusses von SHB und Juso- 
Hochschulgruppen) sowie die innewerbandliche Demo- 
kratie. Letzteres machte sich im SommerlHerbst 1988 die 
Gruppe Uni Köln zu eigen. während die Programmkom- 
mission seitens des Bundesvorstandes von kritischen Gei- 
stern gesäubert wurde. Zur BDV im Oktober 1988 stellte 
die Kölner Gruppe den (recht bescheidenen) Antrag, der 
Bundesausschuß. das höchste beschlußfassende Organ 
zwischen den BDVen, möge in Zukunft als Vertretung der 
Gruppen zustande kommen und tagen - und nicht mehr 
auf Benennung durch den Bundesvorstand. Die Kölnerln- 
nen formulierten: ..Der Verband muß in Zukunft viel 
mehr .sozialistischen Meinungspluralismus' (Gor- 
batschow) entwickeln - das heißt: Meinungsvielfalt und 
Diskussionen nach innen. Einheitlichkeit und Schlagkraft 
nach außen. Dazu muß auf allen Ebenen einedemokrati- 
schere, repressionsfreiere Streitkultur geschaffen wer- 
den."8 

Seitens der Führung des SHB - und auch seitens der 
Mehrheit der Delegierten - wurde diese Position als 
..Bruch der Verbandsprinzipien" gewertet. Als dann im 
Januar 1989 die hauptamtliche Redaktion des Verbands- 
magazins ..frontalu plötzlich und ohne vorherige Diskus- 
sion vom Bundesvorstand entlassen wurde. konstituierte 
sich der .,Offene Kreis im SHB" als Forum der innewer- 
handlichen Opposition. Das Rückgrat dieser Fraktion bil- 
deten die SHB-Gruppen Aachen und Uni Köln; hinzu ka- 
men einige kleinere Gruppen und einzelne SHB-Mitglie- 
der. vor allem aus NRW. In einer Broschüre mit dem zum 
Jubiläumsjahr der Französischen Revolution passenden 
Titel .,Freiheit - Gleichheit - Solidarität" hob der Offene 
Kreis seine Kritik an den .,Verbandsprinzipien" des SHB 
ins Grundsätzlicheg. 

Die Mehrheit des SHB blieb jedoch bei ihrer harten 
Haltung. Oppositionell eingestellte Mitglieder wurden 
eingeschüchtert; in bezug auf die oppositionellen Grup- 
pen wurden Spaltungsversuche unternommen. Parallel 
hierzu kam es vor allem bei Unzufriedenen in denjenigen 
Gruppen, die aufgrund der zentralistischen Informations- 
politik des Bundesvorstands nichts oder nur Verzerrtes 
von der Opposition mitbekamen, zu einer Austrittswelle. 
die an den materiellen Grundlagen des SHB zehrte. Die 
entscheidenden Gremien des SHB befanden sich sämtlich 
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ein rätedemokratischer. Man sympathisierte mit den Rä- 
tebewegungen in Chile, Italien. Portugal usw. 

Die traditionalistische bzw. .,Stamokap"-Strömung 
setzte vorrangig weder auf Selbstorganisation noch auf 
den Parlamentarismus. sondern v.a. auf die Organisatio- 
nen der Arbeiterbewegung und auf organisierte Bünd- 
nisstrukturen. Macht und der Weg zum Sozialismus wa- 
ren mit der Organisierung eines stabilen Linksblockes ver- 
bunden. Keine Strömung identifizierte sich mehr mit der 
chilenischen und mit der französischen Volksfront aus 
Linksparteien und organisierter Arbeiterbewegung. 

Natürlich war das Profil der verschiedenen Strömun- 
gen letztlich viel diffuser, und es gab wechselseitige An- 
leihen und fließende Übergänge, rhetorische Eskapaden 
und reale Differenzierungsprozesse. Aber darum geht es 
hier nicht. Mir geht es um die Verortung des HK im Ver- 
hältnis zur Sozialdemokratie wie auch zum Kommunis- 
mus (und letztlich auch zu den autonomen linken Strö- 
mungen) und darum. daß diese Verortung nur möglich 
ist, wenn man die impliziten und expliziten machtpoliti- 
schen Denkfiguren herausarbeitet und reflektiert. 

... und der Hannoveraner Kreis an  u n d  f ü r  sich 
Und hier muß man gegenüber der eben vorgenommenen 
Charakterisierung des ,.Stamokap-Feldes" eine gewichtige 
Präzisierung vornehmen. Der HK bzw. die ,,marxistischen 
Sozialdemokraten" (einschließlich derjenigen, die aus dem 
Juso-Dasein herauswuchsen - mit der spw als generatio- 
nenübergreifendem Bezugspunkt) zeichneten sich durch 
eine doppelte machtpolitische Orientierung aus: Die schon 
angesprochene Bezugnahme auf den ,,realen Sozialismus" 
koexistierte mit der Bezugnahme auf die Sozialdemokratie 
-und zwar nicht so sehr als Objekt einer von außen heran- 
getragenen bündnispolitischen Begierde. sondern als hi- 
storisch gewachsener. die westdeutsche Arbeiterbewe- 
gung strukturell dominierender und in sozialistischer Hin- 
sicht veränderbarer Machtfaktor. In diesem Spannungs- 
feld zwischen der Bezugnahme auf den ..realen Sozialis- 
mus" und der Bezugnahme auf die Sozialdemokratie bil- 
deten sich sehr unterschiedliche Facetten innerhalb des HK 
heraus. wobei es zu einfach wäre, sie auf zwei Linien (die 
harte und die weiche) zu reduzieren. So gemeinsam ihnen 
diese doppelte Orientierung und das darin in besonderem 
Maße angelegte Leiden unter der Spaltung der Arbeiterbe- 
wegung war. so gemeinsam war ihnen allerdings auch die 
weitgehende Ignoranz gegenüber jenen basisdemokra- 
tisch-linkssozialistischen Strömungen. die sich außerhalb 
des Machtgefüges sozialdemokratischer oder parteikom- 
munistischer Provenienz ansiedelten. 

Auf diesen Aspekt werde ich am Schluß noch zurück- 
kommen. Ich mache diese Bemerkung aber schon an die- 
ser Stelle. weil sie etwas mit meiner eigenen Biographie 
zu tun hat. Nach meinem Parteieintritt im September 
1972 wandte ich mich kurze Zeit später sehr zügig dem 
..Antirevisionismus" bei den Jusos zu, der damals noch 
wirklich linksradikale. autonome und rätesozialistische 
Züge trug (und -dies für Insider - so gut wie nichts mit 
seinen Nachfolgern im sog. Göttinger Kreis zu tun hatte). 
KurzeZeit arbeitete ich u.a. im Sozialistischen Osteuropa- 
komitee mit, das sich insbesondere mit der sozialistischen 
Opposition innerhalb des sowjetischen Lagers solidari- 
sierte. Eine Zeitlang war ich auch im Sozialistischen Büro 
involviert, dem damaligen Zentrum des ..Antirevisionis- 
mus". auf das sich auch kleinere Teile der Jusos bezogen 
(in meinem Fall durch korporative Mitgliedschaft meines 
Juso-Gewerkschafts-AKs). Im Laufe der Zeit orientierte 

ich mich aber um - bis hin zum ,.Eintritt" in den HK. de- 
sen Leitung ich von 1985 bis 1990 innehatte. 

Der tiefere Grund lag darin. daß mich die immer of- 
fenkundiger werdende ..Machtlosigkeit" des ..Antirevisio- 
nismus" störte und sich mir die Frage stellte, wie man als 
radikaler Sozialist und Marxist einen realen Bezug zur 
Macht herstellen und sich auf diese Weise im ,.revolutio- 
nären Weltprozeß" positionieren könnte. Dies ging nicht 
nur von der westdeutschen Situation aus. sondern b e  
ruhte vor allem auf einer Verarbeitung der chilenischen 
Volksfronterfahrungen und der Tatsache, da8 die antiim- 
perialistischen Vormärsche in der sog. 3. Welt in jedem 
Falle mit der Existenz der UdSSR zu tun hatten. Hier bo- 
ten sich das ,,Stamokap-Feld" 
und der HK geradezu an, auch 
wenn mich der SMK-theoreti- 

Die Vorstellung, in diesem „revolutionä- 

sche Überbau nurwenig über- ren Weltprozeß" als Gruppe oder gar als 
zeugte. Aber der spielte ja 

Person eine wenn  auch noch so kleine 
letztlich auch keine sonderlich 
große Rolle, wichtiger waren Rolle zu  spielen, hat te natürlich eine spe- 
die Aspekte organisierten akti- =[fische ~ ~ ~ ~ ~ k ~ i ~ ~ ,  
onsorientierten wie inner~ar- 
teilichen Handelns und der 
Eingliederung in ein breites Netzwerk mehr oder weniger 
geistesverwandter Kräfte und Strömungen. 

Wenn ich mich nun verschiedenen Aspekten der HK- 
Geschichte genauer zuwende. ohne mich allzusehr an 
eine Chronologie zu halten. will ich vorwegschicken, daß 
sich die Geschichte des HK aus meiner subjektiv gefärb- 
ten Sicht in folgende Etappen aufgliedern Iäßt: 

die Entstehung des HK in den Strategiedebatten der 
Jusos von 1971 bis 1975176 (inhaltlich verbunden mit 
dem sog. Hamburger Strategiepapier sowie den Juso- 
Kontroversen um ,,Reform und Staat"). 

die Konsolidierung des HK in den (aktions-. bündnis- 
und organisationspolitisch geprägten) Ausgrenzungs- 
kämpfen von 1977 bis 1984185 (inhaltlich verbunden mit 
der Gründung der spw und den Herforder Thesen). . die Neuformierung des HK im Zuge einer immer stär- 
keren Rolle innerhalb des Verbandes und im Verhältnis 
zur Parteilinken seit etwa 1986 (inhaltlich verbunden mit 
dem ..Projekt Moderner Sozialismus" und den sog. 53 
Thesen). 

Der HK und der ,,reale Sozialismus'' 
Was das Verhältnis zum Parteikommunismus angeht. so 
muß man zunächst hervorheben. daß im HK immer eine 
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Position dominierte, die den Sozialismus sowjetischen 
Typs einerseits als prinzipiell fortschrittliche Gesellschafts- 
formation definierte und ihn andererseits insbesondere 
aufgrund seiner Demokratiedefizite kritisierte. Diese bei- 
den widerstreitenden Aspekte wurden durch eine ..weit- 
historische" Interpretation zusammengebracht, nämlich 
durch den Verweis auf die Ausgangsbedingungen eines 
rückständigen Landes und auf den Belagerungszustand. 
in den das sowjetische Lager hineinversetzt worden war. 
Im Grundsatz war dies die Einschätzung, die sich in den 
Herforder Thesen ebenso wie in den 53 Thesen des Pro- 
jektes Moderner Sozialismus finden Iäßt. Freilich gab es 
in gehörigem Maße auch Tendenzen (insbesondere beim 
SHB). in denen diese ,.kritische Solidarität" durch eine 
prinzipielle Befürwortung des sowjetischen Typus ersetzt 
wurde. Die Ausgrenzungsfeldzüge, die gegen die ..Sta- 
mokaps" v.a. Ende der 70erJahre und in den 80er Jahren 
geführt wurden, hatten nach meinem Eindruck zur Fol- 
ge. daß es bei manchen Genossinnen und Genossen qua- 

bzw. PVAP und Jaruzelski wurden nur wenige Sympathi- 
en entgegengebracht und um die .,Sache" war es 
schlecht bestellt. Die Kategorie der .,Konterrevolution" 
spielte bei etlichen Hardlinern sicherlich eine Rolle. Doch 
die Kritik am militärischen Eingreifen wurde v.a. durch 
die Befürchtung relativiert, eine Machtübernahme der 
Solidarnosc würde das Gleichgewicht der Blöcke in Euro- 
pa stören, wobei man sich da auf ähnlich gelagerte Äu- 
ßerungen von Herbert Wehner stützen konnte. 

An dieser Stelle deutete sich eine Plazierung des HK 
an, die viele Jahre später deutlicher werden sollte. Zu- 
nächst war es ja so, daß die Afghanistan- und Polenfrage 
v.a. in den innewerbandlichen Kämpfen bei den Jusos 
Anfang der 80er Jahre eine Rolle spielte und zu manchen 
Eiertänzen im HK führte. Später aber neigten sich die in- 
newerbandlichen Ausgrenzungsmanöver dem Ende zu, 
und der HK begann insgesamt eine andere Rolle im Ver- 
band einzunehmen. Dabei kam zum Tragen. daß die 
konstruktive Position des HK zum .,realen Sozialismus" ei- 

si als Trotzreaktion zu einer Identifikation mit dem Real- gentlich zwei Elemente umfaßte. nämlich die schon dar- 
sozialismus kam. die über die offiziellen Formulierunaen aestellte Verbundenheit mit den Brüdern und Schwe- - 
deutlich hinausging. 

Insgesamt war die Geschichte des HK in Bezug auf 
den Kommunismus geprägt durch ein Wandern zwi- 
schen den Welten. Welche paradoxen Ausformungen 
dies annehmen konnte. zeigten die in dieser Zeitschrift 
schon dokumentierten Ereignisse des Jahres 1977l. als 
der damalige HK (bzw. maßgeblich Diether Dehm) dem 
ausgebürgerten Wolf Biermann einen Auftritt auf dem 
Juso-Bundeskongreß verschaffte. er zugleich eine stärke- 
re Offenheit gegenüber der DKP im Ramen von Initiativen 
und Bewegungen anmahnte und sich schließlich bei den 
Vorsitzendenwahlen mit Klaus-Uwe Benneter durchsetz- 
te, während auf der anderen Seite Erich Honecker der FDJ 
den Abbruch der Beziehunoen zur neuaewählten Juso- < - 

Spitze .,emofahl". welche 

I m  HK dominierte immer eine Position, kurze Zeit darauf vom SPD- 
Parteivorstand durch Aus- 

d ie den  Sozialismus sowjetischen Typs ei- schluß des Bundesvorsitzen. 

nerseits als prinzipiell fortschri t t l iche den enthauptet wurde. Die 
von Diether Dehm geschilder- 

Gesellschaftsformation definierte und ten (und von ihm auch maß- 

ihn andererseits insbesondere au fqrund geblich vorangetriebenen) 

seiner Demokratiedefizite kritisierte. 
Bemühungen. zwischen der 
linken Oooosition und der . , 
SED zu vermitteln. repräsen- 

tierten eine ..heroischeo Position, die auf der einen Seite 
in den anlaufenden antikommunistischen Kampagnen 
innerhalb der Sozialdemokratie, auf der anderen Seite im 
ignoranten Dogmatismus der SED unterging. 

Nicht einfacher wurde die Angelegenheit Anfang der 
80er Jahre mit dem Einmarsch der Roten Armee in Af- 
ghanistan und der Machtübernahme des Militärs in Po- 
len. Die .,offiziellen" Dokumente des HK (insbes. Leitan- 
träge auf Juso-Bundeskongressen) verurteilten beide Vor- 
gänge aus ernstgemeinten und insbesondere völker- 
rechtlichen Erwägungen heraus. Allerdings war es so. 
daß die Intewention in Afghanistan insofern auf breitere 
Sympathien stieß. weil sie- wie ich im übrigen auch heu- 
te noch meine - einer prinzipiell ,.guten Sache" diente 
(Fortschritte im Bildungs- und Gesundheitswesen und 
insbesondere zugunsten der Frauen), wohingegen die 
völkerrechtliche Seite nur Schlimmes für die internationa- 
len Beziehungen erahnen ließ und letztlich ja auch zur 
Isolierung der UdSSR bei den Blockfreien führte. Im Falle 
Polens war es genau andersherum. Der polnischen KP 
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Stern der kommunistischen Arbeiterbewegung und der 
.,welthistorischen" Rolle des sowjetischen Lagers. dann 
aber auch das Element der Entspannung zwischen den 
Blöcken und der wechselseitigen politisch-ideologischen 
Öffnuna. was eine ziemlich nahtlose Bezuanahme auf <. 2 

die bilateralen Prozesse zwischen SPD und SED beinhalte- 
te. In Wirklichkeit waren diese bilateralen Prozesse auch 
bei den Hauptverantwortlichen beider Seiten. also incl. 
der Sozialdemokratie, niemals frei von der Wirkung histo- 
rischer Verwandtschaftsverhältnisse. Später - in der Gor- 
batschow-Ära - verschob sich dies im übrigen stärker auf 
die Beziehungen zur KPdSU bzw. zu den entsprechenden 
Abteilungen. Soweit Genossinnen und Genossen des HK 
.,außenpolitisch" tätig waren (wie der langjährige Juso- 
Bundesvorständler Olaf Scholz und der ehemaliae SHB- 

< 

Bundesvorsitzende Wolfgang Zellner). konnten sie es als 
loyale Vertreter der Sozialdemokratie in diesem durch 
Leute wie Bahr, Gaus u.a. vorgezeichneten Rahmen tun. 

Antikommunismus u n d  ,,Aktionseinheit" 
Wenn wir nun den Blick nach innen richten. so war die 
Periode von 1977 bis ca. 1984185 geprägt durch die 
schon erwähnten Ausgrenzungskämpfe bei den Jusos, 
die wiederum Bestandteil einer Schlachtordnuna waren. 
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die auch das gewerkschaftliche und das intellektuelle Ter- 
rain umfaßte. In der Tat hatten die kader- und bündnis- 
politischen Bemühungen der DKP um Einflußgewinn un- 
terhalb der parlamentarischen Ebene Ende der 70er Jahre 
eine neue Oualität erreicht. Und der HK wurde mit dem 
Vorwurf konfrontiert. derartige Bemühungen zu tolerie- 
ren bzw. sich darin einspannen zu lassen (oder sie sogar 
aktiv mitzutragen, was sich aber eher an den SHB richte- 
te). Es begann 1977 mit dem Parteiauschluß des Juso- 
Bundesvorsitzenden Klaus-Uwe Benneter und einer nach- 
folgenden regelrechten Ausschlußwelle. die u.a den 
Juso-Bezirksvorsitzenden von Ostwestfalen-Lippe Hein- 
rich Lienker und die SHB-Bundesvorsitzende Mechtild 
Jansen erfaßte. Es folgten unter Gerhard Schröder und 
den ihm nachfolgenden Bundesvorsitzenden weitere 
Auseinandersetzungen um das Verhältnis von SPD und 
SHB, um die Antifaschismus-Arbeit und das Verhältnis 
zur WN, um die Mitarbeit zuerst in den Komitees für 
Frieden und Abrüstung und dann beim Krefelder Appell, 
um sog. Anti-Strauß-Bündnisse im Jahre 1980 und um 
jugendpolitische Bündnisse in der ersten Hälfte der 80er 

Blockbildung mit den MSB-Funktionärlnnen hätte der so- 
zialdemokratische SHB die punktuelle Zusammenarbeit 
bei gemeinsamen politischen Anliegen setzen müssen. 
Eine derartige Forderung an den SHB zu stellen, wäre al- 
lerdings irreal gewesen, weil der SHB in den 70er und 
80er Jahren keine grundsätzlich von derjenigen des MSB 
verschiedene Ideologie vertreten hat. Hinzu kommt, daß 
SHB und MSB in bezug auf die Hochschulen eine ge- 
meinsame Strategie entwickelt hatten. die der ideolo- 
gisch-theoretischen Verklammerung eine solide prakti- 
sche Grundlage gab, 

Die gewerkschaftlich orientierte Politik 
Für viele Mitglieder des SHB und auch des MSB war die 
gemeinsam vertretene gewerkschaftliche Orientierung 
das entscheidende Moment der Zusammenarbeit - und 
weniger die abstrakte Herleitung aus den .,Erfahrungen 
der Arbeiterbewegung". 

Theoretisch wurde die GO-Politik aus einer Analyse 
der Klassenlage der Intelligenz abgeleitet. Demzufolge 
gehörte ein kleinerer Teil der Intelligenz unmittelbar zur 
Kapitalistenklasse. ein anderer kleinerer Teil bestand aus 
Freiberuflern, Ärzten. Rechtsanwälten etc.. während für 
den größten Teil die Perspektive der Lohnabhängigkeit. 
also eine Annäherung an die Klassenlage der Arbeiter- 
schaft prognostiziert wurde. Dieser größte Teil der Intelli- 
genz nehme. so die Analyse der GO-Politik, immer stärker 
zu. und daher sei es die politische Aufgabe der GO-Ver- 
bände. diese Mehrheit der Studentinnen und Studenten 
auf ein Bündnis mit der in den Gewerkschaften organi- 
sierten Arbeiterklasse zu orientieren. 

GO-Politik beinhaltete also einerseits das angestrebte 
Bündnis mit den Gewerkschaften. andererseits aber auch 
ein Verständnis der Oraane der Verfaßten Studentlnnen- 
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schaft als quasi-gewerkschaftliche lnteressenvertretungs- 
Organe. Das heißt. in AStA. Fachschaften etc. sollten die 
Studentlnnen, die ja nicht per se ein proletarisches Klas- 
senbewußtsein hatten, das gemeinsame Eintreten für ihre 
lnteressen einüben. Dies beinhaltete aber gleichzeitig ein 
Setzen auf die unmittelbaren materiellen lnteressen der 
Studentinnen und Studenten - ähnlich wie die Gewerk- 
schaften an den unmittelbaren materiellen lnteressen ihrer 
Mitglieder ansetzten. Die Studentlnnen sollten .,da abge- 
holt werden. wo sie stehen" - und von da aus politisiert 
werden. Anders als bei K-Gruppen und Basisgruppen wur- 
de die politische Arbeit an den Hochschulen nicht als dieje- 
nige einer elitären revolutionären Avantgarde verstanden, 

Die GO-Politik war insgesamt erfolgreich und kann 
auch heute noch (mit Ausnahmen, beispielsweise da. wo 
,.Aktionsorientierung" um der Aktionen willen in manch- 
mal etwas platter Manier betrieben wurde) positiv be- 
wertet werden. Das Problematische an der GO-Politik ist 
eher in der analytischen Grundlage zu sehen, auf der sie 
fußte. Denn während sich die Intelligenz von ihrer Klas- 
senlage her dem Proletariat annäherte. löste sich das pro- 
letarische Klassenbewußtsein immer weiter auf. Der Indi- 
vidualisierungsprozeß setzte also der von der GO-Politik 
angestrebten Klassenformierung ihre Grenzen - ein Pro- 
blem. gegen das der SHB ebenso wenig ein schlüssiges 
Rezept wußte wie die übrige Linke. im wesentlichen bis 
heute. 

Grundsätzlich ist - sowohl hinsichtlich der Aktions- 
einheit als auch bezogen auf die GO-Politik - zu konsta- 
tieren, daß die ökonomiezentrierte Lesart des Sozialis- 
mus. die der SHB praktizierte, den Verband an einer reali- 
tätstüchtigen Situationsanalyse hinderte. Damit hingen 
übriaens auch die Hilflosiakeit und das orthodoxe Sektie- 

2 2 

rertum zusammen, mit dem der SHB auf die Krise des Re- 
alsozialismus in den späteren achtziger Jahren reagierte. 
Die Umwälzungen im Ost- 
block wurden einseitig in 
DDR-Sicht auf die ..alobalen Im Osten waren d ie Produktionsmittel .. < 

Fragen". allen voran Frieden verstaatlicht, also herrschte der Sozialis- 
und Abrüstung, reduziert. an- 
sonsten ignoriert. Wie die mus. Damit  ha t te  der  SHB den formalen 

SHB-Führung beispielsweise Aspekt der Besitzverhältnisse z u m  Kriteri- 
im Zusammenhang mit dem um des Sozialismus gemacht  - und ihn 
Massaker der chinesischen 
Machthaber an den protestie- folgl ich von  den Füßen auf  den  Kopf ge- 
renden Studentlnnen im Juni stellt, 
1989 meinte, war gut. was 
dem Sozialismus nützte. Im 
Osten waren die Produktionsmittel verstaatlicht, also 
herrschte der Sozialismus. und diese Herrschaft wieder- 
um war. um den Zirkel zu schließen. gut. Damit aller- 
dings hatte der SHB den formalen Aspekt der Besitzver- 
hältnisse zum Kriterium des Sozialismus gemacht - und 
ihn folglich von den Füßen auf den Kopf gestellt. 

Einheitlichkeit u n d  Verbindlichkeit 
Als sich 1988189 zum letzten Male - und zum ersten 
Male seit 1975 - im SHB eine innewerbandliche Oppositi- 
onsfraktion formierte. lag dies nicht an der Analyse des 
Realsozialismus oder an der Aktionseinheit mit den Kom- 

sondern als eine Politik für die Studentlnnen und mit den munistlnnen. Die zweite Hälfte der achtziger Jahre waren 
Studentlnnen. Und anders als bei manchen trotzkistischen für die Linke im Westen die Periode der Gorbimanie. von 
Sekten sollten die unmittelbaren materiellen lnteressen 
nicht als trojanisches Pferd. als Köder instrumentalisiert 
werden. Es ging den GO-Verbänden um eine tatsächliche 
Stärkung der Veriaßten Studentlnnenschaft als lnteressen- 
Vertretung, um das ,.Kräfteverhältnis" an den Hochschulen 
weiter nach links zu verschieben. 

Der GO-Ansatz war insofern nicht sektiererisch. als er 
die Studierenden nicht instrumentalisierte, also indem er 
an ihren unmittelbaren lnteressen ansetzte. Über die ge- 
werkschaftlich orientierte Politik gelang es MSB und SHB. 
in den 70er und 80er Jahren gemeinsam das Kraftzen- 
trum der organisierten Studentlnnenschaft zu bilden. die 
Studierenden immer wieder zu hochschul- und allgemein 
politischen Aktionen zu mobilisieren. die Studentlnnen- 
schaft zu politisieren und in ihren lokalen, regionalen und 
auch überregionalen Gremien dauerhaft Mehrheiten zu 
behaupten und führende Positionen einzunehmen. 

.,Glasnost und Perestroika". und während dies im Osten 
oppositionelle Regungen ermutigte, kam im Westen die - - 

Entspannungspolitik in eine zweite Phase, und in der Lin- 
ken verbreitete sich die Hoffnung, der Sozialismus des 
Ostens werde sich demokratisieren. Dieser Hoffnuna und 

d 

den daraus sich ergebenden Konsequenzen versperrte 
sich im Ostblock die DDR - und, auf sich selbst bezogen. 
in der westdeutschen Sozialdemokratie der SHB. 

Der SHB war gewissermaßen eine kleine DDR inmitten 
der bundesre~ublikanischen SPD. Entsorechend unde- 
mokratisch fünktionierte der Verband 'auch. In einem 
(nicht beschlossenen, unveröffentlichten) Papier der SHB- 
Gruppe Tübingen von Frühjahr 1988 hieß es zu Wahlen 
im SHB: .,Auf der BDV [Bundesdelegiertenversammlung] 
werden den Deleaierten unmittelbar vor den Wahlen die * 

vom Bundesvorstand bestimmten Kandidatlnnen für das 
Organ. das den Bundesvorstand später kontrollieren soll- 
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den Übereinstimmung) in der politischen Zielbestim- 
mung (sozialistische/kommunistische Gesellschaft), in der 
Gesellschaftsanalyse (Theorie des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus mit dem Etappenziel der ,.antimonopolisti- 
schen Demokratie") und in der hochschulpolitischen 
Strategie (GO-Politik). Unterschiede zwischen SHB und 
MSB bestanden vor allem bezüglich der Parteizugehörig- 
keit (SPD oder DKP) und in bezug auf die Verbandsstruk- 
tur: Herrschte beim MSB der .,demokratische Zentralis- 
mus", der besagte, daß Vorstände etc. das Recht hatten. 
Beschlüsse zu fällen, die die Basis dann auszuführen hat- 
te, so kannte der SHB dergleichen nicht. Daß Vorstands- 

beschlüsse im SHB de facto al- 
lerdings meist das gleiche Ge- 

Die Kritik der Aktionseinheit mündet also wicht halten wie im MSB, hat- 
in eine Grundsatzkritik an der vom SHB te subtilere Ursachen. Und 

auch die Bedeutung der un- vertretenen Ideologie, für die Pluralismus 
terschiedlichen Parteizuaehö- 
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und Gewaltenteilung ebenso nachrangig rigkeit kann durchaus hinter- 

waren wie die Garantie bürgerlicher Frei- fragt werden: Für s' manche 
SHB-Mitglieder handelte es 

heiten. sich bei der SPD-Mitglied- 
schaft um eine rein taktische 
Frage. etwa um arbeitsteilig 

vorzugehen. Sicher: Der SHB war. mit Wolfgang Abend- 
roth. der Auffassung, daß es ,.ohne und gegen die Sozi- 
aldemokratie und ihre Basis". also die ..große Mehrheit 
der Arbeiterklasse"'. keinen Sozialismus geben werde, 
und er verfocht die .,Doppelstrategie" der Jusos, die die 
Sozialdemokratie ebenso von innen wie durch den Druck 
von außen verändern wollten. 

Auf dem für die Aktionseinheit entscheidenden Feld. 
der Hochschulpolitik, bildeten SHB und MSB oder - wie 
sie sich diesbezüglich selbst auch nannten - die .,GO-Ver- 
bände". hier und da unter Einschluß marxistisch orien- 
tierter .,FreudenbergerU Juso-Hochschulgruppen. einen 
festen politischen Block, ob vor Ort an den Hochschulen. 
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..Vereinheitlichung" der gemeinsamen Positionen vor ir- 
gendwelchen Verhandlungen mit Dritten, gemeinsame 
Studentlnnenparlaments-(SP-)Wahlkämpfe (wenn auch 
im Normalfall auf getrennten Listen) und gemeinsame 
AStA-Koalitionsverhandlungen. 

Natürlich war ein solch hohes Maß an Vereinheitli- 
chung vor Ort oft illusorisch, und es kam durchaus zu 
Auseinandersetzungen oder einzelnen Abweichungen 
von der prinzipiellen Gemeinsamkeit. Aber entscheidend 
ist. daß diese durchgehend angestrebt wurde. Da der 
MSB als Verband deutlich mitgliederstärker war. geriet 
der SHB dabei auf der Bundesebene in die Rolle des Juni- 
orpartners, was auf der einen Seite zu Bevormundungs- 
versuchen führen konnte. ihm auf der anderen Seite aber 
die Sicherheit der Solidarität des größeren Partners gab. 
Dies war jedenfalls so. solange es keine Differenzen hin- 
sichtlich des entscheidenden gemeinsamen Politikberei- 
ches, der Hochschulpolitik, gab. 

Insofern war der SHB nicht, wie viele Kritiker behaupte- 
ten. ein ..Anhänasel" des MSB Soartakus. Der MSB hatte . .. < 

keinerlei Entscheidungsbefugnisse in bezug auf den SHB, 
ebenso wenig wie umgekehrt. Die prinzipielle Aktionsein- 
heit war nie strukturell bedingt. sondern rein idwlogisch. 
So hat der SHB auch keine finanziellen Zuwendungen aus 
der DDR erhalten - was unter anderem zur Folge hatte, 
daß beispielsweise in Köln der SHB-Mitgliedsbeitrag stolze 
DM 13.- pro Monat betrug. während beim MSB nur ab 
und zu die Sammelbüchse herumgereicht wurde. Hinzu 
kam noch. daß beim SHB das Verbandsmagazin .,frontal" 
in festen Kontingenten von den einzelnen Gruppen abge- 
nommen und bezahlt werden mußte-der Druck zum tat- 
sächlichen Verkauf der Hefte war also wesentlich höher. 
während das MSB-Organ ..Rote Blätter" oft größtenteils in 
den Altpapiercontainer wanderte. 

Wie ist nun die prinzipielle Aktionseinheit von SHB 
und MSB im Nachhinein zu bewerten? Abgesehen da- 
von, daß ein ideologisches Konstrukt ,,prinzipielle Akti- 
onseinheit" aus strategischen und taktischen Gründen 
wohl eher zu verwerfen ist. weil es starr ist und unbe- 
weglich macht. ist diese Frage identisch mit der Frage, 
wie die Kommunistlnnen in der Bundesrepublik. wie die 
DKP zu bewerten war bzw. im Nachhinein zu bewerten 
ist. Der MSB war, wie die DKP auch, und das war damals 
genauso klar wie heute. eine maßgeblich von der SED fi- 
nanzierte und politisch eng mit ihr verbundene Organisa- 
tion, deren Führung weitgehend dasselbe gesellschafts- 
politische Konzept verfolgte wie die offizielle Politik der 
DDR. Mit der prinzipiellen Aktionseinheit mit dem MSB 
befand sich der SHB also im gleichen politischen Lager 
wie die SED-Diktatur. Allerdings analysierte der SHB die 
DDR nicht als Diktatur. So hieß es in einer Erklärung aus 
SHB-Kreisen zum Tode des ehemaligen DDR-Staats- und 
Parteichefs Walter Ulbricht vom 1.8.1973: ,.Sein Leben 
war erfüllt vom Kampf für die Interessen der Arbeiterklas- 
se, für Frieden, Demokratie und Soziali~mus."~ 

Die Kritik der Aktionseinheit mündet also in eine 
Grundsatzkritik an der vom SHB vertretenen Ideologie, 
für die Pluralismus und Gewaltenteilung ebenso nach: 

auf überregionaler Ebene oder eben bundesweit. in Or- rangig waren wie die Garantie bürgerlicher Freiheiten. Im 
ganen wie den Vereinigten Deutschen Studentenschaf- Zentrum der oolitischen Zielvorstelluno des SHB stand die 
Yen (VDS). dem ~achverband der ASten. der Allgemeinen .,Ausübung der Staatsmacht durch-die Arbeiterklasse 
Studentlnnenausschüsse der Bundesrepublik Deutsch- und ihre Organisati~nen"~. Eine solche Auffassung 
land. Die gemeinsame GO-Politik umfaßte die gesamte machte ein prinzipielles Bündnis mit Kommunistlnnen 
politische Arbeit, also ständige Koordination der Füh- nicht nur möglich, sondern wünschenswert. 
rungsgremien. gemeinsame Entwicklung und Durchset- Die prinzipielle Aktionseinheit wäre aus ebenso prin- 
zung von ,.Aktionsorientierungen" auf allen Ebenen, die zipiellen Gründen abzulehnen gewesen. An die Stelle der 

LINKE GESCHICHTEN 
I 
I 

Jahre. Vermischt war dies mit analogen Kampflinien in 
den Gewerkschaften und der intellektuellen Szene. 

Eine gewichtige Rolle spielte dabei die Frage der .,Ak- 
tionseinheit". Damit war eine Position gemeint. die aus 
den ..Lehren der Geschichte" den Schluß zog, die Akti- 
onseinheit von Kommunisten und Sozialdemokraten sei 
das Grundgerüst jedweden politischen Fortschritts. eine 
Position, die der SHB bekanntlich ebenfalls bezogen hat- 
te - wobei der SHB allerdings immer eine Führungsrolle 
der DKP im Rahmen derartiger Aktionseinheiten ablehn- 
te. Innerhalb des HK spielte die Aktionseinheits-Doktrin 
eigentlich keine besonders große Rolle. Nach meiner Ein- 
schätzung dominierten hier bei den konkreten bündnis- 
und aktionspolitischen Beziehungen zum DKP-Umfeld 
eher zwei Aspekte: zum einen ein recht pragmatischer, 
der auf das beträchtliche organisatorische Potential der 
DKP und ihres Vorfeldes zielte, zum anderen ein gewisses 
Lagerdenken. das durch die heftigen Attacken und Aus- 
grenzungsmanöver befördert wurde. Anders als die Be- 
ziehungen zwischen SHB und MSB Spartakus fielen die 
Beziehungen zwischen dem HK und der SDN bzw. der 
DKP eher kühl und distanziert aus. Auf der kommunisti- 
schen Seite herrschte hier teilweise sogar ein ausgespro- 
chenes Mißtrauen gegenüber dieser Spezies von Sozial- 
demokratinnen und Sozialdemokraten (ich verweise hier 
auch erneut auf die o .g  Empfehlung von Erich Honecker 
aus dem Jahre 1977). 

"Integraler" und  ..moderner Sozialismus" 
Eine gewisse Ausnahme zeichnete sich während der og. 
Neuformierungsphase des HK seit 1986 ab. Und diese 
Ausnahme betrifft insbesondere das intellektuelle Feld 

und die Beziehungen zum DKP-nahen Institut für marxi- 
stische Studien und Forschung (IMSF). Doch bevor ich 
darauf zurückkomme, muß ich etwas zu den ,,weltan- 
schaulichen" lmplikationen der HK-Geschichtesagen und 
damit zum Marxismus-Verständnis. Denn auch wenn die 
SMK-Theorie als solche ei- 
gentlich gar keine so große 
Rolle im HK spielte. so war Das Selbstverständnis als ,,Marxisten" 

doch das Selbstverständnis als war konstitutiv für den HK und zualeich 
,,Marxisten" (die Marxistinnen eine maßgebliche Verbindungslinie zum 
kamen in der Sorachreaeluna < < 

erst nach den Herforder The- kommun~st~schen S~ektrum 
sen hinzu) konstitutiv für den 
HK und zugleich eine maßgeblicheVerbindungslinie zum 
kommunistischen Spektrum. Die entscheidende Trennli- 
nie lag darin. daß der HKden Marxismus-Leninismus (ML) 
ablehnte. also die Doktrinierung des Leninschen Politik- 
ansatzes, was insbesondere natürlich für die Parteitheo- 
rie galt. Man muß hinzufügen, daß dies meines Wissens 
auch für die offizielle SHB-Position galt, selbst wenn an- 
sonsten ML-Affinitäten unübersehbar waren. 

In der Phase seit 1976177 spielte das Phänomen des 
Eurokommunismus. also der Herausbildung einer eigen- 
ständigen ,,westlich-demokratischen" Identität maßgeb- 
licher kommunistischer Parteien eine entscheidende Rolle 
für den HK, sah man hier doch einen Ausweg aus der ei- 
genen Zerrissenheit im Verhältnis zum Kommunismus. 
Eine kurze Zeitlang schien sich eine ,,eurosozialistische" 
Ergänzung abzuzeichnen. für die zum einen die französi- 
sche PS (mit ihrem CERES-Flügel) stand. zum anderen die 
österreichische SP (mit ihrer austromarxistischen Linken). 
Von besonderer Bedeutung war in dieser Euro-Gemen- 

Die Neue 
Gesells&dt 

Frankfurter Die Neue B , ,. .,. . , ,, . 
Gesellschaft 

11 Frankfurter 
Hefte 
Herausgegeben für die Friedfieh-Ebert-StiRun 

. . Chefredakteur: Prter Glotz 

Thema 11/97: Thema 12/97: 
»Musik, nur wenn sie laut ist« Sprache der Politik - Politik der Sprache 

Michae l  Schmidt: Musik in den Medien Andreas Musolff: Der Terrorismus-Diskurs in der Bundes 

Ch r i s t i ne  Lemke-Matwey: Nachgerufenes auf das 
republik 

Schnbefi-SchwamnierlJahr Martin Wengeter: ,,1968- als sprachgeschichtliche Zäsur 

Wie land Freund lJohanna Reisel: Ikarus, Fkankenstein, S i l ke  Hahn: Zur deutschlandpolitischen Semantik der 
Jackson Wende- und Nachwendezeit 

Gespräch mit Heinz-Rudol f  Kunze und Tino Eisbrenner  H o r s t  D i e t e r  Schlosser: Die sprachkritische Akt ion 

sowie weitere Texte über Brahms, Neue Musik, Tanz, Punk, 
nUnwort des Jahres* 

Ostrock und Volksmusik auflerdmn: 

at&niem: Martin Kempe: Umrisse einer neuen Arbeitsgesellschaft 

Gespräch zwischen Andre Gorz  und Pe te r  G lo t z  sowie Beiträge über ethnische Minderhe i ten  in Osteuropa 

DIE NEUE GESELLSCHAFWRANKFURTER HEFPE erscheint monatlich. Einzelheft DMIsFi 14.MIoS 1MI.-. .Jahresabonnement DM 99,-/sFr 82,dtiS 723,- 
frei Haus. Abonnenlents und ältem Probehefte bei: Redakion DIE NEUE GESELLSCHAFTIFRANKFURTER HEFTE. üodesberger Aiiee 138. 63176 Bonn. 

32 rpw. Zeitschrift for Sozialirt$xhe Politik und Winwhaft. Heft 98. 1997 



wer in einer ~ e i t  fortschreitender ~nt~olitisieruno 
und Individualisierung noch die ~okvend i~ke i  

verspürt, über den Gang der öffentlichen 

Ich „ Angelegenheiten zu debattieren, 
a,O-IWamM der kann sich in den Blättern - .. . 

I M i ~ S 1 8 3 c M h P m o b d  
sno--nsiwnm bestens informieren und 

h i i l * r w r r w i & ~  - *, 
*n~-- munitionieren. 
Cacpai-an mrv- 
RShh2831 DSJ01880m 
Meimsemsan 

WDR 
Td 0228650133 FauOBBlmn 

Blätterfür 
-- deutsche und - internationale 
Na> -,X,z Politik 

gelage die Rezeption des italienischen KP-Begründers An- 
tonio Gramsci und des österreichischen Parteiführers und 
Parteitheoretikers Otto Bauer, um die sich insbesondere 
Detlev Albers verdient machte. Diese Rezeption eröffnete 
die Möglichkeit einer nicht-leninistischen Betrachtungs- 
weise der Kampfbedingungen in den westlichen kapitali- 
stischen Zentren. Im Falle Otto Bauers kam die in den 
30er Jahren entwickelte Konzeption des ,.integralen So- 
zialismus" hinzu, also der Gedanke einer Synthese aus 
dem revolutionären Charakter des Bolschewismus und 
dem demokratischen Ansatz der Sozialdemokratie. Diese 
Rezeption ging allerdings in HK-internen Flügelkämpfen 
unter, in denen programmatisch orientierte ,.kritische Er- 
neuerer'' gegen aktionsorientierte ..Bewahrer" antraten 
und dabei Bauer und Gramsci zum Spielball machten. 
Der Verbissenheit. mit der die einen die Haltung zu Bauer 
als Ausweis der Erneurungsfähigkeit reklamierten, ent- 
sprach auf der anderen Seite eine weitgehende Borniert- 
heit und Ignoranz gegenüber den Veränderungsprozes- 
sen im westlichen Manismus. 

Diese an den Rand der Spaltung führenden Flügel- 
kämpfe waren aus meiner Sicht auch Ausdruck einer ins- 
gesamt vorhandenen Orientierungslosigkeit, die sich am 
Ende der ,.Ausgrenzungsära", nach dem Regierungsver- 
lust der SPD und während des immer offenkundigeren 

Zerbröckeln8 des .,revolutio- 
Mit einem intearalen Verständnis der G e  nären Weltprozesses" im ,,al- - 

ten" HK (mit seinen Hochbur- schichte von Sozialdemokratie und clen in Hamburo. Berlin. Ost- - >. 

Kommunismus kann rückwirkend auch westfalen-Lirioe und Mittel- . . 
rhein) ausbreitete. Nach die Geschichte des HK besser verstanden 
985,86 kam es zu einer all- 

werden. mählichen Beruhigung der Si- 
tuation. die mit der nunmehr 

führenden Rolle der ,,neuen" HK-Bezirke Hannover und 
Westliches Westfalen und ihrer Allianz mit dem SHB zu- 
sammenhing. Letzterer bemühte sich, das Flügelschlagen 
im HK zu beenden. was insofern von großer Bedeutung 
war. als viele Funktionärinnen und Funktionäre des HK 
SHB-Mitglieder waren. .,Weltanschaulich" kam es zu ei- 
ner doppelten Entwicklung: Im SHB wurde v.a die Orga- 
nisationstheorie auf Basis der kritischen Psychologie ge- 
pflegt und weiterentwickelt und zwar mit extrem .,lenini- 
stischen" Einschlägen. ansonsten bekräftigte man zwar 
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bestimmte traditionelle Grundsatzpositionen, überließ 
die eigentlichen theoretischen Prozesse aber dem HK. der 
sich an die Ausarbeitung des ,,Projektes Moderner Sozia- 
lismus" begab und ohne große Rücksicht auf eine be- 
stimmte theoretische .,CorrectnessU auf alles zurückgriff, 
was ihm dafür brauchbar erschien - neben der SMK- 
Theorie 2.0. auf die .,fordistische" Regulationstheorie, 
den sozialistischen Feminismus lndividualisierungskon- 
zepte. rätedemokratische Elemente und anderes mehr. 

Zu diesem Zeitpunkt bildete sich eine intensivere Bezie- 
hung zum etwähnten IMSF heraus, die insbesondere ihre 
klassenanalytischen und klassentheoretischen Anstren- 
gungen betrafen. Sie zeichneten sich schon damals durch 
eine bemerkenswerte Differenziertheit - auch mit Blick auf 
Milieuentwicklungen und lndiviualisierungsprozesse - aus. 
Neben der Zeitschrift ARGUMENT und den dort vertrete- 
nen Positionen zur Produktivkraftentwicklung. zum soziali- 
stischen Feminismus und insbesondere zur Hegemonie- 
und Diskurstheorie spielte das IMSF eine Schlüsselrolle für 
das Projekt ,,Moderner Sozialismus" des HK, das Ende der 
80er Jahre die sogenannten 53 Thesen erarbeitete. 2.0. 
wurde das ,.Bündnis von Arbeit. Wissenschaft und Kultur" 
genau aus diesen beiden Quellen des westdeutschen Mar- 
xismus gespeist. Die Neuformierung des HK war angelegt 
als ein integrales Projekt - auch und gerade im Versuch, 
die Beziehungen zu den kommunistischen Strukturen auf- 
rechtzuerhalten und den SHB .,mitzunehmenw auf dem 
Weg zu einer modernen sozialistischen Konzeption. wäh- 
rend man sich gleichzeitig in der Phase zwischen dem 
Nürnberger Aktionsprogramm (1986) und dem Berliner 
Grundsatzprogramm der SPD (1989) um eine reale Inte- 
gration in die SPD-Linke und um konstruktive Beziehungen 
zu den .,undogmatischen" Linken um Peter von Oertzen 
bemühte - ein Prozeß, der einige Jahre später darin mün- 
dete, daß die spw zu einem gemeinsamen Projekt der so- 
zialistischen Parteilinken wurde. 

Die Sozialdemokratie und die Linke 
Umso mehr sollte man sich nicht zu sehr auf das Verhältnis 
des HK zum .,realen Sozialismus" und Parteikommunismus 
fixieren. Viel bemerkenswerter entwickelten sich die Inter- 
pretationen der Sozialdemokratie durch den HK. Zunächst 
herrschte eine sehr traditionalistische Einschätzung vor, 
die sich im Grunde aus der Einschätzung nährte. die Sozi- 
aldemokratie sei nur vorübergehend vom Bebel'schen 
Weg abgewichen und könnte wieder dahin zurückgeführt 
werden. Der Reformismus wurde im wesentlichen als eine 
defizitäre Soziqldemokratie, als eine halbherzige Reform- 
Strategie und als Abweichung vom eigentlich richtigen 
Weg angesehen. Und 1983 meinten einige nach dem Re- 
gierungsverlust der SPD. daß nun die Stunde der Marxi- 
sten in der Sozialdemokratie schlage. Im Laufe der 80er 
Jahre setzte sich dann aber eine Einschätzung durch. die 
den Reformismus als ,,real existierenden Sozialismus" sozi- 
aldemokratischer Prägung verstand und dies am Komplex 
aus Partei. Gewerkschaften und Sozialstaat festmachte. In 
diesem Zusammenhang kam dieThese auf, daß der sozial- 
demokratische Reformismus sozialistische Elemente inner- 
halb des Kapitalismus habeentwickeln können und daß es 
- hinter kaltem Krieg, Antikommunismus und Antisozial- 
demokratismus versteckt - eine gemeinsame Geschichte 
des parallelen Vormarsches linker Kräfte, eine Geschichte 
des peripheren Sozialismus bzw. Leninismus und eine Ge- 
schichte des metropolitanen Sozialismus bzw. Reformis- 
mus gegeben habe. In den sog. 53 Thesen wurde 1989 
vor diesem Hintergrund die Perspektive einer Konvergenz 
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zwischen beiden Strängen und auch zwischen den von ih- 
nen geprägten Produktionsweisen in West- und Osteuro- 
pa formuliert. 

Diese Perspektive ist durch die Ereignisse überholt 
worden. Dennoch: Mit diesem integralen Verständnis der 
Geschichte von Sozialdemokratie und Kommunismus 
(das sich sehr an den integralen Sozialismus Otto Bauers 
anlehnt) kann rückwirkend auch die Geschichte des HK ~ ~ 

besser verstanden werden. Zu einer ,.Abrechnung" mit 
dieser Geschichte und insbesondere mit unserem Ver- 
hältnis zum ..realen Sozialismus" ist es strenggenommen 
nie gekommen. Ich bezweifle auch weiterhin. ob dies uns 
irgendwie weitergebracht hätte. Entscheidender ist, daß 
man das, was passiert oder auch nur gedacht und gesagt 
worden ist, versteht und daß man aus diesem Verständ- 
nis lernt. wenn es um eine neue Verortung im geschicht- 
lichen Prozeß geht. Hier stehen wir noch immer am An- 
fang. Einer der entscheidenden Punkte ist eben die ein- 
gangs thematisierte Denkfigur der Macht. Was mich in 

W er den heutigen Stand der organisierten Stu- 
dentinnen- und Studentenschaft mit demje- 

nigen von vor zehn Jahren vergleicht, wird 
nicht umhin können, einen weitgehenden Zusammen- 
bruch von politischen Strukturen und Organisationen 
auszumachen. Auf der Linken ist besonders auffällig: das 
(nahezu) spurlose Verschwinden der beiden wichtigsten. 
weil zusammen stärksten politischen Studentinnen- und 
Studentenverbände. des MSB und des SHB. Nun mag es 
sein. daß der SHB innerhalb der Sozialdemokratie kaum 
Bedeutung hatte, weil er innerparteilich weitgehend aus- 
gegrenzt war. Aber bezogen auf die .,linke politische Kul- 
tur" in der Bundesrepublik ist das schon ein herber Ver- 
lust. Denn der SHB stellte doch auch eine Klammer zwi- 
schen Sozialdemokratie und außerparlamentarischer Be- 
wegung dar. und solche Klammern sind von erheblicher 
Bedeutung, besonders dann, wenn die SPD vom näch- 
sten Jahr an Regierungsverantwortung tragen sollte. Wie 
war das also mit dem SHB? 

Drei Dinge erhielt das Neumitglied in den 80er Jahren 
im allaemeinen bei seinem oder ihrem Eintritt in den So- 
zialistischen Hochschulbund (SHB): Eine rote Nelke. ein 
weißes Grundsatzprogramm und eine goldfarbene Mit- 
gliedsnadel. Diese Mitgliedsnadel zeigte oben ein aufge- 
schlagenes Buch. unten eine Art Zahnrad, und in der Mit- 
te einen Händedruck. Sie symbolisierte das Bündnis von 
Arbeiterklasse und Intelligenz - der Händedruck konnte 
aber auch als Symbol für die Einheit der Arbeiterbewe- 
gung oder, wie es im SHB hieß. der ,,prinzipiellen Akti- 
onseinheit" von Sozialdemokraten und Kommunisten 
gelten. Mit dieser mit den ,,Erfahrungen aus der Spaltung 
der Arbeiterbewegung und unter der Terrorherrschaft 
des Hitlerfaschismus"' begründeten Art von Aktionsein- 
heit stand der SHB in der Sozialdemokratie einsam da - 
genauer gesagt: isoliert. 

Das Grundsatzprogramm. 1972 beschlossen und bis 
zum Ende des SHB Anfang der 90er Jahre gültig. war ein 
vergleichsweise langer Text, der auf der Grundlage der 
..Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus" eine 
politökonomische Analyse mit umfassendem Anspruch 
vornahm. Dieses Programm war für das neu aufgenom- 
mene Mitglied kaum lesbar. qeschweiqe denn verständ- 

diesem Zusammenhang beschäftigt, ist die Frage. wie 
man mit dem vom HK so sträflich vernachlässigten Erbe 
der dritten. basisdemokratisch-autonomen ..machtlosen" 
Strömung der Linken umgehen soll. wenn es um eine 
Neuformierung sozialistischer Kräfte geht. W 
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Aktionseinheit, 
Klatschmärsche und 

Grundlagenfetischismus 
Ein Rückblick auf den SHB 

von Christoph Meyer* 

Bonn, einigermaßen bewußt war. war dem langen Text 
noch eine kurze, anderthalbseitige ,.Grundsatzerklärung" 
vorgeschaltet, aus der die zentralen Identifikationspunkte 
dieses Verbandes hervorgin- 
gen. Der SHB sah sich als mar- 
xistischer Verband innerhalb Denn der SHB stellte auch eine Klammer 
der Sozialdemokratie. der sich zwischen Sozialdemokratie und außer- 
auf ..der Grundlage des wis- 
senschaftlichen 5ozialisrnus"' parlamentarischer Bewegung dar, und 

die Welt erklärte und seine solche Klammern sind von erheblicher 
politische Strategie erarbeite- Bedeutung 
te. Diese enthielt als wichtia- 
ste Konstanten die prinzipielle 
Aktionseinheit von Sozialdemokraten und Kommunisten 
sowie die Politik der gewerkschaftlichen Orientierung 
(GO-Politik). 

Die Aktionseinheit 
Die prinzipielle Aktionseinheit von Sozialdemokraten und 
Kommunisten bedeutete für den SHB in erster Linie eine 
prinzipielle Aktionseinheit mit dem Marxistischen Stu- 
dentenbund Spartakus (MSB), dem studentischen Able- 
ger der DKP. Sie beinhaltete weitgehende Übereinstim- 
mung (oder zumindest die Annahme einer weitgehen- 

[ich. Da dieser Umstand wohlauch dem Herausgeber des .D, chri~toph ~ e y e r ,  ~oin, Historiker, MiigliedderspwRedaktioo. von 1986bis 1989Mitgiied 
Programmes, dem Bundesvorstand des SHB mit Sitz in der SHB, 1988189 Vorsitzender der Gruppe Uni ~ o l n  
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gelage die Rezeption des italienischen KP-Begründers An- 
tonio Gramsci und des österreichischen Parteiführers und 
Parteitheoretikers Otto Bauer, um die sich insbesondere 
Detlev Albers verdient machte. Diese Rezeption eröffnete 
die Möglichkeit einer nicht-leninistischen Betrachtungs- 
weise der Kampfbedingungen in den westlichen kapitali- 
stischen Zentren. Im Falle Otto Bauers kam die in den 
30er Jahren entwickelte Konzeption des ,.integralen So- 
zialismus" hinzu, also der Gedanke einer Synthese aus 
dem revolutionären Charakter des Bolschewismus und 
dem demokratischen Ansatz der Sozialdemokratie. Diese 
Rezeption ging allerdings in HK-internen Flügelkämpfen 
unter, in denen programmatisch orientierte ,.kritische Er- 
neuerer'' gegen aktionsorientierte ..Bewahrer" antraten 
und dabei Bauer und Gramsci zum Spielball machten. 
Der Verbissenheit. mit der die einen die Haltung zu Bauer 
als Ausweis der Erneurungsfähigkeit reklamierten, ent- 
sprach auf der anderen Seite eine weitgehende Borniert- 
heit und Ignoranz gegenüber den Veränderungsprozes- 
sen im westlichen Manismus. 

Diese an den Rand der Spaltung führenden Flügel- 
kämpfe waren aus meiner Sicht auch Ausdruck einer ins- 
gesamt vorhandenen Orientierungslosigkeit, die sich am 
Ende der ,.Ausgrenzungsära", nach dem Regierungsver- 
lust der SPD und während des immer offenkundigeren 

Zerbröckeln8 des .,revolutio- 
Mit einem intearalen Verständnis der G e  nären Weltprozesses" im ,,al- - 

ten" HK (mit seinen Hochbur- schichte von Sozialdemokratie und clen in Hamburo. Berlin. Ost- - >. 

Kommunismus kann rückwirkend auch westfalen-Lirioe und Mittel- . . 
rhein) ausbreitete. Nach die Geschichte des HK besser verstanden 
985,86 kam es zu einer all- 

werden. mählichen Beruhigung der Si- 
tuation. die mit der nunmehr 

führenden Rolle der ,,neuen" HK-Bezirke Hannover und 
Westliches Westfalen und ihrer Allianz mit dem SHB zu- 
sammenhing. Letzterer bemühte sich, das Flügelschlagen 
im HK zu beenden. was insofern von großer Bedeutung 
war. als viele Funktionärinnen und Funktionäre des HK 
SHB-Mitglieder waren. .,Weltanschaulich" kam es zu ei- 
ner doppelten Entwicklung: Im SHB wurde v.a die Orga- 
nisationstheorie auf Basis der kritischen Psychologie ge- 
pflegt und weiterentwickelt und zwar mit extrem .,lenini- 
stischen" Einschlägen. ansonsten bekräftigte man zwar 
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bestimmte traditionelle Grundsatzpositionen, überließ 
die eigentlichen theoretischen Prozesse aber dem HK. der 
sich an die Ausarbeitung des ,,Projektes Moderner Sozia- 
lismus" begab und ohne große Rücksicht auf eine be- 
stimmte theoretische .,CorrectnessU auf alles zurückgriff, 
was ihm dafür brauchbar erschien - neben der SMK- 
Theorie 2.0. auf die .,fordistische" Regulationstheorie, 
den sozialistischen Feminismus lndividualisierungskon- 
zepte. rätedemokratische Elemente und anderes mehr. 

Zu diesem Zeitpunkt bildete sich eine intensivere Bezie- 
hung zum etwähnten IMSF heraus, die insbesondere ihre 
klassenanalytischen und klassentheoretischen Anstren- 
gungen betrafen. Sie zeichneten sich schon damals durch 
eine bemerkenswerte Differenziertheit - auch mit Blick auf 
Milieuentwicklungen und lndiviualisierungsprozesse - aus. 
Neben der Zeitschrift ARGUMENT und den dort vertrete- 
nen Positionen zur Produktivkraftentwicklung. zum soziali- 
stischen Feminismus und insbesondere zur Hegemonie- 
und Diskurstheorie spielte das IMSF eine Schlüsselrolle für 
das Projekt ,,Moderner Sozialismus" des HK, das Ende der 
80er Jahre die sogenannten 53 Thesen erarbeitete. 2.0. 
wurde das ,.Bündnis von Arbeit. Wissenschaft und Kultur" 
genau aus diesen beiden Quellen des westdeutschen Mar- 
xismus gespeist. Die Neuformierung des HK war angelegt 
als ein integrales Projekt - auch und gerade im Versuch, 
die Beziehungen zu den kommunistischen Strukturen auf- 
rechtzuerhalten und den SHB .,mitzunehmenw auf dem 
Weg zu einer modernen sozialistischen Konzeption. wäh- 
rend man sich gleichzeitig in der Phase zwischen dem 
Nürnberger Aktionsprogramm (1986) und dem Berliner 
Grundsatzprogramm der SPD (1989) um eine reale Inte- 
gration in die SPD-Linke und um konstruktive Beziehungen 
zu den .,undogmatischen" Linken um Peter von Oertzen 
bemühte - ein Prozeß, der einige Jahre später darin mün- 
dete, daß die spw zu einem gemeinsamen Projekt der so- 
zialistischen Parteilinken wurde. 

Die Sozialdemokratie und die Linke 
Umso mehr sollte man sich nicht zu sehr auf das Verhältnis 
des HK zum .,realen Sozialismus" und Parteikommunismus 
fixieren. Viel bemerkenswerter entwickelten sich die Inter- 
pretationen der Sozialdemokratie durch den HK. Zunächst 
herrschte eine sehr traditionalistische Einschätzung vor, 
die sich im Grunde aus der Einschätzung nährte. die Sozi- 
aldemokratie sei nur vorübergehend vom Bebel'schen 
Weg abgewichen und könnte wieder dahin zurückgeführt 
werden. Der Reformismus wurde im wesentlichen als eine 
defizitäre Soziqldemokratie, als eine halbherzige Reform- 
Strategie und als Abweichung vom eigentlich richtigen 
Weg angesehen. Und 1983 meinten einige nach dem Re- 
gierungsverlust der SPD. daß nun die Stunde der Marxi- 
sten in der Sozialdemokratie schlage. Im Laufe der 80er 
Jahre setzte sich dann aber eine Einschätzung durch. die 
den Reformismus als ,,real existierenden Sozialismus" sozi- 
aldemokratischer Prägung verstand und dies am Komplex 
aus Partei. Gewerkschaften und Sozialstaat festmachte. In 
diesem Zusammenhang kam dieThese auf, daß der sozial- 
demokratische Reformismus sozialistische Elemente inner- 
halb des Kapitalismus habeentwickeln können und daß es 
- hinter kaltem Krieg, Antikommunismus und Antisozial- 
demokratismus versteckt - eine gemeinsame Geschichte 
des parallelen Vormarsches linker Kräfte, eine Geschichte 
des peripheren Sozialismus bzw. Leninismus und eine Ge- 
schichte des metropolitanen Sozialismus bzw. Reformis- 
mus gegeben habe. In den sog. 53 Thesen wurde 1989 
vor diesem Hintergrund die Perspektive einer Konvergenz 
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zwischen beiden Strängen und auch zwischen den von ih- 
nen geprägten Produktionsweisen in West- und Osteuro- 
pa formuliert. 

Diese Perspektive ist durch die Ereignisse überholt 
worden. Dennoch: Mit diesem integralen Verständnis der 
Geschichte von Sozialdemokratie und Kommunismus 
(das sich sehr an den integralen Sozialismus Otto Bauers 
anlehnt) kann rückwirkend auch die Geschichte des HK ~ ~ 

besser verstanden werden. Zu einer ,.Abrechnung" mit 
dieser Geschichte und insbesondere mit unserem Ver- 
hältnis zum ..realen Sozialismus" ist es strenggenommen 
nie gekommen. Ich bezweifle auch weiterhin. ob dies uns 
irgendwie weitergebracht hätte. Entscheidender ist, daß 
man das, was passiert oder auch nur gedacht und gesagt 
worden ist, versteht und daß man aus diesem Verständ- 
nis lernt. wenn es um eine neue Verortung im geschicht- 
lichen Prozeß geht. Hier stehen wir noch immer am An- 
fang. Einer der entscheidenden Punkte ist eben die ein- 
gangs thematisierte Denkfigur der Macht. Was mich in 

W er den heutigen Stand der organisierten Stu- 
dentinnen- und Studentenschaft mit demje- 

nigen von vor zehn Jahren vergleicht, wird 
nicht umhin können, einen weitgehenden Zusammen- 
bruch von politischen Strukturen und Organisationen 
auszumachen. Auf der Linken ist besonders auffällig: das 
(nahezu) spurlose Verschwinden der beiden wichtigsten. 
weil zusammen stärksten politischen Studentinnen- und 
Studentenverbände. des MSB und des SHB. Nun mag es 
sein. daß der SHB innerhalb der Sozialdemokratie kaum 
Bedeutung hatte, weil er innerparteilich weitgehend aus- 
gegrenzt war. Aber bezogen auf die .,linke politische Kul- 
tur" in der Bundesrepublik ist das schon ein herber Ver- 
lust. Denn der SHB stellte doch auch eine Klammer zwi- 
schen Sozialdemokratie und außerparlamentarischer Be- 
wegung dar. und solche Klammern sind von erheblicher 
Bedeutung, besonders dann, wenn die SPD vom näch- 
sten Jahr an Regierungsverantwortung tragen sollte. Wie 
war das also mit dem SHB? 

Drei Dinge erhielt das Neumitglied in den 80er Jahren 
im allaemeinen bei seinem oder ihrem Eintritt in den So- 
zialistischen Hochschulbund (SHB): Eine rote Nelke. ein 
weißes Grundsatzprogramm und eine goldfarbene Mit- 
gliedsnadel. Diese Mitgliedsnadel zeigte oben ein aufge- 
schlagenes Buch. unten eine Art Zahnrad, und in der Mit- 
te einen Händedruck. Sie symbolisierte das Bündnis von 
Arbeiterklasse und Intelligenz - der Händedruck konnte 
aber auch als Symbol für die Einheit der Arbeiterbewe- 
gung oder, wie es im SHB hieß. der ,,prinzipiellen Akti- 
onseinheit" von Sozialdemokraten und Kommunisten 
gelten. Mit dieser mit den ,,Erfahrungen aus der Spaltung 
der Arbeiterbewegung und unter der Terrorherrschaft 
des Hitlerfaschismus"' begründeten Art von Aktionsein- 
heit stand der SHB in der Sozialdemokratie einsam da - 
genauer gesagt: isoliert. 

Das Grundsatzprogramm. 1972 beschlossen und bis 
zum Ende des SHB Anfang der 90er Jahre gültig. war ein 
vergleichsweise langer Text, der auf der Grundlage der 
..Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus" eine 
politökonomische Analyse mit umfassendem Anspruch 
vornahm. Dieses Programm war für das neu aufgenom- 
mene Mitglied kaum lesbar. qeschweiqe denn verständ- 

diesem Zusammenhang beschäftigt, ist die Frage. wie 
man mit dem vom HK so sträflich vernachlässigten Erbe 
der dritten. basisdemokratisch-autonomen ..machtlosen" 
Strömung der Linken umgehen soll. wenn es um eine 
Neuformierung sozialistischer Kräfte geht. W 
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Aktionseinheit, 
Klatschmärsche und 

Grundlagenfetischismus 
Ein Rückblick auf den SHB 

von Christoph Meyer* 

Bonn, einigermaßen bewußt war. war dem langen Text 
noch eine kurze, anderthalbseitige ,.Grundsatzerklärung" 
vorgeschaltet, aus der die zentralen Identifikationspunkte 
dieses Verbandes hervorgin- 
gen. Der SHB sah sich als mar- 
xistischer Verband innerhalb Denn der SHB stellte auch eine Klammer 
der Sozialdemokratie. der sich zwischen Sozialdemokratie und außer- 
auf ..der Grundlage des wis- 
senschaftlichen 5ozialisrnus"' parlamentarischer Bewegung dar, und 

die Welt erklärte und seine solche Klammern sind von erheblicher 
politische Strategie erarbeite- Bedeutung 
te. Diese enthielt als wichtia- 
ste Konstanten die prinzipielle 
Aktionseinheit von Sozialdemokraten und Kommunisten 
sowie die Politik der gewerkschaftlichen Orientierung 
(GO-Politik). 

Die Aktionseinheit 
Die prinzipielle Aktionseinheit von Sozialdemokraten und 
Kommunisten bedeutete für den SHB in erster Linie eine 
prinzipielle Aktionseinheit mit dem Marxistischen Stu- 
dentenbund Spartakus (MSB), dem studentischen Able- 
ger der DKP. Sie beinhaltete weitgehende Übereinstim- 
mung (oder zumindest die Annahme einer weitgehen- 

[ich. Da dieser Umstand wohlauch dem Herausgeber des .D, chri~toph ~ e y e r ,  ~oin, Historiker, MiigliedderspwRedaktioo. von 1986bis 1989Mitgiied 
Programmes, dem Bundesvorstand des SHB mit Sitz in der SHB, 1988189 Vorsitzender der Gruppe Uni ~ o l n  
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den Übereinstimmung) in der politischen Zielbestim- 
mung (sozialistische/kommunistische Gesellschaft), in der 
Gesellschaftsanalyse (Theorie des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus mit dem Etappenziel der ,.antimonopolisti- 
schen Demokratie") und in der hochschulpolitischen 
Strategie (GO-Politik). Unterschiede zwischen SHB und 
MSB bestanden vor allem bezüglich der Parteizugehörig- 
keit (SPD oder DKP) und in bezug auf die Verbandsstruk- 
tur: Herrschte beim MSB der .,demokratische Zentralis- 
mus", der besagte, daß Vorstände etc. das Recht hatten. 
Beschlüsse zu fällen, die die Basis dann auszuführen hat- 
te, so kannte der SHB dergleichen nicht. Daß Vorstands- 

beschlüsse im SHB de facto al- 
lerdings meist das gleiche Ge- 

Die Kritik der Aktionseinheit mündet also wicht halten wie im MSB, hat- 
in eine Grundsatzkritik an der vom SHB te subtilere Ursachen. Und 

auch die Bedeutung der un- vertretenen Ideologie, für die Pluralismus 
terschiedlichen Parteizuaehö- 

2 

und Gewaltenteilung ebenso nachrangig rigkeit kann durchaus hinter- 

waren wie die Garantie bürgerlicher Frei- fragt werden: Für s' manche 
SHB-Mitglieder handelte es 

heiten. sich bei der SPD-Mitglied- 
schaft um eine rein taktische 
Frage. etwa um arbeitsteilig 

vorzugehen. Sicher: Der SHB war. mit Wolfgang Abend- 
roth. der Auffassung, daß es ,.ohne und gegen die Sozi- 
aldemokratie und ihre Basis". also die ..große Mehrheit 
der Arbeiterklasse"'. keinen Sozialismus geben werde, 
und er verfocht die .,Doppelstrategie" der Jusos, die die 
Sozialdemokratie ebenso von innen wie durch den Druck 
von außen verändern wollten. 

Auf dem für die Aktionseinheit entscheidenden Feld. 
der Hochschulpolitik, bildeten SHB und MSB oder - wie 
sie sich diesbezüglich selbst auch nannten - die .,GO-Ver- 
bände". hier und da unter Einschluß marxistisch orien- 
tierter .,FreudenbergerU Juso-Hochschulgruppen. einen 
festen politischen Block, ob vor Ort an den Hochschulen. 
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..Vereinheitlichung" der gemeinsamen Positionen vor ir- 
gendwelchen Verhandlungen mit Dritten, gemeinsame 
Studentlnnenparlaments-(SP-)Wahlkämpfe (wenn auch 
im Normalfall auf getrennten Listen) und gemeinsame 
AStA-Koalitionsverhandlungen. 

Natürlich war ein solch hohes Maß an Vereinheitli- 
chung vor Ort oft illusorisch, und es kam durchaus zu 
Auseinandersetzungen oder einzelnen Abweichungen 
von der prinzipiellen Gemeinsamkeit. Aber entscheidend 
ist. daß diese durchgehend angestrebt wurde. Da der 
MSB als Verband deutlich mitgliederstärker war. geriet 
der SHB dabei auf der Bundesebene in die Rolle des Juni- 
orpartners, was auf der einen Seite zu Bevormundungs- 
versuchen führen konnte. ihm auf der anderen Seite aber 
die Sicherheit der Solidarität des größeren Partners gab. 
Dies war jedenfalls so. solange es keine Differenzen hin- 
sichtlich des entscheidenden gemeinsamen Politikberei- 
ches, der Hochschulpolitik, gab. 

Insofern war der SHB nicht, wie viele Kritiker behaupte- 
ten. ein ..Anhänasel" des MSB Soartakus. Der MSB hatte . .. < 

keinerlei Entscheidungsbefugnisse in bezug auf den SHB, 
ebenso wenig wie umgekehrt. Die prinzipielle Aktionsein- 
heit war nie strukturell bedingt. sondern rein idwlogisch. 
So hat der SHB auch keine finanziellen Zuwendungen aus 
der DDR erhalten - was unter anderem zur Folge hatte, 
daß beispielsweise in Köln der SHB-Mitgliedsbeitrag stolze 
DM 13.- pro Monat betrug. während beim MSB nur ab 
und zu die Sammelbüchse herumgereicht wurde. Hinzu 
kam noch. daß beim SHB das Verbandsmagazin .,frontal" 
in festen Kontingenten von den einzelnen Gruppen abge- 
nommen und bezahlt werden mußte-der Druck zum tat- 
sächlichen Verkauf der Hefte war also wesentlich höher. 
während das MSB-Organ ..Rote Blätter" oft größtenteils in 
den Altpapiercontainer wanderte. 

Wie ist nun die prinzipielle Aktionseinheit von SHB 
und MSB im Nachhinein zu bewerten? Abgesehen da- 
von, daß ein ideologisches Konstrukt ,,prinzipielle Akti- 
onseinheit" aus strategischen und taktischen Gründen 
wohl eher zu verwerfen ist. weil es starr ist und unbe- 
weglich macht. ist diese Frage identisch mit der Frage, 
wie die Kommunistlnnen in der Bundesrepublik. wie die 
DKP zu bewerten war bzw. im Nachhinein zu bewerten 
ist. Der MSB war, wie die DKP auch, und das war damals 
genauso klar wie heute. eine maßgeblich von der SED fi- 
nanzierte und politisch eng mit ihr verbundene Organisa- 
tion, deren Führung weitgehend dasselbe gesellschafts- 
politische Konzept verfolgte wie die offizielle Politik der 
DDR. Mit der prinzipiellen Aktionseinheit mit dem MSB 
befand sich der SHB also im gleichen politischen Lager 
wie die SED-Diktatur. Allerdings analysierte der SHB die 
DDR nicht als Diktatur. So hieß es in einer Erklärung aus 
SHB-Kreisen zum Tode des ehemaligen DDR-Staats- und 
Parteichefs Walter Ulbricht vom 1.8.1973: ,.Sein Leben 
war erfüllt vom Kampf für die Interessen der Arbeiterklas- 
se, für Frieden, Demokratie und Soziali~mus."~ 

Die Kritik der Aktionseinheit mündet also in eine 
Grundsatzkritik an der vom SHB vertretenen Ideologie, 
für die Pluralismus und Gewaltenteilung ebenso nach: 

auf überregionaler Ebene oder eben bundesweit. in Or- rangig waren wie die Garantie bürgerlicher Freiheiten. Im 
ganen wie den Vereinigten Deutschen Studentenschaf- Zentrum der oolitischen Zielvorstelluno des SHB stand die 
Yen (VDS). dem ~achverband der ASten. der Allgemeinen .,Ausübung der Staatsmacht durch-die Arbeiterklasse 
Studentlnnenausschüsse der Bundesrepublik Deutsch- und ihre Organisati~nen"~. Eine solche Auffassung 
land. Die gemeinsame GO-Politik umfaßte die gesamte machte ein prinzipielles Bündnis mit Kommunistlnnen 
politische Arbeit, also ständige Koordination der Füh- nicht nur möglich, sondern wünschenswert. 
rungsgremien. gemeinsame Entwicklung und Durchset- Die prinzipielle Aktionseinheit wäre aus ebenso prin- 
zung von ,.Aktionsorientierungen" auf allen Ebenen, die zipiellen Gründen abzulehnen gewesen. An die Stelle der 
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Jahre. Vermischt war dies mit analogen Kampflinien in 
den Gewerkschaften und der intellektuellen Szene. 

Eine gewichtige Rolle spielte dabei die Frage der .,Ak- 
tionseinheit". Damit war eine Position gemeint. die aus 
den ..Lehren der Geschichte" den Schluß zog, die Akti- 
onseinheit von Kommunisten und Sozialdemokraten sei 
das Grundgerüst jedweden politischen Fortschritts. eine 
Position, die der SHB bekanntlich ebenfalls bezogen hat- 
te - wobei der SHB allerdings immer eine Führungsrolle 
der DKP im Rahmen derartiger Aktionseinheiten ablehn- 
te. Innerhalb des HK spielte die Aktionseinheits-Doktrin 
eigentlich keine besonders große Rolle. Nach meiner Ein- 
schätzung dominierten hier bei den konkreten bündnis- 
und aktionspolitischen Beziehungen zum DKP-Umfeld 
eher zwei Aspekte: zum einen ein recht pragmatischer, 
der auf das beträchtliche organisatorische Potential der 
DKP und ihres Vorfeldes zielte, zum anderen ein gewisses 
Lagerdenken. das durch die heftigen Attacken und Aus- 
grenzungsmanöver befördert wurde. Anders als die Be- 
ziehungen zwischen SHB und MSB Spartakus fielen die 
Beziehungen zwischen dem HK und der SDN bzw. der 
DKP eher kühl und distanziert aus. Auf der kommunisti- 
schen Seite herrschte hier teilweise sogar ein ausgespro- 
chenes Mißtrauen gegenüber dieser Spezies von Sozial- 
demokratinnen und Sozialdemokraten (ich verweise hier 
auch erneut auf die o .g  Empfehlung von Erich Honecker 
aus dem Jahre 1977). 

"Integraler" und  ..moderner Sozialismus" 
Eine gewisse Ausnahme zeichnete sich während der og. 
Neuformierungsphase des HK seit 1986 ab. Und diese 
Ausnahme betrifft insbesondere das intellektuelle Feld 

und die Beziehungen zum DKP-nahen Institut für marxi- 
stische Studien und Forschung (IMSF). Doch bevor ich 
darauf zurückkomme, muß ich etwas zu den ,,weltan- 
schaulichen" lmplikationen der HK-Geschichtesagen und 
damit zum Marxismus-Verständnis. Denn auch wenn die 
SMK-Theorie als solche ei- 
gentlich gar keine so große 
Rolle im HK spielte. so war Das Selbstverständnis als ,,Marxisten" 

doch das Selbstverständnis als war konstitutiv für den HK und zualeich 
,,Marxisten" (die Marxistinnen eine maßgebliche Verbindungslinie zum 
kamen in der Sorachreaeluna < < 

erst nach den Herforder The- kommun~st~schen S~ektrum 
sen hinzu) konstitutiv für den 
HK und zugleich eine maßgeblicheVerbindungslinie zum 
kommunistischen Spektrum. Die entscheidende Trennli- 
nie lag darin. daß der HKden Marxismus-Leninismus (ML) 
ablehnte. also die Doktrinierung des Leninschen Politik- 
ansatzes, was insbesondere natürlich für die Parteitheo- 
rie galt. Man muß hinzufügen, daß dies meines Wissens 
auch für die offizielle SHB-Position galt, selbst wenn an- 
sonsten ML-Affinitäten unübersehbar waren. 

In der Phase seit 1976177 spielte das Phänomen des 
Eurokommunismus. also der Herausbildung einer eigen- 
ständigen ,,westlich-demokratischen" Identität maßgeb- 
licher kommunistischer Parteien eine entscheidende Rolle 
für den HK, sah man hier doch einen Ausweg aus der ei- 
genen Zerrissenheit im Verhältnis zum Kommunismus. 
Eine kurze Zeitlang schien sich eine ,,eurosozialistische" 
Ergänzung abzuzeichnen. für die zum einen die französi- 
sche PS (mit ihrem CERES-Flügel) stand. zum anderen die 
österreichische SP (mit ihrer austromarxistischen Linken). 
Von besonderer Bedeutung war in dieser Euro-Gemen- 
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Position dominierte, die den Sozialismus sowjetischen 
Typs einerseits als prinzipiell fortschrittliche Gesellschafts- 
formation definierte und ihn andererseits insbesondere 
aufgrund seiner Demokratiedefizite kritisierte. Diese bei- 
den widerstreitenden Aspekte wurden durch eine ..weit- 
historische" Interpretation zusammengebracht, nämlich 
durch den Verweis auf die Ausgangsbedingungen eines 
rückständigen Landes und auf den Belagerungszustand. 
in den das sowjetische Lager hineinversetzt worden war. 
Im Grundsatz war dies die Einschätzung, die sich in den 
Herforder Thesen ebenso wie in den 53 Thesen des Pro- 
jektes Moderner Sozialismus finden Iäßt. Freilich gab es 
in gehörigem Maße auch Tendenzen (insbesondere beim 
SHB). in denen diese ,.kritische Solidarität" durch eine 
prinzipielle Befürwortung des sowjetischen Typus ersetzt 
wurde. Die Ausgrenzungsfeldzüge, die gegen die ..Sta- 
mokaps" v.a. Ende der 70erJahre und in den 80er Jahren 
geführt wurden, hatten nach meinem Eindruck zur Fol- 
ge. daß es bei manchen Genossinnen und Genossen qua- 

bzw. PVAP und Jaruzelski wurden nur wenige Sympathi- 
en entgegengebracht und um die .,Sache" war es 
schlecht bestellt. Die Kategorie der .,Konterrevolution" 
spielte bei etlichen Hardlinern sicherlich eine Rolle. Doch 
die Kritik am militärischen Eingreifen wurde v.a. durch 
die Befürchtung relativiert, eine Machtübernahme der 
Solidarnosc würde das Gleichgewicht der Blöcke in Euro- 
pa stören, wobei man sich da auf ähnlich gelagerte Äu- 
ßerungen von Herbert Wehner stützen konnte. 

An dieser Stelle deutete sich eine Plazierung des HK 
an, die viele Jahre später deutlicher werden sollte. Zu- 
nächst war es ja so, daß die Afghanistan- und Polenfrage 
v.a. in den innewerbandlichen Kämpfen bei den Jusos 
Anfang der 80er Jahre eine Rolle spielte und zu manchen 
Eiertänzen im HK führte. Später aber neigten sich die in- 
newerbandlichen Ausgrenzungsmanöver dem Ende zu, 
und der HK begann insgesamt eine andere Rolle im Ver- 
band einzunehmen. Dabei kam zum Tragen. daß die 
konstruktive Position des HK zum .,realen Sozialismus" ei- 

si als Trotzreaktion zu einer Identifikation mit dem Real- gentlich zwei Elemente umfaßte. nämlich die schon dar- 
sozialismus kam. die über die offiziellen Formulierunaen aestellte Verbundenheit mit den Brüdern und Schwe- - 
deutlich hinausging. 

Insgesamt war die Geschichte des HK in Bezug auf 
den Kommunismus geprägt durch ein Wandern zwi- 
schen den Welten. Welche paradoxen Ausformungen 
dies annehmen konnte. zeigten die in dieser Zeitschrift 
schon dokumentierten Ereignisse des Jahres 1977l. als 
der damalige HK (bzw. maßgeblich Diether Dehm) dem 
ausgebürgerten Wolf Biermann einen Auftritt auf dem 
Juso-Bundeskongreß verschaffte. er zugleich eine stärke- 
re Offenheit gegenüber der DKP im Ramen von Initiativen 
und Bewegungen anmahnte und sich schließlich bei den 
Vorsitzendenwahlen mit Klaus-Uwe Benneter durchsetz- 
te, während auf der anderen Seite Erich Honecker der FDJ 
den Abbruch der Beziehunoen zur neuaewählten Juso- < - 

Spitze .,emofahl". welche 

I m  HK dominierte immer eine Position, kurze Zeit darauf vom SPD- 
Parteivorstand durch Aus- 

d ie den  Sozialismus sowjetischen Typs ei- schluß des Bundesvorsitzen. 

nerseits als prinzipiell fortschri t t l iche den enthauptet wurde. Die 
von Diether Dehm geschilder- 

Gesellschaftsformation definierte und ten (und von ihm auch maß- 

ihn andererseits insbesondere au fqrund geblich vorangetriebenen) 

seiner Demokratiedefizite kritisierte. 
Bemühungen. zwischen der 
linken Oooosition und der . , 
SED zu vermitteln. repräsen- 

tierten eine ..heroischeo Position, die auf der einen Seite 
in den anlaufenden antikommunistischen Kampagnen 
innerhalb der Sozialdemokratie, auf der anderen Seite im 
ignoranten Dogmatismus der SED unterging. 

Nicht einfacher wurde die Angelegenheit Anfang der 
80er Jahre mit dem Einmarsch der Roten Armee in Af- 
ghanistan und der Machtübernahme des Militärs in Po- 
len. Die .,offiziellen" Dokumente des HK (insbes. Leitan- 
träge auf Juso-Bundeskongressen) verurteilten beide Vor- 
gänge aus ernstgemeinten und insbesondere völker- 
rechtlichen Erwägungen heraus. Allerdings war es so. 
daß die Intewention in Afghanistan insofern auf breitere 
Sympathien stieß. weil sie- wie ich im übrigen auch heu- 
te noch meine - einer prinzipiell ,.guten Sache" diente 
(Fortschritte im Bildungs- und Gesundheitswesen und 
insbesondere zugunsten der Frauen), wohingegen die 
völkerrechtliche Seite nur Schlimmes für die internationa- 
len Beziehungen erahnen ließ und letztlich ja auch zur 
Isolierung der UdSSR bei den Blockfreien führte. Im Falle 
Polens war es genau andersherum. Der polnischen KP 
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Stern der kommunistischen Arbeiterbewegung und der 
.,welthistorischen" Rolle des sowjetischen Lagers. dann 
aber auch das Element der Entspannung zwischen den 
Blöcken und der wechselseitigen politisch-ideologischen 
Öffnuna. was eine ziemlich nahtlose Bezuanahme auf <. 2 

die bilateralen Prozesse zwischen SPD und SED beinhalte- 
te. In Wirklichkeit waren diese bilateralen Prozesse auch 
bei den Hauptverantwortlichen beider Seiten. also incl. 
der Sozialdemokratie, niemals frei von der Wirkung histo- 
rischer Verwandtschaftsverhältnisse. Später - in der Gor- 
batschow-Ära - verschob sich dies im übrigen stärker auf 
die Beziehungen zur KPdSU bzw. zu den entsprechenden 
Abteilungen. Soweit Genossinnen und Genossen des HK 
.,außenpolitisch" tätig waren (wie der langjährige Juso- 
Bundesvorständler Olaf Scholz und der ehemaliae SHB- 
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Bundesvorsitzende Wolfgang Zellner). konnten sie es als 
loyale Vertreter der Sozialdemokratie in diesem durch 
Leute wie Bahr, Gaus u.a. vorgezeichneten Rahmen tun. 

Antikommunismus u n d  ,,Aktionseinheit" 
Wenn wir nun den Blick nach innen richten. so war die 
Periode von 1977 bis ca. 1984185 geprägt durch die 
schon erwähnten Ausgrenzungskämpfe bei den Jusos, 
die wiederum Bestandteil einer Schlachtordnuna waren. 
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die auch das gewerkschaftliche und das intellektuelle Ter- 
rain umfaßte. In der Tat hatten die kader- und bündnis- 
politischen Bemühungen der DKP um Einflußgewinn un- 
terhalb der parlamentarischen Ebene Ende der 70er Jahre 
eine neue Oualität erreicht. Und der HK wurde mit dem 
Vorwurf konfrontiert. derartige Bemühungen zu tolerie- 
ren bzw. sich darin einspannen zu lassen (oder sie sogar 
aktiv mitzutragen, was sich aber eher an den SHB richte- 
te). Es begann 1977 mit dem Parteiauschluß des Juso- 
Bundesvorsitzenden Klaus-Uwe Benneter und einer nach- 
folgenden regelrechten Ausschlußwelle. die u.a den 
Juso-Bezirksvorsitzenden von Ostwestfalen-Lippe Hein- 
rich Lienker und die SHB-Bundesvorsitzende Mechtild 
Jansen erfaßte. Es folgten unter Gerhard Schröder und 
den ihm nachfolgenden Bundesvorsitzenden weitere 
Auseinandersetzungen um das Verhältnis von SPD und 
SHB, um die Antifaschismus-Arbeit und das Verhältnis 
zur WN, um die Mitarbeit zuerst in den Komitees für 
Frieden und Abrüstung und dann beim Krefelder Appell, 
um sog. Anti-Strauß-Bündnisse im Jahre 1980 und um 
jugendpolitische Bündnisse in der ersten Hälfte der 80er 

Blockbildung mit den MSB-Funktionärlnnen hätte der so- 
zialdemokratische SHB die punktuelle Zusammenarbeit 
bei gemeinsamen politischen Anliegen setzen müssen. 
Eine derartige Forderung an den SHB zu stellen, wäre al- 
lerdings irreal gewesen, weil der SHB in den 70er und 
80er Jahren keine grundsätzlich von derjenigen des MSB 
verschiedene Ideologie vertreten hat. Hinzu kommt, daß 
SHB und MSB in bezug auf die Hochschulen eine ge- 
meinsame Strategie entwickelt hatten. die der ideolo- 
gisch-theoretischen Verklammerung eine solide prakti- 
sche Grundlage gab, 

Die gewerkschaftlich orientierte Politik 
Für viele Mitglieder des SHB und auch des MSB war die 
gemeinsam vertretene gewerkschaftliche Orientierung 
das entscheidende Moment der Zusammenarbeit - und 
weniger die abstrakte Herleitung aus den .,Erfahrungen 
der Arbeiterbewegung". 

Theoretisch wurde die GO-Politik aus einer Analyse 
der Klassenlage der Intelligenz abgeleitet. Demzufolge 
gehörte ein kleinerer Teil der Intelligenz unmittelbar zur 
Kapitalistenklasse. ein anderer kleinerer Teil bestand aus 
Freiberuflern, Ärzten. Rechtsanwälten etc.. während für 
den größten Teil die Perspektive der Lohnabhängigkeit. 
also eine Annäherung an die Klassenlage der Arbeiter- 
schaft prognostiziert wurde. Dieser größte Teil der Intelli- 
genz nehme. so die Analyse der GO-Politik, immer stärker 
zu. und daher sei es die politische Aufgabe der GO-Ver- 
bände. diese Mehrheit der Studentinnen und Studenten 
auf ein Bündnis mit der in den Gewerkschaften organi- 
sierten Arbeiterklasse zu orientieren. 

GO-Politik beinhaltete also einerseits das angestrebte 
Bündnis mit den Gewerkschaften. andererseits aber auch 
ein Verständnis der Oraane der Verfaßten Studentlnnen- 
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schaft als quasi-gewerkschaftliche lnteressenvertretungs- 
Organe. Das heißt. in AStA. Fachschaften etc. sollten die 
Studentlnnen, die ja nicht per se ein proletarisches Klas- 
senbewußtsein hatten, das gemeinsame Eintreten für ihre 
lnteressen einüben. Dies beinhaltete aber gleichzeitig ein 
Setzen auf die unmittelbaren materiellen lnteressen der 
Studentinnen und Studenten - ähnlich wie die Gewerk- 
schaften an den unmittelbaren materiellen lnteressen ihrer 
Mitglieder ansetzten. Die Studentlnnen sollten .,da abge- 
holt werden. wo sie stehen" - und von da aus politisiert 
werden. Anders als bei K-Gruppen und Basisgruppen wur- 
de die politische Arbeit an den Hochschulen nicht als dieje- 
nige einer elitären revolutionären Avantgarde verstanden, 

Die GO-Politik war insgesamt erfolgreich und kann 
auch heute noch (mit Ausnahmen, beispielsweise da. wo 
,.Aktionsorientierung" um der Aktionen willen in manch- 
mal etwas platter Manier betrieben wurde) positiv be- 
wertet werden. Das Problematische an der GO-Politik ist 
eher in der analytischen Grundlage zu sehen, auf der sie 
fußte. Denn während sich die Intelligenz von ihrer Klas- 
senlage her dem Proletariat annäherte. löste sich das pro- 
letarische Klassenbewußtsein immer weiter auf. Der Indi- 
vidualisierungsprozeß setzte also der von der GO-Politik 
angestrebten Klassenformierung ihre Grenzen - ein Pro- 
blem. gegen das der SHB ebenso wenig ein schlüssiges 
Rezept wußte wie die übrige Linke. im wesentlichen bis 
heute. 

Grundsätzlich ist - sowohl hinsichtlich der Aktions- 
einheit als auch bezogen auf die GO-Politik - zu konsta- 
tieren, daß die ökonomiezentrierte Lesart des Sozialis- 
mus. die der SHB praktizierte, den Verband an einer reali- 
tätstüchtigen Situationsanalyse hinderte. Damit hingen 
übriaens auch die Hilflosiakeit und das orthodoxe Sektie- 
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rertum zusammen, mit dem der SHB auf die Krise des Re- 
alsozialismus in den späteren achtziger Jahren reagierte. 
Die Umwälzungen im Ost- 
block wurden einseitig in 
DDR-Sicht auf die ..alobalen Im Osten waren d ie Produktionsmittel .. < 

Fragen". allen voran Frieden verstaatlicht, also herrschte der Sozialis- 
und Abrüstung, reduziert. an- 
sonsten ignoriert. Wie die mus. Damit  ha t te  der  SHB den formalen 

SHB-Führung beispielsweise Aspekt der Besitzverhältnisse z u m  Kriteri- 
im Zusammenhang mit dem um des Sozialismus gemacht  - und ihn 
Massaker der chinesischen 
Machthaber an den protestie- folgl ich von  den Füßen auf  den  Kopf ge- 
renden Studentlnnen im Juni stellt, 
1989 meinte, war gut. was 
dem Sozialismus nützte. Im 
Osten waren die Produktionsmittel verstaatlicht, also 
herrschte der Sozialismus. und diese Herrschaft wieder- 
um war. um den Zirkel zu schließen. gut. Damit aller- 
dings hatte der SHB den formalen Aspekt der Besitzver- 
hältnisse zum Kriterium des Sozialismus gemacht - und 
ihn folglich von den Füßen auf den Kopf gestellt. 

Einheitlichkeit u n d  Verbindlichkeit 
Als sich 1988189 zum letzten Male - und zum ersten 
Male seit 1975 - im SHB eine innewerbandliche Oppositi- 
onsfraktion formierte. lag dies nicht an der Analyse des 
Realsozialismus oder an der Aktionseinheit mit den Kom- 

sondern als eine Politik für die Studentlnnen und mit den munistlnnen. Die zweite Hälfte der achtziger Jahre waren 
Studentlnnen. Und anders als bei manchen trotzkistischen für die Linke im Westen die Periode der Gorbimanie. von 
Sekten sollten die unmittelbaren materiellen lnteressen 
nicht als trojanisches Pferd. als Köder instrumentalisiert 
werden. Es ging den GO-Verbänden um eine tatsächliche 
Stärkung der Veriaßten Studentlnnenschaft als lnteressen- 
Vertretung, um das ,.Kräfteverhältnis" an den Hochschulen 
weiter nach links zu verschieben. 

Der GO-Ansatz war insofern nicht sektiererisch. als er 
die Studierenden nicht instrumentalisierte, also indem er 
an ihren unmittelbaren lnteressen ansetzte. Über die ge- 
werkschaftlich orientierte Politik gelang es MSB und SHB. 
in den 70er und 80er Jahren gemeinsam das Kraftzen- 
trum der organisierten Studentlnnenschaft zu bilden. die 
Studierenden immer wieder zu hochschul- und allgemein 
politischen Aktionen zu mobilisieren. die Studentlnnen- 
schaft zu politisieren und in ihren lokalen, regionalen und 
auch überregionalen Gremien dauerhaft Mehrheiten zu 
behaupten und führende Positionen einzunehmen. 

.,Glasnost und Perestroika". und während dies im Osten 
oppositionelle Regungen ermutigte, kam im Westen die - - 

Entspannungspolitik in eine zweite Phase, und in der Lin- 
ken verbreitete sich die Hoffnung, der Sozialismus des 
Ostens werde sich demokratisieren. Dieser Hoffnuna und 
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den daraus sich ergebenden Konsequenzen versperrte 
sich im Ostblock die DDR - und, auf sich selbst bezogen. 
in der westdeutschen Sozialdemokratie der SHB. 

Der SHB war gewissermaßen eine kleine DDR inmitten 
der bundesre~ublikanischen SPD. Entsorechend unde- 
mokratisch fünktionierte der Verband 'auch. In einem 
(nicht beschlossenen, unveröffentlichten) Papier der SHB- 
Gruppe Tübingen von Frühjahr 1988 hieß es zu Wahlen 
im SHB: .,Auf der BDV [Bundesdelegiertenversammlung] 
werden den Deleaierten unmittelbar vor den Wahlen die * 

vom Bundesvorstand bestimmten Kandidatlnnen für das 
Organ. das den Bundesvorstand später kontrollieren soll- 
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te. also den BA IBundesausschußl, bekanntgegeben und standes gegenüber den Gruppen verhinderte deren tat- 
ohne Diskussion per Akklamation gewählt. Die Geheim- sächliche Einbeziehung in einen demokratischen inner- 
n StLere Sr da so groß. daß e n  Genosse a-5 T,b ngen VerDanu cnen Prozeß Soalgc i ~ n d  wenn a ~ r h  nLr m 1 
oer '86 n aen BA qrwanlr W-roe. von .seiner' i<anoioa- Mune -nb Noti o e Welr e nlach 7-  ernlaren war neten 
tur erst zwei - dreistunden vor der Wahl erf~hr:'~ Ab- 
stimmungen und Wahlen erfolgten offen und in der Re- 
gel einstimmig mit Klatschmarsch (lautes. rhythmisches 
Klatschen aller Delegierten. zunächst sitzend. dann ste- 
hend. allmählich schneller werdend und dann in ..Vor- 
wärts-mit-dem-SHB!"-Rufe übergehend). 

Grundlage für die .,irinewerbandliche Demokratie" 
des SHB war der sogenannte .,A3". der Antrag 3 ,.Stärkt 

den SHB - den organisierten 
Kampf vorantreiben, verab- 

Der SHB w a r  gewissermaßen eine kleine schiedet auf der 2 3 . 0 . ~ ~ ~  

DDR inmi t ten  der  bundesrepublikani- am 23./24.101982 in 
burg". In diesem Papier wur- 

schen SPD. Entsprechend underno- den die ,,Verbandsprinzipi. 

kratisch funktionierte der Verband auch. en" des SHB formuliert. de- 
ren wichtigste .,Planung und 
Leitung", .,Kritik und Selbst- 

kr i t ik sowie ,.Einheitlichkeit und Verbindlichkeit" waren. 
Das letztgenannte Prinzip war das bedeutendste für die 
Entdemokratisierung des SHB. 

Als marxistischer Verband erhob der SHB für sich den 
Anspruch. einen .,wissenschaftlichen Sozialismus" zu 
praktizieren. Wo die Naturwissenschaft zweifelsfrei fest- 
stellen konnte, wie viele Atome das Wasserstoffmolekül 
hatte. da konnte der SHB. vermittels der marxistischen 
Analyse sowie der Anwendung seiner - aus dieser Analy- 
se natürlich abgeleiteten -Verbandsprinzipien - feststel- 
len, welche politische Entscheidung die objektiv richtige 
war. lnnewerbandliche Demokratie bedeutete im SHB 
also nicht die Feststellung und damit Durchsetzung einer 
Mehrheitsposition gegen die Minderheit, sondern das 
gemeinsame Erarbeiten der .,richtigen8' Position mit dem 
Ziel einer Vereinheitlichung. Wenn eine Position einmal 
(möglichst einstimmig) beschlossen (also richtig) war. 
dann hatte die Kritik im Interesse der ,.Schlagkraft des 
Verbandes" aufzuhören. und es ging nun an die gemein- 
same Umsetzung. 

Das Ergebnis war zunächst in der Tat ein äußerst 
schlagkräftiger Verband, der mit seiner Organisations- 
theorie in der Lage war, in sehr bewußter Weise mit sich 
selbst und seiner Umwelt umzugehen. Der SHB entwik- 
kelte ein ausgefeiltes Schulungssystem (mit Anleihen aus 
der kritischen Psychologie), war selbstverständlich ein 
Motor der Studentlnnenbewegung und bearbeitete auch 
den Bereich .,Verband", also seine eigene Stärkung, mit 
großer Energie. Hierzu wurde Mitte der achtziger Jahre 
noch ein weiteres Instrument entwickelt. nämlich der 
,,Sozialistische Wettbewerb" (SW). wo mittels Punkteta- 
bellen und einiger weiterer ..Instrumente" mit grandio- 
sen Abkürzungen (GEP. GAP. IAP. PUZIVO' ..) ermittelt 
wurde. welche Gruppen die besten Beiträge zur Stärkung 
des SHB (durch Werbung von neuen Mitgliedern sowie 
durch die Steigerung des Verkaufs des Verbandsmaga- 
zins ,.Frontal") geleistet hatten. .,Der SW ist unsere 
schärfste Waffe im Klassenkampf", hieß es einmal in ei- 
nem diesbezüglichen Beschluß der BDV. 

All dies hatte einen Haken. Ebenso wie die hochschul- 
politischen Aktionen (Zielzahlen zum Beispiel bei Demon- 
strationen oder SP-Wahlen) waren auch die Ziele der 
Weiterentwicklung des Verbandes in erster Linie quanti- 
tative. Und sie wurden vor allem von oben nach unten 
vorgegeben. Der faktische Zentralismus des Bundesvor- 

sich die hiermit verbundenen Probleme in Grenzen. Als 
jedoch mit Gorbatschow allerlei Veränderungen im Welt- 
und Selbstbild der Sozialistlnnen in Ost und West anstan- 
den. war der SHB strukturell und inhaltlich überfordert. 

Selbstmord durch Sektierertum 
Aus Angst vor dem Untergang durch eine politische Öff- 
nung hin zum vermeintlich Diffusen entschied sich die 
Führung für den Selbstmord durch Sektierertum. für das 
unbedingte Festhalten an den .,Grundlagen". 

Leichtsinnigerweise hatte der SHB-Bundesvorstand im 
Jahre 1987 beschließen lassen. sich ein neues Grundsatz- 
Programm zu geben. Es wurde eine Programmkommissi- 
on gebildet. in der es zu Diskussionen kam, ob und wie- 
weit bestimmte bisherige Grundlagen des Verbandes in 
Frage zu stellen seien. Zwei Dinge waren es vor allem. die 
die (hinter vorgehaltener Hand geführten) Diskussionen 
des Frühjahrs 1988 bestimmten: die Perspektive eines 
einheitlichen sozialdemokratischen Studentlnnenver- 
bands (also eines Zusammenschlusses von SHB und Juso- 
Hochschulgruppen) sowie die innewerbandliche Demo- 
kratie. Letzteres machte sich im SommerlHerbst 1988 die 
Gruppe Uni Köln zu eigen. während die Programmkom- 
mission seitens des Bundesvorstandes von kritischen Gei- 
stern gesäubert wurde. Zur BDV im Oktober 1988 stellte 
die Kölner Gruppe den (recht bescheidenen) Antrag, der 
Bundesausschuß. das höchste beschlußfassende Organ 
zwischen den BDVen, möge in Zukunft als Vertretung der 
Gruppen zustande kommen und tagen - und nicht mehr 
auf Benennung durch den Bundesvorstand. Die Kölnerln- 
nen formulierten: ..Der Verband muß in Zukunft viel 
mehr .sozialistischen Meinungspluralismus' (Gor- 
batschow) entwickeln - das heißt: Meinungsvielfalt und 
Diskussionen nach innen. Einheitlichkeit und Schlagkraft 
nach außen. Dazu muß auf allen Ebenen einedemokrati- 
schere, repressionsfreiere Streitkultur geschaffen wer- 
den."8 

Seitens der Führung des SHB - und auch seitens der 
Mehrheit der Delegierten - wurde diese Position als 
..Bruch der Verbandsprinzipien" gewertet. Als dann im 
Januar 1989 die hauptamtliche Redaktion des Verbands- 
magazins ..frontalu plötzlich und ohne vorherige Diskus- 
sion vom Bundesvorstand entlassen wurde. konstituierte 
sich der .,Offene Kreis im SHB" als Forum der innewer- 
handlichen Opposition. Das Rückgrat dieser Fraktion bil- 
deten die SHB-Gruppen Aachen und Uni Köln; hinzu ka- 
men einige kleinere Gruppen und einzelne SHB-Mitglie- 
der. vor allem aus NRW. In einer Broschüre mit dem zum 
Jubiläumsjahr der Französischen Revolution passenden 
Titel .,Freiheit - Gleichheit - Solidarität" hob der Offene 
Kreis seine Kritik an den .,Verbandsprinzipien" des SHB 
ins Grundsätzlicheg. 

Die Mehrheit des SHB blieb jedoch bei ihrer harten 
Haltung. Oppositionell eingestellte Mitglieder wurden 
eingeschüchtert; in bezug auf die oppositionellen Grup- 
pen wurden Spaltungsversuche unternommen. Parallel 
hierzu kam es vor allem bei Unzufriedenen in denjenigen 
Gruppen, die aufgrund der zentralistischen Informations- 
politik des Bundesvorstands nichts oder nur Verzerrtes 
von der Opposition mitbekamen, zu einer Austrittswelle. 
die an den materiellen Grundlagen des SHB zehrte. Die 
entscheidenden Gremien des SHB befanden sich sämtlich 
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ein rätedemokratischer. Man sympathisierte mit den Rä- 
tebewegungen in Chile, Italien. Portugal usw. 

Die traditionalistische bzw. .,Stamokap"-Strömung 
setzte vorrangig weder auf Selbstorganisation noch auf 
den Parlamentarismus. sondern v.a. auf die Organisatio- 
nen der Arbeiterbewegung und auf organisierte Bünd- 
nisstrukturen. Macht und der Weg zum Sozialismus wa- 
ren mit der Organisierung eines stabilen Linksblockes ver- 
bunden. Keine Strömung identifizierte sich mehr mit der 
chilenischen und mit der französischen Volksfront aus 
Linksparteien und organisierter Arbeiterbewegung. 

Natürlich war das Profil der verschiedenen Strömun- 
gen letztlich viel diffuser, und es gab wechselseitige An- 
leihen und fließende Übergänge, rhetorische Eskapaden 
und reale Differenzierungsprozesse. Aber darum geht es 
hier nicht. Mir geht es um die Verortung des HK im Ver- 
hältnis zur Sozialdemokratie wie auch zum Kommunis- 
mus (und letztlich auch zu den autonomen linken Strö- 
mungen) und darum. daß diese Verortung nur möglich 
ist, wenn man die impliziten und expliziten machtpoliti- 
schen Denkfiguren herausarbeitet und reflektiert. 

... und der Hannoveraner Kreis an  u n d  f ü r  sich 
Und hier muß man gegenüber der eben vorgenommenen 
Charakterisierung des ,.Stamokap-Feldes" eine gewichtige 
Präzisierung vornehmen. Der HK bzw. die ,,marxistischen 
Sozialdemokraten" (einschließlich derjenigen, die aus dem 
Juso-Dasein herauswuchsen - mit der spw als generatio- 
nenübergreifendem Bezugspunkt) zeichneten sich durch 
eine doppelte machtpolitische Orientierung aus: Die schon 
angesprochene Bezugnahme auf den ,,realen Sozialismus" 
koexistierte mit der Bezugnahme auf die Sozialdemokratie 
-und zwar nicht so sehr als Objekt einer von außen heran- 
getragenen bündnispolitischen Begierde. sondern als hi- 
storisch gewachsener. die westdeutsche Arbeiterbewe- 
gung strukturell dominierender und in sozialistischer Hin- 
sicht veränderbarer Machtfaktor. In diesem Spannungs- 
feld zwischen der Bezugnahme auf den ..realen Sozialis- 
mus" und der Bezugnahme auf die Sozialdemokratie bil- 
deten sich sehr unterschiedliche Facetten innerhalb des HK 
heraus. wobei es zu einfach wäre, sie auf zwei Linien (die 
harte und die weiche) zu reduzieren. So gemeinsam ihnen 
diese doppelte Orientierung und das darin in besonderem 
Maße angelegte Leiden unter der Spaltung der Arbeiterbe- 
wegung war. so gemeinsam war ihnen allerdings auch die 
weitgehende Ignoranz gegenüber jenen basisdemokra- 
tisch-linkssozialistischen Strömungen. die sich außerhalb 
des Machtgefüges sozialdemokratischer oder parteikom- 
munistischer Provenienz ansiedelten. 

Auf diesen Aspekt werde ich am Schluß noch zurück- 
kommen. Ich mache diese Bemerkung aber schon an die- 
ser Stelle. weil sie etwas mit meiner eigenen Biographie 
zu tun hat. Nach meinem Parteieintritt im September 
1972 wandte ich mich kurze Zeit später sehr zügig dem 
..Antirevisionismus" bei den Jusos zu, der damals noch 
wirklich linksradikale. autonome und rätesozialistische 
Züge trug (und -dies für Insider - so gut wie nichts mit 
seinen Nachfolgern im sog. Göttinger Kreis zu tun hatte). 
KurzeZeit arbeitete ich u.a. im Sozialistischen Osteuropa- 
komitee mit, das sich insbesondere mit der sozialistischen 
Opposition innerhalb des sowjetischen Lagers solidari- 
sierte. Eine Zeitlang war ich auch im Sozialistischen Büro 
involviert, dem damaligen Zentrum des ..Antirevisionis- 
mus". auf das sich auch kleinere Teile der Jusos bezogen 
(in meinem Fall durch korporative Mitgliedschaft meines 
Juso-Gewerkschafts-AKs). Im Laufe der Zeit orientierte 

ich mich aber um - bis hin zum ,.Eintritt" in den HK. de- 
sen Leitung ich von 1985 bis 1990 innehatte. 

Der tiefere Grund lag darin. daß mich die immer of- 
fenkundiger werdende ..Machtlosigkeit" des ..Antirevisio- 
nismus" störte und sich mir die Frage stellte, wie man als 
radikaler Sozialist und Marxist einen realen Bezug zur 
Macht herstellen und sich auf diese Weise im ,.revolutio- 
nären Weltprozeß" positionieren könnte. Dies ging nicht 
nur von der westdeutschen Situation aus. sondern b e  
ruhte vor allem auf einer Verarbeitung der chilenischen 
Volksfronterfahrungen und der Tatsache, da8 die antiim- 
perialistischen Vormärsche in der sog. 3. Welt in jedem 
Falle mit der Existenz der UdSSR zu tun hatten. Hier bo- 
ten sich das ,,Stamokap-Feld" 
und der HK geradezu an, auch 
wenn mich der SMK-theoreti- 

Die Vorstellung, in diesem „revolutionä- 

sche Überbau nurwenig über- ren Weltprozeß" als Gruppe oder gar als 
zeugte. Aber der spielte ja 

Person eine wenn  auch noch so kleine 
letztlich auch keine sonderlich 
große Rolle, wichtiger waren Rolle zu  spielen, hat te natürlich eine spe- 
die Aspekte organisierten akti- =[fische ~ ~ ~ ~ ~ k ~ i ~ ~ ,  
onsorientierten wie inner~ar- 
teilichen Handelns und der 
Eingliederung in ein breites Netzwerk mehr oder weniger 
geistesverwandter Kräfte und Strömungen. 

Wenn ich mich nun verschiedenen Aspekten der HK- 
Geschichte genauer zuwende. ohne mich allzusehr an 
eine Chronologie zu halten. will ich vorwegschicken, daß 
sich die Geschichte des HK aus meiner subjektiv gefärb- 
ten Sicht in folgende Etappen aufgliedern Iäßt: 

die Entstehung des HK in den Strategiedebatten der 
Jusos von 1971 bis 1975176 (inhaltlich verbunden mit 
dem sog. Hamburger Strategiepapier sowie den Juso- 
Kontroversen um ,,Reform und Staat"). 

die Konsolidierung des HK in den (aktions-. bündnis- 
und organisationspolitisch geprägten) Ausgrenzungs- 
kämpfen von 1977 bis 1984185 (inhaltlich verbunden mit 
der Gründung der spw und den Herforder Thesen). . die Neuformierung des HK im Zuge einer immer stär- 
keren Rolle innerhalb des Verbandes und im Verhältnis 
zur Parteilinken seit etwa 1986 (inhaltlich verbunden mit 
dem ..Projekt Moderner Sozialismus" und den sog. 53 
Thesen). 

Der HK und der ,,reale Sozialismus'' 
Was das Verhältnis zum Parteikommunismus angeht. so 
muß man zunächst hervorheben. daß im HK immer eine 
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Person eine wenn auch noch so kleine Rolle zu spielen, 
hatte natürlich eine spezifische Attraktion nicht nur für 
die selbsternannte Avantgarde der DKP, sondern eben 
auch und gerade für viele andere linke Kräfte bis hin zum 
HK. Daraus schö~fte man Stärke. die aber v.a entliehene 
Stärke war - entiehen v.a. von der Sowjetunion und vom 
sozialistischen Lager sowie den antiimperialistischen Be- 
wegungen der 3.Welt. deren Stärke wiederum auf die 
Existenz des sowjetischen Lagers zurückgeführt werden 
konnte. Innerhalb des .,Stamokap"-Feldes gab es gerade 
in dieser Hinsicht eine gewisse Spannung. die sich einer- 
seits aus der Neigung speiste, sich so stark wie möqlich 
mit diesem ~e l ip rozeß und seinem ~raftzentrum zu 
identifizieren, indem man sich letztlich der DKP anschloß. 
andererseits aus einer kritischen Distanz. die die Wider- 
sprüche dieses ..Weltprozesses" registrierte undloder aus 
der Angst gespeist war, die eigene politisch-persönliche 
Autonomie zu verlieren. Diese Spannung ließ eine kurze 
Zeit lang nach, als sich mit der Person Gorbatschow nicht 
nur ein ..bessererm Sozialismus abzuzeichnen schien. son- 

groben Strichen gepinselt - um folgendes Muster, das hi- 
storisch vor allem mit dem Kampf gegen den Faschismus 
belegt wurde: Der Kapitalismus bzw. Imperialismus stellt 
v.a. eine geballte Machtkonzentration dar. die sich im we- 
sentlichen aus Staatsapparaten und Konzernen zusam- 
mensetzt; es reicht vor diesem Hintergrund nicht aus. als 
Linker und Linke ,.gut" zu sein. sondern man muß sich mit 
der ..schmutzigen" Frage der Macht auseinandersetzen; 
der ,,reale Sozialismus" - so gut oder schlecht er im einzel- 
nen sein mag -verkörpert eine machtmäßige Alternative 
zum Kapitalismus bzw. Imperialismus und ist insofern 
Bündnispartner der westlichen Linken; innerhalb der kapi- 
talistischen Länder bzw. der Bundesrepublik reicht es nicht 
aus, in antiautoritärer Weise auf selbstorganisierte Bewe- 
gungen zu setzen. wer ihnen Kontinuität und eine macht- 
politische Perspektive verleihen will. muß tragfähigere 
Bündnisse und ents~rechende oraanisatorische Mechanis- 
men, Strukturen und Zentren entwickeln; hierbei spielen 
dann die Organisationen der Arbeiterbewegung die 

Schlüsselrolle. Diese Denkfigur 
Die ,,marxistischen Sozialdemokraten" existierte in den unterschied- 

lichsten Varianten. Eine der 
zeichneten sich durch eine doppelte bekannteren formulierte im- 
machtpolitische Orientieruna aus: Die mer die ,.Wer-gegen-Wen"- - - 

Frage und lief letztlich auf eine Bezugnahme auf den ,,realen Sozialis- 
,,Der-Zweck-heiligt-die-Mit- 

mus" koexistierte mit der Bezuanahme tel"-Position hinaus. Diese ru- 

auf die Sozialdemokratie. stikale Vorstellung wurde erst 
in den 80er Jahren durch eine 
Variante zurückgedrängt, die 

stärker die intellektuellen bzw. diskursiven Aspekte der 
Macht. der Organisation. der Bündnisse betonte und ei- 
nen schärferen Blick dafür hatte. aus welch komplexen Wi- 
derspruchskonstellationen heraus Macht tatsächlich ent- 
steht und ausgeübt wird. 

Eine zweite Denkfigur kam - offenkundig auf das 
engste mit der ersten verwoben - hinzu, nämlich die 
Denkfigur des welthistorischen Überganges vom Kapita- 
lismus zum Sozialismus bzw. des .,revolutionären Welt- 
prozesses". in dem sich die sozialistischen Staaten, die 
demokratische und Arbeiterbewegung der kapitalisti- 
schen Zentren und die antiimperialistischen Befreiungs- 
bewegungen nach damaliger Vorstellung zusammenge- 
funden hatten bzw. zusammenfinden sollten. Die Vor- 
stellung. in diesem Weltprozeß als Gruppe oder gar als 

dern sich der Weltprozeß selbst pluralistischer und weni- 
ger monolithisch darstellte. Das Abflauen der Blockkon- 
frontation und die Orientierung auf sog. globale Proble- 
me bzw. Gattungsfragen verringerte ja auch den emp- 
fundenen Zwang, sich im Zweifel auf eine Seite stellen zu 
müssen. 

Die Juso-Strömungen ... 
Damit sind nun schon viele Dispositionen des Hannovera- 
ner Kreises bei den Jusos vorweggenommen worden. 
Kommen wir nun also zum HK und den Jusos selbst. Frü- 
her gab es häufig Veranstaltungen, die sich mit der Frage 
beschäftigten. was denn eigentlich die verschiedenen 
Strömungen bzw. Fraktionen der Jusos voneinander un- 
terscheide. Ich habe schon früher immer versucht, dies 
anhand spezifischer Denkfiguren darzustellen. die sich 
dann sicherlich in bestimmten komplexeren Theorien 
ausdrücken und ausschmücken lassen. Am einfachsten 
ist dies bei den drei ,,historischen Strömungen" der Jusos. 
die sich Anfang der 70er Jahre herausgebildet hatten 
und Grundströmungen der gesamten damaligen Linken 
reflektierten. Was schon eben für das sog. Stamokap- 
Spektrum angedeutet wurde. galt querbeet, nämlich, 
daß die Frage der Macht und die Vorstellung vom Verän- 
derungsprozeß das Profil bestimmten. Nun war es so. 
daß alle Strömungen Anfang der 70er Jahre vor der Fra- 
ge standen, wie man vom damaligen reformpolitischen 
Aufbruch zu einer sozialistischen Umgestaltung gelan- 
gen könne. Die Antworten in Kürze: 

Die reformistische Strömung ging davon aus, daß die 
Brandt'sche Sozialdemokratie schon die richtige Rich- 
tung eingeschlagen habe. daß es aber nun darauf an- 
komme, sie reformpolitisch zu radikalisieren. Fluchtpunkt 
ihrer .,Doppelstrategie" war das Parlament. Macht eine 
Frage der parlamentarischen Konstellation, der Weg zum 
Sozialismus ein parlamentarischer. Sympathien brachte 
man dem schwedischen Weg entgegen. Vor diesem Hin- 
tergrund hielt man es 1975 mit den portugiesischen So- 
zialisten und ihrem parlamentarischen Weg. 

Die antiautoritäre bzw. ,.antirevisionistische" Strö- 
mung ging davon aus, daß es darauf ankomme, die ver- 
schiedenen und noch spontanen Formen gesellschaftli- 
cher Selbstorganisation auszubauen und dabei mit den 
bürokratisch-etatistischen Organisationsstrukturen der 
herkömmlichen Arbeiterbewegung zu brechen. Macht 
war autonome Gegenmacht. der Weg zum Sozialismus 
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in der Hand des Bundesvorstandes; an eine Mehrheitsfä- 
higkeit der Opposition war daher im Frühjahr 1989 nicht 
zu denken. Als dann der SHB auf das chinesische Massa- 
ker mit einer Quasi-Solidarisierung mit den Machthabern 
reagierte. war es den oppositionellen Gruppen bzw. Mit- 
gliedern nicht mehr möglich. in diesem Verband zu ver- 
bleiben, wenn sie selbst noch ihr Gesicht wahren wollten. 
Noch im Juni 1989 trat die Opposition aus dem SHB aus. 
Die Kölner Gruppe analysierte: .,Die Demokratisierung 
des SHB von unten ist unmöglich. und die Leitung ist 
dazu unfähig. Der SHB wird als dogmatische Sekte unter- 
gehen."'O Im wesentlichen ist diese Voraussage in den 
Jahren 1990/92 eingetreten. 

Thesen und Fragen 
Erstens. Angesichts des traurigen Zustandes der real exi- 
stierenden Juso-Hochschulgruppen und des insgesamt 
chaotischen Zustandes der studentischen Interessenver- 
tretungsorgane muß der sang- und klanglose Untergang 
des SHB eindeutig als herber Verlust und Rückschlag für 
die Linke gesehen werden. Es war nicht alles schlecht. 
was der Sozialistische Hochschulbund praktiziert und 
vertreten hat. Insbesondere gilt dies für die gewerk- 
schaftlich orientierte Politik der Interessenvertretung. 
Aber selbst ein so straffer Verbandsaufbau, wie ihn der 
SHB besessen hat, erscheint angesichts dessen, was heu- 
te zu beobachten ist. manchmal geradezu als sympa- 
thisch. Ein kräftig strukturierter, bundesweit organisierter 
demokratisch-sozialistischer und parteiunabhängiger so- 
zialdemokratischer Studentinnen- und Studentenver- 
band. das wäre schon eine wünschenswerte Alternative 
gewesen. Aber an dem Versuch. derlei aufzubauen. sind 
die ehemaligen Oppositionellen im SHB 1989190 ge- 
scheitert; es blieb als einzige realistische Variante die Mit- 
arbeit in den Juso-Hochschulgruppen. Diese verbleiben 
jedoch im Schatten ihrer historischen Herkunft und ihrer 
strukturellen Verflechtung mit dem Parteiapparat in 
Bonn. 

Zweitens. Hätte es 1989/90 eine Alternative zum Un- 
tergang gegeben, wenn der Bundesvorstand des SHB 
nicht so dogmatisch gewesen wäre? Letztlich kann diese 
Frage nicht beantwortet werden. Der MSB Spartakus bei- 
spielsweise hat einen anderen Weg gewählt. indem er 
sich innerhalb der DKP auf die Seite der ..Erneuerer" ge- 
schlagen, seine zentralistische Struktur über Bord gewor- 
fen und versucht hat, sich in eine bundesweite undog- 
matische grün-alternativ-radikaldemokratische linke Or- 
ganisation umzuwandeln - vergebens. Das Ergebnis war 
organisatorische Beliebigkeit, de facto Selbstauflösung. 
Aber anders als beim MSB (wenn hier überhaupt ein Ver- 
gleich angebracht ist) blieb die .,BezugsparteiU des SHB. 
die SPD, 1989t90 als vitale politische Kraft bestehen. Die 
Demokratisierungsforderung der innerverbandlichen Op- 
~osi t ion des SHB beinhaltete nie eine Schwächuno der . 
Organisation. Unabhängig davon. ob sich eine breite stu- 
dentische Basis für einen solchen Versuch geboten hätte: 
Ein politisch aufgeschlossener und rechtzeitig demokrati- 
sierter SHB wäre unter Umständen in der Lage gewesen. 
innersozialdemokratisch wieder salonfähio zu werden. 

2 ~ ~, 

vielleicht sogar mit den Juso-Hochschulgruppen in den 
Dialog um eine gemeinsame sozialdemokratische Per- 
spektive an den Hochschulen zu treten. Die Möglichkeit, 
diese Aufgabe zu lösen. konnte nicht erprobt werden, da 
der SHB ihre Notwendiakeit nicht sehen wollte. 

d 

Drittens. Welches Licht wirft der Untergang des SHB 
auf die marxistisch orientierte Linke in der Sozialdemokra- 

tie? Diese Frage betrim innerhalb des spw-Zusammen- 
hangs vor allem den ehemaligen Hannoveraner Kreis (HK) 
und die daraus hervorgegangene Juso-Linke. Schließlich 
gab es zwischen SHB und HK meist sehr gute Beziehun- 
gen. ja, es gehörte eigentlich für HK'ler an den Hochschu- 
len zum guten Ton, auch Mitglied des SHB zu sein oder 
zumindest auf dessen Listen 
zum Studierendenparlament 
zu kandidieren, es sei denn Die entscheidenden Gremien des SHB be- 
man war bei den fanden sich sämtlich in der Hand des 
schularu~oen im Rahmen des < , ,  

. , ~ ~ ~ ~ d ~ ~ b ~ ~ ~ ~ ~  ~~~i~~~~ (der Bundesvorstandes; an eine Mehrheitsfä- - 
dortigen gewerkschaftlich ori- higkeit der Opposition war daher im 
entierten Minderheitsfraktion) 
aktiv, Es bleibt also, hieraus, Frühjahr 1989 nicht zu denken. 
die offene Frage. wie das Ver- 
hältnis des Hannoveraner Krei- 
ses zu Pluralismus und Demokratie war. In welcher Abstu- 
fung verhielten sich die Angehörigen des HK zu der dies- 
bezüglichen Gleichgültigkeit im SHB? Immerhin. es kann 
auf das Verhalten in der 1988t89er Krise des SHB veiwie- ~ ~ ~ - 

sen werden: Der HK hat sich bemüht. die SHB-Oppositio- 
nellen nachhaltig zu unterstützen und hierüber Einfluß auf 
die Entwicklung zu nehmen, mit der Zielstellung. diesozi- 
aldemokratische Spaltung im Hochschulbereich zu über- 
winden. Seitens der SHB-Führuna wurde schließlich zwi- 
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schen dem HK und dem ,.Offenen Kreis" im SHB nicht 
mehr unterschieden". Im Juni 1989 forderte die Juso-Bun- 
desvorsitzende Susi Möbbeck in einem offenen Brief den 
SHB zu einer klaren Verurteilung der chinesischen KP auf. 
Zu einer klaren Trennung vom SHB. wie sie die ausaetrete- - d 

ne Opposition forderte. mochte der HK sich aber nicht 
entschließen. Die Motive bestanden wohl in einer Mi- 
schung aus Sentimentalitäten. innerer Distanz zum Hoch- 
schulbereich und bei manchen wohl auch der Hoffnung, 
daß sich da doch noch etwas retten lasse12. Ein reinigen- 
des Gewitter wäre gesünder gewesen - für den HK als 
noch klareres Flaggezeigen für Demokratie und für die Ex- 
SHB-Opposition als unterstützendes Signal für die Bemü- 
hungen um eine organisatorische Per~pektive'~. 

Am Ende versandete alles. Der SHB verschwand von 
der Bildfläche". die Juso-Hochschulgruppen blieben im 
wesentlichen wie sie waren, und in der organisierten Stu- 
dierendenschaft machten sich Entpolitisierung und orga- 
nisatorische Beliebigkeit breit. SV 

' Grundsatzerklärung des SHB, in: Grundsatzerklärung. Grundsatz- 
Programm und Satzung (verabschiedet auf der 13. ordentlichen 
Bunderdelegiertenversammlung, November 1972). hsg.  vom 
SHB-Bundeivorrtand, 11. Aufl.. Bann 1984 (Sozialistische Reihe 
1). S 4 f .  S. 5. 
Ebd., 5.4. 
Gegen die Strömung. Einführung in die Politik der SHB, Sonn 
1985. 5. 35. 
Historisches Archiv der Stadt Köln, 1275 SPD-Bezirk Mittelrhein, 
Nr. 95. Erklärung des Bundesvorstandes der SHB rum Tode der 
Staatsratrvorritrenden der Deutschen Demokratischen Republik, 
Walter Ulbricht, Berlin, den 1. August 1973 (Fotokopie). 
Grundsatzerklärung der SHB. a.a.0.. 5. 4. 
Tübinger Papier zur GVK'88.3. Entwurf; TU.. den 25.3.88. 
Gr~ppenentwickl~ngsplan. Gruppenarbeitrplan. Integriene Ar- 
beitrplanung. Punkterielvorgabe. 
Anmerkungen zur BDV-Auswertung. Positionrpapier der Grup- 
penvorrtandsder SHB Uni Köln. Oktober 1988 (im Beritzder Vf.). 
Offener Kreis im SHB: Freiheit - Gleichheit - Solidarität. Zur SHB- 
Grundsatzprogrammdebatte im Bereich Verbandllnnerverbandli- 
che Demokrat~e (Broschüre), April 1989. 

'O USHB Uni Köln: Einitimmiger Berchluß Nr. 1 der Mitgliedervei- 

sammlung vom 26,61989 (in: LINKSDRALL-Zeitung der USHB - 
Nr. 10, Oktober 1989). 
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' Hierüber beklagte sich am 8.61989 Heika Kretschmer. Marburg. 
in einem Schreiben an den Offenen Kreis anlaßlich seines Aus- 
tritts aus dem SHB tim Besitz der Vf.). 

' Die Rolle und Starke der nach luoi 1989 verbliebenen innerver- 
handlichen Opposition überrchätzt Norbert Mapper-Niediek in 
reinem ansonsten über weite Strecken auch heute noch lerens- 
werten Artikel .Zur Krise der Sorialisiiichen Hochrchulbunder", 
in: spw 48 (198'3). 5. 360-366, 5. 364. 

' Immerhin finanzierle dar mit dem Hannoveraner Kreir und der 
ipn bern.nacne .orqcr: Moa<-rnrr Sor a r n . r '  oen <o npi n- 

neo t.nn Aarhene' nnen i i i  neiu,t 1989 noch e n r  B.oIc?~'P 'I 

der (vergeblich) ein Weg zu einer neuen Organirationrform ge- 

Die gemeinsamen 
Erfahrungen der 
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sucht wurde (Fiedler. Ecki u.a.: Den Neubau wagen! 15 Thesen 
zu hochrchulpoli1irchen Perspektiven aus rorialdemokratircher 
Sicht [Köln-Aachener Papier], November 1989). 

'"Die SHB-"Hardliner" der späten 80er Jahre sind weitgehend von 
der politirchen Bildfläche verrchwunden. Eine ganze Reihe von 
Angehorgen der SHB-Opposition im .,Offenen Kreir" hat je- 
doch später den Weg in die rpw-Redaktion gefunden. ra die 
ehernalioen Redaktionsmitalieder Oliver Brorch-Guernet. Flo- 
rence Guesnet und Heiner Kockerbeck sowie von der derreiti- 
gen Redaktion Christoph Meyer, Silvia Rasendahl und Claudia 
Walther 

1. Sind Frauen Nebensache? Der Streit u m  die 
Bedeutung der Frauenfrage 
Seit Beginn der neuen Frauenbewegung streitet sich die 
deutsche Linke um die Frage. ob und inwiefern die Frau- 
enfrage Teil der sozialen Frage sei und welche politische 

ungleichen Schwestern Strategie aus dieser Erkenntnis folge. Daß die Linke die- 
sen Aspekt zum Ausgangspunkt ihrer Debatte machte. 
verwundert nicht: Schließlich brachte die kritische Aus- 

Deutsch-deutsche Frauenpol i t ik  gestern, heu te  und morgen einandersetzung mit den Wurzeln sozialistischer Emanzi- 

von Barbara König* 

I n Deutschland ist endlich wieder eine große Ausstel- 
lung über Frauen zu sehen. Das Bonner ..Haus der 
Geschichte" dokumentiert  rauenl leben von der Wei- 

marer Republik bis zum Fall der Mauer. Dem Zeitpunkt. 
wo sich die ,,ungleichen Schwestern aus Ost und West" 
erstmals begegneten und der Frauenbewegung einen 
heftigen Kick versetzten. Seitdem scheint sie sanft hin- 
weggeschlafen zu sein. fast unbemerkt ist die Frauenfra- 
ge hinter den Topthemen Massenarbeitslosigkeit und So- 
zialabbau verschwunden. 

Wer sich als Feministin aber nun von der teuer gestal- 
teten Ausstellung neue Impulse. Diskussionen oder gar 
Kontroversen verspricht, geht leer aus. Ohne kritische 
Hinterfragung und ohne jede Bewertung wird alltägli- 

ches Frauenleben in West 
und Ost dokumentiert: Im 

Die Gefahr, zwischen den  eigenen An- kaufen Frauen Persil, 

sprüchen und den  realen Verhältnissen in tragen Nylonstrümpfe und 
bekommen Kinder. im Osten 

der DDR kaum unterscheiden zu wollen, neben Frauen an den Ver- 
w a r  bei der  Frauenfrage besonders groß. kaufstheken Schlange, tra- 

gen Blaumänner und bekom- 
men auch Kinder. Aber es 

handelt sich ja auch um eine Ausstellung über Frauen. 
nicht über Frauenpolitik. nicht über Geschlechterverhält- 
nisse und schon gar nicht über Feminismus. 

Was aber ist der Linken geblieben von der .,Frauenfra- 
ge" im Osten? Sicher mehr als die Ostalgie von flächen- 
deckender Kinderbetreuung und 100%iger Frauener- 
werbsquote. Aber nahmen und nehmen Debatten über 
die reale Entwicklung des Geschlechte~erhältnisses in 
der DDR 2.B. Einfluß auf die Frauenpolitik der Jusos? 

'Barbara König, Poiitologin. Jvgendbildungsreferentin der Juso-Landesverbandes NRW, lebt in Bon" 

pationstheorie den feministischen Stein erst ins Rollen. 
Denn als 1968 die ersten Tomaten gegen männliche SDS- 
Aktivisten flogen, klagte frau ja nicht nur das bornierte 
Macho-Gehabe ihrer Genossen an. Vor allem die These, 
daß der Widerspruch zwischen den Geschlechtern dem 
Hauptwiderspruch zwischen Arbeit und Kapital unterge- 
ordnet sei, stand auf dem Prüfstand. Dabei hatten die 
männlichen Genossen gutwillig die marxistischen Grund- 
annahmen zur Gleichstellung der Frau vorgetragen. als 
sie erstaunt feststellen mußten, daß die aktuellen Pro- 
blemlagen von Frauen ganz andere waren. Junge Stu- 
dentinnen wollten nicht darauf warten, daß ihre Unfrei- 
heit erst mit der Aufhebung der kapitalistischen Wirt- 
schaftsverhältnisse enden sollte. Und sie konnten nicht 
nachvollziehen, warum die Gleichstellung der Frau allein 
über ihren Eintritt in die Erwerbsarbeit möglich sein soll- 
te. 

In der Zeit des studentischen Aufbruchs führten viele. 
die sich links nannten, fühlten und manchmal nur so ga- 
ben. zur Untermauerung ihrer Thesen reale Beispiele in 
realen sozialistischen Staaten an. Dabei bestand oft die 
Gefahr. zwischen Anspruch und Wirklichkeit kaum noch 
unterscheiden zu können. In der Frauenfraae war diese - 
Gefahr besonders groß. denn im Wettstreit der Systeme 
wurde die angeblich erreichte Gleichstellung der Ge- 
schlechter stets gerne als Joker gezogen. Immer neue Er- 
folgsmeldungen über die Erhöhung der Frauenerwerbs- 
quote oder die Ausweitung der staatlichen Kinderbetreu- 
ung wurden nur allzu gern als Beweis für die Richtigkeit 
der klassischen Emanzipationstheorie gewertet. 

Das war auch in der marxistisch geprägten Strömung 
der Jungsozialistlnnen so. Die 1980 veröffentlichten 
,,Herforder Thesen" trugen deutlich die Handschrift der 
klassisch sozialistischen Emanzipationstheorie, wonach 
die Befreiung der Frau nur durch ihren Eintritt in die Pro- 
duktionsarbeit gelingen könne und die Lösung der Frau- 
enfrage mit der sozialen Frage zusammenfalle. Zwar 
wurde dort die doppelte Abhängigkeit von Frauen - in 
Klassen- und in Geschlechterbeziehungen - erkannt, 
dennoch wurde der ökonomischen Diskriminierung die 
weitaus größere Bedeutung zugebilligt. Aus heutiger 
Sicht können die zahlreichen wirtschafts- und sozialpoli- 
tischen Einzelforderungen. wie z.B. die Abschafffung des 
Ehegatten-Splittings. nicht darüber hinwegtäuschen. 

LINKE GESCHICHTEN 

L eider standen mir nur einige Stunden zur Verfü- 
gung, um einen Artikel über den .,Hannoveraner 
Kreis" der Jusos und seine Geschichte im Span- 

nungsverhältnis von Sozialdemokratie und Kommunis- 
mus zu schreiben. Es sind eher ..Geschichten" geworden. 
und wahrscheinlich ist es mir nicht recht gelungen. an ei- 
nem roten Faden entlang zu formulieren. Vor allem aber 
will ich betonen, daß ich mir völlig über den subjektiven 
Charakter dieser Ausführungen im klaren bin und daß ich 
vermutlich mehr als einmal meine Geschichte incl. meiner 
Motivationen und Denkfiguren mit der des HK verwech- 
selt habe. Aber vielleicht ist dies ia auch eine Anreauna - 
für andere Genossinnen und Genossen des alten HK, ihre 
Geschichten zu erzählen, um daraus vielleicht ein ge- 
meinsames Verständnis uinserer Geschichte entwickeln 
zu können. 

Das Stamokap-Syndrom 
lrn Dezember 1971 wurde- so die Legende- der Hanno- 
veraner Kreis der Juso-Linken (zum zweiten Male nach 
der Weimarer Republik) gegründet. Und er konnte im 
vergangenen Jahr sein 25-jahriges Jubiläum begehen. 
Die Geschichte dieser Zeitschrift, die im kommenden Jahr 
übrigens ihr 20-jähriges Jubiläum feiern kann (ebenfalls 
als Zweitgründung nach der spw der Weimarer Zeit). ist 
auf das engste mit der Geschichte des Hannoveraner 
Kreises. kurz: HK, verbunden. Und diese Geschichte wie- 
derum ist eine m.E. bemerkenswerte Facette der Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung und des Sozialismus. des 
Verhältnisses von Sozialdemokratie und Kommunismus. 
des kalten Krieges und der sog. Entspannung. Merkwür- 
diaerweise hat sich bislano noch niemand die Mühe einer < < 

umfassenden historischen Recherche gemacht. Umso 
zahlreicher sind dumpfe und ressentimentgeladene, von 
keinerlei Sachkenntnis und va. von keinem Erkenntnis- 
willen getrübte Abqualifizierungen bei .,Expertenv wie 
Lösche. Walter. Fichter u.a. Erkennbar wird dies an der 
Verwendung eines Kampfbegriffes, mit dem der Hanno- 
veraner Kreis seit Ewigkeiten belegt worden ist: ..Stamo- 
kap-Fraktion". 

Was es gab und womit die Geschichte des HK der 
70er und 8Oer Jahre verwoben war. das war allerdings so 
etwas wie ein ..Stamokap-Syndrom". Ich meine damit ein 
Phänomen. das sich durch zwei Aspekte auszeichnet. 
Zum einen gab es in den 70er und 80erJahren neben ei- 
nem eher antiautoritär-grünen Spektrum zweifellos ein 
breit gefächertes Feld von Elementen. die dem .,großen" 
real existierenden Sozialismus wie auch der ..kleinen" 
DKP mehr oder weniger aufgeschlossen gegenüberstan- 
den -seien es Elemente, die tatsächlich den Status von 
DKP-Vorfeldorganisationen einnahmen. oder Elemente. 
die sich selbst steuerten und mit eigener Identität ausge- 
stattet waren. Große Teile der intellektuellen. künstleri- 
schen wie wissenschaftlichen Linken. der linken Jugend- 
und Hochschulverbände, der gewerkschaftlichen Linken, 
ja sogar der kirchlichen Linken zählten dazu - und eben 
auch der HK der Jusos. Diese miteinander verflochtenen 
Elemente sorgten von Mitte der 70er bis mindestens Mit- 
te der 80er Jahre für eine recht stabile linke. mehr oder 
weniger sozialistisch ausgerichtete Infrastruktur, ohne 
die etwa die Friedensbewegung, aber auch die gewerk- 
schaftlichen Offensiven so nicht denkbar gewesen wä- 
ren. 

Zum anderen bezeichnet das ..Stamokap-Syndrom" 
die damalige psychische Verfassung eines anderen Teils 
der Linken, der sich von diesem Feld massiv bedroht fühl- 
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te. Es handelte sich um eine Verfolgungs- und Unterwan- 
derungsstimmung. in der mehrere Elemente (natürlich in 
jeweils unterschiedlicher Weise) zusammenflossen: Die 
grundsätzliche Abneigung gegenüber dem ..realen So- 
zialismus" und Parteikommunismus 2 la DKP und die real 
vorhandenen Erfahrungen mit dem bündnispolitischen 
Führunosansoruch der DKP und den selbstherrlichen Me- - ,  
thoden seiner Durchsetzung ging vielfach in Wahnvor- 
stellungen über. die in diesem Feld nur noch dunkle Kräf- 
te vermuteten: Wehe. wenn die mal an die Macht kom- 
men! Dies führte umgekehrt bei vielen in Sozialdemokra- 
tie und Gewerkschaften dazu. daß die ..Stamokaps" auf- 
grund der ihnen unterstellten Boshaftigkeit und Gefähr- 
lichkeit mit Mitteln bekämpft wurden. die manchem Sta- 
linisten zur Ehre gereicht hätten. Bezeichnet man als 
..Antikommunismus" nicht etwa eine ablehnende Hal- 
tung gegenüber dem Parteikommunismus und seinem 
,.realen Sozialismus", sondern eine Haltung. die diese 
Ablehnung zu einem umfassenden Feindbild ausbaut, 
bei dem Mutmaßungen, Verdächtigungen und Ängste 
die Oberhand gewinnen. die wiederum in latente oder 
manifeste Aggressionen umschlagen, so kann man das 
,,Stamokap-Syndrom" der 70er und 80er Jahre insbeson- 
dere bei den Jusos umstandslos darunter subsumieren. 

Denkfiguren: die Macht und der ,,revolutionäre 
Weltprozeß" 
"Stamokap" war im Grunde genommen eine Bezeich- 
nung für dieses Feld, das von der DKP über ihre Vorfeld- 
organisationen bis hinein in die Gewerkschaften. die Kir- 
chen. die Kulturszene. die So- 
zialdemokratie usw. reichte. 
Aber was bezeichnet eiaent. Neben d e m  Feld der ,,Stamokaps" selbst - 
lieh .,Stamokap"? Nun. es ist bezeichnet das ,,Stamokap-Syndrom" 
bekannt. daß diese kryptische 
Formel auf die sog. Theorie d ie damalige psychische Verfassung ei- 

des staatsmonopolistischen nes anderen Teils der Linken, der sich 

Kapitalismus (SMK-Theorie) von diesem Feld massiv bedroht  fühlte. 
zurückqina. die eben auch of- - - 
fizielle Lehrmeinung von 
KPdSU, SED usw. war.' Als umfassender theoretisch-ana- 
lytischer Ansatz spielte sie aber ansonsten nur eine unter- 
geordnete Rolle. Man muß die Konnotationen und Denk- 
figuren herausarbeiten. die in dem ,.Stamokap"-Feld be- 
stimmend waren und bei einigen dazu führten, dies in 
der SMK-Theorie zu reflektieren. 

Eine Denkfigur gruppierte sich um die Frage der Macht 
und verknüpfte sie mit den Aspekten der Bündnispolitik 
und der Organisiertheit. Und zwar handelte es sich - in 

Dr Uwe Kiemer, Sozialwirseorchaftler. Dortmund, Mitherausgeber derspw Ei  war 1984-90 
steliv. Bundes~orsitzeoder derJuror und lange Zeit der Koordinator der .Haonoveraner Kreises: 

aur dem dann die .Juso-Linke" heworging. 
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sen Bannkreis auch jede differenzierte Position geriet. 
Dazu gehörte als Gegenstück. daß sie jene. die antikom- 
munistische Tabus nicht teilten und deshalb zu geschlage- 
nen Außenseitern wurden, zu ihren sich selbst spiegeln- 
den Göttern machte und ihnen wenigstens einen ausglei- 
chenden Lohn. so etwas wie einen Platz im Himmel für er- 
duldetes irdisches Leid. zukommen zu lassen schien. 

Demokratische Ergebnisse u n d  Lektionen 
Gleichwohl war die sozialdemokratisch verankerte Politik 
der Aktionseinheit nicht nur Schein. Schall und Rauch. Sie 
hane, bei erheblichen negativen Nebenwirkungen, einige 
demokratische Ergebnisse, möglicherweise mehr als von 
ihr selbst geahnt oder intendiert waren. Sie half, demokra- 
tisches Engagement und Bürgerinnen-Tätigkeit zu initiie- 
ren. sach- und problembezogene Betroffenen- oder Bür- 

gerinteressen gegenüber par- 

Die praktische Nutzanwendung dieser Er- . teipOlitischen DOminanzan- 
Sprüchen zu artikulieren und 

fahrungen mit Aktionseinheit und die ~ d ~ ~ l ~ ~ i ~ ~  des letzten ~ ~ h ~ -  

LINKE GESCHICHTEN 

meintlich guten Prinzips willen, dichotome. sich wechsel- 
seitig ausschließende Denkmuster, politische und ideologi- 
sche Freund-Feind-Konstruktionen sind selbst antidemo- 
kratisch, antiaufklärerisch und rückschrittlich. ,,Prinzipielleo 
Aktionseinheiten. das Nicht-infragestellen von Aktions- 
Partnern, implizieren wechselseitige Abhängigkeiten und 
im allgemeinen auch (strukturelle) Über- und Unterord- 
nungsverhältnisse, die von Souveränität und Demokratie 
weit entfernt sind. Wo (linke) Politik sich auf Anti- oder gar 
AntiantikPositionen gründet, wird ein Mangel an Eigenem 
offenkundig. und in der Alternativlosigkeit offenbart sich 
die bloße Abhängigkeit vom Herrschenden, Zukunftslosig- 
keit und somit auch demokratische Impotenz. 

Belehren lassen mußte sich die sozialdemokratisch 
verankerte Politik der Aktionseinheit auch über eine 
schreckliche Geschichte und ihre verheerenden Nachwir- 
kungen. die Haßliebe und elenden Vernichtungskämpfe 
zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten. Sie bil- 
den eine bleibende historische Last für demokratische, 
emanzi~atorische Politik. die abzutraaen einiaer klarsich- - - 

~ ~ t i k ~ ~ ~ ~ ~ i ~ ~ ~ ~  könnte in einer ~ ~ f i -  hundert8 mit zu verabschieden. tiger Energie und Mühe bedarf. Die ,,Stamokap-Linke", 
Sie darf als frühe Vorläuferin besonders der SHB. war in diesem Zusammenhang ein 

nitiOn kritischer linker liegen* gruppen- und fraktionsüber- nützlicher Idiot für beide Seiten. die herrschenden Kom- 

die Liberalität, Demokratie und soziale schreitender sozialer Bewegun- 

Rechte nicht trennt. 
gen gesehen werden, als inno- 
vative Grenzüberschreiterin. Sie 
hat Kritik in und gegenüber ei- 

ner angepaßten SPD gefördert und mindestens indirekt 
auch gegen kommunistische Politik ins Feld geführt. weil 
sie deren längst ausgebrannten progressiven Anspruch 
nach und nach praktisch ad absurdum zu führen half. Sie 
hat eine Organisation. die selbst Zwischenstück. lebendige 
Anspruchshalterin einer Aktionseinheitspolitik als Anti-An- 
tikommunismus geworden war. schließlich erübrigt, sie 
ihre Funktion erfüllen lassen. Je mehr die SPD kritische Leu- 
te ausgrenzte und disziplinierte, je belangloser die DKP 
wurde. desto mehr blieb vom SHB nur noch verselbstän- 
digte Organisationspolitik, die nach dem Ende des Kalten 
Krieges an sich selbst erstickte. Die Aktionseinheitspolitik 
hat beigetragen. die Dummheit. die der Antikommunis- 
mus als Hyperglaubensideologie noch bis hin zu seinen 
Gegnern war, aufzulösen und den Weg für ein Nachden- 
ken über eine zukunftsfähige. moderne und problemge- 
rechte, humane, demokratische, freiheitliche. ökologische 
und soziale Politik jenseits autoritärer Emanzipation in 
Schwarz-Weiß-Mustern freizulegen. (Daß es. um der 
Dummheit entgegenzutreten. eines gewissen Heldentums 
und das wiederum einer gewissen eigenen Dummheit be- 
darf. wußten die Akteure nicht und steht auf einem ande- 
ren Blatt.) 

Geblieben und überlebensfähig ist von dieser Politik im 
übrigen auch ein inhaltlicher, nicht nur machtpolitischer 
Anspruch an Politik. die Einsicht, mit Anpassung allein 
nicht sehr viel verändern zu können. die demokratische 
Absage an soziale und politische Spaltung und der Bezug 
zu einer sozialen und politischen Bewegung von unten als 
Voraussetzung demokratischer Veränderung. Dieses kleine 
Vermächtnis ist gerade für die politischen Fragen und Pro- 
bleme. die heute eine Rolle spielen. nicht unbedeutend. 

Erteilt aber wurde dieser Politik und ihren Protagoni- 
sten eine demokratische Lektion. Der Eigenwert demokra- 
tischer Verfahren und Partizipation war Existenzvorausset- 
zung ihrer selbst und ist Existenzbedingung und existenti- 
eller Bestandteil jeder emanzipatorischen Politik. Die Pro- 
jektion von gesellschaftlichen Problemen allein auf ein 
feindliches Gegenüber und die Kritiklosigkeit um des ver- 

munisten und die herrschenden Sozialdemokraten, ein 
Bindeglied und ein Blitzableiter zwischen diesen aneinan- 
der Gebundenen und voneinander noch Iängst nicht 
Emanzipierten. Gleichwohl waren sie keine kommunisti- 
schen Unterwanderer. sondern Sozialdemokraten. Sozia- 
listen. Marxisten. illeaalisierte Kommunisten verschiede- . - 
ner Couleur - und einfach ein freies Feld für Leute, die 
sich etwas Unabhängigkeit erlaubten. In ihrem Eigensinn 
trotz alledem lag ihre (unbewußte) zukunftsweisende 
Weisheit. Sie waren ziemlich gefangen. in ihrem Gefäng- 
nis für Momente der Erkenntnis aber sehr hellsichtig. 

Konsequenzen 
Die praktische Nutzanwendung dieser Erfahrungen mit 
Aktionseinheit und Antikommunismus könnte in einer 
Definition von kritischer linker Politik liegen. die Liberali- 
tät. Demokratie und soziale Rechte nicht trennt und ge- 
sellschaftliche Zusammenhänge. statt die eine oder an- 
dere Seite niederhalten zu wollen, demokratisch konflik- 
torisch prozeßhaft gestaltet. Sie könnte im Abschied von 
einer linken ,.Hegemonie" bestehen, die von oben herge- 
stellt wird. während sie nur eine von unten von Burgern 
und Bürgerinnen werden kann. die mit mehr und nie- 
mand mehr ausschließenden demokratischen Rechten 
und Möalichkeiten ausaestattet sind. Nutzanwenduna < d < 

können die Erfahrungen ferner in einer Bündnispolitik 
finden. die von jeglicher Vorfeld- und Blockpolitik Ab- 
schied nimmt und so sicher im Grundsatz wie flexibel in 
der Anwendung, so kritisch-distanziert wie nicht-aus- 
arenzend demokratische Koooerationsoartner zur Durch- 
ietzung zukunftsorientierterkele sucht. (Auch die CDU 
wäre ihr kein generelles Tabu.) Diese Bündnispolitik 
grenzte sich von niemand mit Hinweis auf die Vergan- 
genheit ab. sie höbe sich aber von der Vergangenheit ab. 
Zur Nutzanwendung gehört, in der SPD und in der PDS 
das Kapital von Abgrenzungs- und Bündnispolitik, Anti- 
kommunismus und Antiantikommunismus selbstkritisch 
aufzuarbeiten und auch. wo möglich, Fehler wiedergut- 
zumachen. Daneben wäre der Antikommunismus gene- 
rell nicht nur von seiner sieareichen Sonnenseite. son- 
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dern auch von seiner sehr dunklen Schattenseite, also in 
seiner zwiespältigen Funktion für die gespaltene und nun 
geeinte deutsche Gesellschaft zu beleuchten. IPW 

LINKE GESCHICHTEN 

daß dem ,.Hannoveraner Kreis" zu diesem Zeitpunkt eine 
kohärente feministische Strategie noch fehlte. 

Auf der Suche danach kamen auch Marxistinnen 
nicht an dem Diskurs ,,Sexualität und Gewalt" vorbei. Da- 
bei schienen sie ihren ..radikal-frauenbewegten" Schwe- 
stern gut 10 Jahre hinterherzuhinken, hatten diese doch 
bereits Anfang der 70er Jahre ihren Emanzipationspro- 
zeß mit zuerst privaten. dann wissenschaftlichen und 
schließlich politischen Debatten um die Bedeutung weib- 
licher Sexualität begonnen. Der Versuch. radikalfeministi- 
sche Theoreme - wie 2.0. die politische Funktion von He- 
terosexualität - mit sozialistischer Emanzipationstheorie 
zu einer .,modernen feministischen Juso-Strategie" zu 
verbinden. mußte schlechterdings scheitern. Auch auf 
der linken Seite haben nie einheitliche feministische Kon- 
zepte existiert, vielmehr beeindruckte die Frauenbewe- 
gung von jeher durch die Vielfalt ihrer Schwerpunktset- 
Zungen: Da gab es sogenannte Radikalfeministinnen, die 
Frauendiskriminierung theoretisch aus Sexualitäts-Mu- 
Stern ableiteten und politisch unbedingt autonom blei- 
ben wollten. Es gab kirchlich engagierte Frauen, die sich 
mit feministischer Theologie auseinandersetzten und 
Friedensdemonstrationen organisierten. Und es gab 
eben auch marxistisch orientierte Frauen. die die Befrei- 
ung der Frau zwar wichtig, aber die Befreiung der Arbei- 
terklasse noch wichtiger fanden. 

Daß der Feminismus kein einheitliches Konzept zur 
Frauenbefreiung ist, daß er mehr Fragen nach den Ursa- 
chen von Frauenunterdrückung stellt. als Antworten zu 
geben, wie diese zu beseitigen sei, konstatiert 1986 
auch der Juso-Bundeskongreß in seinem wegweisenden 
Beschluß ..Feminismus und Sozialismus". Für die Linke 
ist dabei die Kritik an der Haupt- und Nebenwider- 
spruch-Debatte die wesentlichste Errungenschaft. Frei- 
lich zeigen heute die hölzernen und verklausulierten 
Formulierungen. daß der Konsens mit der männlichen 
Verbandsmehrheit Iängst noch nicht hergestellt war. 
Daß ,.Frauenpolitik (..) eine Umwälzung der Produkti- 
onsverhältnisse als notwendige. aber nicht hinreichen- 
de Voraussetzung der Frauenbefreiung anstreben"' 
müsse. klingt eher nach mathematischer Lehrformel als 
nach politischer Strategie. Dennoch trat seitdem die 
Frauenfrage endültig aus dem Schatten der sozialen 
Frage heraus. und in der Juso-Debatte fungierten erst- 
mals Patriarchat und Kapitalismus als willige, sich ge- 
genseitig stützende Gehilfen. Mehr noch: Die Auseinan- 
dersetzung mit den Geschlechterverhältnissen im real- 
existierenden Sozialismus der 80er Jahre führte zu der 
Erkenntnis. daß das Patriarchat auch ganz gut ohne sei- 
nen Kumpel Kapitalismus zurechtkam. 

2. Hatte in der DDR der Greis Patriarchat seinen 
alten Kumoel Ka~ i ta i i smus überlebt? 
Diese Frage ist dann eindeutig mit .,Jap' zu beantworten, 
wenn wir die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung als 
Kern des Patriarchats definieren. Denn bis zum Ende der 
DDR existierte eine Arbeitsteiluno. nach der die Haus- 
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und Familienarbeit - trotz Kinderkrippen und Einkaufs- 
diensten - zum größten Teil unbezahlt, privat und vor- 
rangig von Frauen erledigt wurde und die bezahlte und 
gesellschaftlich organisierte Erwerbsarbeit zwar von bei- 
den Geschlechtern geleistet. aber höchst unterschiedlich 
bewertet wurde: 

1989 waren zwar 78.1% aller Frauen erwerbstätig. 
aber 71.6% dieser Frauen mußten sich mit einem Mo- 
natseinkommen von bis zu 700.- Mark begnügen. wäh- 

rend 84.3% ihrer männlichen Kollegen im Monat mehr 
als 1.700,- Mark nach Hause brachten.> 

Das Recht auf ihre Berufsarbeit konnten die Frauen 
durchaus wahrnehmen. ein Recht auf gleichberechtigte 
Aufstiegschancen hatten sie jedoch nicht. So war 2.0. in 
der Wissenschaft 1988 jeder zweite Arbeitsplatz von ei- 
ner Frau besetzt, aber der Frauenanteil am Führungsper- 
sonal lag an keiner wissenschaftlichen Einrichtung höher 
als 15%. . Der Prozeß der heimlichen Geschlechtersozialisation 
war auch in der DDR erfolgreich, wenn sich mehr als 60% 
aller Schulabgängerinnen auf nur 16 von 259 Ausbil- 
dungsberufen konzentrierten. und der ,.Friseur" knapp 
vor dem ..Facharbeiter für Schreibtechnik" die Hitlisten 
anführte.' 

Aber auch in der DDR war die Entwicklung der Ge- 
schlechterverhältnisse nicht kontinuierlich und frei von 
Widersprüchen. Zu Beginn dieses anderen deutschen 
Staates bildeten sich durchaus Bruchstellen im System 
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung heraus. die später 
bewußt wieder zugekittet wurden. Am anschaulichsten 
Iäßt sich diese Entwicklung am Beispiel der Arbeitszeit 
beobachten. 

Die Arbeitszeitmuster von Frauen beweisen es: In der 
DDR war die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung zu kei- 
ner Zeit ernsthaft gefährdet. 

Das Bild von der ihr Leben lang vollzeitbeschäftigten 
DDR-Frau ist immer noch tief in den Köpfen und Herzen 
der Linken verankert. Tatsächlich waren aber in den 70er 
Jahren rund 30% aller erwerbstätigen Frauen teilzeitbe- 
schäft igthnd standen ihren 
Schwestern in der BRD damit Solanae die Einbeziehuna von Frauen in < < 

in nichts nach. Auch die Grün- 
de für die individuelle Verkür- die Erwerbsarbeit ohne Folgen für die 

zunq der Arbeitszeit waren Einbeziehuna der Männer in die Haus- - 
dieselben: Frauen mußten Be- 
rufstätigkeit und Haus- und 

und Familienarbeit bleibt, is t  kein Bruch 

Familienarbeit in einen 24- mit oatriarchalen Strukturen rnöolich. 
2 

Stunden-Tag pressen. Denn 
auch in der DDR begaben sich die Frauen nach .,Feier- 
abend" in die sogenannte zweite Schicht an Kochtopf 
und Kinderbett. Daran änderten die Möglichkeiten öf- 
fentlicher Kinderbetreuung nichts: Mitte der 70er Jahre 
stand Müttern mit Schulkindern ..nur" ein Angebot von 
64 Hortplätzen pro 100 Kindern zur Verfügung (im Ver- 
gleich zu 85 Kindergartenplätzen), und die Kritik an der 
Qualität der Betreuung war groß. 

Für die SED bedeutete diese hohe Teilzeitquote öko- 
nomisch und ideologisch ein Desaster: Ökonomisch, weil 
die von Arbeitskräftemangel gebeutelte DDR-Wirtschaft 
100% aller potentiellen Arbeitskraft ausschöpfen mußte; 
ideologisch, weil das Zusammenspiel von Emanzipation 
und Erwerbsarbeit nicht mehr so recht gelingen wollte. 
Hatte der Staatsapparat in den 60er Jahren noch die Teil- 
Zeitarbeit in den .,Hausfrauenbrigaden" gefördert, um 
mehr Frauen in die Erwerbstätigkeit zu integrieren. star- 
tete er nun eine Anti-Teilzeit-Kampagne, wonach die Ge- 
nehmiaunasverfahren in den Betrieben restriktiver ae- 

< < * 

handhabt wurden. .Die nur halbherzig durchgeführte 
Kampagne fand bei den .,werktätigen Frauen und Müt- 
tern" jedoch keinen Anklang. denn bis zum Ende der 
DDR belief sich die Teilzeitrate auf ca. 27%. Auch die 
1971 mit dem VIII. Parteitag der SED forcierte Sozial- und 
Familienpolitik brachte keine Veränderung: Trotz Baby- 
jahr und Hausarbeitstag konnte und wollte rund ein Drit- 
tel aller Frauen keinen Vollzeit-Job ausüben. 
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.. . l u f  der Hornepage der ,,Rifondazione Comunirta" .,....-- Insgesamt bleiben also 
zwei Erkenntnisse festzu- 
halten: 

Erstens war auch in der 
DDR die individuelle Ver- 
kürzung der Arbeitszeit 
eine für Frauen beliebte 
Strategie zur vermeintli- 
chen Vereinbarung von Be- 
ruf und Familie. Sie rea- 
gierten damit auf das feh- 
lende kollektive Lösungs- 
angebot des Staates und 
widersetzten sich damit 
dem von Partei und Staat 
propagierten Modell ie- 
benslanaer Vollzeit-Er- 

Wahrscheinlich war aber die Angst vor der Vergan- 
genheit groß genug, um die politische Konzentration der 
Juso-Frauen ganz auf die Zukunft zu richten. Die Zukunft 
junger Frauen stand dann auch in den Folgejahren im 
Mittelpunkt der theoretischen Debatten. Wie sehen die 
realen Lebenschancen von Frauen im vereinten Deutsch- 
land aus? Was wünschen sich Mädchen vom Leben? Und 
haben heute junge Frauen im Osten andere Lebensent- 
würfe als die im Westen? 

Nicht nur zahlreiche Jugendstudien5 kommen zu dem 
Ergebnis, daß sich die Lebensansprüche junger Frauen in 
Ost und West angenähert haben. Die Sächsin wie die 
Bayerin will im Leben Beruf und Privates vereinbaren - 
gleichzeitig und ohne faule Kompromisse. Auf die hätten 
sie sich vor 10 Jahren noch eingelassen, oft hieß das Di- 
lemma in Dresden wie in München ,.Teilzeitarbeit bei we- 
nio Einkommen und kaum Aufstieoschancen". Ob sich 

schaftspolitischen Aktionen zur Unterstützung gewerk- standen. wie es dazu gekommen war, ohne es zu teilen - 
schaftlicher Käm~fe. für soziale Gerechtiakeit. demokra- freilich ohne dies unmißverständlich mitzuteilen. Dem - .  
tische   rund rechte. Abrüstung und Friedenspolitik. de- 
mokratische Bildung, Gleichberechtigung der Frau, inter- 
nationale Solidarität u.ä.m. Sie organisierte sich im allge- 
meinen über allerlei Komitees und Bündnisinitiativen, in 
denen allerlei geschehen durfte. solange der Platz eines 
DKP-Präsidiumsmitglieds gesichert blieb und Kritik an der 
DDR unterlassen wurde. Auf hintersinnige Weise gehört 
zu ihr auch die kalkulierte Geschäftemacherei zwischen 
den Parteivorständen von SPD und DKP über die Köpfe 
des Fußvolkes hinweg. als die Kooperation in den groß 
gewordenen sozialen Bewegungen unvermeidbar ge- 
worden war. Hierbei ging es etwa um Machtanteilchen 
wie Redner, Symbole. Einflußgebiete. Presseauftritte. Or- 

Feind durite und wollte niemand nützen. (So jedenfalls 
ging es einst der Verfasserin.) 

Einer grundsätzlichen Kritik. gemessen an den eigenen 
Maßstäben sozialistischer Politik. die ja immerhin zu 
Emanzipation führen sollte. wurden dieser Weg und diese 
,.Mittel zum Zweck" nicht unterzogen. Die DDR wurde 
meist gelobt ob ihrer sozialen Errungenschaften und Fort- 
schritte, gemessen an den quantitativen Ergebnissen ihres 
~irtschafts- und Gesellschaftssystems. ~ualitative Fragen 
und wirkliche demokratische Partizipation gerieten nicht in 
den Blickwinkel. Der sozialistische Staat auf deutschem Bo- 
den wurde verteidiat als der 
Versuch. einen anderen 9e- ,,Lieber an der Front des Volkes als im 
rechteren gesellschaftlichen 
weg zu gehen, im Namen ei. Arsch der Reaktion", lautete der unfeine 

ganisation bei ~undgebun~enoder Aktionen. 
Am heftigsten allerdings spieltesich die Politikder Ak- 

tionseinheit in den Köofen der Beteilioten und der über 
- 

werbsarbeit. 
Zweitens zeigt die Ent- 

wicklung der Teilzeitarbeit. 
daß das Gebäude ge- 
schlechtsspezifischer Ar- 
beitsteilung mit der Frau- 
enförderung in den ersten 
Jahren der DDR zwar Risse 
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dieser individuelle Teilzeitkompromiß auch in den näch- 
sten 10 Jahren noch durchsetzen kann. hängt wesentlich 
davon ab. inwieweit es der Linken gelingt, kollektive Ar- 

nes vermeintlich gemeinsa- Schlachtruf, der auf wahrhaft qroße, qar * 

sie Wachenden ab. Der Verfassungsschutz erstattete 
jährlich umfassend Bericht über jede und noch die klein- 
ste Regung. Er sorgte auch für regelmäßige Aufklärung 

- - 
men sozialistischen Fernziels. 
als schwächerer Part der ar- internationale Vorhaben deutete. 

beitszeitverkürzung mehrheits- und konsensfähig zu ma- 
chen. Denn erst. wenn Frauen ihren Lebensans~ruch auf 

men Brüder und Schwestern 
im Ost-West-Konflikt und als Feind der eigenen Feinde. 
Der Rest an eventueller Abweichung äußerte sich in 
Schweigen. Mit dem Hinweis auf antidemokratische oder 
gar ungesetzliche Vorgehensweisen gegen die Kommuni- 
stische Partei und später die DKP wurde der ganze Irrsinn 
ihrer abgeleiteten und von den realsozialistischen Staaten 
abhängigen Existenz geleugnet und die instrumentalisti- 
schen Machtinteressen der DKP und des MSB u.a. an der 
Politik der Aktionseinheit ignoriert. Manche verstanden 
sich sogar mehr noch als deren notwendigeweise ,.illega- 
le" Helfer im Dienste des Sozialismus. In der logischen 
Konsequenz dessen lag es, ihre Politik im Einzelfall selten 
einer genaueren Untersuchung zu unterziehen, und auch 
die eigene Politik nicht selbstkritisch zu reflektieren. Das 
Schwarz-Weiß-Denken war ausgeprägt noch bei den Kriti- 
kern konservativen Schwarz-Weiß-Denkens. Die kommuni- 

der Öffentlichkeit über das ZDF-Magazin, so daß die Re- 
~ u b l i k  in Erreauna bleiben konnte. Die DKP befand sich Verbindung von Erwerbs- und Familienarbeit realisieren 

können und auch Männer die Möglichkeit zu diesem 
.,doppelten Lebensentwurf" haben, kann die ge- 

< - 
in stetiger freudiger guter Hoffnung auf ihr endliches Er- 
starken und kometenhaftes Aufsteigen sowie manches 
neue Parteimitglied durch SPD-Ausschluß. Sie tat zur För- bekam. aber nie wirklich schlechtsspezifische Arbeitsteilung ernsthaft in Frage ge- 

einzustürzen drohte. stellt werden. Dann erst. wenn linke Sozialdemokratln- derung dessen, was in ihren finanziellen, personellen und 
intellektuellen Kräften stand. Die SPD-Oberen waren mit 

~ ~ ~ ~ 

Fazit: Solanae die Ein- nen und Sozialistlnnen Frauen~olitik wieder zur eiaentli- 
oczrmng ron Frauen r :fiel Gcsc scndfispo r L P,~PL>~II neimen se ale ,er- 
a e E ~ e r o s a ~ o c r  otine i<ii..pf .no 101 archat J ~ O  <an ta 1sm.s A rl: cn 
Fo yen 'J O N =  E nne7 e- erisr \ e lc cnt sr es 01s uan n n-V noch ein r e npr 
n m g  oe, Nanncr n o C 5cn  tr. I? rn. a.icn e ri gro'3erer 
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der Verfolgung der Aktionseinheitswilligen, ihren subver- 
siven Tätigkeiten, Unterschriftenlisten und Untergrund- 
blättchen. mit Warnungen und Verdikten, Abgrenzungs- 
beschlüssen und Ausschlußverfahren sowie der Zerstreu- 
ung von Solidaritätsbekundungen und -aktivitäten mit 
den zuvor Disziplinierten beschäftigt. Ihre obsessive Un- 
terwanderungsphobie ließ sie oft zu Mitteln greifen. die 
den stalinistischen Methoden ihrer Gegner zum Ver- 

bleibt. ist kein Bruch mit 
patriarchalen Strukturen möglich -auch nicht nach der 
Übewindung des Kapitalismus. Historisch haben die rea- 
len Geschlechte~erhältnisse der DDR - bei aller differen- 
zierter Betrachtung - die klassisch sozialistische Emanzi- 
pationstheorie ein für allemal widerlegt. M.E. wird diese 
Erkenntnis in ihrer Bedeutung von der Linken immer 
noch unterschätzt. 
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stische Politik hätte ohnedies demokratischen. sozialen 
und freiheitlichen Maßstäben nicht nur nicht standhalten bösen Folgen 
können. Sie wäre als Hindernis für sie erkennbar geworden 
und hätte in vielerlei Hinsicht eine sachliche Ablehnung er- 
geben, die auch die Defizite postkommunistischer Parteien 

Tabus i m  Anti-Antikommunismus 
Wie konnte die Politik der Aktionseinheit den enormen 
Anfechtungen. die sie erfuhr, standhalten? Konnte sie es 
überhaupt? Sie mußte sich in der Bundesrepublik vor al- 
lem rechtfertigen an ihrem Verhältnis zur kommunisti- 
schen Politik in ihrer Ideologie und Praxis. am Verhältnis 
zur DDR und zur DKP. Sie geriet in Reaktion auf dieschar- 
fe politische Entgegensetzung zwischen den Antipoden 
in die Rolle einesadvocatus diaboli der Kommunisten und 
einer geschraubten, gewundenen, eingeschränkten, be- 
dingten, ausweichenden, abstrakten und damit meist ab- 
solut unglaubwürdigen Kritik an ihrer repressiven staatli- 
chen oder parteimäßigen Politik. Diese Beschränkung 
wurde zur nicht mehr wahrgenommenen Natur ihrer Sa- 
che. Unter den Befürwortern der Aktionseinheit fanden 
sich gewiß'nur wenige, die die ..Diktatur des Proletariats" 
direkt oder gar als aktuelles Modell auch für das eigene 
Land legitimierten. Demokratie und Pluralismus stellten 
sie als solche nicht in Frage. und lebensweltlich waren sie 
sogar geschätzte Gewohnheit. Freilich nahmen viele mit 
dem Hinweis auf den ausschließenden, angeblich nur 
formalistischen Charakter der bürgerlichen Demokratie 
indirekt oder heimlich das ,.Gegengewalt"-Modell min- 
destens billigend hin, die einen aus voller Überzeugung, 
die anderen mit innerem Unbehagen. Auswüchse zu be- 
anstanden. gehörte noch dazu. Die Distanzierteren ver- 

3. Frauen sind jetzt die Hauptsache? Perspektiven 
feministisch-sozialistischer Politik 
1990 war auch bei den Jusos die Annäherung zwischen 
Frauen Ost und Frauen West nicht immer einfach. Streit- 
punkt war nicht die Diskussion der verschiedenartigen 

Veraanaenheiten und ihrer 

heute deutlicher offenlegen würde. 
Drei ~svcholooische Faktoren förderten dies zusätzlich 

funa.M.  1995. 
Trappe. Heike: Selbständigkeit - Pragmatirmur - Unterordnung. 

Frauen in der DDR zwischen Beruf, Familie und staatlicher Sozial- 

, , - 
Der venelbständigte Antikommunismus und diejenigen, 
die ihm anhingen. setzten seine Kritiker unter einen per- 
manenten Rechtfertigungszwang. der absurd. lächerlich 
und auf seine Weise freiheitsberaubend war. Sich begrün- 
dungslos nicht vorbeugend (wie mit einer Bekreuzigung 
bei Eintritt in die Kirche) auszuweisen, war eine Form zivi- 
len Ungehorsams. Die Kommunisten hatten parallel dazu 
aus der Tatsache, oft Opfer faschistischer Verfolgung ge- 
wesen zu sein. eine Opfer- 

poitik. Berlin 1994. 
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sozialistische Emanzioationstheorie ein stände: Ostfrauen verstan- 
den nicht. warum die West- 

für alle mal widerlegt. Diese Erkenntnis lerinnen so hartnäckiq auf ideologie gemacht. die ihre ei- 
aene politik hochqradiq tabui. WO (linke) Politik sich auf Anti- oder gar wird in ihrer Bedeutuno von der Linken der weiblichen sprachform 

oder der harten Quote her- 
umritten. und Westfrauen 

- - 
sierte. die mehr noch zu orga- AntiantikPositionen gründet, wird ein 
nisierter Kritikabwehr wurde 
und andere ihnen gegenüber Mangel an Eigenem offenkundig. 

immer noch unterschätzt 

gewannen den - in ihren Au- 
gen traditionellen - Partnerschafts- und Familienvorstel- 
lungen ihrer Ost-Schwestern so gar nichts ab. 

Die gemeinsame Aufarbeitung deutsch-deutscher 
Frauengeschichte wurde bewußt oder unbewußt vermie- 
den. Auf so manche neugierige oder kritische Frage wur- 
de lieber verzichtet. um ja keinen politischen Schaden an- 
zurichten. Mehr Mut in der historischen Debatte hätte so 
manche politische Verkrampftheit gelöst. 

zu Schuldigen per se degra- 
dierte. Ihren Antifaschismus machten sie zu einer repressi- 
ven Ideologie und Moral, die Abweichende zu Verrätern 
abstempelte und so subtil wie brachial niederhielt. Aus 
dem ideologischen Muster des Antikommunismus der Ge- 
genseite und des Antifaschismus als umgekehrter Heils- 
bringung (per se) strickte die kommunistische Politik ihren 
autoritären bis totalitären ideologischen Charakter. in des- 

38 rpw. Zeifrihrift ftir Sozioiiliiche Politik und winithoff. Heft 98. 1997 



schaften, berufliche Entwicklun- 
gen und Lebenszusammenhän- 
ge aufs Spiel. weil sie gegen die 
offiziellen Tabus und Mehrheits- 
verhältnisse in der eigenen Partei 
verstießen. Verräter. Unterwan- 
derer, Pro- oder Klyptokommu- 
nisten, Helfershelfer und ähnli- 
ches wurden sie gescholten, die 
wohl vor allem eines waren: 
Anti-Antikommunisten. Sie wur- 
den oft härter bekämpft und ge- 
ächtet als DKP-Mitglieder oder - 
Exponenten selbst. welche ein- 
fach einzusortieren und im Zwei- 
fel als williae. unteraeordnete 
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Geschäftspartner zu brauchen 
waren. (Es i s t  eben schlecht oder 
zumindest riskant. mit doppel- 
ten Verneinungen und auf den 
Grenzlinien Politik machen zu 
wollen.) Die Politik der Aktions- 
einheit erklärt sich allerdings 
ebenso wie der hysterische Um- 

gang mit ihr überhaupt nur vor dem Hintergrund des un- 
verrückbar scheinenden. übermächtigen Antikommunis- 
mus als unhinterfragbares und nicht begründungsbedürf- 
tiges Glaubensbekenntnis. Sie war ihm gegenüber der Ta- 
bubruch selbst. Zu einer sachlichen Diskussion einer be- 
gründeten politischen Absetzung von den kommunisti- 
schen Staaten bzw. Parteien kam es dabei äußerst selten. 

Begründungen und Antriebskräfte 
Woraus speiste sich die ldee von der Aktionseinheit, und 
womit wurde sie begründet? Die Politik der Aktionsein- 
heit resultierte aus dem Anspruch. die Interessen der ..Ar- 
beiterklasse", der abhängig Beschäftigten und anderer 
sozial untergeordneter Schichten. insbesondere der Intel- 
ligenz als einer stark wachsenden, zugleich deprivilegier- 

ten Schicht. mehr noch der 
Studenten und Studentinnen 

Anspruchslos Geschichten erzählen. sagt als ihrem schwächsten Teil, 
die neuere Gewohnheit. hilft Geschichte auf der Basis gemeinsamer 

zu be- und verarbeiten. Vor der eigenen Vorhaben in einem Aktions- 
bündnis unterschiedlicher DO- 

Haustüre zu kehren, gehört wohl auch litischer Kräfte zusammen>u- 

dazu. führen und hierüber mög- 
lichst wirksam vertreten zu 
wollen. Sie hob auf die Ge- 

meinsamkeiten in Interessen und Reformforderungen ab, 
die vom Streit um unterschiedliche Belange. politische 
Ansichten und Ziele unberührt bleiben sollten. Diese Ein- 
heit in der Aktion verstand sich - im Rahmen eines dicho- 
tomen Weltbildes -als eine Gegenbewegung sozial Ab- 
hängiger gegen die Machthabenden. das dominierende 
Kapital und die ihm zugeordnete, aufs Wirtschaftspoliti- 
sche verkürzte bürgerliche Politik. 

Den Kern dieser sehr grundsätzlich angelegten, aber 
doch auf konkrete politische ,,Kampfaktionw begrenzten. 
somit widersprüchlichen Bündnispolitik sollten die bei- 
den großen Linksparteien, die sozialdemokratische und 
kommunistische, bilden. Darüber hinaus sollte sie aber 
generell möglichst ,,alle fortschrittlichen Kräfte" errei- 
chen. .,Lieber an der Front des Volkes als im Arsch der Re- 
aktion", lautete der unfeine Schlachtruf, der auf wahr- 
haft große, gar internationale Vorhaben deutete. Für die 
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Bundesrepublik allein wäre der Aufwand eher überdi- 
mensioniert gewesen. Diese Politik der Aktionseinheit 
war zukunftsorientiert. ohne sich in Gänze über ihre Ur- 
sprünge Rechenschaft abzulegen. Denn der Vorschlag 
für eine Politik der Aktionseinheit war in den 30er Jahren 
(auf Betreiben der in den westlichen Ländern im Wider- 
stand tätigen Kommunisten) von der kommunistischen 
Internationale ausgegangen. Diese wollten damit aus ih- 
rer sektiererischen und SPD-feindlichen Politik und Isola- 
tion herauskommen. 

Für die eher jugendlichen Akteure Ende der 60er und 
in den 70er bis 80er Jahren begann sie allenfalls mit dem 
Ende des Krieges und dem Sieg über den Hitlerfaschismus. 
Sie fand ihre Begründungen im einzelnen vor allem in fünf 
Gesichtspunkten. Als ,.Lehre der Geschichte" galt der 
Schwur von Sozialdemokraten und Kommunisten in den 
Kis, die Spaltung der Arbeiterklasse. die für den Sieg des 
Faschismus ursächlich verantwortlich gemacht wurde, 
nicht wieder zuzulassen. Das Verbot der kommunistischen 
Partei nach 1945 zu kritisieren. für DKP-Mitglieder einen 
normalen Grundrechtsstatus einzufordern. die Berufsver- 
bote gegen sie und andere Linke zu bekämpfen. die DKP 
(oder seltener auch andere Kommunisten) selbst als Part- 
ner fortschrittlicher Politik zu behandeln. wurde als Teil des 
Einsatzes für Demokratie und Grundrechte. als praktische 
Solidarität mit Diskriminierten und mehr noch als ziviler 
Widerstand und Vorwegnahme des Erwünschten verstan- 
den. Die Entspannungs- und Friedenspolitik sollte fortge- 
schrieben und auch dadurch gefördert werden, daß den 
neuen zwischenstaatlichen Umgangsregeln auch neue 
innergesellschaftliche dialogische, rationalere und pro- 
blemorientiertere Verkehrsweisen folgen sollten. 

Weit praktischer und pragmatischer angelegt war die 
.,gewerkschaftlich orientierte Politik", die die Interessen 
von Studentinnen und Studenten in den Organen der 
Verfaßten Studentenschaft nach dem Muster der Ein- 
heitsgewerkschaftund im Bündnis mit den Gewerkschaf- 
ten vertreten wollte. Die stärkste Antriebskraft aber fand 
die ldee der Aktionseinheit in der Frontstellung gegen 
den Antikommunismus als dem ideologischen ..Schlage- 
stock" des Westens im Kalten Krieg gegen den Osten und 
der Quasi-Staatsdoktrin der westdeutschen Republik an 
der Nahtstelle der Systeme. Er wurde als Grundübel und 
Hemmnis für jeglichen .,Fortschritt". für humane. soziale 
und sozialistische Politik per se wahrgenommen und rezi- 
piert. Ihm entgegenzutreten lag im gut verstandenen Ei- 
geninteresse auch aller nichtkommunistischen Linken. 

Wirkungsfelder der Aktionseinheit 
D e P ra~  s der Art onreinneit Aar L e nte l aei Sie oertdnz < 

zuvorderst aus einer unerschütterlichen, ..prinzipiellen" 
Aktionseinheit von SHB und MSB an den Hochschulen in 
Fachschaften. Allgemeinen Studentlnnenausschüssen 
und den Vereinigten Deutschen Studentenschaften. Sie 
reichte manchmal soaar bis hin zu aemeinsamen Wahlli- < < 

sten. Auch wenn sich in Konflikten die feindlichen sozial- 
demokratischen Brüder und Schwestern. SHB und Juso- 
Hochschulgruppen (JHG), einander erinnerten, um den 
MSB in Schranken zu verweisen. den SHB, im Einzelfall 
sogar eine JHG, verband mehr mit dem MSB als mitein- 
ander. Die Oberhand im Bündnis hatte der MSB. ge- 
bremst nur dadurch. daß das Modell um jeden Preis ein 
Erfolgsmodell bleiben und deshalb dem Juniorpartner im 
Zweifel nachgegeben werden mußte. 

Die Praxis der hier allerdings eher punktuellen Akti- 
onseinheit bestand jedoch auch in übergreifenden gesell- 
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Ideologischer Umbruch, friedlicher Zusammenbruch und 
inteilektueller Steinbruch: Das Forschungsprojekt .Mo- 
derner Sozialismus" an der Ostberllner Humboldt-Univer- 
sität 

0 hne begrenzten ideologischen Wandel wäre 
der .,reale Sozialismus" in der DDR nicht so 

rasch und vor allem nicht friedlich zusammenge- 
brochen. Die Gleichzeitigkeit äußeren Drucks (militäri- 
sche. ökonomische und politische Systemkonkurrenz. Re- 
formprozeß in Gorbatschows Sowjetunion) mit der Ent- 
faltung der inneren Widersprüche in der herrschenden 
marxistisch-leninistischen Legitimationsideologie führten 
zur Erosion der Legitimationspotentiale des autoritären 
Regimes in der DDR. Sozialisten in der DDR. die sich zu 
demokratischen Sozialisten erst entwickeln mußten, tru- 
gen ungewollt bei zur Delegitimierung des Systems. ge- 
wollt zur friedlichen Form des Umbruchs. und unbewußt 
wie bewußt zu den Lehren aus dem Scheitern des realso- 
zialistischen Experimentes. das Demokratie durch die 
Herrschaft einer Parteihierarchie suspendiert hatte. 

Welchen Sinn macht. acht Jahre nach dem ..Revoluti- 
onsjahr" 1989 ein Nachruf auf ,.Moderne Sozialisten" im 
damalszweiten Deutschen Staat? Er erinnert zunächst an 
Debatten. die ähnlich, wenn auch unter anderen politi- 
schen Bedingungen im Westen und insbesondere im 
Umkreis dieser Zeitschrift geführt wurden. Er erinnert so- 
dann an die intellektuellen Schwierigkeiten der Begrün- 
dung einer sozialistischen Systemalternative vor dem Hin- 
tergrund der marxistisch-leninistischen Hypotheken. 
Schließlich jedoch beleuchtet er - angesichts des Primats 
eines brutalen neoliberalen Ökonomismus' und den 
Standortdebatten im globalen kapitalistischen Weltmarkt 
- die liegengebliebenen Aufgaben einer politischen 
Theorie des demokratischen Sozialismus als systemati- 
scher Alternative. Darin besteht die Aktualität eines 
Nachrufs. 

Für die Reformdebatte in der SED vor und während 
des Umbruchs 1989 sind neben einigen Einzelpersönlich- 
keiten (2.B. Uwe Jens Heuer) und mehreren z.T. lockeren 
Diskussionszirkeln in universitären Zusammenhängen vor 
allem zwei Gruppen relevant gewesen - das Forschungs- 
projekt ..Moderner Sozialismus" an der Humboldt-Uni- 
versität Berlin und eine Gruppe der Akademie für Gesell- 
schaftswissenschaften beim ZK der SED um Rolf Reißig. 
die sich nicht zuletzt in der Debatte um das SPD-SED-Pa- 
pier konstituierte. Beide Gruppen entwickelten ihre Re- 
formdiskurse in der Auseinandersetzung mit dem Neuen 
Denken und dessen eigenständiger Entfaltung. 

Das Forschungsprojekt .,Moderner Sozialismus" 
Die in der SED politisch wirkungsvollste' Reform-Grup- 
pierung war zweifellos der Diskussionszusammenhang 
des Forschungsprojektes ..Philosophische Grundlagen 
der Erarbeitung einer Konzeption des modernen Sozialis- 
mus" um Dieter Klein, die Brüder Brie. Rainer Land, Dieter 
Segert. Hans-Peter Krüger, Rosemarie Will u.a., die ein 
..relativ konsistentes Konzept der kategorialen Widerspie- 
aeluna der Wesenszusammenhänae des Sozialismus auf 
d d 2 

seiner entstehenden neuen Entwicklungsstufe und in den 
neuen globalen Zusammenhängen" (BridBridLandISe- 
gert 1989: 8) ausarbeiten wollte. 

Von der restriktiv in kleiner Auflage gedruckten Eröff- 
nungsstudie des universitären Zirkels ,.Philosophische 
Grundlagen der Erarbeitung einer Konzeption des moder- 
nen Sozialismus" kursierten bald über 1000 Exemplare in di- 

I r  Moderner Sozialismus" in 
der DDR - Reformansätze 

in der SED 1989 
von Frank Wiihelmy* 

Versen akademischen und politischen Teilöffentlichkeiten. 
Rainer Land (1993: 71) gibt an. daß in der Gruppie- 

rung etwa 40 Personen regelmäßig zusammenarbeiteten 
und ein ,.Mehrfaches" davon in die Kommunikation ein- 
bezogen war. Die ,.Reformsozialisten", wie er sie nennt. 
seien zwischen 1979 und 1987 als loser Diskussionszu- 
sammenhang entstanden, der erst 1988 - auch wegen 
des SED-Fraktionsverbotes universitäre Zusammenhänge 
nutzend -organisatorisch strukturiert wurde. 

Um der Bewertung der Bedeutung des ..Sozialismus- 
projektes" etwas näherzukommen. soll in drei Schritten 
vorgegangen werden. Nach der Rekonstruktion der in- 
haltlichen Genese und theoretisch-politischen Typik des 
Projektes werden die Phasen der theoretischen und prak- 
tischen Tätigkeit und schließlich die einzelnen Wirkungs- 
sphären dieser Reformgruppierung beschrieben. 

Konsequenzen des ,.Neuen Denkens" 
Die theoretischen Entwicklungen in der Gruppe müssen 
als Weiterentwicklung der logischen Konsequenzen des 
..Neuen Denkens" interpretiert werden. Der Ausgangs- 
punkt der globalen Menschheitsfragen führte zur explizi- 
ten Unterordnung der Klas- 
senfragen. des Systemstreits 
und der Sozialismuskonzepti- Der Ausgangspunkt der globalen 

On die Menschheitsin- Menschheitsfragen führte zur expliziten 
teressen (Brie. Brie. Land. Se- . .  . 
qert 1989: 13, 21). , . ~ i e  LÖ- Unterordnung der Klassenfragen, des Sy- . 

der heutigen globalen sternstreits und der Sozialisrnuskonzepti- 
Probleme macht den Hauptin- 
h d  ( H ~ ~ .  i. 0.) der gegen. on unter die Menschheitsinteressen. 
wärtigen. für die jetzt leben- 
den Generationen entschei- 
denden Epoche aus." (Ebd.: 19) Längst waren unter glo- 
balen Problemen nicht mehr nur die Atomkriegsgefahr 
und die Notwendigkeit von Abrüstung verstanden wor- 
den, sondern auch Unterentwicklung. ökologische Ge- 
fährdung und weitere damit verflochtene Probleme. 

Die Lösungsperspektive wurde unter den Stichworten 
Demokratisierung (.,Hauptform der Lösung der globalen 
Widers~rüche") und ..Moderner Sozialismus - eine Kul- 
turgesellschaft" (~rie"1989b: 25) konzipiert: ,.Die DDR 
muß durch eine spezifische Weise die Verbindung von 
Freiheit und Solidarität. von radikalerer Demokratie und 

* Dr Frank Wilheimy. Bonn. PoliriInvi55enschaRIer, 
Mitglied der spw-RedaWion 
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Ökologie, von sozialen Alternativen. besonderer Berück- 
sichtiauna 2.5. der Frauenorobleme und der Kinder zu- - - 
mindest für den bedeutenden Teil der Menschen ein 
wahrhaft besseres Leben anstreben." (Ebd.) Eine solche 
wertorientierte, kulturgesellschaftliche Konzeption eines 
Sozialismus - die freilich erst am Ende der inneren Ent- 
wicklung des Projektes stand - konkurrierte in der Um- 

bruchohase noch mit anderen 

,,Die Einflußnahme politischer Organisa- ~ntwürfen unter demselben 
Oberbegriff ,.Moderner Sozia- 

tionsformen auf den staatlichen lismus". Während Bries For- 

Enrscheid,ngsprozeß. ihre pol t i s che  Le- mLlerLng dPL1 m me 
*es1 cn-a ternai ien  Vorlre - 

gitimation, die Feststellung, ob sie beeinflußte variante 
mehrheitsfähig sind, kann nur über Wah- eines ,,Dritten Weges" war. 

1iefertez.B. Kosing (1990) eine 
len erreicht werden." eher reformatorische Vorstel- 

lung des ..modernen Sozialis- 
mus". Kosing teilt die Forderung nach Demokratisierung, 
Bedürfnisorientierung und Privilegierung der Mensch- 
heitsinteressen (.,in einem bestimmten Sinne"). legt je- 
doch statt der Wertorientierung Bries ein Schwergewicht 
auf die Forderuna nach ökonomischer Leistunaskraft und 

d < ~ ~ 

Effizienz des Sozialismus durch entsprechende Umset- 
zung der ,,wissenschaftlich-technischen Revolution". 

Moderne als Leitbegriff 
Die Formulierungen im Haupttexi des Projektes ,.Philoso- 
phische Grundlagen .." (Forschungsprojekt 1989: 13) le- 
gen nahe. daß eine abstrakte Kategorie von Modernität 
entwickelt werden sollte. von deren Warte sowohl der Ka- 
pitalismus als auch (freilich zunächst in der Hoffnung auf 
dessen höhere Fortschrittlichkeit) der Realsozialismus kri- 
tisch analysiert werden konnte: .,Wenn hier (...) von mo- 
derner Geseilschah (Hew.i.0.) gesprochen wird, so sei dar- 
unter eine Gesellschaft verstanden. deren Reproduktion 
mit Zwangsläufigkeit auf die Entwicklung des materiellen, 
sozialen. politischen und geistigen Reproduktionsprozes- 
ses gerichtet ist. (...) Dies setzt erstens die Auflösung der 
naturwüchsigen Verschränktheit von gesellschaftlicher 
und individueller Reproduktion voraus und zweitens die 
Entstehung relativ selbständiger Teilbereiche der Wirt- 
schaft. des Rechts, der Politik, der Wissenschaft. Bildung 
usw. Erst dadurch können die besonderen Entwicklunas- 
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potentiale der Individuen einerseits bzw. der jeweiligen 
Teilbereiche andererseits gesellschaftlich umfassend frei- 
gesetzt und zugleich als Entwicklungszusammenhänge 
mehr oder minder beherrscht werden." In der Formulie- 
rung .,mehr oder minder beherrscht" findet sich der vor- 
sichtige Rest des hergebrachten Planungsanspruchs. wäh- 
rend die Betonung der Subsystemdifferenzierung den Ka- 
non des Mamismus-Leninismus bereits verlassen hat. 

Segert (1993: 103) hat den modernetheoretischen 
Denkweg der Gruppe dargestellt. Zunächst sollte ,,mo- 
derner Sozialismus" nur eine zweite Phase der Entwick- 
lung des Realsozialismus anzeigen. deren ,.Überfälligkeit" 
verspürt wurde und die mit dem Perestrojka-Projekt Gor- 
batschows zusammengedacht wurde. Der zweite Schritt 
war die Feststellung von ..Defizitenn, insbesondere auf 
dem Gebiet der Demokratie, im Vergleich zu den bürger- 
lichen Gesellschaften, deren Bedeutung für das Verhält- 
nis der gegnerischen Systeme ungeklärt blieben. Der ent- 
scheidende Schritt war dann die Etablierung jenes allge- 
meinen Modernebegriffs, der schließlich auch in der häu- 
figen Rede von menschlicher ..Zivilisation" aufging. Der 
Zivilisationsbegriff seinerseits kam von der Diskussion der 
gattungsbedrohenden Zerstörungspotentiale (Atom- 
krieg. Umweltzerstörung) her (vgl. A. Brie 1993: 51) und 
schloß an das Neue Denken an. 

Das Zusammentreffen des Zivilisations- und Moder- 
nebegriffs im Reformdiskurs zeigt den Zusammenschluß 
der .,äußerenm Relativierung und Dezentrierung des Mar- 
xismus-Leninismus (durch die Unterordnuna von Klassen- . 
politik unter die ,,Menschheitsfragen") mit der ,,inneren" 
theoretischen Dynamik der im Marxismus-Leninismus wi- 
dersprüchlichen Konstruktion von Rationalität. Fort- 
schritt. Planung, Führung und Volkssouveränität. 

,,Entfaltung moderner Demokratie" 
Unter Demokratisierung, der ,.Entialtung moderner De- 
mokratie" in ..jedem der Systeme" (Kapitalismus und So- 
zialismus) ,.auf seine formationsspezifische Weise". (Brie/ 
BridLandISegert 1989: 23) verstand das Projekt zunächst 
noch vorsichtig einige neue ..Tendenzenm in der Entwick- 
lung der sozialistischen Länder - eine ,.neue Qualität" der 
Führung der marxistisch-leninistischen Partei (Entflechtung 
von Partei- und Staatsapparat, mehr innerparteiliche De- 
mokratie). Ausweituna von öffentlicher Meinunasdiskussi- * 2 

on und lnteressenvermittlung. größere Rolle des Rechts als 
,.Bewegungsform von lnteressenkonflikten". Etablierung 
einer ..politischen Gesellschaft" neben dem Staat. schließ- 
lich ein positiveres Verhältnis zu den Errungenschaften der 
bürgerlichen Demokratie (gemeint sind die zivilgesell- 
schaftlichen Möglichkeiten in der westlichen Gesellschaft). 

Zwar war die Argumentation des Projektes gewisser- 
maßen (system-) funktionalistisch. aber mit dem Gedan- 
ken der in der Moderne notwendigen ,.relativ selbständi- 
aen Teilbereiche'' von Wirtschaft. Politik etc. war die Vor- - 
stellung von funktionaler Arbeitsteilung eines Gesamt- 
subjekts. nämlich der autokratischen Partei, bereits deut- 
lich überboten. Die Vorstellung eines ,.Monosubjektes" 
des Sozialismus wurde folgerichtig auch als zu überwin- 
dende Konzeotion kritisiert: ..Mit der Reduktion aller ae- 
sellschaftlichen Subjekte auf .Organe' der staatlich for- 
mierten Gesamtgesellschaft im alten Paradigma vom .So- 
zialismus eines monolithen Subjekts' wurde anstelle der 
grundlegenden Vermittlungsform der widersprüchlichen 

- -. 1 gesellschaftlichen Subjekte im Sozialismus - Leistungs- 
1 prinzip in der Ökonomie. Demokratie in der Politik, Öf- 

.. . - .  . L .: fentlichkeit im geistigen Leben und Recht als normative 
Foto Chriitian Kiel (Meerbuich) 
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Texte ist apologetisch, einseitig oder denunziatorisch. 
Alle bemühen sich um Offenheit. Offenheit für weitere 
Diskussionen, die die Linke sehr nötig hat. wenn sie die 
Zukunft gestalten will. In diesem Sinne hoffen wir auf Re- 
aktionen und weitere Beiträge. W 

' Schwarz. Hanr-Perer: Die Zentralmacht Europar. Deutschlands 
Ruckkehr auf die Weltbühne. Berlin 1994. 
Hacker. Jenr: Deutsche Irrtümer. Schönfärber und Helfershelfer 
der SED-Diktatuiim Werten. Berlin und Frankfurtam Main 1992. ' Vgl. z.8. Kurt Schumacher und der ,,Neubau" der deutschen So- 

D ie .,Aktionseinheit" zwischen Sozialdemokraten 
und Kommunisten und der ,.Antikommunismus" 

sind politische Stichworte. mehr noch flammend 
leuchtende Signalzeichen, die einst emotional hoch be- 
setzt waren. Heute klingen sie nach einer vergangenen - ~ 

Zeit. Als ~rkennungsmerkmale politischer Gesinnung. als 
programmatische Ansprüche und gesellschaftsverän- 
dernde Praxen scheinen sie sich mit dem Verschwinden 
der kommunistischen Staaten und dem Dahinsiechen der 
letzten kleinen kommunistischen Parteien erübrigt zu ha- 
ben. Und dennoch wirken sie fort, auch wenn sie ihren 
einen Anker verloren haben. Sie betreffen nicht nur zen- 
trale Aspekte des politischen Selbstverständnisses eines 
bestimmten Teils der Linken ebenso wie ihrer Gegner, die 
als - zudem unverdaute - Historie bewußt oder unbe- 
wußt fortwirken. Siespielen zumindest indirekt auch eine 
erhebliche Rolle bei der Definition zukünftiger Ziele und 
Veränderungswege linker Politik sowie den Überlegun- 
gen für mögliche gesellschaftliche oder parteipolitische 
Bündnisse zur Wende der konservativen Wende und zum 
Regierungswechsel. Sie wirken fort als lähmender. in der 
Vergangenheit festhaltender Phantomschmerz der gro- 
ßen fortlebenden Partei, der SPD. und. politisch weniger 
relevant. als schuldbewußtes, aber wenig verändertes 
Vereinnahmungsverhalten der Resteverwertungspartei 
PDS. Schließlich haben der sehr unerquickliche. oft ver- 
nichtende Streit um Antikommunismus und Aktionsein- 
heit zu einem politischen Flurschaden gegenüber der kri- 
tischen Intelligenz geführt, der erst jetzt ganz zu Tage zu 
treten scheint. Grund genug, sich mit dem Thema zu be- 
schäftigen. 

Träger der Aktionseinheit 
In dem Maße. wie sich in der Bundesrepublik im Zusam- 
menhang mit der Revolte von '68 eine ernstzunehmende 
Linke herausbildete, entstand innerhalb von ihr eine sozi- 
aldemokratische. marxistisch- oder christlich-sozialisti- 
sche. nichtkommunistische Strömung. die sich geradezu 
in besonderer Weise darüber definierte und identifizierte, 
daß sie für eine Aktionseinheit von Sozialdemokraten 
und Kommunisten eintrat. Sie machte diese Position zu 
einem Unterscheidungsmerkmal von anderen Gruppie- 
rungen. Zu dieser Strömung gehörten namentlich der 
Hannoveraner Kreis bei den Jusos, der Sozialistische 
Hochschulbund (SHB). in ihrem Umfeld Teile der Jusos, 
der Falken und der SPD. die in ihrer Gänze als ,.Stamo- 
kap-Linke" apostrophiert wurden. Diese Etikettierung 
verdankt diese Linke ihrer Anhängerschaft zur Theorie 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus. die. kurz und 
vereinfacht gesagt. Staat und Kapital als ein organisiertes 
Machtmonopol zur Ausbeutung der arbeitenden Bevöl- 
kerung verstand, dem nur mit der Gegenmacht eines an- 
timonopolistischen Bündnisses beizukommen sei. Dieses 

rialdemokratie nach 1945. Referate und Podiumrdirkusrion einer 
Kolloquiums der Gesprächskreirer Geschichte der Friedrich- 
Ebert-Stiftung in Bonn am 12/13 Oktober 1995. hrsg. von Die- 
tei Dowe, Bonn 1996 (Gerprächrkreir Geschichte; Heil 13). so- 
wie. bezogen auf die Var- und Frühgeschichte der DDR. zuletzt 
Bouvier. Beatrix: Aurgerchaltet! Sozialdemokraten in der Sowjeti- 
schen Beratrungrzone und in der DDR 1945-1953. Bann 1996 
(Palitik- und Gerellrchanrgerchichte; Bd. 45). ' Vgl. z.8. Die Ort- und Deutrchlandpolitik der SPD in der Oppasiti- 
on 1982-1989. Papiere einer Kongresses der Friedrich-Eben-Stif- 
tung am 14. und 15. September 1993 in Bonn, h rg .  von Dieter 
Dowe. Bonn 1993 (Reihe Gerprächrkreir Geschichte; Heil 4). 

Zwischen Aktionseinheit 
und Antikommunismus 1 I 

von Mechtild lansen* 

zunächst außerparlamentarische, dann auch parlamen- 
tarische Bündnis sollte geführt werden von den zentrali- 
stisch organisierten Parteien der Arbeiterklasse. Verände- 
rung sollte Produkt kontrollierter autoritär-instrumentell- 
technokratisch verstandener Organisation linker Macht- 
apparate sein, eher ein machbares Zuchtprodukt, denn 
ein zu fördernder demokratischer Wachstumsprozeß. 

Dem SHB kam nur eine Randposition und zugleich 
eine besondere Stellung zu. weil er organisatorisch unab- 
hängig war und als einzige Gesamtorganisation exempel- 
haft dieser Theorie zu folaen schien und für das Ziel eines - 
großen Projekts von Aktionseinheit stand. Diese Position 
pro Aktionseinheit bezog ihre Dynamik und Brisanz zum 
einen aus dem gewaltigen Spannungsverhältnis zwi- 
schen Sozialdemokraten und Kommunisten. die. einst 
aus einer Bewegung stammend. zu weithin feindlichen 
Antipoden geworden waren. Zum anderen lebte gerade 
mit der - hierzulande sozialdemokratisch angeführten - 
Entspannungspolitik der ideologische Kalte Krieg zwi- 
schen Ost und West, der ..Systemkampf" zwischen Kapi- 
talismus und Sozialismus, neu und heftig auf. 

Für diese im Kern sozialdemokratisch verankerte Strö- 
mung war das Vorhaben von ernsterer Bedeutung als für 
die Partner einer solchen Aktionseinheit. die Kommunisten 
bzw. die DKP. Was immer die machttaktischen oder prinzi- 
oiellen Interessen der DKP an einer Politik der Aktionsein- 
heit ausmachten, sie riskierte mit ihr nichts, solange diese 
nicht ernst wurde. und davon war ob der Umstände so 
bald nicht auszugehen. Währenddessen setzten die Han- 
delnden auf der sozialdemokratischen Seite Parteimitglied- 

*MechriidJansen, Soziaiwissenscha~lerin undPubIizizin, Köln. von 7975 bis 7978 
R..noeimrr tleooe o?r 5hd 5 e w ~ r o c  1971 76: nYqrn nrer T? nilnrre an OM X J O C ~ P O ~ ' ~ ~ ( ~ C Z  

drlener ii e3ensoernonilrdton nrer Kr 1 d d r  o~rrl..lr..o~ngrpo ( L  d e ~  <dnieri nemrc Scnmo. 
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wihrend ihrer Studienzeit und danach initiativ in verschiedeneo demokrafixhen 
Bürgerbewegungen und Bündnissen tätig, vornan der Frauen- und der Friedensbewegung. Die 

folgendeo Überlegungen beziehen sich auf die darnaiigeZeit, bis hin maximal zu Mitte 
der 80erlahre. 
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Linke Geschichten 
Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Chrktoph Meyer* 

G eschichtspolitik betreibt in Deutschland vor allem 
die Rechte erfolgreich und massiv. Sie weiß war 
um, denn das konservative Geschichtsbild dient 

der ideologischen Absicherung und Legitimation konser- 
vativer Herrschaft. Hegemonie. Nicht umsonst umgibt 
sich der Bundeskanzler. selbst gelernter Historiker, mit 
Wissenschaftlern wie dem Politologen Hans-Peter 
Schwarz. der eine quellenmäßig breit fundierte, gleich- 
wohl reichlich apologetische Adenauer-Biographie ge- 
schrieben hat, nunmehr aber- bestückt mit pseudowis- 
senschaftlichen historischen Argumenten - die Rückkehr 
Deutschlands als ,,Zentralmacht Europas" auf die ..Welt- 
bühne" fordert'. 

Nicht nur ansatzweise gelingt es hier. das eigene zeit- 
geschichtliche Bild durchzusetzen und daraus einen poli- 
tischen Gestaltungsanspruch herzuleiten. In dieser Sicht 
wird Konrad Adenauer der Wegbereiter der deutschen 
Einheit. der immer schon alles gewußt habe, und Helmut 
Kohl. der .,Enkelr', der Vollender dessen. was Adenauer 
schon immer gewollt habe: des Wiederaufstiegs 
Deutschlands als europäische Großmacht mit fester Ein- 
bindung in das nach Osten expandierende westliche Mili- 
tärbündnis. 

Rechte Geschichtspolitik u n d  d ie Sozialdemokratie 
In diesem Bild wird die deutsche Linke. die Sozialdemo- 
kratie eingeschlossen, als ständige Neinsagerin gesehen. 
nationsvergessen und politisch unzuverlässig, wenn es 
um das Verhältnis zum Gegner im Kalten Krieg, zum Ost- 
block geht: ,.Schönfärber und Helfershelfer der SED-Dik- 
tatur", wie ein weiterer konservativer Wissenschaftler 
dichtet'. Und dieses Bild wird in die politische Gegenwart 
und Zukunft hineinprojiziert. wenn es darum geht, den 
Politikwechsel mit Hilfe des PDS-Feindbildes zu verhin- 
dern. 

Ein Gegendiskurs findet innerhalb der Sorialdemokra- 
tie durchaus statt. Da geht es, bezogen auf die Geschich- 
te nach 1945. vor allem um die Betonung der eigenen 

antikommunistischen. frei- 
heitlich-demokratischen Tra- 

Die selbstbewußte und selbstkritische ditions; bezüglich der jünge. 
Auseinandersetzunq mit der Geschichte. ren Geschichte befindet man . 

sich in einem Abwehr- und 
ist eine Voraussetzung für die Entwick- Rückzuqsqefecht, besonders, . . 
lunq und Bearbeitunq qemeinsamer was die sogenannte .,zweite - - - 
politischer Projekte der Linken. Ostpolitik 1982-1989 an- 

aeht4. Die Haltuna dieses sozi- - 2 

aldemokratischen Gegendis- 
kurses ist defensiv, und er begibt sich gegenüber der 
rechten Hegemonie in eine subalterne Position, indem er 
deren Maßstäbe weitgehend kritiklos übernimmt. Damit 
wiederum wird die Wirkung der konservativen Kampa- 

^ D,. Christoph Meyer. Köln, Himriker und Mitglied der spw-Redaktion 
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gne weiter verstärkt. Hinzu kommt die rechte Vorherr- 
schaft in den Massenmedien sowie das offenkundige 
Desinteresse der Parteiführung an der Thematik. Was will 
sie auch mit derlei ,ollen Kamellen', wo es doch um aktu- 
ellste Demoskopie und .Innovation' geht? 

Geschichtsaufarbeitung der Linken 
Von einer gemeinsamen Anstrengung, das Vergangene 
aufzuarbeiten und es für die Zukunft produktiv zu wen- 
den, ist die Sozialdemokratie derzeit weit entfernt. Hier 
fehlt es auch und gerade an Beiträgen aus der Linken, die 
von ihrem Anspruch her die radikalste und deutlichste 
Gegenposition zur konservativen Geschichtsauffassung 
entwickeln müßte. Dazu gehört auch die ehrliche und 
selbstkritische Auseinandersetzung mit der eigenen Rolle 
.,zwischen" den Polen des Kalten Krieges. Solange es 
aber nicht gelingt. zu einer eigenständigen Geschichts- 
auffassung mit klaren politischen und politisch-ethischen 
Maßstäben zu kommen, werden Linke recht hilflos zwi- 
schen Verdrängung, Apologie und gegenseitiger Denun- 
ziation schwanken. und der ebenso notwendige Angriff 
auf rechte ideoloaische Positionen leidet an einem Leoiti- 

2 2 

mationsdefizit. Auch werden historisch begründete Spal- 
tungen innerhalb der Linken auf diese Weise schwerlich 
überwunden werden können. Eine notwendige (gleich- 
wohl nicht hinreichende) Voraussetzung für die Entwick- 
lung und Bearbeitung gemeinsamer politischer Projekte 
ist die selbstbewußte und selbstkritische Auseinanderset- 
zung mit der Geschichte. Die Kritik an der Position des 
,.Antikommunismus" hat heute die Kritik an der Position 
der ..Aktionseinheit" zur Voraussetzung. 

Mit diesem Heftschwerpunkt will spw die Diskussion 
um die jüngere Vergangenheit der Linken, insbesondere 
der sozialdemokratischen, vorantreiben. Nach dem Um- 
bruch von 1989190 drängen sich da zwei Problemkreise 
besonders auf: Wie ist das Verhältnis zwischen sozialde- 
mokratischer Linker und Kommunistlnnen im Nachhinein 
zu bewerten? Und. damit eng zusammenhängend: Wie 
ist der staatgewordene Parteikommunismus, die DDR. im 
Nachhinein zu bewerten? Dabei kommt der ersten Frage 
in diesem Heft eindeutig die Priorität zu. was daran liegt, 
daß dieser Bereich übersichtlicher und mit der unmittel- 
baren Geschichte des spw-Zusammenhangs verwoben 
ist. 

So geht es in den folgenden drei Beiträgen geht es 
um die Linke im Spannungsverhältnis von Antikommu- 
nismus und Aktionseinheit. dann konkretisiert an den 
Beispielen des Hannoveraner Kreises (HK) bei den Jusos 
und des Sozialistischen Hochschulbundes (SHB). jeweils 
dargestellt aus der mehr oder minder subjektiv gepräg- 
ten Sicht von Menschen, die an den damaligen Prozessen 
aktiv beteiligt waren. Es folgt ein Vergleich der Ergebnis- 
se feministischer Diskussionen im Westen mit der Situati- 
on der Frauen in der DDR. Die Diskussionen um Konzepte 
für einen ..Modernen Sozialismus" in der DDR im Jahre 
1989 dokumentieren nicht nur Reformbestrebungen in- 
nerhalb der SED, sondern sind auch inhaltlich heute noch 
beachtenswert. Der abschließende Beitrag befaßt sich 
mit dem bis heute und auf absehbare Zeit allgegenwärti- 
gen Thema der .Stasi'-Verstrickungen und ihrer politi- 
schen lnstrumentalisierung. Weitere Beiträge, die sich 
auch mit linker Geschichte in den 50erl60er Jahren be- 
schäftigen. werden folgen. 

Schließlich bleibt hier vieles lückenhaft. sowohl von 
den behandelten Themen als auch von der politischen 
Konzeptionalisierbarkeit her. Keiner der hier vorgelegten 
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Grundform der Regelung der Rechte und Pflichten der 
Subjekte (...) - die vermittlungslose Identifikation mit 
dem Ganzen gefordert." (M. Brie 1989a: 50) 

..Die Vielfalt der Welt ist zur positiven Bedingung ihrer 
Ganzheitlichkeit geworden und kann deshalb nicht mit 
Gewalt negiert werden. ohne die Ganzheitlichkeit in Fra- 
ge zu stellen." (BrieIBridLandlSegert 1989: 23) Dieser ty- 
pische philosophische Satz enthält implizit dreierlei: de- 
mokratietheoretisch ein Pluralismuscredo. friedenspoli- 
tisch einen pazifistischen Anklang und indirekt innenpoli- 
tisch ein verstecktes Plädoyer für die Akzeptanz von kriti- 
schen Bürgerbewegungen im Sozialismus. 

Wahlen erreicht werden." Und 
sie reflektieren auch den letzten 
Schritt, die Möglichkeit eines 
Machtverlustes: ..Die These. daß 
die Macht immer und unter al- 
len Umständen zu halten ist. un- 
abhängig von der Wahl der dazu 
nötigen Mittel, ist neu zu durch- 
denken angesichts der realen 
Abläufe politischer Krisen." Die 
intellektuelle Bewegung von der 
Führungsrolle der Partei zur Um- 

Dem endoültiaen Durchbruch des Gedankens einer stelluna auf das in Wahlen zu 1 - - - 
radikaldemokratischen sozialistischen Kulturgesellschaft 
stand freilich immer noch - habituell verankert und an- 
scheinend macht  und politikstrategisch geboten - die 
Betonung der notwendigen Führungsrolle der Partei ent- 
gegen. 

Intervention a n  die Honeckersche Parteiführung 
lm Oktober (8.10.) 1989 (unter dem Eindruck von Mas- 
senflucht. Paraden zum 40. Jahrestag der DDR und De- 
monstrationen immer größerer Teile der Bevölkerung) for- 
mulierten dann allerdings BridBieIEttl (1990: 79-99) eine 
Intervention noch an die alte Honeckersche Parteiführung. 
einen Versuch der Politikberatung in der Krise der DDR. Sie 
forderten ein Sofortprogramm zur Umgestaltung des poli- 
tischen Systems auf der Linie ihrer reformatorischen De- 
mokratisierungsvorstellungen. Erstmals wird als Hauptpro- 
blem die Legitimität der SED für die Führung in diesem 
Prozeß innerparteilich thematisiert. Die Autoren koppeln 
Legitimität an die Zustimmung bzw. ..Identifikation von 
Seiten der Massen". Eine breite Aussprache und die Modi- 
fikation des Wahlsystems sollen diese Legitimität erneuer- 
bar machen. ..Das politische System besitzt für große Teile 
der jüngeren Generation keine politische Legitimation 
mehr. da es für sie nicht im Resultat eines bewußten wäh- 
lenden Handelns entstanden ist." Freilich hatte sich zu die- 
ser Zeit noch kein endgültiger Wechsel des Modus der Le- 
gitimationsbeschaffung in den politischen Vorschlägen 
durchgesetzt. Noch glaubte die Gruppe an die Notwen- 
digkeit einer führenden SED. weil sie die Existenz des So- 
zialismus mit der Stellung der Partei (ihrer politischen 
Macht und Kompetenz) verbunden sahen. Entsprechend 
plädierten sie auch nur für einen ..begrenzten legalen 
Raum" für oppositionelle Kräfte und einen taktischen Um- 
gang mit Wahlterminen. Ziel sei es. die Bildung von ,.op- 
positionellen Organisationen mit unmittelbarem Anspruch 
auf Machtbeteiligung" zu verhindern. ..Die Erfahrungen 
des Jahres 1989 in Polen und Ungarn zeigen, daß Wahlen 
zu den zentralen Staatsorganen unter der Bedingung einer 
Vertrauenskrise zwischen Parteiführung und Volk unmit- 
telbare Gefahren für die sozialistische Orientierung der Po- 
litik heraufbeschwören." (Ebd.: 98) An kurzfristigen Maß- 
nahmen wurde daher lediglich die Aufstellung mehrerer 
Kandidaten für die Mandate bei Beibehaltung des Systems 
der Nationalen Front. also der Kontingentierung der Man- 
date. vorgeschlagen. Allerdings hatte die Gruppe (Brie, 
Land, Petsch u.a. 1990: 37-145) früher in einer ..Studie zur 
Gesellschaftsstrategie" (entstanden auf Drängen Kleins. 
vom SED-Sekretariat der Universität aufgehalten und erst 
im Oktober veröffentlicht) eine andere. viel weitergehende 
Auffassung formuliert (ebd.: 118-119): ,,Die Einflußnah- 
me politischer Organisationsformen auf den staatlichen 
Entscheidungsprozeß. ihre politische Legitimation. die 
Feststellung, ob sie mehrheitsfähig sind, kann nur über 

- 
testende Mehrheitsprinzip de- 
mokratischer Legitimierung mit 

zwar denkmöglich in der Kon- 
struktion des theoretischen Pro- -, I jektes angelegt, vollzog sich aber 

tät und der ~rfa'hrung der politi- 
schen Praxis durch die Mitglieder 
des Diskussionszusammenhan- 
ges selbst. 

Entwicklungsphasen des Reformprojektes 
Die Geschichte des Reformprojektes kann in drei Phasen 
dargestellt werden. Auf die erste Phase der zunächst lo- 
sen, dann organisierten Konstituierung eines noch vor- 
wiegend theoretisch-wissenschaftlichen Diskurses folgte 
die Etappe der politischen lnvolvierung der Mitglieder 
des Diskussionszusammenhanges im Umbruchherbst 
1989. Nach dem weitgehenden Machtverlust der SED 
und dem Scheitern der theo- 
retischen und praktischen In- 
itiativen der Gruppenmitqlie- Das Projekt hatte Einfluß: in der Anre- 

der ab etwa ~ez i inber  1989 qunq wissenschaftlicher und kritisch-in- - 
der Zusammenhang' tellektueller Diskurse, in der Reform- 

die einzelnen Personen orien- 
tierten sich zurück auf den diskussion der SED, qeqenüber der 
wissenschaftlichen Diskurs DDR-Regierung unter Modrow, im Dia. 
oder verteilten sich politisch 
auf konkurrierende parteien. log mit der Opposition und hinsichtlich 

vor allem die aber auch der späteren PDS-Programmatik. 
das Bündnis '90 und die SPD. 
Die Juristin Will 2.6. wurde 
von der SPD in Brandenburg als Verfassungsrichterin no- 
miniert und gegen öffentliches Getöse durchgesetzt. 

Die ..politische" Phase des Projektes begann mit der 
sich abzeichnenden Krise der DDR. als die ungarisch- 
österreichische Grenze geöffnet wurde. Formuliert wur- 
de die bereits erwähnte Intervention ,,Zur gegenwärtigen 
Lage der DDR und Konsequenzen für die Gestaltung der 
Politik der SED" (BrieIBrielEttl 1989). Der politische 
Adressat war zu diesem Zeitpunkt die Führung der SED, 
genauer: erhoffte reformbereite Kräfte in der Führung. 
Ein zunächst vorgestellter reformerischer ,.Staatsstreich 
von oben" (Segert 1993: 100). der die Honecker-Partei- 
führung ablösen sollte. war den Beteiligten nach entspre- 
chenden ,.Erkundigungen" als unmöglich erschienen. 
weil niemand die entsprechende Rolle in der Führung 
übernehmen konnte oder wollte. 

Die Gruppe konstituierte sich am 26. Oktober formell 
als Arbeitsgruppe der SED-Kreisleitung der Humboldt-Uni- 



versität. ihr Adressat war jedoch (nach den negativen Er- 

fahrungen) nicht mehr nur die Partei (hier hatte sich die 

Hoffnung von der Führung auf die Aktivität der Basis über- 

tragen), sondern bereits die gesellschaftliche Öffentlich- 

keit. In öffentlichen Präsentationen der politischen Thesen 

des Projektes sollte zunächst Basisdruck auf die Partei aus- 

geübt werden. Ende Oktober wurde dann auch die be- 

wußte Debatte mit Vertretern der Opposition geführt. 

Die inhaltlichen Positionen der Gruppe flossen den- 

noch sehr stark über personelles Engagement ihrer Auto- 

ren direkt in die programmatische Neuorientierung der 

SED ein -2 .0  in das radikalreformerische Konzept der so- 

genannten Plattform WF innerhalb der SED (Behrendl 

Meier (Hg.): 248-249) und mi t  Dieter Klein in die Stand- 

punkte des ,,Arbeitsausschusses" zur Neuformierung der 

SED. nachdem die protestierende SED-Parteibasis das 

komplette ZK (am 3.12.1989) 

Das Vorhandensein dieses Reformflüaels zum Rücktritt gezwungen 
hatte. In dem programmati- 

in der SED half mit, die Staatskrise der schen Papier desAusschusses 
DDR beherrschbar zu machen. indem er sollte sich die SED ,,zu freien, 

geheimen und gleichen" 
beitrug, eine gewaltsame Alternative der Wahlen zum frühpctmrinli- ~ -~ ~ .-. - > 

Herrschenden inner~arteilich inhaltlich chen Zeitounkt und zu einem 

und machtpolitisch zu blockieren pluralistischen politischen Sy- 

stem (ebd.: 255) bekennen. 

M i t  der Umstrukturierung der 

SED zur PDS gewannen die in  diesem Bereich engagier- 

ten Mitglieder des Projektes (Klein und die Bries) sogar 

endgültig die inhaltliche Hegemonie. Das erste Parteipro- 

gramm der SEDIPDS stammt weitgehend von Einzelauto- 

ren aus dem Diskussionszusammenhang der Gruppe von 

der Humboldt-Universität. 

Bedeutung des Projektes 
insgesamt hatte das Projekt in fünf unterscheidbaren Be- 

reichen spezifischen Einfluß: erstens allgemein in der Anre- 

gung wissenschaftlicher und kritisch-intellektueller Diskur- 

se, zweitens in der Reformdiskussion der SED, drittens in  

einer begrenzten Beratungsfunktion gegenüber der DDR- 

Regierung unter Modrow, viertens im  Dialog mit der Op- 

pos~tion und schließlich in der politisch maßgeblichen Wir- 

kung hinsichtlich der späteren PDS-Programmatik. 

Zur Beratungsfunktion gegenüber der Regierung ist 

anzumerken. daß wohl vehement versucht wurde. 

Modrow mit reformsozialistischen Konzepten zu errei- 

chen, bei diesem auch generell die Bereitschaft zur Re- 

zeption vorhanden war. faktisch aber - aus Zeitmangel 

und sicher auch im Zuge der Unausgegorenheit der Per- 

spektiven, dem Nichtvorhandensein einer wirklich elabo- 

rierten Konzeption für eine Zukunft der DDR - der prag- 

matische Rückgriff au f  etablierte Kader erfolgte oder die 

Analysen schlicht nicht umgesetzt wurden ( vg l  A.  Brie 

1993: 50). Egon Krenz hingegen hatte die Mitglieder der 

Gruppe zur Kooperation aufgefordert, was von diesen je- 

doch abgelehnt wurde (Segert 1993: 107). 

Der Versuch eines Reformbündnisses mi t  der Opposi- 

t ion in der DDR. soweit diese an einer demokratisch-so- 

zialistischen Perspektive der DDR orientiert war. führte 

zum Aufruf ..Für unser Land", an dessen Entstehung und 
der Formulierung erster Entwürfe auch Dieter Klein betei- 

ligt war. Den Aufruf. der a m  28. November veröffentlicht 

wurde. unterzeichneten hernach über eine Mil l ion DDR- 

Bürger. In der von der Schriftstellerin Christa Wolf redi- 

gierten Fassung (mit den Erstunterzeichnern u.a. Volker 

Braun. Stefan Heym. Friedrich Schorlemmer. Ulrike Pop- 
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pe. Konrad Weiß und Dieter Klein) hieß es: .,Unser Land 

steckt in einer tiefen Krise. Wie w i r  bisher gelebt haben, 

können und wollen w i r  nicht mehr leben. Die Führung ei- 

ner Partei hatte sich die Herrschaft über das Volk und sei- 

ne Vertretungen angemaßt, vom Stalinismus geprägte 

Strukturen hatten alle Lebensbereiche durchdrungen. 

Gewaltfrei, durch Massendemonstrationen hat das Volk 

den Prozeß der revolutionären Erneuerung erzwungen, 

der sich in atemberaubender Geschwindigkeit vollzieht." 

(In Schüddekopf (Hg.) 1990: 240) Der Aufruf wendet 

sich gegen den durch die Politik der BRD drohenden 

,.Ausverkauf unserer materiellen und moralischen Werte" 

und plädiert für den Versuch. eine ,,sozialistische Alterna- 

tive zur Bundesrepublik zu entwickeln." 

Ich teile die Bewertung von Faikner (GysiIFalkner 1990: 

82) und Segert (1993: 88). daß das Vorhandensein dieses 

Reformflügels in der SED, der von Oktober bis Dezember 

einigen Einfluß hatte und dem nach Einschätzung von 

Land (1 994: 243) beinahe die ,.Revolution die Macht in die 

Hände'' getrieben habe - mithalf, die Staatskrise der DDR 

beherrschbar zu machen. indem er dazu beitrug. eine ge- 

waltsame Alternative der Herrschenden innerparteilich in- 

haltlich und machtpolitisch zu blockieren. Die wichtigste 

Funktion war das intellektuelle Aufbrechen dogmatischer 

Ideologeme, die Anregung und die inhaltliche Differenzie 

rung des parteiinternen Disputs, die Herstellung der Ver- 

bindung zur Öffentlichkeit. 

Wie an einer Perlschnur aufgereiht. spulten sich i m  

Diskurs der ,.Reformsozialisten" nacheinander die Adres- 

saten der intellektuellen Loyalität ab. gemäß der hierar- 

chischen Konstruktion der Ideologie des Marxismus-Leni- 

nismus. Der Menschheitsbegriff hatte im  Neuen Denken 

die Rolle der oberinstanz. der Transzendenz des herge- 

brachten klassenkämpferischen Weltbildes erlangt und 
die Ideologie von oben relativiert. Die Zielrichtung des 

Sozialismusentwurfs wurde umgepolt au f  die friedliche 

Konkurrenz um .,zivilisatorische" Werte. Zunächst war 

noch die Parteiführung (bzw. Teile davon) Inkarnation 

der Hoffnung auf ..Reformen von oben". Nach ihrem 

Versagen war es die Parteibasis, schließlich das ,.Volk" 

und zuletzt das .,Land", dem Loyalität, Identifikation ent- 

gegengebracht wurde. Die Logik der ldentifikation funk- 

tionierte so rückwärts zur Ideologie von der Spitze zur 

Basis und dann vom konkreten (dem sozialistischen Pro- 

jekt DDR) zum abstrakten Fernziel eines ..demokratischen 

Sozialismus", wie es der Name der SED-Nachfolgepartei 

PDS ausdrückt. Mit dem Zurückspulen der Identifikati- 

onsebenen des politischen Projektes wandelten sich 

gleichzeitig die Modalitäten der Legitimierung. Zuerst 

war die Führungsrolle der Partei ein Sanktuarium, dann 

sollte sie praktisch erworben werden durch ,,Konsenser- 

zielung in- Dialog". dann sollte die Konkurrenz verschie- 

dener Parteien und Gruppen die Entwicklung eines kon- 

stitutionellen Sozialismus garantieren. schließlich blieb 

das wahlarithmetische Mehrheitsprinzip letztes. formales 

Kriterium von Legitimität. und der inhaltlich verflüchtigte 

Sozialismus war zur realen Abstimmung freigegeben. 
m 
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beitnehmeruberlarsung um ein Mehrfa- 
cher überschreiten: ,Allein das Ausmaß 
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Schätzungen mehr als 1 Million Men- 
schen. die in Wert- und Ortdeutrchland 
eln- oder mehrmals jährlich im Rahmen 
unerlaubter Arbeitnehmerüberlasrung 
eingesmt werden'' (DGB 1996. 8. 6). 
Dar BAG-Modell für die Unterscheidung 
von Selbständigen und abhangig Be- 
schditigten basiert auf dem Leitbegriff 
der persönlichen Abhängigkeit. die sich 
durch die Merkmale der inhaltlichen. 
zeitlichen und örtlichen Weirungrbin- 
dung sowohl der personellen und mate- 
rielien Eingl~ederung in den Betrieb der 
Auftragrgeberr definiert. 
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eigenen Unternehmenrorganiration, die 
Zahi der Auftraggeber. die Verteilung 
der Chancen und Risiken und der freiwii- 
ligen Übernahme des Unternehmenrrisi- 
koi in den Mittelpunkt. Nicht endeutig 
zuzuordnen sind je nach Abgrenzung 
zwischen 225.000 (,,Alternativmadell") 
und 280.000 (.BAG-Modell") Personen. 
sogenannte ..Semiabhängige", die 
Merkmale rawohi von abhangiger als 
auch von selbständiger Erwerbrlätigkeit 
aufweisen; hier könnte der Erwerbrrta- 
tus nur durch eine gerichtliche Einrel- 
fallpnifung geklärt werden. 

Ein weiteres Modell beruht auf einem 
Vorschlag einer Arbeitrgruppe der Spit- 
zenverbände der Sozialverricheningstra- 
ger und grenzt danach ab, ob a) eine er- 
werbrmäßige Tätigkeit vorliegt und im 
Zusammenhang mit der Tätigkeit (mit 
Ausnahme von Familienangehörigen) 
keine Arbeitnehmer mehr air geringfügig 
beschäftigt werden. b) regelmäßig nur 
für einen Auftraggeber Tatigkeiten er- 
bracht werden und c) eine für abhängig 
Beschäftigte typische Arbeitsleirtung er- 
bracht wird; sind alle diere Merkmale ge- 
geben, sollleo die Beschäftigten der 
Pilichtveiricherung in der Soziaiverriche- 
rung unterliegen. Nach dieser Konzepti- 
on wärevon 431.000 abhängig Berchaf- 
tigten auszugehen, die gegenwärtig alr 
,.seibstandig" firmieren. 
Mit einer neuen Alterrteil~eitiegelung 
wurde 1996 in der Bunderrepublik ein 
Instrument der allmählichen Aurrtiegr 
aus dem Erwerbsleben speziell ftir ..Früh- 
rentner' geschaffen. Ob diere Regelung 
mehr Zuspruch finden wirdali die Teilren- 
tenregelung von 1992 ist zur Zeit unge- 
wiß 
Dieser Effekt ftihrte bei dem .Teilzeit- 
weltmester" Niededande dazu, daß sich 
die erhebliche Steigerung der Teilzeitbe- 
rchaftigung - zwischen 1983 und 1992 
stieg die Zahl der Teilzeitbeschäftigten 
Arbeitnehmer von 0.9 auf 2.1 Millionen 
Beschäftigte - nicht in einer Veiringe~ 
iung der Arbeitrlorenquote nieder- 
schlug. Die Teilreitoffensive mobilisierte 
hier insbesondere Frauen. deren Berchäf- 
tigungrquote rich Anfang der 80er Jahre 
-etwa im Vergleich etwa mi Bundesre- 
publik- auf einem sehr niedrigen Niveau 
befand (vgl. Walwei 1995; 1997). 
Diese Einkammenrgreme wird jähdich 
neu festgelegt; sie rtellt ein Siebtel der 
monatlichen Bezugrgrößenach 5 18 SGB 
IV dar. 
Die folgenden Vorschläge orientieren 
sich an den bestehenden Berchafti- 
gungr- und Sazialverricherungrsystem. 
Die bedeutsame alternative Diskussion 
um Grundsicherung und Mindertein- 
kommen ist damit mnächt nicht berührt. 
Mit Bezug auf diere Debatte lassen rich 
in unserem Beitrag jedoch erganzende 
Hinweise auf RegulierungsnotwendlgLei- 
ten finden. 
Die Bedeutung von ..job-rharing" ist in 
der Praxis minimal und bleibt aus diesem 
Grund in dieser Darstellung uoberück- 
sichtigt. 
Kurzfristige Beschäftigungen (bis zu 2 
Monaten150 Tagen) bleiben hiervon un- 
berührt. 
So wünrchenrwert die Möglichkeit der 
(freiwilligen) Integration der arbeitneh- 
mer-ähnlichen abhingigen Selbständi- 
gen in die Arbeitslarenverricherung für 
diesesein mag, sogroß ist dieGefahrder 
Mißbrauchr. Schwierigkeiten bereitet 
hier die Definition von .,Arbeitslosigkeit' 
bei Selbrtandigen. Aur diesem Grund ist 
auf eine Einbeziehung zu verzichten. 
Demgegenüber Iäßt sich fOr den Kran- 
kenverricheiungrrchutz keine Siche- 
rungrlückefeststellen: So waren im April 
1990 in Wertdeutschland nur 0.15 ?4 der 
Bevolkerung nicht in irgendeinei Form 
gegen das Krankheitrririko gerchUtzt; ab 
diese Lücke bei den abhängig Selbrtändi- 
gen tatschlich signifikant größer ist, Iäßt 
rich nicht festrtelien. 

rpw. Zeitschrift fOr Sozialirfirihe Politik und Winrchaft. Heft 98. 1997 



ARBEIT- ZEIT UND GELD LINKE GESCHICHTEN 

gatellgrenze (ein Fünfzigste1 der Be- 
zugsgröße) für die Beschäftigten in al- 
len  Sozialversicherungen beitrags- 
pfli~htig'~. doch ergibt sich für die Be- 
schäftigten nur dann - und hier diffe- 
renziert nach den Zweigen der Sozial- 
versicherung - eine persönliche Versi- 
cherungspflicht, wenn ein Schutzbe- 
dürfnis besteht, und keine Mitnahme 
effekte möglich sind. Demgegenüber 
stellt der PDS-Antrag darauf ab. daß 
grundsätzlich jede Stunde abhängiger 
Beschäftigung sozialveßicherungs- 
pflichtig zu sein hat, mit dem Ziel. der- 
artige Beschäftigungsverhältnisse für 
den Arbeitgeber finanziell unattrakiv 
zu machen. 

Betroffenen jedoch nahegelegt, befri- geführt werden (vql. BäckerlEbert BRIE. Michael 1989a: Die Erarbeitung einer Konzeption des moder- 
nen So2ialirmus - Thesen in der Diskusrion. in: Forsrhungrpro- 

konzeption. in: Deutsche Zeitrchriftfür Philosophie 2, 168-186 
LAND. Rainer 1993: Evolution der Moderne und Emanzipation. Vom 

.Modernen Sozialismus" zum "Libertären Ökosozialirmur". in: 
Initial (Berliner Debatte) 6, 61-72 

LAND. Rainer 1994: Waren die Reformsozialisten verhinderte Sozial- 
demokraten! In: Die real-existierende po~tsozialistische Gesell- 
schaft ..., 237-248 

LAND, Rainer (Hg.) 1990: Dar Umbaupapier (DDR). Argumente ge- 
gen die Wiedervereinigung, Berlin 

LAND, Rainerl KIRCHNER. Lutz (Hg.) 1989: Sorialismur in der Diskur- 
sion 1 : Studie zur Gesellrchaftrstrategie. Beriin (DDR) 

LAND. Rainerl KIRCHNER. Lutz (Hg.) 1990: Sorialismur in der Diskur- 
sion 2: Textezu Politik, Staat, Recht; Berlin (DDR) 

DIE REAL-EXISTIERENDE POSTSOZIALISTISCHE GESELLSCHAFT 1994. 
Berlin 

SCHUDDEKOPF. Charles (Hg.) 1990: ,.Wir sind dar Volk". Flugschrif- 
ten. Aufrufe und Texte einer deutschen Revolution. Reinbek 

stete Verträge zu unterzeichnen. Wie 
arundsätzlich in Fällen befristeter Be- 

1996); bei abhängig ielbständigen er- 
folgt eine volle Übernahme der Sozial- 
versicherungsbeiträge durch den Ar- 

jekt .... 33-56 
BRIE. Michael 1989b: Die Tendenz ru Stagnation und Fäulnis gehört 

zu reinem Wesen, in: Frankfurter Rundschau 21.12 
BRIE, Andrel BRIE. MichaeV EiTL, Wilfried 1990: Zur gegenwärtigen 

Lage der DDR und Konsequenzen für die Gestaltung der Politik 
der SED. in: LandIKirchner (Hg.) 79-99 

BRIE. MichaeV BRIE. Andrei LAND, Raine11 SEGERT, Dieter 1989: Zum 
Zusammenhang von Sozialirmusiheorie. Epochenverrtändnis und 
Theorie des modernen Kapitalirmur, in: Forrchungrprojekt ... 832 

BRIE, MichaeV LAND. Rainei 1989: Aspekte der Krise - Wege der Lö- 
sung. in: Einheit 12. 1084-1089 

BRIE. Michaell LAND. Rained PETSCH, Hanneloru SEGERT, Dieterl 
WILL. Rori 1990: Dar Umbavpapier. Studie zur Gesellrchaftrstra- 
tqie. in: Land (Hg.) 37-145 

FORSCHUNGSPROJEKT 1989: Philorophische Grundlagen der Erar- 
beitung einer Konzeption des modernen Sozialismus. Materialien 
der Eröffnungrberatung November 1989. Humboldt-Universität 
zu Berlin. Sektion ml. Philosophie. Druck-Gen. Nr. 13 529189 

GRIMM. Thomar (Hg) 1993 (0.J.): Was von den Träumen blieb: Eine 
Bilanz der rozialirtirchen Utopie. Berlin (0.0.) 

GYSI. GregadFALKNER. Thomas 1990: Sturm a u k  Große Haus. Der 

- 
schäftigung könnte auch hier das In- 
strument von Risikoausgleichzahlun- 
gen die Problematik mindern. 

Mit Blick auf gesetzliche Gmndla- 
ge sollte eine grundsätzliche Rege- 
lungsstrategie versuchen. die syste- 
matische Gleichbehandlung von Be- 
triebsangehörigen und Leiharbeit- 
nehmen hinsichtlich Arbeitsbedin- 
gungen und Entlohnung durch die 
Änderung des Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes zu erwirken. 

beitgeber. 

(Tele-jHeimarbeit 
Handlungsbedarf besteht hier primär 
in der Sicherstellung der Arbeitneh- 
merstatus für Teleheimarbeiterlnnen. 
um zu verhindern, daß die Ausgliede- 
rung von Tätigkeiten aus dem Betrieb 
als Einstieg in die unfreiwillige abhän- 
gige Selbständigkeit fungiert; dar- 
über hinaus sind aus unserer Sicht 
derzeit keine gesetzlichen Initiativen 
notwendig. 

5. Schluß 
Die Flexibilisierung der Beschäfti- 
gungsverhältnisse erfordert differen- 
zierte Re-Regulierungen. Wenn ein 
Unternehmen seine Arbeitseinsatzor- 
ganisation flexibilisiert und darüber 
seine Gewinne steigert. dann ist es 
ebenso an den gesellschaftlich ent- 

SLGtRT Dictei 1993 Po I vne v rionen 1 i t Z c r f l  wroreßder DCR - 
oar Sec7 e der So2 a .%~J<PIOJPL~$ n r t ~ p  e m a l  ( 3 7  38 87 
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Abhängige Selbständigkeit 
.,Abhängige Selbständige'' -of t  Ein- 
zelpersonen - führen zumeist auf 
Werkvertragsbasis Teilaufgaben aus, 
die vormals im auftraggebenden 
Unternehmen selbst verrichtet wur- 
den. Den Nutzen haben vor allem 
die Auftraggeber, die vielfach die 
früheren Arbeitgeber der nunmehr 
.,selbständigen" Auitragnehmer wa- 
ren. Der Werkvertrag ist Mittel, um 
den sozialen Verpflichtungen wie 
etwa der Sozialversicherungspflicht 
und dem Einhalten von Kündigungs- 
schutzregelungen sowie Beschäfti- 
gungsrisiken, wie Lohnfortzahlung 
bei Krankheit, Feiertagen und 
Schwangerschaft u.a., zu entgehen. 
Die Risiken und sozialen Belastun- 
gen. wie freiwillige Kranken- und 
Rentenversicherung, liegen bei den- 
jenigen. die sich zur Ausführung ei- 
nes Werkes verpflichtet haben. 
Ebenso tragen allein die abhängigen 
Selbständigen die potentiellen Bela- 
stungen betrieblicher oder sektora- 
ler Konjunkturschwankungen. 

Regulierungserfordernisse beste- 
hen insbesondere in der sozialen Absi- 
cherung der prekär beschäftigten 
Selbständigen. Die sogenannten 
Scheinselbständigen haben keine Ab- 
sicherung gegen Arbeitslosigkeit und 
die Rentenanwartschaftszeiten weisen 
allzuhäufig Lücken auf. Angesichts 
der Schwierigkeit, diese individualisier- 
te Form der Arbeit vor deren prekären 
Folgen zu schützen. sind grundlegen- 

. . 
WILHELMY. Rank 1995: Der Zerfall der SED-Macht. Zur Erosion der 

marxistisch-leninistischen Legitimitätranrprucher in der DDR, 
Befristete Beschäftigung 
Regulierungserfordernisse gründen 
vor allem auf der Tatsache. daß die 
Arbeitnehmer infolge der Instabilität 
befristeter Beschäftigung erhöhte so- 
ziale und finanzielle Kosten zu tragen 
haben. Diese sind durch eine Risiko- 
ausgleichzahlung, deren Höhe zeit- 
und einkommensbhängig zu bemes- 
sen ist, zu kompensieren (in verschie- 
denen Ländern - so in Frankreich, Ita- 
lien und Spanien - bestehen derarti- 
ge Regelungen). Zu überlegen wäre 
weiterhin. ob nicht die Zusatzbela- 
stungen, die der Bundesanstalt für 
Arbeit durch die Externalisierung der 

Munster - Hamburg 
Untergang der SED. Berlin 

HEUER, Uwe-Jens 1989: Manismus und Demokratie. Baden-Baden 
KLEIN. Dieter 1988: Chancen für einen friedenrfähiqen Kapitalismur. 

I Die Rolle der Wirrenrchahlerlnnen der Akademie der Gesell- 
rchaftrwisrenrchaften - und anderer Zirkel und Personen. kann 
hier aus Platzgründen nicht angemessen kritisch gewürdigt wer- 
den. 

Berlin (DDR) 
KOSING. Alfred 1990: Zur Diskussion um eine moderne Sozialismus- 

stehenden sozialen Kosten wie auch 
an den individuellen Kosten zu betei- in Weltniveau-Staat wie die DDR hatte natürlich 

nicht nur seine Beatles (die Puhdys). sondern auch 
,, E. seine Rolling Stones: Das war Pankow ... Ohne gro- 

ße Worte vermittelte der ruppige Rhythmus dieser Musik 
das Gefühl, sich von der Verlogenheit der Verhältnisse 
ringsum zu befreien, mit einem Wort: Authentizität". 
führte die F.A.Z. unlängst ihre Leser in eine fremde Welt 
ein. Nun stand Pankow erstmals seit 1990 wieder auf der 
Bühne: ..Doch die Authentizität war nicht nur durch den 
Fortgang der Zeiten gebrochen. Der Gitarrist der Gruppe. 
Jürgen Ehle. ist vor kurzem als Inoffizieller Mitarbeiter der 
Staatssicherheit enttarnt worden; als .lM Peters' hatte er 
regelmäßig über die anderen Mitglieder der Band berich- 
tet, nur Gutes allerdings, wie er beteuert. um der Band 
ihre Reisemöglichkeiten zu erhalten." Und dann: ,,Bei der 
Einzelvorstellung der Musiker bekommt Ehle demonstra- 
tiv den meisten Beifall ... Was ,authentisch' ist und was 
nicht. wird über Plebiszit entschieden."' 

Dieses Plebiszit hatte man sich anfangs freilich anders 
voraestellt. Doch handelte es sich bei den Beifallklat- 

~ ~ 

ligen. Individuelle Kosten entstehen 
beispielsweise dann. wenn unteilbare 
Rechte, wie etwa Teilhabe an Qualifi- 
zierung, Mitbestimmung und Kündi- 
gungsschutz, nicht gewährt werden. 
Dies ist bei befristeten Beschäftigun- 
gen der Fall. Damit ist gleichzeitig 
auch ein betrieblicher Aufstieg und 
eine Beschäftigungsstabilität verhin- 
dert. Hinzukommt, daß bei befriste- 
ten. wie auch bei Leiharbeitsverhält- 
nissen und bei der Kapovaz. eine 
kontinuierliche Einkommenssiche- 
rung nicht immer sichergestellt ist. 
Derartige individuelle Kosten sind von 
Seiten des Arbeitgebers in Form einer 
Risikoausgleichzahlung zu mindern. 
Darüber hinaus ist es unumgänglich. 
auf die durch atypische Beschäfti- 
gung entstehenden sozialen Risiken 
innerhalb der Sozialversicherung zu 
reagieren. SPW 

Eine Fehlerdiskussion 

von Peer Pasternack* Wenn ein Unterneh- 
men seine Arbeits- 

einsatzorganisation 
flexibilisiert und  

darüber seine 
Gewinne steigert, 

dann ist es ebenso 
an den gesellschaft- 

lich entstehenden 
sozialen Kosten wie 

auch an den 
individuellen Kosten 

zu beteiligen. 

Peßonalangleichungspolitik entste- 
hen (insbesondere Vorhaltuno aus- spw beklagten ,,Diskreditierung der Vergangenheitsauf- 

arbeitung"' beteiligt ist. 
2 

reichend qualifizierter Arbeitskräfte 
durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik) 
nicht in Teilen auf die Unternehmen 
zurückzuverlagern sind. Beispielswei- 
se könnten in den Fällen, in denen 
befristet eingestellte Beschäftigte 
nicht übernommen werden, die Ar- 
beitgeberbeiträge an der Arbeitslo- 
senversicherung erhöht werden. Da- 
neben sind befristet Beschäftigte ins- 
besondere bei der beruflichen Wei- 
terqualifizierung den unbefristet Be- 
schäftigten gleichzustellen. 

Die Didaktik der Aufklärung 
Worauf gründet sich diese Annahme. was also hat die 
Gauck-Behörde hier zu verantworten? Zwei Dinge: 

(1 .) Die Behörde pflegt ein Bild der Zweifelsfreiheit ih- 
rer Erkenntnisse. Es ist kein Fall bekannt geworden. daß 
sie von sich aus einen Irrtum eingestanden hätte. Als tat- 
sächlich irrtumsfreie Behörde indes wäre sie einmalig. 
Wo Menschen tätig sind, geschehen Fehler, also auch bei 
dem mit 3.000 Mitarbeitern - 

sehenden nicht um angepaßte Nostalgiker. Hier applau- 
dierten die Fans einer Band, die in der DDR für rebellische 

und Mitarbeiterinnen ausge- Der IM-Begriff ha t  sich in den  letzten Jah- 
statteten Bundesbeauftrag- 
ten. Korrigiert wurden die ren als sehr wandlungsfähig erwiesen Neigungen stand. Wenn dieses Publikum jetzt derart po- 

litisch inkorrekt Beifall klatscht. muß irgend etwas dumm Leiharbeit 
Wie die anderen atypischen Arbeits- 
verhältnisse erleichtert die Leiharbeit 
eine Personalpolitik. die um einen klei- 
ner werdenden und relativ gexhütz- 
ten Beschäftigungskern bedarfsoien- 
tiert flexible Beschäfligungxhalen 
aufbaut. Je nach saisonaler undIoder 
konjunktureller Auftragslage werden 
Schalen gebildet oder abgeworfen. 
Die Ausleihzeit von Leiharbeitkräften 
beträgt mittlerweile maximal 12 Mo- 
nate. Weiterhin sind Leiharbeitskräfte 
von Seiten des Verleihers nach 
Wunsch des Gesetzgebers unbefristet 
zu beschäftigen. In der Praxis wird den 

Fehler aber, soweit die Öffent- 
lichkeit davon erfuhr, allein aufgrund äußeren Drucks, 
etwa infolge von Gerichtsentscheidungen. 

(2.) Die Behauptung der Zweifelsfreiheit ihrer Er- 
kenntnisse verbindet sich mit einem positivistischen 
Selbstbild der Gauck-Behörde: Sie nimmt vorgeblich nur 
.,Beauskunftungen entsprechend der Aktenlage" vor 
(während daraus ggf. abzuleitende Konsequenzen von 
anderen. 2.0. Arbeitgebern. zu ziehen sind). Zugleich 
aber schränkt sie mit ihren Interpretationen den Spiel- 
raum derjenigen erheblich ein, die mit den Gauck-Aus- 
künften arbeiten müssen. 

gelaufen sein. Was? 
Unsere Hypothese lautet: Die zur Verwaltung und Be- 

arbeitung der MfS-Akten eigens geschaffene Behörde. 
die sog. Gauck-Behörde. hat wesentlich dazu beigetra- 
gen. die gesellschaftliche Akzeptanz ihres Gründungsan- 
liegen8 zu demontieren. Dieses Anliegen war individuelle 
wie gesellschaftliche Aufklärung (und zwar in einem em- 
phatischeren Sinne, als das MfS ,Aufklärung' verstanden 
hatte). Es muß als im Kern beschädigt betrachtet werden: 
An Aufklärung jedenfalls denkt unterdessen in Ost- 
deutschland kaum noch jemand, wenn die nächste aktu- 
elle IM-Enthüllung durch die Medien galoppiert. - Wir 
vermuten also, daß die Gauck-Behörde als ein zentrales 
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gänglich. Bedeutsam ist vor allem die 
Absicherung im Alter." Hier .ist die 
Versicherungspflicht von Selbständi- 
gen anzustreben. Um einen korrekten 
und reibungslosen Beitragseinzug zu 
gewährleisten. könnte hinsichtlich der 
Betragshöhe ein Wahlrecht zwischen 
einem Pauschalbetrag entsprechend 
der Bezugsgroße und einer einkom- 
mensgerechten Beitragszahlung ein- 

" .. 
Mehr Aroe! d ~ i c n  wen gri Rech!' Bei n 
eo 101 1gm3. S 229-243 

B..ihtemann, C 1 119911 Beii e" cnePerio- 
Instrument der Ostdeutschen Vergangenheitsaufarbei- Peer Pasternack, Dipl-Pol.. iS Herausgeberderin Leipzig erscheinendenZeitschrin hochschule ost 
tung teilursächlich an der von Angelika Barbe 1995 in und war kein i M  Zumindest nach bisheriger Auskunft der Gauck-Behörde. 
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Ein Beispiel: Im Falle des Hallenser Medizinprofessors F. sein. wer sich schriftlich dazu verpflichtet hatte. 
Eckard Ulrich beauskunftete die Behörde, dieser sei ..zwei- (2) Die Fälle Manfred Stolpe und Heinrich Fink brach- 
felsfrei über viele Jahre Mitarbeiter des Staatssicherheits- ten eine erste Modifiziening dieser Angaben. Nun hieß es: 
dienstes" oewesen.' Zuoleich bestreitet Behördenchef Gau- Insbesondere im kirchlichen Bereich habe es auch Ver- 

d d ~ ~~ 

ck. daß er Auslegungsmöglichkeiten hätte. Ein Blick in das pflichtungen per Handschlag gegeben. Das stimmt allem 
Stasi-Unterlaqen-Gesetz beleh- Anschein nach, wenn auch die beiden Anlaßfälle nicht be- 

gelangten, unter verletzung des stasi. re, ,,da8 ich beauskunften muß friedigend geklärt werden konnten: Der Fall Stolpe blieb 
nach der Richtung. in der die eine lnterpretationsfrage? Im Fall Fink hatte Joachim Gau- 

Unterlagengesetzes und ohne  vorange- Staatssicherheit die Akten an- ck widersprüchlich argumentiert. Einerseits lautete seine 
gangene ~ l ä ~ ~ ~ ~ ,  personenbezogene gelegt hat.''' Damit hat er aller- schriftliche Auskunft ..Herr Prof. Fink ist seit 1969 als Inof- 

dings auch recht. Doch zieht fizieller Mitarbeiter des MfS unter dem Decknamen ,Hei- 
Unterlagen aus den 50er Jahren an die Joachim Gauck sich immer erst ner' tätig gewe~en."~ Mündlich erläuterte er hingegen, er - - - - 

Öffentlichkeit. dann auf diese Aussagezurück, sei ,.ohne Mühe imstande". sich .,vorzustellen, daß ein 
wenn er mit seinen freimütigen Mann wie Heinrich Fink ... möglicherweise das nicht ge- 
Bewertungen in Bedrängnis ge- wußt hat."'O Das Landesarbeitsgericht Berlin erkannte in 

raten ist.5 Nehmen wir einmal an. die Auskunft zu dem Hal- einem nachfolgenden Prozeß die IM-Tätigkeit Finks als tat- 
lenser Professor sei im Kern richtig gewe~en.~ d.h aus den sächlich. Doch bescheinigte es seiner Urteilsbegründung 
MfS-Akten ergab sich. daß Ulrich ,,über viele Jahre" Inoffizi- selbst ..argumentative Angreifbarkeit". (Az 12 Sa 32/92)'' 
eller Mitarbeiter gewesen ist: Dann fragt sich z.B., welche Wenn sich damit auch diese IM-Bestimmung der Ver- 
Funktion das Wörtchen ..zweifelsfrei" in deroauckbehördli- oflichtuno oer Handschlao als zumindest unzuverlässio - 
chen Auskunft hat. Anders gesagt: Was i n  es anderes. 
wenn nicht eine (gesetzeswidrige) Bewertung oder Ausle- 
gung vorgefundener ~ktenbestände? Nur wein sich hinter 
dem ..zweifelsfrei" eine behördliche Auslegung verbarg, 
wird verständlich. warum in dem konkreten Fall kurze Zeit 
später bei unveränderter Aktenlage das Gegenteil festge- 
stellt werden konnte. 

Obwohl nun die Gauck-Behörde in ihrer öffentlichen 
Selbstdarstellung sowohl für sich die Fähigkeit zum lrrtum 
ausschließt wie auch vorgeblich nur wertfreie Auskünfte 
entsprechend der Aktenlage gibt. haben sich in den letz- 
ten Jahren fortlaufend Änderungen in der Beauskunf- 
tungspraxis ergeben. Einige sind in Novellierungen des 

d ,  2 2 

erwiesen hatte. so konnte man aber immerhin noch auf 
die Unterschriftsvariante als verläßlichen Beleg einer be- 
wußten MfS-Mitarbeit vertrauen. 

(3) Doch diesbezüglich brachte 1993 der Fall Peter 
Althaus Unerwartetes an den Tag. Althaus, renommierter 
Urologe und Chefarzt an der Berliner Charite, war 1991 
wegen IM-Vorwurfs gekündigt worden. Er bestritt die 
Anschuldigung sehr entschieden. Charite-Dekan Harald 
Mau verfluchte in der F.A.Z. .,die Stasi, die es geschafft 
hat. diesen Mann als Mitarbeiter zu dingen"." Zugleich 
betonte er damit die Zweifelsfreiheit der entsprechenden 
Gauck-Behörden-Auskunft. Althaus ging vor Gericht. Im 
Prozeß stellte sich aufgrund graphologischer Gutachtung 

Stasi-Unterlagen-Gesetzes festgeschrieben, andere aus öf- heraus, daß das MfS die Unterschrift unter die IM-Ver- 
fentlichen Mitteilungen des Behördenchefs zu entziffern. pflichtungserklärung gefälscht hatte." Dekan Mau, der 

vorher vernehmen lassen hatte: ..ich würde der erste sein, 
Die Metamorphose des IM-Begriffs der alles in seinen Kräften Stehende tun würde. um jeden 
Es war recht frühzeitig zu ahnen gewesen: Zur kontextuali- Makel von diesem Kollegen zu nehmen, wenn sich ein 
sierenden Entschlüsselung der MfS-Akten bedarf es offen- Fehler oder Irrtum herausstellen s~ l l t e " , ' ~  s c h ~ i e g . ' ~  
kundio einer soeziellen Hermeneutik flnteroretationslehre. Jedenfalls war damit aerichtsnotorisch oeworden. < . . 2 < 

Anm. d. Red.). Und in der Tat: Decodierungshilfen, die daß auch die bis dahin als unerschütterlich geltende An- 
über die Auflösung von Abkürzungen und IM-Kategorien' nahme der Gauck-Behörde erschütterbar ist. IM sei zu- 
hinausgehen, erwiesen sich schon binnen kurzem als ei- mindest gewesen, von wem es eine unterschriebenever- 
gentlich unverzichtbar. Nun ist die Gauck-Behörde unter pflichtungserklärung gibt. Nun war bekannt: Das MfS 
anderem mit einer eigenen Forschungsabteilung ausge- fälschte auch Unterschriften. 
stattet. Es durfte erwartet werden, da0 diese Abteilung 
alsbald mit systematischen Entwürfen zur Bedeutungsent- Kontextgebundenheit der Akteneintragungen 
schlüsselung der Akteninhalte dienen würde (nicht zuletzt, (4) Pikant war ein 1991 ausgelöster und 1995 abschlie- 
um auch die eigene Arbeit zu fundieren und ihren wissen- ßend geklärter Vorgang: Volker Nollau. Staatssekretär im 
schaftlichen Seriositätsansoruch zu unterstreichen). Diese sächsischen Wissenschaftsministerium. war von einer 
erwarteten Entwürfe kamen nicht, konnten folgli;h nicht 
diskutiert, entwickelt. präzisiert werden. Statt dessen kam 
es infolge des ~ a n g e l s  einer Aktenhermeneutik zu etwas 
anderem: Je länger desto dringender bedürfen wir einer 
soeziellen Hermeneutik der Auskünfte Joachim Gaucks 
und seiner Mitarbeiterlnnen. 

Schauen wir uns das anhand des Problems an, bei 
dem der hermeneutische Reparaturbedarf am dringlich- 
sten scheint: Kann aus den Akten eine frühere Inoffizielle 
Mitarbeit für das MfS jenseits vernünftiger Zweifel fest- 
gestellt werden? Der IM-Begriff hat sich in den letzten 
Jahren als sehr wandlungsfähig erwiesen. Anhand eini- 
ger aussagekräftiger. öffentlich gewordener Einzelfälle 

Kommission des sächsischen Landtages als MfS-lnfor- 
mant eingestuft worden. Daraufhin nötigte ihn seine 
CDU-Fraktion zum Rücktritt. Der Vorermittlungsausschuß 
der EKD - Nollau war Synodaler - entlastete ihn schließ- 
lich von allen Vorwürfen. Das Pikante daran war. daß 
Nollau als Wissenschaftsstaatssekretär zeitgleich an den 
Hochschulen ablaufende Vorgänge verantwortet hatte. 
die er in seinem Fall - zu Recht - monierte: ,. Damals ... be- 
fand ich mich in der grotesken Situation, meine Unschuld 
beweisen zu müssen -entgegen eigentlich allen relevan- 
ten rechtsstaatlichen Prin~ipien."'~ 

(5) Bereits 1992 war im Fall des oben schon erwähn- 
ten Halleschen Internisten Ulrich deutlich geworden, daß 

Iäßt sich dessen Metamorphose nachvollziehen: es auch Anwerbungssituationen gab. die heutzutage al- 
(1) Anfanas hatte es aeheißen. wer IM aewesen war. lein kontextualisiert zu erhellen sind. Friedrich Schorlem- . . d - - 

sei zweifelsfrei feststellbar: Denn IM könne nur gewesen mer rekapitulierte später. was auf die Gauck-Mitteilung, 

rpw. Zeitr<hiifi fYr Sozialirfir~he Politik und Wirtschaft. Heft 98. 1997 
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sucht werden, Selbständige in die Ar- 
beitslosenversicherung zu integrieren 
und Vertragsgeber an den Kosten zu 
beteiligen. In der nachfolgenden Dar- 
stellung der Regulierungen innerhalb 
der unterschiedlichen Beschäfti- 
gungsformen kommen wir auf diese 
Probleme im einzelnen zurück. Die 
Abbildung 3 vermittelt einen Über- 
blick über die Systematik der Überle- 
gungen zur Veränderung bestehen- 
der Regulierungsmuster. 

Teilzeitbeschäftigung 
Arbeit in Teilzeit ist in ihrer Normal- 
form. d.h. unbefristet und sozialversi- 
cherungspflichtig - vor allem auch 
gemessen an den im folgenden an- 
gesprochenen Formen atypischer Be- 
schäftigung -, eine recht unproble- 
matische Beschäftigungsform. Dies 
gilt allerdings nicht für flexible Son- 
derformen, wie die kapazitätsorien- 
tierte variable Arbeitszeit (Kapovaz). 

Flexible Teilzeitarbeitsformen 
(,.Kapovazm und .,lob sharing"") sind 
ansatzweise im Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz geregelt. Sofern keine 
andere Arbeitzeitdauer im Kapovaz- 
Arbeitsvertrag festgelegt ist. gilt eine 
wöchtliche Arbeitszeit von 10 Stun- 
den als vereinbart. Bandbreitenrege- 
lungen (etwa 10-15 Stunden) sind 
nicht erlaubt. Es besteht eine Ankün- 
digungsfrist von mindestens 4 Tagen 
und ein Mindestarbeits- 
einsatz von 3 Stunden (4 
4 BschFG). Diese Mindest- 
Standards sind unzurei- 
chend. So hat beispiels- 
weise ein Arbeitnehmer, 
der mit einer verkürzten 
Ankündigungsfrist zur Ar- 
beit aufgefordert wird. 
ein Leistungsverweige- 
rungsrecht. doch kann er 
dieses in der Praxis allen- 
falls dann geltend ma- 
chen, wenn er für den Ar- 
beitgeber unentbehrlich 
ist. 

Eine überzeugende 
Regulierung von Kapovaz 
sollte zwei Aspekte be- 
rücksichtigen: Zum einen 
sollten Ankündigungsfri- 
sten nach Fristenlänge ge- 
staffelt in Form von (Ruf- 
)Bereitschaftszulagen ho- 
noriert werden (solche 
Prämienregelungen b e  
stehen u.a. in Hafenbe- 
trieben). Kostenvorteile, 
die Betriebe durch eine 
extrem flexible Arbeits- 
zeitgestaltung erzielen, 

werden auf diese Weise mit Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer ge- 
teilt. die Einschränkungen ihrer zeitli- 
chen Gestaltungsfreiheiten erleiden. 
Im Unterschied zur normalen Teilzeit- 
beschäftigung besteht bei der Kapo- 
vaz eine Blockierung der Zeitsouverä- 
nität und Arbeitskraft. Für diese Son- 
derleistung keinerlei Vergütung vor- 
zusehen. stellt eine Benachteiligung 
dar. für die sachliche Gründe nicht 
ersichtlich sind. Von dem Arbeitgeber 
ist aus diesem Grund ein bereit- 
schaftszeitabhängiger Ausgleich zu 
zahlen. 

Geringfügige Beschäftigung 
Sozialversicherungsfreie Teilzeitfor- 
men sind lediglich dann unbedenk- 
lich, wenn die ..Geringverdieneru an- 
derweitig sozialversichert sind. Dies 
betrifft Schülerinnen und Schüler, 
Studentinnen und Studenten. Ren- 
tenbezieherinnen und Rentenbezie- 
her sowie Arbeitslose. Aus diesem 
Grund geht es nicht um die Einfüh- 
rung einer allgemeinen Versiche- 
rungspflicht. sondern .,um deren dif- 
ferenzierte Ausdehnung auf etwa die 
nalhe aer qer ngf-qig Besc'iaftigten" 
iKemler/Sc fcn 1993 5 5431 oie re ne . . 
anderweitige soziale Absicherung ha- 
ben bzw. sozialversicherungsrechtli- 
che Anwartschaiten erwerben kön- 
nen (Ausnahme: Krankheitsschutz 

Verheirateter über die Familienversi- 
cherung). 

Trotz des gemeinsamen Ziels. die 
geringfügig Beschäftigten in die Sozi- 
alversicherung einzubeziehen, klaffen 
die hierzu mittlerweile von allen Op- 
positionsparteien im Bundestag vor- 
gelegten Gesetzesinitiativen im Ansatz 
und in der Reichweite deutlich ausein- 
ander. So soll durch die Vorlage der 
SPD (1 995) zwar der ,.Mißbrauch der 
geringfügigen Beschäftigung wirksam 
bekämpft werden. ohne diese Be- 
schäftigungsform aufgmnd gesebli- 
cher Normen generell vom Arbeits- 
markt verdrängen zu wollen" (ebd.), 
während die PDS (1 996) in den Mittel- 
punkt ihrer Initiative gerade auch de- 
ren ordnungspolitische Funktion stellt: 
.,Um zu verhindern, daß Arbeitsstellen 
weiter zergliedert und in stundenwei- 
se Beschäftigung umgewandelt wer- 
den, soll für Einkommen unterhalb 
des Existenzminimums der Arbeitge- 
ber prinzipiell beide Beitragsanteile 
tragen." (ebd.) Aus dieser divergieren- 
den Herangehensweise resultieren 
deutliche Unterschiede im Sicherungs- 
niveau der geringfügig Beschäftigten: 
Kern des SPD-Modells ist die Entkop- 
pelung der Beitragspflicht der Arbeit- 
geber einerseits und der individuellen 
Versicherungspflicht der Arbeitneh- 
mer andererseits; zwar werden die Ar- 
beitgeber generell oberhalb einer Ba- 

Unsere Regulie 
rungsvorstellungen 
folgen der Maxime, 
soziale Risiken 
gleichwertig zum 
.Normalarbeitsver- 
hältnis" abzusichern 
und zwischen dem 
Flexibilisierungsbe- 
darf von Betrieben 
und selbstbestimm- 
ten Handlungspiel- 
räumen der Beschäf- 
tigten zu  vermitteln. 

Soziale Sichening: 
Rente, Arbeit, 
Kmnkhe* 

Quelle: KellerlSeife~ 1993. "bemrbeifet und ergsnd 
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ten Arbeitslo- 
sen genng 
ist? 

z U - 
letzt sei er- 
wähnt. daß 
eine .,er- 
zwungene" 
Teilarbeits- 
zeit zu mehr 
Aktivitäten in 
der Schat- 
tenwirtschaft 
führen kann. 

Mehr Be- 
schäftigung 
durch Teil- 
Zeit führt 
nicht not- 
w e n d i g e r -  
weise zu ei- 
ner Senkung 
der Zahl der 
Arbeitslosen. 

so das Fazit. Zu berücksichtigen ist je- 
doch, daß eine Mobilisierung der 
..Stillen Reseve" durchaus sozial- und 
gleichstellungspolitisch erwünschte 
Folgen hat. 

Grundsätdich gik: 
Die Beschäftigungs- 

wirkungen der 
verschiedenen 

atypischen Beschäf- 
tigungsverhältnisse 
sind gering bemes- 

sen. Atypische 
Beschäftigung tritt 

an die Stelle von 
Normalarbeitsver- 

hältnissen. 

Geringfügige Beschäftigung 
Eine grundsätzlich prekäre Form der 
Teilzeitarbeit stellt die geringfügige 
Beschäftigung dar. Neuerdings sind 
Teilzeitkräfte bei einer Arbeitszeit von 
unter 15 Wochenstunden (bis vor 
kurzem waren es 18 Wochenstun- 
den) aus der Arbeitslosenversiche- 
rung ausgenommen. Weder zur Ren- 
ten- noch zur Krankenveßicherung 
werden Beiträge abgeführt. wenn die 
Tätigkeit weniger als 15 Stunden pro 
Woche undIoder das erzielte monat- 
liche Einkommen 1997 weniger als 
610 DM in Westdeutschland bzw. 
520 DM in Ostdeutschland beträgtg 

In Nordrhein-Westfalen wird seit 
jüngstem versucht. die Nachteile der 
geringfügigen Beschäftigung mit 
der Einrichtung von Dienstleistungs- 
Zentren auszugleichen. Hier werden 
mehrere geringfügige Beschäfti- 
gungsverhältnisse in Pools gebün- 
delt. Die Arbeitnehmer haben ein fe- 
stes und dauerhaftes Arbeitsverhält- 
nis und werden temporär an ver- 
schiedene Arbeitgeber verliehen. 
Zeiten der Nicht-Beschäftigung kön- 
nen zur Qualifizierung und damit zu 
einer Verbesserung der Arbeits- 
marktchancen im ersten Arbeits- 
markt genutzt werden. Ähnliche 
Modelle bestehen in den Niederlan- 
den und in Dänemark. Es ist aller- 
dings verfrüht, Aussagen über Be- 
schäftigungswirkungen zu treffen. 

Befristete Beschäftigung 
Befristete Arbeitsverträge ermögli- 
chen es Unternehmen. Arbeitskräfte 
entsprechend betrieblicher Absatz- 
konjunkturen auf leichte Weise und 
ohne Entlaßkosten einzustellen oder 
zu entlassen. Mit der erleichterten 
Zulassung von befristeten Beschäfti- 
gungsverträgen im Beschäftigungs- 
förderungsgesetz von 1985, das bis- 
lang im Fünfjahresrhythmus verlän- 
gert wurde, haben die Protagonisten 
dieses Gesetzes eine beschäftigungs- 
politische Initialzündung erwartet. 

Nach einer Studie des Wissen- 
schaftszentrums Berlin waren die 
quantitativen Wirkungen dieses Geset- 
zesallerdingsgering. Nur etwa 2%aller 
Einstellungen zwischen Mai 1985 und 
April 1987 wurden in der Form eines 
befristeten Vertrages abgeschlossen. 
der ohne das BeschFG nicht möglich 
gewesen ware (vgl. BüchtemanwHöI- 
and 1989). Bei den betrieblichen Neu- 
einstellunaen dominierten Aushilfs- 
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und Saisontätigkeiten sowie sonstige 
Arbeitsaufgaben von begrenzter Dauer 
(Messetätigkeiten und projektorientier- 
te Forschung) mit rund 65%. Lediglich 
1.5% aller befristeten Einstellungen 
entfällt auf Betriebe. die nach eigeneh 
Angaben infolge des BeschFG ..mehr 
Neueinstellungen als urspninglich ge- 
plant" vorgenommen haben (vgl. 
Büchtemann 1991. S. 151). 

Grundsätzlich gilt: Die Beschäfti- 
gungswirkungen der verschiedenen 
atypischen Beschäftigungsverhältnis- 
se sind gering bemessen. Atypische 
Beschäftigung tritt an die Stelle von 
Normalarbeitsverhältnissen. 

4. Reguliemng atypischer 
Bexhäft igung 
Der Anteil atypischer Beschäftigung 
an den Arbeitsverhältnissen ist er- 
heblich. Aus diesem Grund lohnt der 
Blick auf die Regulierungsgrundla- 
gen dieser für Beschäftigte häufig ri- 
sikogeladenen Beschäftigungsfor- 
men. Anlässe für eine sozialverträgli- 
che Re-Regulierung bestehen einer- 
seits in den jeweiligen spezifischen 
Benachteiligungen, die atypischen 
Beschäftigungsverhältnissen inne- 
wohnen. und andererseits in den 
sich hierin noch einmal ausdifferen- 
zierenden grundsätzlichen ungleich- 
gewichtigen Ausgangsbedingungen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern. Darüber hinaus lassen sich 
Gründe der Verteilungsgerechtigkeit 
anführen: Kosten der sozialen Siche- 
rung werden allzuoft auf die Ge- 
meinschaft der Beitrags- bzw. Steu- 
erzahler übertragen, obgleich sie le- 
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diglich von speziellen Gruppen ver- 
ursacht werden (2.6. Zahlung von 
Sozialhilfe infolge fehlender oder 
geringer Ansprüche gegenüber der 
Arbeitslosen- undloder Rentenversi- 
cherung). 

Defizite atypischer Beschähi- 
gungsverhältnisse. die hinsichtlich 
sozialer Sicherung. Einkommen. Be- 
schäftigungsstabilität oder Partizipa- 
tion an Oualifizierunasmaßnahmen. 
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Mitbestimmung usw. bestehen kön- 
nen. sind nur durch differenzierte Re- 
gulierungsmaßnahrnen auszuglei- 
chen. Vor dem Hintergrund der An- 
erkennung von Flexibilisierungserfor- 
dernissen folgen unsere Regulie- 
rungsvorstellungen der Maxime. so- 
ziale Risiken gleichwertig zum .,Nor- 
malarbeitsverhältnis" abzusichern 
und zwischen dem Flexibilisierungs- 
bedarf von Betrieben und selbstbe- 
stimmten Handlungspielräumen der 
Beschäftigten zu ~ermittein. '~ 

Im folgenden stellen wir eine 
möglichst einfache Systematisierung 
der Regulierung der differenzierten 
atypischen Beschäftigungsverhältnis- 
se vor (vgl. zu folgendem KellerlSei- 
fert 1993). Der Leitgedanke setzt zu- 
nächst an bei der analytischen Unter- 
scheidung von teilbaren und unteil- 
baren Rechten. Unteilbare Rechte. 
wie etwa Kündigungsschutz. Arbeits- 
schutz. Mitbestimmungsrechte. 
Lohnsysteme und Entlohnungs- 
grundsätze, Beteiligung an Weiterbil- 
dungsmaßnahmen sollen bei allen 
Beschäftigten - unabhängig ob sie 
sich in ..normalen" oder atypischen 
Arbeitsverhältnissen befinden - in 
gleichen Umfang gelten. Teilbare 
Rechte. wie etwa Einkommen und 
betriebliche Sozialleistungen. können 
anteilig hinsichtlich der Arbeitszeit 
gelten: 

Einzelne Defizite atypischer Be- 
schäftigungsverhältnisse sind von 
diesem Leitgedanken nicht erfaßt. 
insbesondere betrifft dies zum einen 
das Risiko einer nicht-kontinuierli- 
chen Einkommenserzielung bei befri- 
steten ~eschäftigungsve~hältnissen 
und z.T. bei der Leiharbeit. Hier schla- 
gen wir in Anlehnung an Keller und 
Seifert (1993) die Einführung von Ri- 
sikoausgleichszahlungen vor. Zum 
zweiten sind Scheinseibständigkeiten 
durch Reaulierunasmaßnahmen nur 
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sehr schwer zu erreichen. Dabei be- 
steht die Gefahr, daß mit der Durch- 
setzung von Regulierungen in den 
anderen atypischen Beschäftigungs- 
verhältnissen die Attraktivität von 
Werkverträgen u.a. für die Arbeitge- 
ber gesteigert wird. Hier sollte ver- 

LINKE GESCHICHTEN 

Ulrich sei .,zweifelsfrei" IM gewesen. geschah: ,.Er mußte 
erleben. wie selbst manche Freunde und Kollegen skep- 
tisch. unsicher wurden und wie er bei amtlichen Stellen 
plötzlich vor verschlossenen Türen stand. Er lebte mit 
Blicken. die er nicht aushielt. Er wurde zum Stadtge- 
spräch, er wurde zum Opfer der allfälligen Hechelei."" 
Der Fall hatte suizidal geendet. 

Hier hätte die Gauck-Behörde durch Eingeständnis eines 
inzwischen offensichtlich gewordenen Irrtums das 
Schlimmste verhindern können. Dafür fand sie, nach Aus- 
kunft Schorlemmers. ,.nicht den Mut".'8 Immerhin hatte es 
vorzeiten in einer Treffauswertung des MfS geheißen: ..Es 
besteht kein Vertrauensverhältnis zum operativen Mitarbei- 
ter ... U. weiß bedeutend mehr als er sagt. ist skeptisch, nicht 
offen und ehrlich ... Er macht nur Angaben zu solchen Sach- 
verhalten und Gegebenheiten. die ohnehin schon bekannt 
~ i nd . " ' ~  Das MfS stellte den IM-Vorgang ein und machte ei- 
nen operativen Vorgang daraus. Operative Vorgänge (OW 
waren Bearbeitungen von Personen, u.a. durch auf sie an- 
gesetzte IMs. Die hinterlassenen OV-Akten sind in der Kate 
gorisierung der Gauck-Behörde Opferakten - eine auch im 
Fall Ulrich zutreffende Charakterisier~ng.'~ 

(6) Eine kontextgebundene Erhellung ware auch Ende 
1993 nötig gewesen. als der letzte DDR-lnnenminister 
Diestel aus Joachim Gaucks persönlichen Stasi-Akten zi- 
tierte. Es ging um ein Gespräch Gaucks mit einem MfS- 
Hauptmann aus dem Jahre 1988. das nach MfS-Darstel- 
lung ausgesprochen kooperativ abgelaufen sei. Diestel 
ließ die (auch zu Gaucks Gunsten auslegbare) Interpreta- 
tion offen und beschränkte sich auf den Hinweis: .,Um es 
ganz deutlich zu sagen: Mit weniger als einer solchen 
MfS-Niederschrift sind Ärzte, Lehrer. Juristen, Angestellte 
und andere aus ihren Berufen entfernt worden."" Gauck 
widersprach weder in der Sache noch Diestels Folgerung. 
Er stellte lediglich richtig. daß seine Akte nicht als IM- 
Vorlauf. sondern als Operative Personenkontrolle (OPK) 
kategorisiert worden sei?> 

(7) Schon ein knappes Jahr zuvor hatte der in den 
80er Jahren aus der DDR ausgereiste Schriftsteller Günter 
de Bruyn über seine zweijährigen Kontakte mit dem MfS 
berichtet. (So lange hatte es gedauert. bis er die Werber 
wieder losgeworden war.) Er beschrieb sein Entsetzen bei 
der Lektüre: Aus seinen knappen JaINein-Antworten hat- 
ten die MfS-Bearbeiter ..zusammenhängende Gesprächs- 
protokolle" gestaltet. de Bruyn bekam ein komfortables 
Podium für die Darstellung seiner Zweifel an den Akten- 
inhalten - das FA.Z.-Feuilleton - und war aus dem 
Schneider.13 

(8) Sodann fand sich Christa Wolf im Gespräch. Sie 
war 1960-1962 als IM ,.Margarete8' keine große Hilfefür 
das MfS, und der Fall würde heute. da vor 1976 liegend. 
nicht mehr beauskunftet werden. Nun setzten morali- 
sche Bewertungen des Behördenchefs Gauck ein. Christa 
Wolf sei zwar IM gewesen. aber doch auch ein guter 
Mensch: ..Ich rechne damit. daß Christa Wolf keine Diffa- 
mierung zu fürchten haben ~ i r d . ' ' ~ '  

(9) Bald darauf geriet Heiner Müller in Verdacht. Hier 
stellte sich heraus. daß es auch IM-Registrierungen als 
Schutz des unwissentlich Registrierten vor der Bearbeitung 
durch andere MfS-Abteilungen gegeben hatte: Wer einmal 
registriert war, hane für andere Abteilungen tabu zu sein.'l 

Politischer Umgang mit dem Aktenmaterial 
(10) Eine neue Qualität des politischen Umgangs mit 
dem Aktenmaterial entstand im November 1994. als Ste- 
fan Heym als Alterspräsident des Bundestages die Sit- 

zungsperiode eröffnen sollte. Es gelangten, unter Verlet- 
zung des Stasi-Unterlagengesetzes und ohne vorange- 
gangene Klärung. peßonenbezogene Unterlagen aus 
den 50er Jahren an die Öffentlichkeit. In Abweichung - 
von vergleichbaren Fällen. in denen Nachrichtenhändler 
und Journalisten dafür verantwortlich waren. beteiligten 
sich hier Polizeibeamte und Minister an der Gesetzesver- 
letzung. Heym sollte von der Eröffnungsansprache abge- 
halten werden, ließ sich von ihr aber nicht abbringen. 
Weder gab es wegen der gesetzeswidrigen Aktenverwer- 
tung disziplinarrechtliche Ermittlungen. noch redete 
nach zwei Tagen noch irgend jemand von den (augen- 
scheinlich haltlosen) Vorwürfen gegen Heym.?' 

(1 1) 1995 wurde ein Fall öffentlich. der eine weitere 
Neuigkeit brachte (auf die man aber auch durch Nachden- 
ken hätte kommen können): Dekonspiration gegenüber 
Dritten unmittelbar im Anschluß an eine MfSAnwerbung 
konnte ein probates Mittel sein, sich der unsympathischen 
Verbindung zu entledigen. (Inzwischen ist dies auch als 
Entlastungskriterium in die Arbeitsrichtlinien der Gauck- 
Behörde eingegangen.) Der Arbeitsmediziner Rudolf Muk- 
ke. Mitarbeiter an der Charite. .,hatte in den 70er Jahren 
einen Anwerbungsveßuch des MfS durch Dekonspiration 
abgewehrt."" Der Ehrenausschuß der Humboldt-universi- 
tät kam dennoch zu dem Schluß, daß Muckes weitere Be- 
schäftigung unzumutbar sei. Mucke war auch Bezirksver- 
ordneter für Bündnis 90lDie 
Grünen: ..Fast zeitgleich mit Statt des anaestrebten Zieles - aenerelle 
der Uni hatte der Ehrenrat der 

- - 
B[ezirksl V[erordnetenl Sensibilisierung für das Denunziations- 
Vlersammlungl Lichtenberg ~roblem. nicht zuletzt für künftiae 
über Muckes Stasi-Veßtrik- 
kuna zu reden. Weil sie Ilies: 

Versuchungen - wurde weitgehende 
d 

er, p.p.1 die als unerheblich Gleichgültigkeit erreicht. 
einschätzte. sprach ihm seine 
Fraktion Bündnis 901Grüne das Vertrauen aus."'8 ,.Kurz 
nach dem vernichtenden Urteil des Ehrenausschusses 
stürzte sich Rudolf Mucke von einer Brü~ke."'~ 

(12) Ebenfalls 1995 ging es um die Schriftstellerin 
Monika Maron. Die moralischen Wertungen Joachim 
Gaucks gewannen an Differenziertheit. Wo Christa Wolf 
noch ein guter Mensch trotz IM-Tätigkeit war. da war 
Maron nun auch ein guter IM: Nicht jeder IM. so Gauck. 
sei ein Verräter gewesen.'O 

Damit hatte sich der Behördenchef von seinen in vor- 
angegangenen Jahren formulierten Unhinterfragbarkei- 
ten der Akteninterpretation deutlich entfernt. Gleichwohl 
hat er frühere entgegenstehende, personenbezogene 
Aussagen nicht - auch in der Folgezeit nicht - widerru- 
fen. 

(13) 1996 schließlich kann als das Jahr gelten, ab dem 
niemand mehr, der auf Seriosität wert legt. die Fraglosig- 
keit der IM-Kategorien in den MfS-Akten annimmt. En 
Passant erledigte nun die EA.Z. als das Blatt, .,in dem die 
gesellschaftliche Herrschaft sich ihrem politischen Personal 
mitteilt" (Gremliza), den Aktenmythos endgültig. In einem 
Artikel über den in Ost-Berlin residierenden Kardinal 
Bengsch (verst. 1979) schrieb sie: Für das Alltagsgeschäft 
mit den Behörden und Staatsvertretern ,.hatte er seine po- 
litischen Prälaten, Groß und Dissemond etwa, in der Ab- 
kürzung des DDR-Ministeriums für Staatssicherheit ... 
.Otto' und .Peter'. Über deren Charakter wird oerätselt. da < 

sie von der Stasi als .IM' geführt wurden. Sehr ernst muß 
man das nicht nehmen, wenn man sich in die zu Wichtig- 
tuerei und Aufschneiderei neigende ... Mentalität von Ge- 
heimfunktionären hineinversetzt"." 

rpw. zeitwhrifi fiir Sozialirfirche ~olitik und wirtrchaft. Heft 98. 1997 



LINKE GESCHICHTEN 

Fotw Steohan Hanoe 1Knlni 

Fazit 
Wir konnten die Entwicklungen 
des IM-Begriffs in Gauck-Behör- 
de und Öffentlichkeit hier nur in 
einigen illustrativen Beispielen 
referieren. Es ließen sich eine 
Reihe weiterer Fälle anführen: 
etwa Lothar de Maiziere, der 
nach Rücktritt von allen politi- 
schen Ämtern dann doch nicht 
IM ,.Cernym gewesen sein soll; 
Herbert Goliasch. zurückgetrete- 
ner CDU-Fraktionschef in Sach- 
sen. anschließend entlastet; Lud- 
wig Gürtler, Lieblingstrompeter 
des Bundeskanzlers wie zuvor 
des Staatsratsvorsitzenden. des- 
sen IM-Vorgang zu einer Zeit be- 
kannt geworden war. als in einer 
unberatenen Minute von der 
Spitze des Kanzleramtes verlau- 
tete: ..Wenn es nach mir ginge. 
würden die Akten geschlossen" 
- Gürtlers Fall wurde nie ab- 
schließend geklärt. 

Die Beispiele dürften aber 
hinreichen. eine unterdessen 
qänqiqe Ansicht in vornehmlich 
der ostdeutschen Öffentlichkeit 

nachvollziehbar erscheinen zu lassen: Wo aus den Akten 
so wenig Gewißheit zu erlangen, aber mit solch geringer 
Gewißheit derart reichlich politische lnstrumentalisierung 
zu betreiben sei. wie es zu beobachten war. da ist augen- 
scheinlich das gutgemeinte Anliegen ungenügend gegen 
sachfremde lndienstnahme immunisiert worden. 

Mithin: Statt des anoestrebten Zieles - oenerelle Sensi- 
2 < 

bilisierung für das Denunziationsproblem, nicht zuletzt für 
künftige Versuchungen - wurde weitgehende Gleichgül- 
tigkeit erreicht. Die Gauck-Behörde ist keine moralische 
Anstalt geworden, sondern Instrument wie Partei in Inter- 
essenauseinandersetzunaen. Partei ist sie insoweit. als die - 
Behörde aus bürokratischem Selbsterhaltungsstreben eine 
Desavouierung oder Relativierung des Beweiswerts der 

MfS-Unterlagen nicht für wün- 

Die Gauck-Behörde ist keine moralische schenswert halten kann: Denn 
das Stasi-Unterlaoenoesetz als 

2 2 

Anstal t  geworden, sondern lnst rument  ~ ~ ~ h ä f t ~ ~ ~ ~ ~ d l ~ ~ ~  des 

w i e  Partei in lnteressenauseinanderset- desbeauftragten geht von der 
Hypothese der inhaltlichen 

Zungen. Richtigkeit der MfS-Akten 

aus.'2 Instrument wurde die 
Gauck-Behörde, als in Einzelfällen tatsächliche oder ver- 
meintliche Belastungen zu genau solchen Zeitpunkten be- 
kannt wurden, da sie politisch nützlich waren. 

In dieser Weise lassen sich die Ergebnisse einer Ent- 
wicklung kennzeichnen, an deren Anfang einmal Hun- 
gerstreik von Bürgerrechtlern in der Berliner Ex-Stasi- 
Zentrale und Sitzstreiks von Abgeordneten in der Volks- 
kammer gestanden hatten. Die Ergebnisse können be- 

Gegen einen Schlußstrich bei der DDR-Vergangenheitrbewaltigung. 
inspw 85 (1995). 5. 27. 
zit. nach Friedrich Schorlemmer: An einer vergifteten Atmosphäre 
gestorben. ZumTodeder Arztes Dr. Eckhard Ulrich, in F. Eckhad UI- 
rich: ich habe aufgegeben dieser land zu lieben. Gedichte, 2. erw. 
Aufl.. Halle/S. 1994. 5.71 
. ~ . ) e r n l e w ~ u  .o.cnim Ga r* n .13:n?n~011 I J 1996 5 2 1  
(-11 \.e.m:i n ' dt UJ<<I~  nano a v  Fa e 510 PE .no Deter Dc-T 30 
schrieben in: Akten verbinden, oder: Honl roit qui mal y penre?. in 
spw91 (1996). 5. 521. 
Sie war er nicht. Wir kommen darauf zurück. 
Dazu legte die Gauck-Behörde die Dakumentensammlung ,,Die In- 
offiziellen Mitarbeiter. Richtlinien. Befehle, Direktiven", 2 Bde., Berlin 
1992. und den faksimilierten, also unveränderten Nachdruck des 
,,Wörterbuchs der Staatrsicherheit" von 1985 vor (Dar Worterbuch 
der Staatssicherheit. Definitionen der MfS zur ,,politiich-operativen 
Arbeit". Berlin 1993). 
Vgl. Landtag Brandenburg: Beicht der Unterruchungsur~hurres 11 
3 IStoIp~Untersuch~ngmus~hußI. DruckSache 113009. 29.041994. 
0.0. (Potdam) 1994, und dort insbesondere die von der Mehrheiti- 
meinung abweichenden Voten dw CDU-Vertreter und der BUndnir- 
Abgeordneten im Unterruchungsuixhuß, in Anlagen. T&l B. 
dokumentiert in: Poiitische Kultur im vereinigten Deutschland. Der 
Streit um Heinrich Fink, Rektor der Humboldt-Universität zu Berlin 
(= Utopie kreativ Dokumentation), Berlin 1992, 5. 27. 
Außerordentliche Sitzung der Konzils der Humboldt-Universität zu 
Berlinam29.11.199t. inebd.. 8.47. 
und das Bundesueifaaungrge"cht. das unlängst die Vdarrungsbe- 
KhwedeFmkabgweren hat, sh - da ihm beidereigenen Festitel- 
lung wn Tatsachen enge Grenzen germ sind - seine Aufgabe nicht 
darin. die vom LAG Win fertgertellte IM-Tätigkeit Finks nachmals auf 
ihreTatiachlichkRthinzu überprüfen. Ngl. & 1 BvR 1934D3) 
Hardld Mau: Der Stasi den Preis für den eigenen Traum bezahlt. in 
fA.2.. 68.1991 

'I Vgl. 5. Sch. [Silvia Schattenfroh]: Gericht: Stasi-Mitarbeit Althaui' iR 
nichteiwiesen, inFAZ. 22.11993, 5.4. 

'"arald Mau: Offener Brieian Wau Dr. med. Sabine G., in Beriiner 
Är2te9l1991.S. 33. 

" Vgl. Peter Althaus (Iv.): Mir geht er wieder gut. in Wochenport, 
28.11993, 5.39. 

'Walker Nollau (1v.l: Profefersor Volker Nollau ein weiterer Mal vollrtän- . . ~ ~~~ 

dig vorn Verdacht einer Stari-Mitarbeit entlastet, in Dre5dner Univer- 
sitätsjoumal 111995. 5.9. 

'' F. Schorlemmer, a.a.0.. 5. 73. .~ -, . 
'P zit. nach ebd. 
'O Vql. Konrad Seiqe: F. Eckhard Ulrich zum Gedenken. Ein Lebenrweq 

-~erfalgreich und doch voller Tragik, in UniversiräüreRvng d e r ~ a i  
tin-luther-Universität HaIieW&nbeq, 20.91993. 5. 6. 1996 er- 
hielt Ulrich, der auch Gedichte schrieb. posthum den Literaturpreis 
der Bunderärztekammer. 
Peter Michael Diestel: Gauck als IM-Vorlauf. Lügen MfS-Akten ganz, 
teilweiseodergar nicht?. inNeuesDeutschland, 31.12.1993.5 3. 

" Vgl. loachim Gaudi Gqendamdlung, in Nwer Demchland, 
5.1.1994, 5.3: der weiteren die Entgegnung Diestelr: Ungerechtfemg- 
teJagd mußDn Ende haben, inNwesDeuMibd 21.1.1994.S.3. 
Günter de Bmyn: Dierer Mißtiauen gegen mich relbrt. in F.A.Z. 
18.2.1993, 5.27. 

" Joachim Gauck(1v.): ..... dann schlagt dieVergangenheit zurück", in 
Wochenpm, 25.2.1993. 5. 31 

Ii Vgl. Doniw wm Dokumenten der Ministetiums für Staatüichemeit der 
ehemaligen DDR und weitere Mawialien, in HDner Müller: Krieg ohne 
Schlacht. lebeninzwei Diktaturen, 2.w.Aufl.. Köln 1993.5.429497. 

z6 Vgl. PeterJochen Winters: Polizeibeamte. Minister und dar Stari-Un- 
terlagengesee. DieVerdächtigungen gegen den Schriftsteller Stefan 
Heym.inF.A.L.14.11.1994.S.5. 
Oliver Michalsky .Da bleibt ein Unsicherheitsfaktor". Eine hitzige 
Debatte über den Umgang mit den Stari-AMen. in Berliner Moqen- 
oos+ 25.2.1995.S. 3. . . ~~~.~ ~ 

' Rqina Manch 5tav-por! . ih L, oocr Aow3g~ng  n i k r  Tagrr- 
IPP~PI. 25 2 1995.5 4 

>' Der Enrcns.ucndß al< M nel aei i~rganq?nhetro~*a'! g .nq' n 

da,en werden verwunoern durften s$e n cht Schl eß ich u"*u'gefufad67/6 6 1995 5 15 

s nd oie ~ f s - ~ k t ~ ~  n cht vergPsel sondern ,er '' Zwxl~cn>ptc .uacnim G ~ - C L  .DP~ ~ o n k a  ~ a i o n  in F A Z  
3 0  Q ?"OL ' ,C ,>.".,>>2, *. 

neut) verstaatlicht worden. 3' Heinr-Joachim Fischer: Bischof Bengrch war auf reine Inteliigenz 
und SchnoddngkeitangMesen. inF.A.2. 25.1 1.1996.5.3. ' Mark Siemons: Go, Stasi. go. Hauptsache. authentisch: Die Rock- ' I  Vgl. Frank Lansnicker/ihomar Schwimek: Der Bew.swert von Stasi- 

gNppe Pankow. inF.A.Z. 1612.1996, 5.34. Unterlagen im Arbeifsge"chtrprozeß. in Deutsch-Deutsche R~hts- 
Angelika Barbe: Am Scheideweg: Zivilcourage oder Konformirmur. Zeitschiit 511994. Beil. z. NIW, 5. 166. 

ARBEIT - ZEIT UND GELD 

jüngere Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer unter 25 Jahren betrof- 
fen. 
Leiharbeit 
Wie bei den meisten atypischen Be- 
schäftigungsverhältnissen, ist auch 
die Zahl der Beschäftigungsverhält- 
nisse von Leiharbeitnehmern nur un- 
zureichend erfaßt. Die Bundesregie- 
rung gibt in ihrem ..8. Bericht über 
Arbeitnehmerüberlassung und Be- 
kämpfung illegaler Beschäftigung" 
die Zahl der Leiharbeitnehmerlnnen 
zum Stichtag im Juli 1995 mit 
187.727 Beschäftigten an; der Anteil 
der Leiharbeitnehmerinnen an allen 
sozialversicherungspflichtig Beschäf- 
tigten beträgt danach 0.76% (West) 
bzw. 0.25% (Ost) (Sozialpolitische 
Umschau, Nr. 372/1996).' 

Abhängige Selbständige 
Über die Zahl der abhängigen Selb- 
ständigen liegt eine Untersuchung 
des Institut für Arbeitsmarkt und Be- 
rufsforschung (IAB) vor. Da der Um- 
fang dieser Form der atypischen Be- 
schäftigung notwendigerweise von 
der Abgrenzung zwischen abhängi- 
ger und selbständiger Erwerbstätig- 
keit abhängt. ist in der IAB-Untersu- 
chung von verschiedenen Modellan- 
nahmen ausgegangen worden: so 
ergibt sich nach den vom Bundesar- 
beitsgericht (BAG)' formulierten Kri- 
terien die Zahl von 179.000 abhängi- 
gen Selbständigen (0.57% aller 
Haupterwerbstätigen). während sich 
auf Grundlage eines in den letzten 
Jahren entwickelten alternativen Mo- 
dells5 eine Zahl von 410.000 Perso- 
nen (1.31% aller Hauptewerbstäti- 
gen) errechnet (vgl Dietrich 1996).6 

(TelejHeimarbeit 
Die Schätzungen über die Größenord- 
nung von Telearbeit differieren gewal- 
tig: Sie reichen von 2.000 Stellen 
(Deutscher Industrie und Handelstag) 
über 3.000 echte Telearbeitsplätze 
nach DGB-Recherchen (hier sind nur 
die eindeutig abhängig Beschäftigten 
berücksichtigt) bis zu 150.000 Stellen 
nach einer Studie des Empirica-lnstitu- 
tes im Jahr 1994. Selbst nach dieser 
bislang verläßlichsten Zahl beträgt der 
Anteil der Teleheimarbeit an allen Ar- 
beitsplätzen weniger als ein halbes 
Prozent (Sozialpolitische Umschau, 
Nr. 44511996, 5. 5: Welsch 1997. 8. 
41 ). 

Zusammenfassend gilt: Die Zahl 
der atypischen Bexhäftigungsver- 
hältnisse steigt. Darunter nimmt der 
Anteil prekärer Beschäftigung über- 
proportional zu. 

3. Beschäftigungspotentiale 
atypischer Beschäftigung 
Atypische Beschäftigungsverhältnisse 
werden in den Betrieben insbesonde- 
re aus Gründen einer Steigerung in- 
terner und externer Flexibilität ge- 
schaffen. Inwiefern die beschäfti- 
gungspolitische Argumentation von 
Arbeitgeberverbänden und Regie- 
rungsparteien zutrifft, daß sich durch 
eine derartige Flexibilisierung des Ar- 
beitsmarktes über die Kostenentla- 
stung der Unternehmen gesamtwirt- 
schaftliche Effekte erzielen ließen, ist 
eine empirische Frage. Eine Beant- 
wortung hat die Beschäftigungswir- 
kungen differenziert nach den einzel- 
nen Formen atypischer Beschäfti- 
gung zu betrachten. Mit Blickauf die 
quantitative Bedeutung soll hierbei 
im Folgenden auf die Teilzeitarbeit, 
die geringfügige Beschäftigung und 
die befristete Beschäftigung einge- 
gangen werden. 

Teilzeitbeschäftigung 
Teilzeitbeschäftigung wird heute als 
ein vielversprechender Beitrag zu Re- 
duzierung von Arbeitslosigkeit gese- 
hen. Gestützt auf optimistische Pro- 
gnosen. die davon ausgehen. daß 
Teilzeitpotentiale von Betrieben und 
Beschäftigten in einer Größenord- 
nung von gut 1.5 Millionen Stellen 
nicht ausgeschöpft wurden (vgl. Hof 
1994; McKinsey 1994). versucht die 
Bundesregierung (BMAS 1994) mit 
Unterstützung anderer arbeitsmarkt- 
politischer Akteure eine .,Teilzeitof- 
fensive" zu starten. 

Ein kurzer Blick in die Nachbar- 
Staaten gibt Hinweise auf Initiativ- 
vorschläge (vgl. O'Reilly 1996; Wal- 
wei 1997). Durch finanzielle Anrei- 
ze können Teilzeitarbeitsplätze di- 
rekt gefördert werden. In Frank- 
reich beispielsweise verringern sich 
die arbeitgeberseitigen Sozialbei- 
träge um 30.50%. wenn der Be- 
trieb neue Teilzeitarbeitsplätze 
schafft. In den Niederlanden beste- 
hen - ähnlich wie in Deutschland - 
finanzielle Risikoentlastungen für 
die Arbeitnehmer. Beschäftigte, die 
von einer Vollzeit- in eine Teilzeit- 
stelle wechseln, erhalten einen An- 
spruch auf Vollzeitarbeitslosengeld. 
Darüber hinaus bestehen - wieder- 
um in den Niederlanden - gesetzli- 
che bzw. tarifvertragliche Regelun- 
gen. die jüngeren oder älteren 
Menschen den Arbeitsmarkteintritt 
bzw. -austritt mit dem Instrument 
der Teilarbeitszeit flexibel und be- 
schäftigungswirksam gestalten sol- 
len.'Zwischen 1982 und 1995 war 

es belgi- 
schen Ar- 
b e i t s l o s e n  
m ö g l i c h .  
dann wenn 
sie ein Teil- 
zeitbeschäf- 
t igungsver- 
hältnis auf- 
nahmen. zu- 
sätzlich ein 
T e i l z e i t a r -  
bei ts losen- 
geld zu er- 
halten. Zu- 
dem beste- 
hen indirekte 
Förderaspek- 
te. Der ge- 
ringe Anteil 
ger ingfügi -  
ger Teilzeit- 
b e s c h ä f t i -  
gung in 
Schweden ist 
im Zusam- 
menhang mit dem guten Angebot 
an Kinderbetreuungseinrichtungen 
zu betrachten. Eine Erhöhung der 
Nachfrage nach Teilzeitarbeitspiät- 
Zen könnten Regelungen ergeben. 
die Teilzeiterziehungsurlaub er- 
möglichten. 

Wie hoch die Anreize für Teilzeit- 
arbeit jedoch auch sein mögen, im- 
mer ist das Verhalten der Arbeits- 
marktakteure nur bedingt beeinfluß- 
bar. Verhaltenänderungen benötigen 
Zeit. Zudem bestehen Nebenbedin- 
gungen, die Beschäftigungspotentia- 
le beeinflussen: 

Insbesondere in kleineren Betrie- 
ben sind Übereinstimmungen von 
nachgefragten und angebotenen 
Qualifikationen nicht immer leicht zu 
herzustellen. 

Weichen die neu geschaffenen 
Teilzeitarbeitsverhältnisse nur gering 
von den Vollzeitarbeitsverhältnis ab. 
dann kompensieren Produktivitätsef- 
fekte den Beschäftigungseffekt. Zum 
einen gelten Teilzeitarbeitnehmer als 
produktiver als Vollzeitbeschäftigte. 
Zum zweiten sind Anreize einer tech- 
nologischen und arbeitsorganisatori- 
schen Prouktivitätssteigerung bei fle- 
xibleren Arbeitzeiten leichter umzu- 
setzen. 

Unterscheiden sich die zusätzlich 
geschaffenen Arbeitsplätze stärker 
von der vollen Arbeitszeit, dann sind 
Beschäftigungszuwächse zu erzielen. 
die jedoch durch Mobilisierungseffek- 
te der ,.Stillen Reserve" - und damit 
vorrangig Frauen - kompensiert wer- 
den. so daß der Abbau der registrier- 

Zusammenfassend 
gilt: Die Zahl der 
afypischen Beschäf- 
tigungsverh8ltnisse 
steigt Darunter 
nimmt der Anteil 
prekärer Beschäfti- 
gung Uberpropor- 
tional zu. 
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ARBEIT- ZEIT UND GELD INTERNATIONALES 

Atypische 
Beschäftigung 
Beschäf t igungswi rkung und 
Regulierungserfordernisse 

von Jörg Dem1 und Oiaf Struck* 

1. Das Problem 

I n den achtziger Jahren hat sich in 
nahezu allen Branchen die Aus- 
breitung zahlreicher Beschäfti- 

gungsformen verstärkt, die nicht der 
normativen Denkiigur eines ,,Normal- 

sonders sorgfältigen rechtlichen Aus- 
gestaltung. Die zentrale Problematik 
atypischer Beschäftigung besteht vor 
allem darin, daß sich die Leistungen 
der sozialen Sicherungssysteme in 
Deutschland vor allem hinsichtlich 
des Eintritts des Versicherungsfalls. 
der Leistungsform und der Leistungs- 
höhe am ldealtyp des Normalarbeits- 
verhältnisses orientieren. 

Ein ..Sicherheit generierendes" 
Normalarbeitsverhältnis ist zu cha- 
rakterisieren durch 

eine unbefristete Vollzeitbeschäf- 
tigung. 

in der ein Standardarbeitsvertrag 
über Vergütung usw. abgeschlossen 
wurde. 

wo arbeits- und sozialrechtlichen 

Die zentrale 
Problematik 

atypischer Beschäfti- 
gung besteht vor 

allem darin, da6 sich 
die Leisiungen der 

sozialen Sichenings- 
systeme in Deutsch- 

land vor allem 
hinsichtlich des 

Eint* des Veni- 
cheningsfalls, der 

Leistungsform und 

Zahlen sind lediglich Annäherungen 
an den tatsächlichen Umfang atypi- 
scher Beschäftigung: 

Teilzeitbeschäftigung 
De selr Janren ZL oeooacntende Z J -  
nanme aer TPI ze tberchaft a ~ n a  - d 

trug wesentlich zu der Ausweitung 
der Beschäftigung in den 80er Jahren 
bei, und setzt sich auch angesichts 
der Verringerung der sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung in 
den 90er Jahren fort (Siehe Abbil- 
dung 1). Diese Zunahme erfolgte na- 
hezu ausschließlich im Bereich von 
weniger als 18 Wochenstunden, so 
daß von den Teilzeitbeschäftigten 
43% unterhalb der Versicherungs- 
pflichtgrenze der Arbeitslosenversi- 

arbeitsverhältnisses" entsprechen, so- Bestimmungen, Tarifverträge und Be- cherung und immer noch 30% unter- 
uenannte atwische Beschäftiaunas- triebsvereinbarunoen einaehalten halb der Versiche~nasoflichtarenzen - . . - 
verhältnisse darstellen (vgl. Mücken- 
berger 1991, Matthies 1993. 5. 
154ff.). Vor dem Hinterg~nd eines 
erhöhten Kosten- und Innovations- 
drucks. dem strukturellen Wandel der 
Märkte von einem Anbieter- zu einem 
Kaufermarkt. der Abkehr von der for- 
distischen Massenproduktion und ei- 
ner diskontinuierlichen Auslastung. 
sehen sich Unternehmen einem ho- 
hem Flexibilisie~ngsdruck ausgesetzt. 
Im Anbetracht dieser Entwicklung ver- 
suchen Unternehmer u.a. Vertragsver- 
hältnisse von sogenannten Randbe 
legschaften flexibler als bisher zu ge- 
stalten. Durch den Druck der Massen- 
arbeitslosigkeit sind viele Beschäftigte 
gezwungen. prekäre Beschäftigungs- 
verhältnisse einzugehen. Gleichzeitig 
lassen sich die Arbeitszeitwünsche der 
Beschäftigten jedoch auch nicht mehr 
mit einem standardisierten Zeitkon- 
zept, das ein Bestandteil des Norrnal- 
arbeitsverhältnisses ist, zusammen- 
bringen. Nicht zuletzt wurden atypi- 

der ~ e k u n ~ s h ö h e  sche ~exhäftigungsvehältnisse 
am ldealtyp des durch Flexibilisierungs- und Deregulie- 

Normalarbeitsver- runasmaßnahmen des Gesetzaebers - d 

häitnisses orientie gefördert. 
ren. Indem atypische Beschäftigungs- 

verhältnisse nicht auf Kontinuität. 
Dauer und Vollzeit angelegt sind. 
bergen sie besondere Risiken in sich. 
Diese Risiken sind nicht auf die Be- 
schäftigung selbst beschränkt, son- 
dern betreffen ebenso die soziale Si- 
cherung der Betroffenen.' Die Ver- 
meidung von Risiken bedarf einer be- 

JOQ Deml, Bremen. Mitglied im Fonim .Solidarische Geellschan" beim 
SPD-Parteivorstand, Dr OBf Struck arbeitet an der Universitat Bremen im 
Sooderforschuosrbereich 786: Status~assauen und Risikolauen im 
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werden, 
und ein Bestandsschutz, Soziallei- 

stungen und Weiterbildungsangebo- 
te bestehen. die zumeist mit der Dau- 
er der Betriebszugehörigkeit wachsen 
(vgl. Engelen-Kefer u a  1995). 

In Abweichung zu diesen Stan- 
dards lassen sich vor allem sechs For- 
men atypischer Beschäftigungsver- 
hältnisse voneinander unterschei- 
den:' 

Teilzeitarbeit. . geringfügige Beschäftigung. 
befristete Beschäftigung. 
Leiharbeit. 
abhängige Selbständigkeit, 
neue (Tele-) Heimarbeit 

2. Umfang atypischer Beschäfti- 

gung 
Der Gesamtumfang atypischer B e  
schäftigung ist schwer zu ermitteln, 
da unterschiedliche Formen in Kom- 
bination auftreten können (2.B. befri- 
stete Teilzeit-Leiharbeit u.a.). lnsge 
samt ist festzustellen, daß das Aus- 
maß atypischer Beschäftigung in den 
letzten Jahren erheblich gestiegen ist. 
Bislang bestehen jedoch zugleich 
strukturelle Grenzen der Ausbrei- 
tung. Eine Ursache ist. daß Qualitäts- 
produktion durch gut qualifizierte 
Beschäftiate und häufia mit betriebli- 
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chen Qualifikationen ausgestatteten 
Beschäftigten ausgeführt wird. Per- 
sonen mit derartigen Befähigungen 
sind auf dem externen Arbeitsmarkt 
knapp vertreten. Darüber hinaus 
hängen Obergrenzen ab von der 
konjunkturellen Lage und der Situati- 
on am Arbeitsmarkt. und sie variieren 
vor allem nach der Branche und da- 
nach. ob es sich um einen Endmon- 
tage- oder einen (abhängigen) Zulie- 
fererbetrieb handelt. Die folgenden 
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der Renten- und Krankenversiche- 
rung lagen (vgl. Büchtemann 1990. 
5. 2380. 1995 umfaßte die Teilzeit- 
beschäftigung ca. 5.3 Millionen Be- 
schäftigte und stieg damit weiter auf 
etwa 16.3% aller Erwerbstätigen. Da- 
bei ist mit einem Anteil von etwa 
89% Teilzeitarbeit vonviegend Frau- 
enarbeit. 

Geringfügige Beschäftigung 
Der überproportionale Anstieg der g e  - - 

ringfügigen Beschäftigung ist bereits 
angesprochen. Nach Zahlen des Insti- 
tuts für Sozialforschung und Gesell- 
schaftspolitik (ISG) waren im Fnjhjahr 
1992 in ganz Deutschland rd. 4.5 
Mio. Personen (davon 60% Frauen) 
geringfügig beschäftigt (siehe Abbil- 
dung 1). was etwa 456 des Arbeitsvo- 
lumens entspricht (vgl. Bäckerßbert 
1996 und insbesondere Ochs 1996 
für einen Überblick über verschiedene 
Studien zur Erfassung der geringfügi- 
gen Beschäftigung). 

Befristete Beschäftigung 
Auf Grundlage der Ergebnisse der 
Mikrozensen 1985 bis 1994 Iäßt sich 
feststellen, daß auch die befristete 
Beschäftigung bei insgesamt rückläu- 
figer Beschäftigung weiter ansteigt: 
Nach der Auswertung des Institutes 
für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung hatten 1995 in Westdeutsch- 
land 1.286 Mio. Erwerbspersonen 
befristete Arbeitsverhältnisse; gegen- 
über 1993 stieg der Anteil von 5.0% 
auf 5.7%. In Ostdeutschland beträgt 
dieser Anteil - befördert durch das 
starke Gewicht von Maßnahmen des 
Arbeitsfördcrungsgesetzes, wie 
ABM-Stellen und Maßnahmen nach 
5 249h AFG - sogar 1 1.5%. Überpro- 
portional sind von einer Befristung 

Parteien in den USA und In 
Europa 

B ereits vor 90 Jahren beschäf- 
tigte sich Werner Sombart mit 
dem Phänomen, warum es in 

den USA keinen Sozialismus gibt.' 
Sombart fand heraus. daß die politi- 
sche Kultur der Vereinigten Staaten 
sich von den politischen Kulturen 
Europas. auch von denen mit langer 
demokratischer Tradition, erheblich 
unterscheidet: Die Aufteilung der 
politischen Parteien nach sozioöko- 
nomischen Klassen mit entsprechen- 
den Programmen und Ideologien 
hat in Amerika nicht stattgefunden. 
Dort gibt es nur eine Partei, die der 
bürgerlichen Besitzenden, aufgeteilt 
in ,.RepublikanerM und ,.Demokra- 
ten". Ursprünglich regional defi- 
niert. konkurrieren sie heute mittels 
Symbolen und Personen, nicht 
durch Programme. Es gibt weder 
zahlende Mitglieder noch kontinu- 
ierlich arbeitende. bezahlte Funktio- 
näre. Jenseits ihrer Mobilisierungs- 
aufgaben vor Wahlen, wenn ad hoc 
gebildete (und finanzierte) Komitees 
für bestimmte Kandidaten aktiv wer- 
den. haben sie keine Funktion in der 
Gesellschaft. 

In Europa dagegen haben die 
politischen Parteien in der Regel ih- 
ren Ursprung in den klar umrissenen 
Klassenauseinandersetzungen des 
vorigen Jahrhunderts. Adel. Bürger 
und Arbeiter organisierten sich für 

promiß orchestrierte, legitimiert 
durch die Wirtschafts~hiloso~hie 
von lohn Maynard ~eynes. ldeoiogi- 
scher Gegner war - neben dem Uni- 
versalfeind Kommunismus - die 
marktradikal-libertäre Rechte. die 
unaufhörlich gegen den Klassen- 
kompromiß nörgelte. Dieser Klas- 
senkompromiß war erstens ein 
Nachhall der Kriegsfront gegen den 
deutschen Nationalsozialismus. 
zweitens eine Präventivmaßnahme 
gegen die Konkurrenz des Kommu- 
nismus. Solange letzterer als Alter- 
native noch plausibel gefürchtet 
werden konnte, herrschte in den 
westlichen Ländern einschließlich 
der USA im operationalen Sinn Sozi- 
aldemokratie. auch wenn nominell 
mal ihre politischen Gegner an der 
Macht waren. 

In dem Maße, wie die Gefahr, 
daß der Kommunismus zur attrakti- 
ven Alternative werden könnte, sich 
verringerte, wurde im Westen der 
Klassenkomoromiß vorsichtia wieder 
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aufgekündigt. Die marktradikal-li- 
bertäre Rechte gewann ihre ideolo- 
gische Hegemonie zurück, zuerst in 
den USA. Allerdings hätte sie das nie 
so schnell aus eigener Kraft schaffen 
können. wenn sie dabei nicht will- 
kommene, zuerst allerdings eher 
verabscheute Helfershelfer gehabt 
hätte. Die wußten nicht immer. was 
sie taten, aber sie taten es. 

Der britische Journalist Martin 
Walker beginnt sein jüngstens Buch 

Bill Clinton: 
Karriere eines ,,Acht- 

undsechzigers" 
von Frank Unger* 

sidenten gebildet hatte. Dreierlei 
verbindet dieses Netzwerk. die soge- 
nannten FOBs (Friends o f  Bill): er- 
stens, die persönliche Freundschaft 
mit Bill Clinton, zweitens. ihr über- 
durchschnittliches Engagement für 
so gut wie alle ..fortschrittlichen" 
Ziele und Kampagnen, die dieses 
Land in den letzten dreißig Jahren 
gesehen hat. und drittens, ihr un- 
bändiger persönlicher Ehrgeiz. 

Erster Anknüpfungspunkt war - 
wie bei den Jugendbewegungen in 
anderen Ländern auch - die gemein- 
same Opposition gegen den Krieg in 
Vietnam.' Die Clintons und ihre 
Freunde gehörten nicht zur radika- 
len Fraktion der Vietnamkriegsgeg- 
ner, wohl aber zum aktiven Teil der 
,.gemäßigten" Opposition; genauer 
gesagt zu denjenigen. die innerhalb 
des Systems für die Beendigung des 
Krieges arbeiteten. weil sie ihre bür- 

ihre Interessen, und entsprechend über clinton2 mit einer Erinnerung gerlichen bzw. politischen Karrieren 
..weltanschaulich" waren die Pro- an den West-Berliner ..Revolutionär" nicht durch Radikaloooosition aufs 
gramme ihrer Parteien. Insbesonde- 
re galt das für die Arbeiterparteien. 
die alle - ob revolutionär oder refor- 
mistisch -die eine oder andere Form 
des ,.Sozialismus" anstrebten. Selbst 
wenn in der heutigen Sozialdemo- 
kratie diese historischen Wurzeln so 
gut wie bedeutungslos sind, so wer- 

. , 
Rudi Dutschke, der seinerzeit seine Spiel setzen wollten. 
Genossinnen und Genossen an den Bill Clinton war also in den 
westdeutschen Unis und Schulen Kämpfen der sechziger Jahre ein- 
dazu aufforderte, ,.sich wie weiland deutig auf der .,linken" Seite. Aber 
der Genosse Mao auf den langen bereits früh in seiner politischen Kar- 
Marsch vorzubereiten, den Marsch riere zeigte er auch eine deutliche 
durch die Institutionen."' Neigung zur Realpolitik. Er wollte 

stets mehr sein als bloß ein ..Gesin- 

Bill Clinton war in 
den Kämpfen der 
sechziger Jahre 
eindeutig auf der 
,,linken" Seite. Aber 
bereits früh in seiner 
politischen Karriere 
zeigte er auch eine 
deutliche Neigung 
zur Realpolitik. 

den sie doch als Form derTraditions- Clinton als ,.Achtundsechziger'' nungslinker". und zwar nicht nur 
ofleoe offiziell weiterhin hochaehal- Denn wenn es heute ein westliches aus Karrierearünden. Illustriert wird , - - 
ten. Dadurch tragen sie in gewissem 
Maße zur Identitätsbildung der akti- 
ven Mitglieder bei. 

So gesehen. hat die europäische 
Sozialdemokratie historisch nichts 
gemein mit der ,,Parteiu der Demo- 
kraten in Amerika. Dennoch ist es 
nicht vollkommen abwegig. die mo- 
dernen amerikanischen Demokraten 
und die westeuropäische Sozialde- 
mokratie in einem Atemzug zu nen- 
nen. Beide repräsentieren den Kor- 
poratismus des Bretton Woods-Sy- 
stems der Nachkriegszeit, als ein ak- 
tiver Staat auf der Basis unaufhörli- 
chen Wachstums den Klassenkom- 

Land gibt, in dem dieser strategische 
Traum der sogenannten ,,Achtund- 
sechziger". deren Wortführer sich 
selbst ja für die Speerspitze einer 
Neuen. einer wirklichen Linken ge- 
halten haben, in großem Stil Wirk- 
lichkeit geworden ist, dann sind das 
die Vereinigten Staaten von Ameri- 
ka. Die Namen eines großen Teils der 
heutigen Führungsspitze dieses Lan- 
des könnten direkt von Präsident Ni- 
xons enemy /ist abgeschrieben sein. 
Die meisten von ihnen sind Mitglie- 
der eines politischen Freundeskrei- 
ses, der sich in den sechzigern Jah- 
ren um die Person des heutigen Prä- 

* 

das durch eine Stelle aus einem 
Brief. den er im Sommer 1969 an 
den Verantwortlichen des ROTC- 
Programms der Universität von Ar- 
kansas, einen gewissen Oberst Hol- 
mes, schrieb. Darin entschuldigt er 
sich dafür, daß er eine Bewerbung 

*Frank Ungerist Privatdozent an der FU Berlin. GegenwZrfig arbeitet er 
zusammen mit Andreas Wehr sowie Marfin Jaque5 undStuart Hallan 
einem Buch über die .Modernisierer" (Clinton, Blair. Schröder), das im 

nächsten Frühjahr bei Elefanten-Press erscheinen soll. 
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In der ersten 
Amtsperiode des 

Demokraten Cl~nton 
sind mehr innenpoli- 

tische Maßnahmen 
für die Zerstörung 

des sozialdemokrati- 
schen Klassenkom- 

promisses getroffen 
worden als unter 

sämtlichen republi- 
kanischen Regierun- 
gen der Nachkriegs- 

zeit. 

für dieses Studienfinanzierungspro- 
gramm. das ihn nach Studienende 
für gewisse Zeit als Berufsoffizier 
verpflichtet hätte, nur deswegen 
eingereicht habe. um ohne das Mit- 
tel der formellen Verweigerung der 
unmittelbar drohenden Einberufung 
zu entgehen. Nun, nachdem inzwi- 
schen diese Gefahr durch bestimmte 
Änderungen im Einberufungsmo- 
dus5 gebannt sei. wolle er seine Be- 
werbung wieder zurücknehmen. 
Natürlich hatte Oberst Holmes das 
wahre Motivfür Clintons Drang zum 
Kriegshandwerk geahnt. aber der 
junge Mann war als Rhodes-Stipen- 
diat so etwas wie das politische 
Wunderkind von Arkansas. und so 
wollte er ihm gefällig sein - inner- 
halb der politischen Klasse Amerikas 
damals nichts Ungewöhnliches. 

Nun stand der damals 23-jährige 
Jungpolitiker vor der unangeneh- 
men Aufgabe, dem düpierten Gön- 
ner seinen Rückzieher zu erläutern. 
In einem Brief teilte er ihm folgendes 
mit: ,.Die Entscheidung. den Wehr- 
dienst nicht zu verweigern und die 
daran gebundenen weiteren Ent- 
scheidungen waren die schwierig- 
sten meines bisherigen Lebens. Ich 
entschied mich aus einem einzigen 
Grund dafür, die Einberufung 
grundsätzlich zu akzeptieren, ob- 
wohl es gegen meine politische 
Überzeugung war: ich wollte meine 
politische Handlungsfähigkeit inner- 
halb des Systems erhalten. Die gan- 
zen Jahre zuvor hatte ich mich auf 
ein politisches Leben vorbereitet, 
das durdi praktische politische 
Handlungskompetenz und Engage- 
ment für sozialen Fortschritt charak- 
terisiert sein sollte. Und das ist im- 
mer noch das Ideal, das ich anstre- 
be. Ich glaube nicht. daß unser Sy- 
stem per definitionem korrupt ist, 
wie sehr auch immer es in den letz- 
ten Jahren dieser Definition nehege- 

kommen sein mag. Die Gesellschaft 
mag vielleicht korrupt sein, aber das 
ist nicht dassebe. und w n n  es das- 
selbe wäre, kennen-wir sowieso alle. 
ein~acken."~ (Hervorhebung von 
mir. F.U.). 

Wenn im Jahre 1969 jernmd 
vorausgesagt hätte. daß ein Mensch 
mit derartig offengelegten linken 
strategischen Zielen einmal amerika- 
nischer Präsident werden würde. 
wäre er ausgelacht worden. Doch 
dieser Mann, dessen erklärtes Le- 
bensziel es war. mithilfe des politi- 
schen Systems der amerikanischen 
Demokratie die ..korru~te Gesell- 
schaft Amerikas" zu verändern, wur- 
de 1992 tatsächlich Präsident der 
Vereinigten Staaten! 

Die Clinton-Präsidentschaft: 
Sozialer Rückschritt 
Selten in der Nachkriegsgeschichte 
der westlichen Länder hat es eine 
politische Situation gegeben. die so 
hoffnungsvoll für die Armen und Be- 
ladenen schien wie der Amtsantritt 
Clintons. Nicht nur er selbst, son- 
dern das ganze Team, das er sich zu- 
sammengestellt hatte. schien für so- 
ziale Gerechtigkeit zu bürgen. Die 
lnaugurationsfeier des 42. Präsiden- 
ten im Januar 1993 war die wahr- 
scheinlich größte Versammlung von 
explizit ..fortschrittlichen" Individu- 
en. die es jemals auf amerikani- 
schem Boden gegeben hat. Gleich- 
zeitig war es auch die mit Abstand 
prächtigste und prunkvollste der 
letzten 30 Jahre. 

Nicht weniger als elf offizielle 
und noch weit mehr unoffizielle BäI- 
le fanden in dieser Nacht in Wa- 
shington statt. Die Elite der baby 
boomen, d. h. der Generation der 
nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
Geborenen, deren best and brigh- 
test seinerzeit die Hoffnungen ihrer 
Altersgenossen im ganzen Westen 
auf eine emanzipierte. ,.repressions- 
freie" Gesellschaft als erste zum 
Ausdruck gebracht hatten, feierte 
ostentativ die Übernahme der ge- 
sellschaftlichen Macht. 

Fünf Jahre Jahre später sprechen 
namhafte Journalisten und ehemali- 
ge Mitarbeiter der Clinton-Admini- 
stration davon, daß das Land näher 
an die soziale Katastrophe gerückt 
sei als jemals zuvor.' Sie zählen vor: 
In der ersten Amtsperiode des De- 
mokraten Clinton sind mehr innen- 
politische Maßnahmen für die Zer- 
störung des sozialdemokratischen 
Klassenkompromisses getroffen 
worden als unter sämtlichen republi- 

kanischen Regierungen der Nach- 
kriegszeit. Ganze Heerscharen von 
legalen und illegalen Immigranten 
und deren Familien wurden aus dem 
Anspruchsbereich des Wohlfahrts- 
staats entfernt, obwohl sie mitunter 
seit Jahrzehnten zur Mehrung des 
amerikanischen Sozialprodukts bei- 
getragen und Steuern gezahlt ha- 
ben. Ein bis dahin unangreifbares 
Kernstück des New Deal. das Gesetz 
Aid to Families with Dependent 
Children. das jedem in den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika lebenden 
Kind einen Mindest-überlebensstan- 
dard garantiert. wurde kassiert. Es 
ist durch ein neues ersetzt. in dem 
erstens die Verantwortung auf die 
Einzelstaaten delegiert wurde. und 
zweitens die Maximaldauer, in der 
eine Familie Sozialhilfe beziehen 
konnte, auf fünf Jahre begrenzt 
wurde. Dieses Gesetz wurde verab- 
schiedet wohlgemerkt, ohne daß ir- 
gend ein Ersatzprogramm für die 
betroffenen Familien an die Stelle 
gesetzt wurde. 

Eine neue Studie des Depart- 
ment o f  Health and Human Sewices 
hat ausgerechnet. daß als unmittel- 
bare Folge dieses Gesetzes 2.6 Mil- 
lionen Menschen, darunter 1.1 Mill. 
Kinder. in den Armutsbereich beför- 
dert werden, und daß insgesamt 11 
Millionen amerikanischer Familien, 
die untersten 10% auf der Einkom- 
mensskala. Einkommensverluste 
durch dieses Gesetz erleiden wür- 
den. So gut wie die gesamten Ein- 
sparungen. mit deren Hilfe der Präsi- 
dent mittelfristig das Defizit im 
Staatshaushalt ausgleichen will, wie 
er es versprochen hatte. sind Einspa- 
rungen an Wohlfahrtszahlungen an 
die Ärmsten. Clinton hätte die Mög- 
lichkeit gehabt, hier sein Veto einzu- 
legen. aber er tat es nicht. Gleichzei- 
tig förderte er drakonische Verschär- 
fungen des Strafrechts und stellte 
größere Mittel für die Verstärkung 
von Polizei und Strafvollzug zur Ver- 
fügung. Die USA haben heute abso- 
lut und prozentual mit Abstand die 
meisten Strafgefangenen der Welt. 

Die Richtung, in der sich die USA 
unter Führung von Bill Clinton ent- 
wickelt. widerspricht eigentlich dia- 
metcal den Aspirationen. mit denen 
der junge Bill vor 30 Jahren gemein- 
sam mit der Avantgarde seiner Ko- 
horte den Marsch durch die Institu- 
tionen Amerikas angetreten hatte. 
Oder vielleicht doch nicht? Hat er 
vielleicht. als er mit den Parolen 
,.Emanzipation" und ..Freiheit von 
staatlicher Bevormung" gegen die 

s potlight I: CDU-Parteitag in 
Leipzig. Der CDUICSU-Frakti- 
onsvorsitzende Wolfgang 

Schäuble kündigt an, die nicht sozi- 
alversicherungspflichtigen, soge- 
nannten geringfügigen Beschäfti- 
gungsverhältnisse (610-DM-Jobs) 
einschränken zu wollen. 

Die FDP schreit empört auf. Vor- 
schläge und Gegenvorschläge schie- 
ßen ins Kraut. Die SPD nimmt es 
wohlwollend zur Kenntnis, beteiligt 
sich aber nicht weiter an der Debat- 
te. Die Intendanz der Partei möchte 
lieber eine herbstliche Fortsetzung 
der erfolgreichen Sommertheater- 
Darbietung der Koalition auf dem 
Spielplan sehen. 

Nachdem noch am 1 .  Oktober 
Ursula Engelen-Kefer. Karin Junker 
und Franz Müntefering in einer Pres- 
semitteilung die Forderung nach Ab- 
schaffung der geringfügigen Be- 
schäftigungsverhältnisse bekräftig- 
ten, ist es seit dem CDU-Parteitag in 
der SPD still um dieses Thema ge- 
worden. Zuletzt ließ sich noch Oskar 
Lafontaine auf dem Kongreß Inno- 
vation und Gerechtigkeit in ähnli- 
cher Weise vernehmen, um sogleich 
von Gerhard Schröder ,,korrigiert" 
zu werden: Selbstverständlich gehe 
es nicht um die Abschaffung. son- 
dern nur um die Begrenzung dieser 
Jobs. zum Beispiel auf 10% der Ar- 
beitsverhältnisse in einem Betrieb. 

Spotlight II: Bundesarbeitsmini- 
Ster Norbert Blüm verkündet. der 
Beitragssatz zur gesetzlichen Ren- 
tenversicherung werde im Jahr 1998 
auf 21% angehoben (1997: 20.3%. 
1996: 19.2%). 

Arbeitgeberpräsident Hundt sieht 
eine Katastrophe für den Standort 
Deutschland und fordert wieder mal 
eine grundlegende Strukturreform, 
sprich massive Rentenkürzungen 
oder gleich die Abschaffung der um- 
lagebasierten und paritätisch finan- 
zierten gesetzlichen Rentenversiche- 
rung. spart sich aber selbstverständ- 
lich jeden Hinweis auf die Verantwor- 
tung der Unternehmen. die durch 
massive Entlassungen und den Um- 
stieg auf geringfügige Beschäfti- 
gungsverhältnisse und Scheinselb- 
ständigkeit entscheidend zur sich ver- 
schärfenden Finanzkrise beigetragen 
haben - eine typische self-fulfilling 
prophecy ist das, was Arbeitgeber- 
chefs, FDP und andere an der De- 
montage der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung interessierte Kräfte da seit 
geraumer Zeit betreiben.' 

Der Kanzler findet diesen Bei- 
tragssatz nicht akzeptabel und will 

ihn mit den ..Mitteln der Vernunft" 
noch verhindern. und die SPD stellt 
sich willig als Helfer zur Verfügung. 
Erneut bringt sie das Umfinanzie- 
rungskonzept in die Diskussion. das 
bereits als Verminlungsergebnis zur 
Steuerreform an der Bundestags- 
mehrheit gescheitert war.' Noch wei- 
ter geht Gerhard Schröder (der Auto- 
mann), der sich schon damit zufrie- 
den geben würde. nur die im Renten- 
reformkonzept der Koalition für 1999 
ohnehin vorgesehene Mehrwertsteu- 
ererhöhung auf 1998 vorzuziehen. 

Den Steuersenkungsmythos 
zerstören 
Ein ganz geschickter Schachzug. so 
scheint es beispielsweise der F M  
(6.1 1.97. 5.1). Mit seinem Zugehen 
auf die Koalition könnte Schröder 
diese zwingen. noch vor der Bundes- 
tagswahl Steuern zu erhöhen und 
damit den Mythos von der Steuer- 
senkungspartei FDP endgültig zerstö- 
ren. Deren Klientel sind Mythen aller- 
dings ziemlich egal, solange die Par- 
tei nur den Steuererhöhungen zu- 
stimmt, die sie nur marginal treffen. 

Dumm ist aber vor allem. daß 
damit der einzige Punkt, der das 
Rentenreformgesetz zustimmungs- 
pflichtig macht. ausgekoppelt. der 
Bundesrat sich mithin seines Einflus- 
ses begeben würde. Schröder 
nimmt damit mindestens billigend in 
Kauf. daß die Rentenkürzungen der 
Koalition in Kraft treten und somit 
die Flucht aus dem System mit im- 
mer höheren Beitragssätzen und im- 
mer niedrigeren Leistungen weiter 
verstärkt wird. Die angebliche Zu- 
kunftsunfähigkeit des Umlagesy- 
stems würde damit einmai mehr un- 
terstrichen. Für das von Schröder fa- 
vorisierte Modell der Grundrente 
kann das nur dienlich sein. 

Nachdem die SPD jahrelang (zu 
Unrecht) daran mitgewirkt hat. daß 
die Höhe der Lohnnebenkosten zur 
entscheidenden Determinante für 
die Arbeitslosigkeit hochstilisiert 
worden ist, ist sie in der aktuellen 
Debatte um die Rentenbeiträge na- 
türlich gezwungen. in der Frage der 
Umschichtung von Beiträgen zu in- 
direkten Steuern Kompromisse mit 
der Regierungskoalition zu suchen. 
Wenig Phantasie ist erforderlich. um 
sich das Blockade-Lamento über das 
Beharren der Partei auf dem einen 
oder anderen Punkt vorzustellen. 

Rätselhafte Zurückhaltung 
Gänzlich rätselhaft bleibt aber. daß 
ein wesentlicher Bestandteil des 

Herbsttheater der 
Koalition? 

von Burkhard Winsernann* 

Konzepts der Alterssicherungskom- 
mission der SPD. die Ausweitung der 
Sozialversicherungspflicht. gar nicht 
erst richtig in die Diskussion ge- 
bracht wurde. Einerseits geht es da- 
bei um ein nicht unerhebliches Bei- 
tragssatzsenkungspotential, bei der 
geringfügigen Beschäftigung. vor al- 
lem aber auch bei der obligatori- 
schen Einbeziehung Selbständiger. 
Andererseits ist die Zurückhaltung in 
diesem Punkt auch taktisch und stra- 
tegisch absurd. Taktisch. weil man 
nicht mit Minimalforderungen (ei- 
gentlich noch weniger) in Verhand- 
lungen geht - es sei denn, man legt 
es darauf an, ein völlig unzulängli- 
ches Gegenangebot zu bekommen 
und sich dann quasi freiwillig als 
Blockierer beschimpfen zu lassen. 
Strategisch. weil die Sozialdemokra- 
tie ihr ureigenstes Terrain preisgibt. 
Schäuble kann sich mit seinem Vor- 
stoß zu den 610-DM-Jobs als weit- 
sichtiger Verteidiger des Sozialversi- 
cherungssystems präsentieren. ohne 
überhaupt in dieVerlegenheit zu ge- 
raten, die Ernsthaftigkeit seiner Äu- 
ßerungen in der Auseinanderset- 
zung mit der FDP beweisen zu müs- 
sen. Denn - vielleicht ist das Teilen 
der SPD entgangen - die ganze Auf- 
regung über den .,Beitragsschock" 
hat dazu geführt. daß gerade die 
Ursachen dieser Entwicklung -auch 
die massive Ausweitung geringfügi- 
ger Beschäftigungsverhältnisse - 
wieder aus der Diskussion ver- 
schwunden sind. rpw 

' Vgl. Iörg DemlIRoland Wutz: Die Zu- 
kunfi der Rentenryrternr, in rpw 96, 41 
97. 5.52-55 
Anhebung der Mehrwertsteuer auf 16% 
und Anhebung der Mineraitilrteuer um 
10 Pf. Senkung der Beitragrsatze zur 
Renten- und Arbeilrlorenversicherung 
um je 1%-Punkt 

Rätselhafi bleibt, 
daß ein wesentlicher 
Bestandteil des SPD- 
Konzepts, die 
Aumeitung der 
Sozialversicherungs- 
pflicht, gar nicht 
erst richtig in die 
Diskussion gebracht 
wurde. Einerseits 
geht es um ein 
erhebliches Bei- 
tragssatzsenkungs- 
potential, anderer- 
seits ist diese 
Zurückhaltung auch 
taktisch und 
strategisch absurd. 

' B~rkhard Winrernann ist wis. Mitarbeiter von Detiev von Larcher Md8 
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Wahlkommision die Wahlen für 
ungültig erklärt. Mi t  einer Wahlbe- 
teiligung von 49.82% müssen jetzt 
die Wahlen im Dezember wieder- 
holt werden - auf die Sozialisten 
ist Verlaß! 

Doch müssen jetzt die Karten 
neu gemischt werden. Die Soziali- 
stinnen und Sozialisten sind auf 
Kandidaten-Suche - ebenso wie die 
Opposition, die sich nun zusammen- 
raufen will - die .,demokratische" 
Opposition - ohne Monarchisten. 
Doch ein Kandidat steht schon fest: 
Voijslav Seseb. Die Chancen für eine 

erneute Wahl seiner Person stehen 
nicht schlecht. Die einzige Chance. 
dieses abzuwenden. ist ein Antreten 
der ausserparlamentarischen Boy- 
kott-Bewegung mit einem gemein- 
samen Kandidaten. Vielleicht heißt 
ein möglicher Präsident Zoran Djind- 
jic. 

Doch w ie  weiter? 
Die demokratischen Kräfte in Ser- 
bien brauchen, um sich zu formie- 
ren, noch viel Zeit. Aus den rund 
120 Parteien müssen sich gebün- 
delte, starke Parteien (mit Bindun- 

gen in der Bevölkerung) entwik- 
keln. 

Denn trotz all der dargestellten 
Probleme kann nur die Opposition 
die Hoffnung für Demokratinnen und 
Demokraten in Europa sein. Die re- 
gierende Sozialistische Partei Serbi- 
ens ist für das korrumpierte politische 
System und für die ernste soziale 
Lage verantwortlich. Mit Slobodan 
Milosevic und seinen Marionetten 
kann eine Zukunft Jugoslawiens nicht 
mehr im Sinne einer freiheitlichen, 
solidarischen und demokratischen 
Gesellschaft gestaltet werden. 

Repression statt  Resozialisie- Innere Sicherheit in rung 
Drogen hat es zu allen Zeiten und in 
allen Kulturen oeaeben. Wichtia ist. 

den Vereinigten 
Staaten 
von Jürgen Jentsch* 

Wer das Heer der 
Polizeibearnten 
sieht, wer dann 

noch erfährt, dass 
die Gefängnisse mit 
etwa 1.2 Millionen 
Inhaftierten über- 
quellen, die allein 
pro Jahr 27 Md. 

Dollar kosten, muß 
feststellen: Dies ist 

kein Modell für 
Deutschland. 

M an muß sich schon inten- 
siv mit der Strategie zur 
Inneren Sicherheit in den 

USA beschäftigen. um den Wider- 
spruch von Theorie und Praxis auf- 
zulösen. Hier. wie in allen vergleich- 
baren Ländern auch. hat die zuneh- 
mende Armut, hat die unterbezahlte 
Arbeit - jeder 7. hat einen zweiten 
Arbeitsplatz - oder gar die Arbeitslo- 
sigkeit ein Klima geschaffen. dass 
geeignet ist. Kriminalität in all ihren 
Formen eher zu stabilisieren, statt 
abzubauen. Die Verslumung und die 
teilweise Ghettoisierung der Vor- 
städte führen zu immer stärker wer- 
dender Repression nach dem Motto 
..Null-Toleranz" durch die Polizei. 
Notwendige Ausgleichsmassnah- 
men wie Beratung, Prävention oder 
Kinderbetreuung zugunsten Betrof- 
fener scheitern auch hier an den fi- 
nanziellen Engpässen in diesen Pro- 
grammen. 

' Jürgen Jeorsch ist der innenpolitische Sprecher der 
SPD-Landiagsfraktion NRW 
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oberflächlich scheinen die harten wie man mit diesen Drogen umgeht. 
Maßnahmen - bereits Minderjährige Hier haben die USA einen riesigen 
werden bei kleinsten Vergehen er- Nachholbedarf." Wie wahr. Aber so 
kennungsdienstlich behandelt und 
ihre Daten landen in der vernetzten 
Polizeidatei -zu wirken. Wer sich in 
den Großstädten umsieht. ist von 
der Sauberkeit. von den fehlenden 
Graffitimalereien beeindruckt. Nur 
wer dann das Heer der Polizeibeam- 
ten sieht, wer dann noch erfährt. 
dass die Gefängnisse mit etwa 1.2 
Millionen Inhaftierten überquellen. 
die allein pro Jahr 27 Mrd. Dollar ko- 
sten. muß feststellen: Dies ist kein 
Modell für Deutschland. Und die Ko- 
sten dieser Polizei explodieren wei- 
ter. Wer einmal im Gefängnis saß, 
wird oft wieder rückfällig. Resoziali- 
sation findet kaum statt. Menschen 
wegschließen, in die Nachbarstädte 
vertreiben, so etwa bei Drogenab- 
hängigen und Dealern, bleibt das 
wichtigste Mittel städtischer und 
staatlicher Politik. Neben dem Weg- 
schließen werden die Instrumente 
der elektronischen Fesseln oder Auf- 
lagen. sich ab einer bestimmten Zeit 
im Haus aufzuhalten, angewandt. 

Wer dreimal im Besitz von illega- 
len Drogen erwischt wird, landet un- 
weigerlich im Gefängnis, unabhän- 
gig vom Alter. Überhaupt ist der 
Krieg gegen Drogen zu einer natio- 
nalen Aufgabe erklärt worden. Da- 
bei hatte der Kongreß beschlossen. 
die USA bis 1995 zum drooenfreien 

d 

Land zu machen. Aber wie beim 
ehemaligen Krieg gegen Alkohol zu 
Zeiten der ,,Prohibitionu funktioniert 
dies auch nicht. Wie sagt der Direk- 
tor des Lindesmith Center in New 
York. Prof. Ethan Nadelmann: ,,Wer 
eine drogenfreie Gesellschaft for- 
dert, macht sich unglaubwürdig. 

richtig laut wagt dies keiner zu sa- 
gen. 

Leben in und m i t  dem Wider- 
spruch 
Stolz wird in Boston durch Senator 
Jajuga verkündet. Wir haben im Se- 
nat gerade die Todesstrafe für die 
Ermordung von Polizisten beschlos- 
sen." Bohrt man dann nach. dann 
kommt die kleinlaute Antwort: ,,Wir 
wissen. dass auch dies einen poten- 
tiellen Täter nicht abhalten wird, 
aber wir haben doch die Bevölke- 
.rung beruhigt." Beruhigung durch 
Strafe hat dann auch Vorrang. Die 
Politik will Gefängnisse und keine 
Behandlungen. 

Einigermaßen erfreulich dann 
doch die Erfahrungen mit dem 
..Freedom of Information Act" von 
1992. Hat doch hierdurch der Bür- 
ger gegenüber den Bundesbehör- 
den das Recht. Akteneinsicht in die 
ihn interessierenden Vorgänge zu 
nehmen, notfalls auch mit richterli- 
cher Anordnung. Ein positives Bei- 
spiel. das wir übernehmen sollten. 

Das Beispiel New York hat einen 
Stellenwert in der Öffentlichkeit er- 
reicht, der nicht dem tatsächlichen 
Zustand entspricht. Sicher, es gibt 
dort ein paar positive Ansätze, nur 
ein Modell für Deutschland ist dies 
alles nicht. Im Gegenteil. in den Ge- 
sprächen wurde deutlich: Wir in 
Nordrhein-Westfalen haben die bes; 
Seren Konzepte. Trotzdem, eine Rei- 
se in das Land der Gegensätze lohnt 
sich. denn nur so kann man das Le- 
ben in und mit dem Widerspruch er- 
gründen. 'P 
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..korrupte Gesellschaft" ins Feld zog, 
vielleicht bloß nicht bemerkt. daß er 
im Resultat damit die Sache der 
Marktradikalen betrieb? Oder gibt 
es in den USA einfach objektive 
Grenzen dafür, inwieweit sich .,prak- 
tische politische Handlungskompe- 
tenz" für ..linkem Ziele einsetzen 
kann. will sie nicht genau diese 
Handlungskompetenz wieder verlie 
ren? 

Wie es dazu kam: Das lmage 
entscheidet 
Die Urteile fallen hier je nach Tempe- 
rament verschieden aus. Rekonstru- ~ ~ ~~ 

ieren wir den Lauf der Ereignisse: 
Clinton wurde 1978 der jüngste und 
langhaarigste Gouverneur. den es 
im Staat Arkansas jemals gegeben 
hat. Zwei Jahre später verlor er - 
trotz objektiver politischer Erfolge - 
seinen Job wieder. In seiner Ver- 
zweiflung heuerte er einen damals 
noch jungen und national unbe- 
kannten pollster (Meinungsforscher) 
namens Dick Morris an, der heraus- 
fand, daß er die Wahl verloren hat- 
te. weil zum einen die Kfz.-Steuer 
(gering) erhöht hatte, und weil er 
zweitens es zugelassen hatte, da8 
der damalige Präsident Carter ihm 
eine Anzahl kubanischer ,.boat- 
people" in ein Lager nach Arkansas 
geschickt hatte. Ferner fand Morris 
heraus, daß die Bevölkerung des 
Staates nur sehr wenig davon wuß- 
te, was der Gouverneur alles an Posi- 
tivem für seinen Staat getan hatte. 

Clinton zog daraus zunächst die 
grundsätzliche Lehre. daß der Erfolg 
in Wahlen unabhängig sei von dem. 
was ein Politiker wirklich getan 
habe. sondern allein von dem, was 
von diesen Dingen wahrgenommen 
wird. Esse estpercipi gilt in besonde- 
rem Maße für Politiker in der Medi- 
endemokratie. Um Wahlen zu ge- 
winnen. müsse man vor allem zwei 
Dinge tun: erstens. herausbekom- 
men. was die Wähler wollen, und 
zweitens. genau dies dann mithilfe 
des Fernsehens zu versprechen. 

Noch etwas anderes kam hinzu. 
Clinton war in den achtziger Jahren 
einer der führenden Kräfte hinter 
den Bestrebungen. das lmage der 
Demokraten bei den Wählern zu 
verändern. Als Demokrat und Gou- 
verneur eines Südstaats war er be- 
sonders betroffen davon, daß die 
Demokraten ihren ehemaligen Mo- 
nopolstatus südlich der Dixon-Ma- 
son-Linie verloren hatten. Bis in die 
sechziger Jahre hinein galt, daß im 
Süden jeder Demokrat gewählt wur- 

de. der sich zur Wahl stellte. Diese 
regionale ldentifizierung war ein 
langer Nachhall des Bürgerkriegs 
1861 - 1865. in dem die Yankee-Re- 
publikaner den Dixie-Demokraten 
blutig ihr polit-ökonomisches Sy- 
stem aufgezwungen hatten. Auch 
als die Demokraten längst zur tradi- 
tionellen Partei der Massen in den 
nördlichen Städten geworden war, 
blieb der Süden zunächst demokra- 
tisch. 

Mit dem Vietnamkrieg und der 
ldentifizierung der Demokraten als 
der unpatriotischen Antikriegspartei 
(McGovern) wurde das anders. Un- 
ter Ronald Reagan wählte der tradi- 
tionell militä~ernarrte Süden mehr- 
heitlich republikanisch. und der ein- 
zige Weg. ihn für die Demokraten 
zurückzugewinnen. bestand darin. 
daß die Demokraten sich von ihrem 
McGovern-Image und eben dem 
Image. die Wohlfahrtspartei für die 
städtischen Massen zu sein. befrei- 
ten. So lautete die Strategie des De- 
mocratic Leadership Councils, dem 
der Gouverneur Clinton angehörte: 
Die Demokraten wollten nicht mehr 
als Patronagepartei für die Armen 
(Schwarzen. Minderheiten etc.) gel- 
ten. sondern jetzt als bewußte Inter- 
essenpartei der ,.Mittelklasse". der 
zu Familienmüttern und Vätern her- 
angewachsenen Babyboomers. 

Genau so führte Clinton 1992 
seinen Wahlkampf: Geschicktes An- 
sprechen der Sorgen der ..Mittelklas- 
se" (zunehmende wirtschaftliche 
Unsicherheit, Sorgen um die Zu- 
kunft der Kinder, und -an allererster 
Stelle - Sorge um die Bezahlbarkeit 
medizinischer Behandlung). Bush 
hatte ein Jahr zuvor den Golfkrieg 
durchgeführt und kurzfristig Popula- 
ritätsraten erzielt, die absolut ein- 
malig in der Geschichte der amerika- 
nischen Meinungsforschung gewe- 
sen sind, was dazu führte. daß an- 
dere aussichtsreiche Kandidaten es 
vorzogen. 1992 nicht gegen Bush 
anzutreten. Clinton ergriff die Gele- 
genheit, mobilisierte seine alten 
Kontakte unter den Staatsgouver- 
neuren und stellte seine Kampagne 
unter ein äußerst wirksames Motto: 
I t 3  the economy, stupid. ließ er ver- 
lauten. Die Botschaft war: Amerika 
hat den Kalten Krieg gewonnen, 
Amerika hat den Golfkrieg gewon- 
nen, großartig! Jetzt aber komme es 
darauf an. das Land im lnnern zu sa- 
nieren. es ökonomisch wieder auf 
die Reihe zu bringen. es sozial zu 
versöhnen, seine mörderischen 
Großstädte zu befrieden. die Mittel- 

klasse von sozialer Unsicherheit zu 
befreien 

Schon bald nach dem Wahltri- 
umph merkte Clinton. da8 seine 
praktische politische Handlungs- 
kompetenz als Präsident begrenzt 
war. Bereits sein erster Versuch. bil- 
lig eine ..fortschrittliche" Marke zu 
setzen, war ein Reinfall. Der Vor- 
stoß. bekennenden Homosexuellen 
das Recht zu geben, offiziell in den 
Streitkräften dienen zu dürfen. 
scheiterte auf für ihn demütigende 
Art und Weise. Die ,.Mittelklasse" 
sah ihn wieder als unseriösen Radi- 
kalen, in diesem Fall als Schwulen- 
freund. Andere Fauxpas folgten. Die 
Quittung kam mit den Kongreßwah- 
len 1994: Die Republikaner gewan- 
nen erdrutschartig (wenn auch nur 
mit einer Wahlbeteiligung von 
35%). Clinton stand nun einer über- 
wältigenden Mehrheit von ausge- 
sprochen aggressiven Republikanern 
im Kongreß gegenüber. die flugs 
daran gingen. seine rhetorische An- 
kündigung, ..das Wohlfahrtssystem, 
wie wir es kennen." abschaffen zu 
wollen. beim Wort zu nehmen und 
ihn damit unter Druck zu setzen. 

Er selbst hatte nämlich durchaus 
nicht vor. dies wirklich zu tun, er 
hatte nur seinerzeit die Parole be- 
nutzt. weil seine Meinungsforscher 
ihm sagten, daß sie populär sei, und 
zweitens, weil er damit den Republi- 
kaner den republikanischen Wind 
aus den Segeln nehmen konnte. 
Nun mußte er sich stellen. denn die 
Republikaner im Kongreß legten ei- 
nen Entwurf nach dem anderen vor. 
deren Inhalte alle auf dasselbe hin- 
ausliefen: Beendigung des Wohl- 
fahrtsstaats. Sanieruno der Staatsfi- . 
nanzen auf Kosten des ärmsten 
Zehntels der Bevölkerung. 

Die Rolle der politischen PR- 
Berater 
Clintons politische Uhr schien abzu- 
laufen. Der Mehrheitsführer der Re- 
publikaner im Kongreß. Gingrich, 
sprach unwidersprochen davon. daß 
bei den Wahlen 1996 wieder ein Re- 
publikaner oben auf dem Sieger- 
treppchen stehen würde. Jetzt tat 
Clinton einen entscheidenden 
Schritt: Wie schon 1978 wandte er 
sich wieder an seinen alten Berater 
Dick Morris. Der war zwar inzwi- 
schen fast ausschließlich als Berater 
und pollster für Republikaner tätig. 
u.a. für den Neandertal-Konsewati- 
ven Jesse Helms, aber er willigte ein. 
Bill Clinton ein zweites Mal zu helfen 
und begann mit der Arbeit. 

Clintons Strategie: 
Die Demokraten 
wollten nicht mehr 
als Patronagepartei 
für die Armen 
(Schwarzen, 
Minderheiten etc.) 
gelten, sondern 
jetzt als bewußte 
Interessenpartei der 
.Mittelklasse: der 
zu  Familienmüttern 
und Vätern heran- 
gewachsenen 
Babyboomers. 
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Zum ersten M a l  
bestimmte der 

Berater nicht nu r  
über den Verkauf 

einer Politik, 
sondern effektiv 

über den Inhalt der 
Politik selbst. Und 
Clinton verbringt 

einen sehr großen 
Teil seiner Arbeits- 

zeit au f  dem Gipfel 
der Macht m i t  
Geldsammeln. 

Die Partnerschaft Morris/Clinton 
brachte entscheidende Veränderun- 
gen im Verhältnis von politischen 
Amtsträgern und Beratern. Die Mit- 
arbeit von public relations Beratern 
in der Politik ist an sich nichts Neues. 
In der Regel will der Klient von ihnen 
erfahren. was die Öffentlichkeit über 
dieses Produkt oder über jene politi- 
sche Maßnahme denken bzw. mit 
welchen Argumenten am besten 
eine positive Einstellung befördert 
werden kann. Spin heißt das in der 
amerikanischen Umgangssprache. 

Morris jedoch arbeitete anders. 
Mit Hilfe professioneller Meinungs- 
forschungsunternehmen führte er 
repräsentative telefonische Blitzum- 
fragen durch, mit denen er inner- 
halb weniger Stunden die Öffentli- 
che Meinung der ganzen Nation zu 
ganz spezifischen Fragen repräsen- 
tativ erfahren konnte. Morris be- 
hauptete. auf diese Weise herausge- 
funden zu haben, daß Clinton die 
Präsidentenwahl 1996 verlieren 
würde. wenn er - was er eigentlich 
vorhatte und wofür ihm die meisten 
seiner politischen Freunde dringend 
rieten - gegen die oben erwähnte 
Gesetzesvorlage der Republikaner 
zur Eliminierung des Rechtsan- 
spruchs auf Sozialhilfe für alleiner- 
ziehende Mütter mit kleinen Kindern 
sein Veto einlegen würde. Clinton 
tat es folglich nicht, und wenige 
Wochen später gewann er deutlich 
gegen seinen republikanischen Kon- 
kurrenten Bob Dole. 

Den Erfolg schrieb sich Morris 
zu. Zu beweisen ist es nicht, aber zu 

konstatieren bleiben zwei Dinge: Er- 
stens, daß hier zum ersten Mal der 
Berater nicht nur über den Verkauf 
einer Politik, sondern effektiv über 
dn lnhak der Politik selbst be- 
stimmt hat. Zweitens, daß diese Me- 
thode, mithilfe von national reprä- 
sentativen Blitzumfragen Politik zu 
machen bzw. seine Wiederwahl zu 
sichern. so kostspielig war, daß nicht 
nur Clintons Mitarbeiter. sondern 
am Ende zunehmend auch der Präsi- 
dent selbst den größten Teil seiner 
täglichen Arbeitszeit damit ver- 
brachte, das Geld für Morris' Umfra- 
gen zu organisieren. Morris berich- 
tet in seinem jüngst herausgekom- 
menen Buch8 darüber. wie der Präsi- 
dent gegenüber seinen politischen 
Mitarbeitern auf diese Anforderun- 
gen reagierte: 

,.Clinton beklagte sich bitterlich 
darüber. daß er ständig dieses viele 
Geld organisieren mußte: .Ich kann 
nicht denken. Ich kann nicht han- 
deln. Ich mache überhaupt nichts 
mehr außer auf fund raisers zu ge- 
hen und Hände zu schütteln! Ihr 
wollt von mir Präsidentenerlasse 
fexecutive orders) über dieses und 
jenes - ich kann mich aber auf nichts 
anderes mehr konzentrieren als auf 
den nächsten fundraiser. So geht es 
Hillary, und so geht es Al - wir wer- 
den alle krank und verrückt da~on! ' '~  

Es liegt einige Ironie in diesem 
Resultat: der idealistisch gestartete 
junge Mann. der sein Engagement 
für sozialen Fortschritt stets mit 
praktischer politischer Handlungsfä- 
higkeit verbinden wollte, verbringt 

am erfolgreichen Ende seines Mar- 
sches durch die Institutionen einen 
sehr großen Teil seiner Arbeitszeit 
auf dem Gipfel der Macht mit Geld- 
sammeln. Dieses ganze Geld sam- 
melt er nicht für sich selbst. sondern 
allein für die Ehre. weiterhin an er- 
ster Stelle im Staat als ,,Linkerp' die 
strategischen Ziele seiner erklärten 
politischen Feinde auf der Rechten 
legitimieren zu dürfen. Eine typische 
..Achtundsechziger"-Karriere? W 

' Werner Sombart, Warum gibt es in den 
Vereinigten Staaten keinen Sorialis- 
mus?, Tübingen 1906. 
Martin Walker. The President We Derer- 
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Ira Magaziner, Anthony Lane. Richard 
Stearnr, Biuce Lindrey u v m .  
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woraufhin seine Einberufung so gut wie 
aurgeschlorren wurde. Siehe dazu Da- 
vid Maranirs. First in His Clasr. The Bio- 
graphy of Bill Clinton. New York 1995, 
5. 198. 
Maidnisl. 5. 199 ' Siehe r .  B.: Peter Edelmann. The Worst 
Thing Bill Clinton Has Done, in: The At- 
lantic Manthly, March 1997, 5 . 4 3 5 8 .  

B Dick Morrir. Behind the Oval Office. 
Winning the Preridency in the Nineties, 
NewYork 1997. 
Garly Willr, The Real Scandal. in: The 
New York Review af  Bookr. Feb 20. 
1997.S.6. 

express 
ZEITUNG DER UNDOGMATISCHEN GEWERKSCHAFISLINKEN 

* NACHRICHTEN VOM WAREN-LEBEN IM VALSCHEN' IM BETRIEBSSPIEGEL 
* INDUSTRIAL RELATIONS IN THEORIE UND PRAXIS 
* D E B A ~ E N  ZUR POLITIK DER ÖKONOMIE UND DAS 10 MAI. IM JAHR 

0 Ich möchte ein kostenloses Probeexemplar 
0 Ich möchte die nächsten 4 aktuellen Ausgaben zum Preis von 20 DM (nur gg. Vorkasse, bar oder Briefmarken) 
0 Ich möchte den express abonnieren und bitte um weitere Informationen. 

N.nr 

AFP 
s4.& PP 10 20 62,63020 Offenbach 

0- Tel. 069 1 88 50 06, Fax 82 11 16 

chie. so könne der König vielleicht 
eine .,moralische Instanz". eine Per- 
son der Integration sein. Eine ein- 
deutige Position zur Einführung ei- 
nes solchen obsoleten Systems fin- 
det man jedoch bei der Demokrati- 
schen Partei Serbiens. den sozialde- 
mokratischen und sozialistischen 
Parteien. Eindeutiger Verfechter der 
Monarchie ist die Serbische Erneue- 
rungsbewegung von Vuk Draskovic. 
Doch ist sein Entwurf einer Monar- 
chie nicht ausgegoren. Schon gar 
nicht in der Öffentlichkeit bekannt. 

Auch bei großen ,,explosiveren" 
Fragestellungen. wie der Ökonomi- 
schen und sozialen Zukunft. können 
von den Oppositionsparteien keine 
,.großen Würfe" erwartet werden. 
Politische Ratlosigkeit auch hier. 

Sonderfall: Radikale Partei 
Ein Sonderfall unter den oppositio- 
nellen Parteien stellt die Serbische 
Radikale Partei (srpska radikalna 
stranka von Seselj) dar. Diese natio- 
nal-chauvinistische Partei hat einfa- 
che Antworten für alle politischen 
Fragen. seien sie auch noch so 
schwer. Die nationalistische bis na- 
tionalsozialistische Lesart vom Sozi- 
aldarwinismus findet sich hier wie- 

der und findet großen Anklang in ei- 
ner (leider) großen Fraktion der Ge- 
sellschaft. So wurde diese Partei bei 
den Wahlen in Serbien zweitstärkste 
Partei. Gewählt und unterstützt wird 
diese Partei von einem in jeder Hin- 
sicht marginalisierten Klientel, also 
Personengruppen, deren Zugriffs- 
möglichkeiten an (vor allem) kultu- 
relles und ökonomisches Kapital als 
schlecht zu bezeichnen ist, dh .  Per- 
sonen mit geringer formaler Bildung 
und schlechtem oder gar keinem 
Einkommen. Ihr Potentiale ist also 
ähnlich wie das der Rechtsextremen 
oder -radikalen in der BRD oder in 
Frankreich. 

Der Spitzenkandidat der Radika- 
len und deren Präsident Voijslav Se- 
selj arbeitet mit einer ..serbischenm 
Paranoia (Alle gegen uns!). träumt 
von einem ethnisch homogenen 
..Großserbien". Da dieses allerdings 
keinesfalls der demographischen 
Realität entspricht, Iäßt sich erah- 
nen. was er will und womit er seine 
Ziele erreichen möchte. 

Das Präsidentschaftswahl- 
Fiasko 
Aufgrund eines fehlenden klaren Er- 
gebnisses bei der ersten Runde der 

Präsidentschaftswahlen am 21. Sep- 
tember kam es am 05. Oktober 
1997 zur zweiten Runde. In dieser 
zweiten Runde mußten die beiden 
stärksten Kandidaten gegeneinan- 
der antreten. Aus der ersten Runde 
gingen der Kandidat der Sozialisten. 
Zoran Lilic. ehemaliger jugoslawi- 
scher Präsident und kommisarischer 
serbischer Präsident und eine Mario- 
nette von Slobodan Milosevic. und 
der Kandidat der Radikalen. Voijslav 
Seseq. als die beiden stärksten Kan- 
didaten hervor. Lilic mit einem knap- 
pen Vorsprung. Bei der ersten Runde 
kandidierte noch der Monarchist 
Vuk Draskovic. Durch die Spaltung 
der Opposition und durch das Nicht- 
antreten Draskovics in der zweiten 
Wahlrunde war ein Fiasko abzuse- 
hen: die Wahl des Radikalen Seseq. 
Dessen Wahl wird Serbien noch wei- 
ter in die internationale Isolation 
und in einen desaströseren inneren 
Zustand versetzen. 

Die ersten Wahlergebnisse 
sprachen hierfür. Seselj wurde als 
serbischer Präsident gewählt. Von 
rund 7 Millionen Wahlberechtigen 
errang Seselj 1.726.240 Stimmen 
und Zoran Lilic 1.685.652 Stim- 
men. Doch wurden durch die 

Durch die Spaltung 
der Opposition und 
durch das Nichtan- 
treten Draskovics in 
der zweiten Wahl- 
runde war ein Fiasko 
abzusehen: die 
Wahl des Radikalen 
Seselj. Dessen Wahl 
wird Serbien noch 
weiter in die 
internationale 
lsolation und in 
einen desaströseren 
inneren Zustand 
versetzen. 
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trums Beograds nicht zu empfangen 
resp. erhältlich. So konnte nur ein Teil 
der potentiellen Wählerinnen und 
Wähler resp. Nichwählerinnen und - 
wähler erreicht werden. 

10 

,,Zajedno" oder n u n  doch nicht? 
Die gespaltene Opposition 
Erschwerend für die serbische Op- 
position ist deren Spaltung in einen 
Teil der (nach Otto Kirchheimer) .,in- 
transigenten" Opposition, die jegli- 
ches Arrangieren mit den regieren- 
den Sozialisten und dem derzeitigen 
politischen System ablehnt, und die 
stabilisierenden Oppositionspartei- 
en, die sich vielmehr mit dem Re- 
gime abfinden und kooperieren - in 
gewisser Weise legitimieren sie das 
bestehende System qua Existenz als 
..demokratisches System". Das Op- 
positionsbündnis ,,Zajedno" aus der 
serbischen Erneuerungsbewegung, 
der Demokratischen Partei, der De- 
mokratischen Partei Serbiens und 
der Bürgerlichen Allianz ist endgül- 
tig auseinandergebrochen. Auf 
kommunaler Ebene allerdings besaß 
dieses Bündnis, nach der letzten ser- 
bischen Kommunalwahl im Novem- 
ber 1996 in 14 Städten die Mehr- 
heit. Diese Mehrheiten zerbrechen 
nun oder sind schon zerbrochen. 
Auch in Beograd kam es zum Bruch. 
Die SPO von Draskovic steigt aus der 
kommunalen Koalition mit der De- 
mokratischen Partei aus. Der beo- 
grader Bürgermeister Dr. Zoran 
Djindjic von der Demokratischen 
Partei wurde abgesetzt. 

Auf Republikebene zeichnet sich 
immer mehr eine Koalition aus dem 
sozialistischen Parteienbündnis Jul- 
SPS-ND und der monarchistischen 
Partei SPO ab. Die ehemalige ,.sy- 
stemfeindliche" Partei des Vuk Dras- 
kovic arrangiert sich mit dem ,.ach- 
so" schrecklichen System und geht 
mit hoher Wahscheinlichkeit eine 
Regierungskoalition auf Republiks- 
ebene ein. 

Die etwas 
anderen 
Weihnachtsgaben aus 
dem Hause AKP: 

POLITIK 
rni t 1 eeren Kassen 

Grund1 agen und Perspektiven 
kommunal er Haushal tspol i ti k 

Dieses Buch vemuttelt das not- 
wendige Bmswissen und diskutiert 
die zentralen Aspekte kommunaler 
Haushaltspolihk 

Bielefeld 1996. 155 Scilcii 
ISBN 3 - 9803641 - 1 - 9 
29 DM plu\ 3 DM Vcriandkoi lei i  

Handbuch 
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ICommunalpol1tlk 

Der AKP-Klassiker informtert uber 
alle relevanten Themen der Kom- 
munalpolitik, von A wie Abfallwirt- 
schaR bis Z wie Zweiter Arbeits- 
markt 

Bielefeld 1994,416 Seiten 
ISBN 3 -9803641 - 0  -0 
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Die innerparteiliche Demokratie 
in der ,,demokratischen" 
Opposition 
Eine Besonderheit der serbischen 
Parteienlandschaft ist, das es eigent- 
lich nur eine Partei gibt, die diese Be- 
zeichnung auch verdient: die Soziali- 
stische Partei Serbiens des jugosla- 
wischen Präsidenten Slobodan Milo- 
sevic. Diese verfügt über eine breite 
Mitgliedschaft. über tief verwurzelte 
Strukturen (auch auf dem Land oder 
im Süden Serbiens - Zentralserbien). 
Die SPS verfügt über ein Grundsatz- 
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Programm aus dem Jahr 1992 und 
Wahlprogramme. diese Partei hat 
unterschiedliche Flügel. auch ,.re- 
formsozialistische" Strömungen. 
Hingegen sind die .,größerenu Op- 
positionsparteien eher Sammlungen 
oder besser Wahlvereine ihrer .,Li- 
der" (serbisch). So sind die ,.Präsi- 
denten" der Demokratischen Partei. 
der Serbischen Erneuerungsbewe- 
gung oder Radikalen Partei Serbiens 
unangefochtene Führer, die dank 
des Wahlgesetzes (das ist übrigens 
ein Punkt. der von den ,.demokrati- 
schen" Oppositionsparteien gefor- 
dert wurde) auch über die Zusam- 
mensetzung der Parlamentsfraktio- 
nen bestimmen. ihre eigene Kader- 
wirtschaft betreiben. 

Der beograder Politikwissen- 
schaftler und Parteienforscher Laslo 
Sekel] vergleicht die innerparteili- 
chen Strukturen und .,Willensbil- 
dungsprozesse" mit denen der da- 
maligen kommunistischen Parteien. 
So scheinen sämtliche ,,demokrati- 
schen" Parteien zwar für demokrati- 
sche Strukturen in Serbien und Ju- 
goslawien zu kämpfen. ohne jedoch 
die Prinzipien der Demokratie zu in- 
korporieren und zu leben. Nur ein 
kleines Problem der Glaubwürdig- 
keit? Vielmehr liegt dieses Problem 
der Glaubwürdigkeit tiefer; so schei- 
nen die Parteien (d.h die führenden 
Funktionäre) .,Demokratien eher als 
normierten, institutionalisierten. 
parlamentarischen ,.Parteienpluralis- 
mus" zu sehen. Ein Problem, daß 
übrigens der Soziologe Robert Mi- 
chels schon 1907 den deutschen 
Parteien, insbesondere der Sozialde- 
mokratischen Partei bescheinigt. 

Fehlende politische Alternativen 
Da alle Oppositionsparteien sich als 
sogenannte ,,Catch-All"-Parteien 
verkaufen, möge man keine konkre- 
ten Positionen erwarten. Vielmehr 
scheinen sie. um es positivzu formu- 
lieren, viele alternative Ideen zu der 
sozialistischen Politik zu durchden- 
ken. doch sind sie bislang nicht in 
die Verlegenheit gekommen, diese 
wirklich auf reales Durchsetzungs- 
potential zu durchleuchten. So zum 
Beispiel in der Frage der ,,Wiedern- 
Einführung der Monarchie. in wel- 
chen Formen auch immer. So hat die 
stärkste außerparlamentarische Par- 
tei. die ,,Demokratische Partei" (De- 
mokratska Stranka von Zoran Djind- 
jic), die sich als .,moderna". .,narod- 
na", ,,liberalna" Partija (als moderne. 
liberale Volkspartei) verkauft. keine 
dezidierte Auffassung zur Monar- 

Besprechung zu: Ham-lürgen Bur- 
chardt: Kuba. Der lange Abschied 
von einem Mythos, Stuttgart: 
Schmetterling Verlag, 1996, 266 5.: 
und: Anna Vollmann/Werner Zahn: 
Kuba. Vom ,,Modell" zurück zum 
,,Hinterhof"?, Heilbronn: Distel Ver- 
lag, 1996, 146 5.22,- DM. 

I n Bolivien sind termingerecht zu 
seinem 30. Todestag die Über- 
reste Che Guevaras ausgegraben 

und nach Kuba uberführt worden. 
Dort sind sie am 17. Oktober in ei- 
nem Mausoleum mit militärischen 
Ehren und im Beisein von zehntau- 
senden Kubanerlnnen bestanet 
worden. 
Während die deutsche Linke dem 
30. Todestag Che Guevaras auf Kon- 
gressen gedachtez und knapp 500 
Deutsche zu dem Weltjugendfestival 
nach Kuba pilgerten. machen ge- 
schäftstüchtige Kapitalisten sich den 
Che-Kult auf ihre Art zu eigen: eine 
englische Brauerei benannte werbe- 
wirksam ein Bier nach Che. sein Bild 
ziert eine Uhr der Schweizer Firma 
Swatch und einen Ski einer österrei- 
chischen Firma. Der Kölner Stadt- 
Anzeiger trieb es auf die Spitze und 
montierte das bekannte Che-Portrait 
auf eine Cola-Dose (..Che Cola"). 

In allen Zeitungen erschienen 
ausführliche Artikel3, zahlreiche Neu- 
erscheinungen auf dem Büchermarkt 
befassen sich mit Che. auch die Mu- 
sikindustrie versucht von dem allge- 
meinen Gedenken zu profitieren und 
hat spezielle CDs herausgebracht4. 
Demgegenüber habe ich mir zwei 
Bücher gegriffen, die bereits 1996 er- 
schienen sind, und die sich v.a. den 
wirtschaftlichen Veränderungen auf 
Kuba widmen: Hans-lürgen Bur- 
chardt ,.Kuba. Der lange Abschied 
von einem Mythos" und Anna Voll- 
mannlwerner Zahn .,Kuba. Vom 
.Modell' zurück zum ,Hinterhof'?" 

Kuba unter Druck 
Nach der Auflösung des RGW und 
dem Verlust eines Großteils der Han- 
delsbeziehungen seit 1989 befindet 
sich Kuba bekanntermaßen in einer 
schweren ökonomischen Krise. Der 
Verlust von sämtlichen Kreditgebern 
sowie von rund zwei Dritteln der Ab- 
satzmärkte zwang Kuba zum zwei- 
ten Mal seit 1959, praktisch seinen 
gesamten Außenhandel neu zu ori- 
entieren und setzte die Ökonomie 
unter extremen Anpassungsdruck. 
Die .Achillesferse' der kubanischen 
Wirtschaft ist die Energieversor- 
gung, da Kuba hier fast vollständig 

von Importen abhängig ist. Die Hal- 
bierung der Erdölimporte von 13 
Mio. Tonnen 1989 auf 5.7 Mio. Ton- 
nen 1993 brachte Kuba an den Rand 
eines totalen wirtschaftlichen Zu- 
sammenbruchs. 

Trotz der nach 1989 völlig verän- 
derten Rahmenbedingungen haben 
die USA ihren Konfrontationskurs 
gegen Kuba forciert: Seit 1992 ist 
das ..Cuban-Democracy-Act" (,,Tori- 
celli Gesetz") in Kraft; 1995 ist mit 
dem ..Cuban Democracy and Soli- 
dary Act" (.,Helms-Burton-Gesetl") 
die nächste Zuspitzung der Blockade 
e r f ~ l g t . ~  Hierbei zeigen sich die USA 
von allen internationalen Protesten 
völlig unbeeindru~kt.~ .,Die USA las- 
sen offenbar nicht locker, bis Castro 
gestürzt ist. Er ist das Symbol eines 
antiimperialistischen Selbstbehaup- 
tungswillens, den es zu brechen 
gilt." (VL, 718) 

Für Kuba geht esalso ums Ganze, 
um die .,Reitung von Vaterland, Re- 
volution und sozialen Errungenschaf- 
ten"'. .,Let me be clear. whether 
Castro leaves Cuba in a vertical or ho- 
izontal position is up to him and the 
Cuban people. But he must and will 
leave Cuba." (Jesse Helms, Vorsitzen- 
der des auswärtigen Ausschusses des 
US-Repräsentantenha~ses)~ 

Soziale Erfolge, Vor und Zunick 
in der Wirtschaftspolitik 
Beiden Büchern ist gemeinsam, daß 
ihre Autorlnnen solidarisch an der 
Seite Kubas stehen. Vollmannnahn 
beanspruchen für sich. zeigen zu 
wollen, ,.warum Kuba sich die un- 
versöhnliche Feindschaft der mei- 
sten westlichen Staaten - allen vor- 
an der USA - zugezogen hat"; sie 
wollten .,keine Lobeshymne auf Fidel 
Castro anstimmen, sondern würdi- 
gen, was er und seine Mannschaft 
auf Kuba angestrebt und was sie er- 
reicht haben." (VE. 7) Burchardt 
nimmt für sich in Anspruch. einen 
.,problembewußten Internationalis- 
mus" zu verfolgen. und grenzt sich 
ausdrücklich ,.von der sogenannten 
kritischen Solidarität" ab, die .,kri- 
tisch gerne besonders groß schreibt 
und darüber oft die Solidarität ver- 
gißt." (B. 62) 

So werden in beiden Büchern die 
vorbildlichen Maßnahmen der kuba- 
nischen Revolution in den Bereichen 
Bildung, Gesundheit. Aufhebung 
des Stadt-Land-Gefälles, Soziales, 
Aufhebung der Rassendiskriminie- 
rung und Gleichstellung von Frauen 
und Männern hervorgehoben. Sie 
seien das Resultat einer Politik, die 

#I mit dem Kapita- 
lismus den Sozialis- 

mus zu retten''' 
von Hans Günter Bell* 

auf die Egalität aller Kubanerlnnen 
abziele. Castro habe die Hilfe der 
UdSSR .,nicht wie ,normale' Dritt- 
welt-Herrscher dazu (benutzt). 
selbst samt seiner Machtelite im Lu- 
xus zu schwelgen und Polizei und 
Armee zu entwickeln. um aufmuk- 
kende Massen niederzuhalten. son- 
dern er gebrauchte die gewährte 
Unterstützung und die Einkünfte 
aus dem RGW-Austausch dazu. 
Kuba tatsächlich ein Stück weit zu 
entwickeln". (VR, 47/48) 

Beide Bücher vermitteln eine 
kompetente Übersicht über die Wirt- 
schaftsgeschichte Kubas, die sie - 
weitestgehend - übereinstimmend 
in vier Etappen einteilen: 
1959 - 1969: Konsolidierung der 
Revolution und authentische Ent- 
wicklungsversuche; 
1970 - 1985: Eintritt in den RGW 
und Übernahme des sowjetischen 
Modells der Wirtschaftslenkung und 
-planung mit materiellen Anreizen 
(Sistema de Direccion y Planificacion 
de la Economia); 
1986 - 1990: Rückbesinnung auf 
die von Che Guevara in den frühen 
60er Jahren entwickelten Prinzipien. 
die auf die Wirkungskraft morali- 
scher Anreize setzten, um die Ar- 
beitsproduktivität zu steigern (Recti- 
ficacion de errores); 
seit 1991: ,,Sonderperiode in Frie- 
denszeiten" (Periodo especial en el 
tiempo de paz). 

Bei dieser Übersicht wird auch 
das Vor und Zurück der kubanischen 
Wirtschaftspolitik deutlich, das stän- 
dige Schwanken zwischen materiel- 
len und moralischen Anreizen; exem- 
plarisch an den ,,freien Bauernmärk- 

In beiden Büchern 
werden die vorbildli- 
chen Maßnahmen 
der kubanischen 
Revolution in den 
Bereichen Bildung, 
Gesundheit, 
Aufhebung des 
Stadt-Land-Gefälles, 
Soziales, Aufhebung 
der Rassendiskrimi- 
nierung und 
Gleichstellung von 
Frauen und Män- 
nern hemorgeho- 
ben. 
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Mit der Ausrufung 
der "Sonderperiode 

in Friedenszeiten" 
bekundet die KP 

Kubas ihren Willen, 
dem Wegfall der 

östlichen Handels- 
beziehungen durch 

eine Öffnung zum 
Weltmarkt entge- 

genzutreten. 
Importe mußten 
jetzt mi t  harten 
Dollars bezahlt 

werden. 

ten" abzulesen. Diese Märkte sind 
eingerichtet. verboten und - zuletzt 
1994 e r n e u t  zugelassen worden. 

Die ,.Sonderperiode in Friedens- 
zeiten" 
Mit der Ausrufung der ,,Sonderperi- 
ode in Friedenszeiten" bekundet die 
KP Kubas ihren Willen. dem Wegfall 
der östlichen Handelsbeziehungen 
durch eine Öffnung zum Weltmarkt 
entgegenzutreten. lmporte mußten 
jetzt mit harten Dollars bezahlt wer- 
den. Daher wurde der Devisenbe- 
Schaffung auf der lnsel Priorität ein- 
geräumt; denn eine Voraussetzung 
zum Überleben des lnselsozialismus 
war die kurzfristige Stabilisierung ei- 
ner Mindestkaufkraft am Weltmarkt. 

Die Folge dieser Prioritätenset- 
zung ist jedoch eine ..strukturelle 
Heterogenisierung" der kubanischen 
Volkswirtschaft: einem traditionellen 
(Binnen-) steht ein aufstrebender 
(Devisen-)Sektor gegenüber. Ent- 
standen ist ein System mit zwei 
schwach verknüpfte Sektoren, in de- 
nen unterschiedliche Finanz-. Bilan- 
zierungs-, Planungs- und Rechtssy- 
steme bestehen. 

Die .,Sonderperiodeu ist u.a. 
durch folgende Maßnahmen ge- 
kennzeichnet: 

Einrichtung landwirtschaftlicher 
Produktionskooperativen (UBPCs) 
Das Land wird unbefristet an die 
Mitglieder der Kooperativen ver- 
pachtet, Produktionsmittel und Ern- 
te gehören diesen. Über die Erlöse 

befinden die Mitglieder. die Löhne 
hängen von der Leistung ab, der ge- 
wählte Geschäftsführer ist - inner- 
halb der staatlichen Vorgaben - frei 
in seinen Produktionsentscheidun- 
gen. Der Staat bleibt jedoch Eigen- 
tümer des Landes und besteht auf 
seinem Abnahmemonopol zu den 
von ihm festgesetzten Preisen. 

,,Kleinbauern als Antwort auf 
fehlende Maschinen und Düngemit- 
tel!" spotten Vollmanntiahn (VR, 
73) und verweisen darauf. daß die 
Organisationsform der Kooperativen 
ein ,.Widerspruchu sei. (Vti, 74) 
Setzte man auf das Motiv des Eigen- 
nutzes, so sei in Kauf genommen. 
daß die Akteure die Versorgung. die 
sie verbessern sollen. vielmehr be- 
hindern: denn nicht mehr die ganze 
Ernte lande beim Staat. .,Wozu dem 
Staat liefern, wenn am Schwarz- 
markt ein Vielfaches erzielt werden 
könnte?" (ebd.) -fragen sie kritisch 
nach. 

Legalisierung des U5-Dollars 
(1 993) 
Burchardt beschreibt die ,.Zwick- 
mühle". in der sich die kubanische 
Regierung befunden hat: Sie habe 
zuwenig Devisen gehabt. um ausrei- 
chend Lebensmittel und Erdöl zu im- 
portieren, habe aufgrund der ange- 
spannten Versorgungslage den pri- 
vaten Konsum jedoch kaum stärker 
einschränken können. ohne soziale 
Unruhen zu provozieren. Der wirt- 
schaftliche Kollaps habe bevorge- 
standen. Die einzigen Quellen. die 
noch hätten angezapft werden kön- 
nen. um den chronischen Devisen- 
mange1 zu überwinden, seien die 
Schwarzmarktdollars und die Stimu- 
lierung der Geldüberweisungen aus 
dem Ausland an auf der lnsel leben- 
de Familienangehörige gewesen. In 
dieser Situation habe die Regierung 
den US-Dollar als Zweitwährung le- 
galisiert. Nach Ansicht Burchardts 
handelte es sich bei dieser Maßnah- 
me um eine ..ökonomische Not- 
bremse" (B. 11 6); nur durch das Zie- 
hen dieser Notbremse sei die dro- 
hende Liquiditätskrise abgewendet 
worden. Eine Sichtweise. der auch 
Vollmanntiahn grundsätzlich zu- 
stimmen und anerkennen: .,Der ku- 
banische Staat hat sich mit der Lega- 
lisierung des Dollars . eines drän- 
genden Problems entledigt." (Vti, 
77/78) 

Zulassung von ,,joint-ventures" 
Kuba ist gegen den Widerstand der 
USA eine erstaunlich erfolgreiche 

Wiedereingliederung in die Welt- 
wirtschaft gelungen. Ein wesentli- 
cher Grund für diesen Erfolg dürfte 
in den .,heworragende(n) Bedingun- 
genug liegen, die das kubanische 
Joint-Venture-Gesetz den ausländi- 
schen Unternehmen einräumt. (Ih- 
nen wird 2.0. die freie Rückführung 
ihrer Gewinne garantiert.) 

Soziale und ökonomische 
Widersprüche 
Burchardt warnt jedoch davor. ,,da8 
Joint-Ventures vermutlich die in sie 
gesetzten Erwartungen nur unzurei- 
chend erfüllen werden." (B, 76) Als 
wesentlichen Grund führt er die feh- 
lende Integration der Joint-Ventures 
in den Binnenmarkt an. die bewirke. 
daß die touristische Nachfrage über 
lmporte befriedigt werden müsse. 
Da diese Importe in Devisen bezahlt 
werden müßten, flöße ein Großteil 
der gigantisch erscheinenden Brut- 
togewinne wieder ab, um den Tou- 
rismus am laufen zu halten. 

Ein weiteres Problem, das mit 
den Joint-Ventures zusammen- 
hängt. wird in beiden Büchern kri- 
tisch angesprochen: die .,Entste- 
hung einer ,Arbeiteraristokratie'" (B. 
77). Die in den Joint-Ventures Be- 
schäftigten genießen zahlreiche Pri- 
vilegien. ..So mancher Ingenieur 
muß mittlerweile mit Verbitterung 
feststellen, daß er als Taxifahrer sein 
Monatseinkommen an einem Tag 
verdienen könnte. Kellnerjobs in 
Touristenhotels sind längst eines der 
lukrativsten Berufsziele für Akademi- 
ker." - beklagt Burchardt. (B. 157) 
Und Vollmanntiahn ergänzen: ,.Ent- 
scheidend für den Zugang zu den 
Mitteln der Bedürfnisbefriedigung 
ist damit zunehmend nicht mehr ... 
die Ausübung einer für den kubani- 
schen Sozialismus nützlichen Tätig- 
keit, sondern die Verfügung über 
eme Dollar-Quelle." (Vti, 39) 

Und dies alles für einen beschei- 
denen Gewinn. Denn - darauf weist 
Burchardt hin - Kuba hätte 1993 
durch den Tourismus gerade einmal 
Devisengewinne für 100 Mio. US- 
Dollar erwirtschaftet. .,Fast genauso- 
viel, wie die Biotechnologie im Fol- 
gejahr einbrachte." (B. 88/89) 

In einer Zwischenbilanz dieser 
,.Sonderperiode" streichen beide Bü- 
cher die wichtigsten Erfolge der bis- 
herigen Reformstrategie heraus: a) 
die soziale und politische Stabilität 
des Systems aufrechtzuerhalten. b) 
die graduelle Wiedereingliederung 
in den Weltmarkt. C) der Erhalt der 
sozialen Sektoren. 

bliken und deren Geschicke. So gibt 
es von den einzelnen Parteien in Ser- 
bien lediglich Schwesterparteien 
oder ,,Satelliten" in Montenegro. 

Bislang wurde die Politik in der 
Bundesrepublik Jugoslawien von der 
Politik Serbiens dominiert. Der dama- 
lige charismatische serbische Präsi- 
dent Slobodan Milosevic. der nun der 
neue jugoslawische Präsident ist. ge- 
staltete die Politik aus seinem ,.serbi- 
schen" Blickwinkel. Dies oftmals 
ohne die Interessen der Politiker der 
Republik Montenegro zu berücksich- 
tigen. Obwohl .,klassischer" Weise 
die Politik in Montenegro serben- 
freundlich und Milosevic-nah war, 
entwickelte sich eine starke reform- 
orientierte Bewegung heraus. die 
eine Neubewertung der Rolle Monte- 
negros in den Bundesstrukturen ein- 
fordert. Nicht zuletzt die Wahl von 
Djukanovic zum montenegrinischen 
Präsidenten hat gezeigt. daß eine 
Neubewertung auch Unterstützung 
in der Bevölkerung findet. 

Da der serbische Präsident und 
das serbische Parlament auf Bundes- 
ebene einen dominierenden Einfluß 
haben. ist eine genauere Betrach- 
tung der politischen Verhältnisse in 
Serbien erforderlich. 

Die Parlamentswahlen a m  21. 
September 1997 in Serbien 
Am 21. September 1997 fanden in 
Serbien die Wahlen zum Parlament 
der Republik Serbien und die erste 
Runde der Präsidentschaftswahl statt. 
In Serbien nahmen an den Parla- 
mentswahlen neben einer ganzen Rei- 
hevon Splitterparteien nur neun ..rele- 
vante" Parteien oder Parteizusam- 
menschlüsse teil. NebenstehendeSitz- 
verteilung ergab sich aus der Wahl. 

Das oppositionelle Spektrum 
Eine ganze Reihe von .,demokrati- 
schen" Parteien. die klassisch dem 
oppositionellen Spektrum zuzuord- 
nen sind, riefen zum Wahlboykott 
auf. Aus deren Sicht waren die Vor- 
aussetzungen für eine demokrati- 
sche Wahl nicht gegeben. So haben 
diese Parteien nur beschränkt Zugriff 
auf die staatlichen Medien, die par- 
teiisch für die sozialistische Regie- 
rung seien. Darüber hinaus biete das 
neue Wahlgesetz in Serbien kaum 
wahre Chancen für eine Partizipati- 
on an parlamentarischen Prozessen. 
So wurde mit dem neuen Wahlge- 
setz eine neue Einteilung von Wahl- 
kreisen umgesetzt. Diese neuen. tak- 
tisch zugeschnittenen Wahlkreise 
garantieren den Wahlsieg der Sozia- 
listen, argumentieren Oppositions- 
Politiker. Letztlich seien viele O~oosi-  , . 
tionelle von staatlichen Institutionen 
schikaniert worden. Das Ziel dieses 
Boykottes sollte eine Wahlbeteili- 
gung von unter 50% sein, um dem 
serbischen Parlamentarismus die 
.,moralische Legitimation" zu entzie- 
hen und bei den Präsidentschafts- 
wahlen neue Wahlen erforderlich zu 
machen, zu besseren Konditionen - 
dies käme (so die Hoffnung der Boy- 
kott-Bewegung) einer Staatskrise 
gleich. Denn bei einer Wahlbeteili- 
gung von unter 50% sind die Präsi- 
dentschaftswahlen ungültig und 
müssen wiederholt werden. Mit auf- 
gerufen zu diesem Wahlboykott ha- 
ben die ,.Demokratische Partei" von 
Zoran Djindjic. die ..Bürgerliche Alli- 
anz" von Vesna Pesic. die .,Sozialde- 
mokratische Union". die .,Demokra- 
tische Partei Serbiens" und ein ,.De- 
mokratisches Zentrum". 

Da rund 55% der Wahlberechtig- 
ten am 21. September 1997 in Serbi- 
en wählten. ist das Ziel der nunmehr 
ausserparlamentarischen Opposition 
weit verfehlt. Durch die Nichtkandi- 
datur der boykottierenden Parteien 
haben sich deren Zugangsmöglich- 
keiten zu Medien in deren Anti-Wahl- 
Kampagne deutlich verschlechtert. 
So hatten sie keinen Anspruch auf 
Wahlwerbesendungen. auf Redezei- 
ten usw. Nur in alternativen, nicht- 
staatlichen, oppositionellen Print- 
und elektronischen Medien waren sie 
zu finden. z.0. in den Tageszeitungen 
,.Nasa Borba" (Unser Kampf). ..Da- 
nas" (Heute) oder ..Demokratija", im 
Rundfunk bei ,,Radio Indeks", ..B92" 
oder im städtischen Fernsehen bei 
,,Studio B .  Doch sind die meisten 
dieser Sender oder auch dieser Zei- 
tungen außerhalb des Ballungszen- 
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derten. ist der schönste und gewis- 
sermaßen leichteste, weil von der 
Hand der Natur selbst einfach vorge- 
zeichnete Beruf der Frauen - daß 
man es aber als den einzigen dersel- 
ben hinstellt. ... steht andererseits 
im Widerspruch mit allen Verhältnis- 
sen...", S. 19). 

Auch kritisiert sie nur ganz am 
Rande ,.die Verhältnisse" und die so- 
zialen Verwerfungen der aufkom- 
menden Industrialisierung. Wiewohl 
sie die benachteiligende Lohnun- 
gieichheit zwischen Männern und 
Frauen thematisiert und auch die 
Tatsache. daß Frauen als industrielle 
Resewearmee verstanden werden. 
klammert sie einige Probleme wie 
überlange Arbeitszeiten und Aus- 
beutung der Arbeiterinnen aus. Die- 
se Fragen sind für sie nur ein Rand- 
problem, wenn es um Grundsätzli- 
cheres geht. 

II Ajmo, Ajde svi U 

Boj kot" 
Z u r  Lage einer  demokra t i schen Option in Serbien 

von Mark Vasic* 

D ie westeuropäische Politik 
steht ratlos vor dem Problem 
eines angemessenen Um- 

Auf Republikebene 
zeichnet sich immer 
mehr eine Koalition 

aus dem sozialisti- 
schen Parteienbünd- 

nis Jul-SPS-ND und 
der monarchisti- 

schen Partei SPO ab. 
Die ehemalige 

.systemfeindliche' 
Partei des Vuk 

Draskovic arrangiert 
sich mit dem .ach- 

so' schrecklichen 
System. 

gangs mit der politischen Land- 
schaft in der heutigen Bundesrepu- 
blik Jugoslawien. Wen sollen die 
westeuropäischen Staaten auch po- 
litisch unterstützen? So ist ein Kenn- 
zeichen der politischen Landschaft 
in Serbien und Montenegro ein ho- 
hes Maß an Diffusität. 

Die Wirtschaft - nachhaltig ge- 
troffen vom Wirtschaftsembargo in 
der Zeit von 1992 bis 1996 - düm- 
pelt eher schlecht vor sich hin. die 
soziale Lage könnte nicht dramati- 
scher sein und von einer ,.Demokra- 
tisierung" der politischen Strukturen 
ist nichts zu spüren. Unter diesen 
bedrückenden Umständen fanden 
im September und Oktober 1997 
Parlaments- und Präsidentschafts- 
wahlen in beiden Republiken statt. 

Mark Vasic studiert in Hannover Palirikwissenrchaft 
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Auch daß sie. im Gegensatz zu 
später publizierenden Schriftstellerin- 
nen der proletarischen Frauenbewe- 
gung. auf eine umfassendere histo- 
risch-ökonomische Einordnung der 
Stellung der Frau verzichtete. führt zu 
unnötigen Einseitigkeiten. Frau mag 
dies als Defizit von Ottos Werk sehen; 
gerade deswegen unterscheidet sich 
ihre Schrift aber auch erfrischend von 
Veröffentlichungen Bebels, Lily 
Brauns oder Alexandra Kollontais, die 
sich in Aufbau und Aussage teilweise 
sehr ähneln. 

Die Herausgeberinnen Gisela 
Notz. Astrid Franzke und Johanna 
Ludwig haben im Januar 1993 in 
Leipzig die Louise-Otto-Peters-Gesell- 
schaft mitbegründet, um das Anden- 
ken der Wegbereiterin der deutschen 
Frauenbewegung zu bewahren -sie 
sorgen nicht nur dafür, daß Ottos 
Schriften veröffentlicht werden. son- 

Die wirtschaftl iche u n d  soziale 
Situation in Jugoslawien 
Lage der Bevölkerung 
Gleich nach der Gründung der Savez- 
na Republika Jugoslavije (Bundesre- 
publik Jugoslawien) erlitt das wirt- 
schaftliche Leben einen tiefen Schlag. 
Am 30. Mai 1992 verhängte der Si- 
cherheitsrat der Vereinten Nationen 
mit seiner ..Resolution 757" ein kultu- 
relles und (vor allem) wirtschaftliches 
Embargo gegen die neugegründete 
Republik aus Serbien (mit rund 10.5 
Millionen Einwohnerlnnen) und 
Montenegro (mit rund 600 Tausend 
Einwohnerlnnen). 

Grund für dieses Embargo war 
die ungeklärte Rolle, Partizipation 
und Position Jugoslawiens in den 
kriegerischen Konflikten um die Se- 
zession Kroatiens und Bosniens und 
den serbischen Enklaven in beiden 
Staaten. 

Dieses Embargo hatte eine (ge- 
wollte) nachhaltige Schwächung der 
wirtschaftlichen Kräfte zur Folge: so 
verzeichneten sämtliche Produkti- 
onsbereiche in den Jahren 1992 bis 
1996 eine stark rückläufige Entwick- 
lung. Erst als im Jahr 1996 das Em- 
bargo zunächst gelockert und dann 
vollständig aufgehoben wurde. 
konnte sich die wirtschaftliche Lage 
entspannen. 

Ein anderer Aspekt der wirt- 
schaftlichen und finanziellen Ver- 
hältnisse in Jugoslawien war eine ex- 
orbitante Inflation von rund 2% pro 
Minute (!), die im Januar 1994 das 
Leben und das Wirtschaften zuneh- 

dern sie veranstalten auch Symposien 
zum besseren Verständnis der Werke. 
deren Ergebnisse ebenfalls publiziert 
werden. Anläßlich des 100. Todesta- 
ges 1995 stand das Symposium un- 
ter dem Motto ..Wie nah, wie fern ist 
uns Louise?" Eine berechtigte Frage, 
die sich endlich wieder jedeIr selbst 
beantworten kann. SPW 

' Lily Braun lebte von 1865 bis 191 6. Cla- 
ra Zetkin von 1857 bis 1933, Alexandra 
Koliontaivon 1872 bis 1952. 
Im Leipriger Univerritätsverlag werden 
angenehm viele Frauenpublikationen 
verlegt, so z.0. auch: Wir sind der Gip- 
fel! Peace Train ZU< Weltfrauenkonfe- 
renz in Peking, 1997, von Angelica Dul- 
linger. ' Hannelore Schröder (Hg.): Die Frau irt 
frei geboren. Feministische Quellentexte 
in 2 Banden, München. 1979 und 1981 
zitiert nach Antie Dertinger. Dar Recht 
der Frauen auf Ewerb, in: Dietei Schnei- 
der (Hg.): Sie waren die ersten, Frank- 
furVMain, 1988 

mend erschwerte. Am 24. Januar 
1994 wurde der .,Super-Dinar" als 
neue. konvertible Währung einge- 
führt - es kam zur finanzpolitischen 
,,Stabilisierung". Die Inflation liegt 
heute bei rund 70.80% pro Jahr. 

Die Kaufkraft der Löhne verzehn- 
fachte sich in den Jahren 1994 bis 
1997. das Durchschnittseinkommen 
liegt bei rund 100.- bis 150.- DM 
pro erwerbstätiger Person, aller- 
dings sind die Kosten für Lebensmit- 
tel mit den Kosten in der BRD zu ver- 
gleichen. und die Lohnzahlungen 
sind oft sehr unregelmäßig. Die offi- 
zielle Erwerbslosigkeit liegt bei 25%. 
bei weiterhin steigender Tendenz. 

Erwerbslose Personen müssen 
sich weitestgehend auf familiäre Ge- 
füge verlassen oder sich im soge- 
nannten ..Pfennig-Kapitalismus" ver- 
dingen. wie z.B mit Kleindienstlei- 
stungen, Devisenhandel oder 
Schwarzmarktgeschäften (das Ver- 
mieten der eigenen Wohnung 
scheint zur Normalität zu gehören). 
Sozialstaatliche Leistungen und Ren- 
ten existieren, es ist allerdings un- 
klar, ob und wann die Zahlungen 
geleistet werden. 

Die serbische Dominanz in der 
jugoslawischen Bundespolitik 
Ein großes Problem stellt sich, will 
man die politische Situation und die 
Parteienlandxhaft in Jugoslawien 
beobachten: es gibt keine bundes- 
weit agierenden Parteien. Sämtliche 
Parteien beschränken sich weitest- 
gehend auf die Grenzen der Repu- 
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Darüber hinaus kommen sie j e  
doch auch zu der ernüchternden Ein- 
schätzung ,.da8 ein wachsender Teil 
der Kubaner wegen Geldmangels 
sich immer unzureichender reprodu- 
zieren kann;" (VR. 102) bzw. daß ,.es 
auch im lnselsozialismus Kubas vor- 
bei zu sein (scheint) mit der sozialen 
Gleichheit." (B, 11 3). .,Das Leben und 
die Wirklichkeit veranlassen uns, Din- 
ge zu tun. die wir sonst niemals ge- 
tan hätten ... Das ist kaum der Sozia- 
lismus. den wir wollen." (Fidel Castro) 

Unterschiedliche Bewertungen 
Neben diesen Übereinstimmungen 
bestehen jedoch auch deutliche Un- 
terschiede zwischen beiden Büchern 
in einzelnen Bewertungen; z.B. hin- 
sichtlich der Vor- und Nachteile. die 
die Austauschbeziehungen innerhalb 
des RGW für Kuba gehabt haben. 
Gravierend unterscheiden sich vor al- 
lem die Einschätzungen da~be r ,  in- 
wieweit die angespannte Wirt- 
schaftslage Kubas durch äußere Ein- 
flüsse verursacht wurde und inwie- 
weit auch interne Fehlentscheidun- 
gen und -planungen zur Erklärung 
herangezogen werden müssen. 

Vollmaniinahn erklären: .Die 
Kubaner müssen die Erfahrung ma- 
chen. daß der Eintritt in den Welt- 
markt kein Mittel zur Rettung ihres 
Sozialismus ist." (VR, 105) Bur- 
chardt grenzt sich ausdrücklich von 
dieser Position ab und hält ihr ent- 
gegen, .,daß der Weltmarkt viele sol- 
cher vermeintlichen Zwänge auch in 
Kuba nur vermittelt, sie aber nicht 
originär verursacht." (B, 192) 

Vollmaniinahn hingegen bestrei- 
ten ausdrücklich. ,,daß die Kubaner 
... an ihrer Lage selbst schuld seien." 
Der Fortbestand des kubanischen So- 
zialismus hänge nicht ,,von einem 
richtigen oder falschen Handeln der 
KP Kubas ab". So viele Fehler könne 
diese gar nicht machen. .,daß sich an 
deren Vermeidung eine Wendung 
zum Guten entschiede." (VIZ. 103) 
Ihre Kritik richtet sich weniger gegen 
die Maßnahmen, zu denen Kuba 
durch den kapitalistischen Weltmarkt 
gezwungen werde, sondern dage- 
gen. daß sich einige Funktionäre 
,,auch noch das Bewußhein abkau- 
fen (lassen)," (VR. 103) 2.6. indem 
sie die frühere gleichmäßige Venor- 
gung der Bevölkerung jetzt als .Pa- 
ternalismus" kritisieren. W ,  82/83) 

Bloße Kritik oder alternative 
Entwicklungsstategien? 
Vollmaniinahn lassen es im wesent- 
lichen bei einer im Einzelnen mehr 

oder weniger gut begründeten Kritik 
bewenden. Ein eindeutiger Mangel 
dieses Buches. Marianne Schweines- 
bein, die Bundesvorsitzende der 
Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba. wirh ihnen denn auch vor, sie 
hätten eine ..Art Anklageschrift ge- 
gen alle Anpassungsreformen" ver- 
faßt, .mit denen Cuba auf die 
grundlegend veränderte politische 
Situation ... reagiert hat."'O 

Gegen diesen Vorwurf haben 
sich die Autorlnnen zur Wehr ge- 
setzt und darauf hingewiesen. daß 
sie den Versuch unternommen hät- 
ten, ,.zu charakterisieren, welche 
Widersprüche die Kubaner sich mit 
den neuen Maßnahmen ins Land 
holen, und wie sie mit diesen umge- 
hen."" Indem sie den Zwangscha- 
rakter dieser Maßnahmen kenntlich 
machten, würden ,.ja gerade nicht 
die Kubaner für die ihnen aufge- 
herrschten Notprogramme verant- 
wortlich gemacht, sondern der Im- 
perialismus kapitalistischer Demo- 
kratien als Verursacher durchgängig 
bestimmt."" 

Ob es den Kubanerinnen aller- 
dings viel nützt. wenn sie jetzt wis- 
sen. daß der Imperialismus an allem 
Schuld ist. und sie eigentlich nichts 
mehr tun können als abzuwarten, 
daß es der Linken in den Metropolen 
gelingt. ,.dem Kapital seine Hand- 
lungsfreiheiten zu bestreiten"?" 

Burchardt hingegen geht über 
die bloße Kritik hinaus und versucht 
zu beschreiben. ,.wie ein reformier- 
ter ... Sozialismus auf der Insel aus- 
sehen könnte". (B. 11) Seines Erach- 
tens Iäßt sich auf Kuba eine ,.assozia- 
tiv-autozentrierte Entwicklungsstra- 
tegie" verwirklichen. deren zentrale 
Elemente folgende wären: 
1. Übergang zu einer Verarbeitung 
und Veredelung der wesentlichen 
Exportgüter mit einer Vervielfälti- 
gung und Ausdehnung des Export- 
warenkorbes, 
2. lmportsubstitutions-lndustriali- 
sierung für Konsumgüter und 
schließlich auch Produktionsgüter. 
3. Schaffung effizienter Produkti- 
onsformen durch kapitalintensives 
qualitatives Wachstum (B, 200) 

Abschließend entwickelt er sogar 
noch einen .,Fahrplan für den kuba- 
nischen Reformprozeß", der 
,.schnurstrack, in einen anderen So- 
zialismus münden (sollte), der schon 
heute einen Namen hat: Marktsozia- 
lismus." (B, 231) An einem scheint 
es Burchardt also jedenfalls nicht zu 
fehlen, an Selbstbewußtsein. 

Bei aller Kritik an der Beschrän- 

kung von VollmannRahn auf die 
bloße Kritik und einer m.E. gebote- 
nen Skepsis gegenüber den Patent- 
rezepten Burchardts. die mir etwas 
zu zwingend geraten sind, sind bei- 
de Bücher durchaus lesenswert und 
verdienen es. einer genaueren Prü- 
fung durch die interessierte Leserin 
bzw. den interessierten Leser unter- 
zogen zu werden. ~pni  
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Fidel Castro; zitiert nach Vollmannl 
Zahn. 5.39 ' 2.8. wurden Ende September auf der 
Che Guevara Konferenz in der Berliner 
Humbaldt-Universität 1.200 Besuche- 
rlnnen gezählt 
der FAi ist dar Ereignis sogar einen Leit- 
artikel wert gewesen (FAi vom 19. Au- 
gust 1997) 
2.6.: .EI Che vlve!' mit historirchen Auf- 
n=hm-n auf den 60er Jahren und Neu- . . . . . . . 
einrpielungen 
der republikanische Abgeordnete Dan 
Bunon bezeichnete den Gesetrentwuri 
als ..letzten Nagel am Sarg von Fidel 
Castro" 
darunter mehrere Resolutionen der 
UNO-Generalverrammlung: so stimm- 
ten im November 1995 117 Länder für 
eine Verurteilung der US-Politik. er gab 
nur drei Gegenstimmen (USA, Israel und 
Uzbekirtan) und 38  Enthaltungen (u.a. 
Deutrchland) 
Bewhluß des IV. Parteitags der Kommu- 
nistischen Partei Kubas. 1991; zitiert 
nach: Vollmanmahn. 5. 66 
.Damit das klar ist: ob Castra Kuba hoti- 
zontal oder vertikal verläßt. bleibt ihm 
oder dem kubanischen Volk übetlarren. 
Aber er muß und wird Kuba verlarren:', 
Time vom 20. Februar 1995; zitielf 
nach: Vollmanmahn. 5. 17 
Roben Lersmann: Mit jaint-venturer aus 
der Krise? Stand und Perrpekiven aur- 
,*-Ar-- Lier Investitionen in Kuba: zitiert ,e,,",,L, 

nach: VollmannlZahn. 5. 90. Vgl auch 
dem.: Mit Castro in den Kapitalirmur?. 
in: rpw 76. 2/94. 5. 30-33. 

" Cuba libre. Nr. 2-3/96. 5. 55 
' Cuba libre. Nr. 4/96. 5. 34 

ebd. 
'l ebd. 

Die Folge dieser 
Prioritätensetzung 
ist jedoch eine 
.strukturelle 
Heterogenisierung" 
der kubanischen 
Volkswirtschaff: 
einem traditionellen 
(Binnen-) steht ein 
aufstrebender 
(Devisen-)Sektor 
gegenüber. 



Otto Bauer (1 881 - 
1938) - Die Mühen 
des Dritten Wegs1 
von Michael R. Krätke* 

.Um der individuel- 
len geistigen 

Freiheit willen bin 
ich Demokrat. Die 

Demokratie - das ist 
mir etwas mehr als 
der Parlamentaris- 
mus, mehr als eine 
Summe juristischer 

Institutionen. Sie ist 
mir die Staatsverfas- 

sung, die die 
bestmöglichen 

Bürgschaften der 
individuellen, der 
geistigen Freiheit 

gibt." 
(Otto Bauer, 

Parlarnentsrede 
1932) 

Bauers 2. Unvollendete -d i e  
,,Kritik der Politik" 

0 tto Bauer begriff Marxismus 
als politische Wissenschaft. 

Von Marx war zu lernen. 
sich im .,Gewirr der politischen Er- 
eignisse zurechtzufinden durch das 
stete Bemühen. sie aus dem Gang 
der wirtschaftlichen Entwicklung. 
aus den Klassenkämpfen und aus 
den Verschiebungen in den Macht- 
verhältnissen der Klassen zu erklä- 
ren" (VIII. 805)'. die ,.Methode der 
konkreten Analyse der konkreten, 
sich täglich wandelnden Klassen- 
Struktur der Gesellschaft und ihrer 
geistigen und politischen Aus- 
drucksformen" (IX. 2Olf.). Bauer 
war ein Meister der ,.Kunst der mar- 
xistischen Analyse der politischen 
Tagessituation. ihres Begreifens aus 
den jeweiligen Machtverhältnissen 
der Klassen. der Ableitung der je- 
weiligen Aufgaben und der jeweili- 
gen Schranken der proletarischen 
Aktion aus ihr" (IX, 758). Dazu ge- 
hörte intellektuelle Disziplin und Di- 
stanz. Ein .,marxistischer Politiker" 
sollte auch die Irrtümer. Illusionen 
und Irrwege der Arbeiterbewegung 
seines Landes und seiner Zeit aus ih- 
ren jeweiligen ..objektiven Daseins- 
bedingungen" begreifen und erklä- 
ren können, um ihnen nicht blind 
ausgeliefert zu sein (VIII. 931f.). 

Der gängige Vorwurf. Marxisten 
interessierten sich nur dafür, wer 
oder was herrscht. aber nicht dafür. 
in welchen Formen Herrschah aus- 
geübt wird. trifft Otto Bauer nicht. 
Zwischen Herrschaftsformen und ih- 
rem sozialen Inhalt ,,besteht ein in- 
nerer Zusammenhang" (11. 319). Po- 
litische Formunterschiede sind wich- 

* Michael R. Krätke, Professor für Politikwisseorchak an der Universität 
Amrterdam. 

tig. auch kleine institutionelle Details 
und Nuancen können etwas über 
die .,tatsächlichen Machtverhältnis- 
se", die wirkliche Verfassung eines 
Landes (VIII. 880). aussagen. Otto 
Bauer hat sich mit vielen Formen des 
modernen Staates befaßt - vom 
Ständestaat. über den Absolutismus 
bis hin zum Faschismus; sein Haupt- 
interesse aber galt der Analyse der 
.,bürgerlichen Demokratie" und ih- 
ren Spielarten in den verschiedenen 
kapitalistischen Ländern. In der De- 
mokratie sah er- ganz wie die Altvä- 
ter Marx und Engels - zugleich die 
beste mögliche politische Form für 
die bürgerliche Gesellschaft. die 
Form. in der ihre inneren Konflikte 
offen ausgetragen werden konnten. 
und die notwendige und hinreichen- 
de politische Bedingung jeder sozia- 
listischen Gesellschaft. die einzige 
Form. in dem der Prozeß der Trans- 
formation, des Umbaus von Wirt- 
schaft und Gesellschaft bis zum ge- 
wünschten Ziel der .klassenlosen Ge- 
sellschaft" gebracht werden könne. 

Gegen die damals gängigen 
Phrasen von der ..Bourgeoisrepu- 
b l i k  oder der ,.Diktatur der Bour- 
geoisie" entwickelt Otto Bauer die 
,,feinere theoretische Analyse des 
Marxismus" (11, 803). spürt den in- 
neren Widersprüchen der bürgerli- 
chen Demokratie nach. zeigt ihre 
Herrschaftsmechanismen auf. ver- 
folgt ihren Form- und Funktions- 
wandel, entschlüsselt den fortlau- 
fenden Kampf um die ,.Hegemo- 
nie". Er führt die damals wie heute 
kaum bekannten politischen Analy- 
sen von Marx weiter - und zwar lan- 
ge vor Gramsci und erheblich präzi- 
ser als jener. Kapitalismus und De- 
mokratie hängen notwendig zu- 
sammen. Die demokratische Staats- 
form ist ein ..Resultat der Entwick- 
lung des Kapitalismus" (IV, 121); die 
Demokratie führt (auf lange Sicht) 
den Kapitalismus auf eine ,.tech- 
nisch, sozial und kulturell ungleich 
höhere(n) Entwicklungsstufe" (IV, 
131). Das ist möglich. weil die De- 
mokratie eine Staatsform ist, die die 
direkte, organisierte physische Ge- 
walt in den Hintergrund des politi- 
schen Kräftespiels verbannt. formel- 
le politische Privilegien aufhebt, 
mithin den ..sozialen Machtfakto- 
renn den überragenden Einfluß auf 
die politische Machtverteilung zwi- 
schen den sozialen Klassen zuweist 
(vgl. II, 245ff.. 655; IX. 378ff u.ö.). 
Folglich kann der soziale Inhalt der 
Demokratie verschieden sein. Im Ka- 
pitalismus bleibt sie geprägt vom 

umfassenden Widerspruch zwischen 
politischer Gleichberechtigung und 
sozialer Klassenherrschaft (vgl. IV. 
133, IX, 381 u.ö.). 

Will man diesen Widerspruch 
analysieren, muß man sich die Me- 
chanismen ansehen. über die öko- 
nomische in politische Herrschaft 
umgesetzt wird. In Bauers Analysen 
dieser Herrschaftsmechanismen 
kommt den Massenparteien. die 
ihre soziale Basis in den Mittelklas- 
sen der bürgerlichen Gesellschaft 
haben. eine Schlüsselrolle zu (vgl. 
IV, 125ff; IX. 202ff.. 250, 257 
U.&). In der Demokratie ist Herr- 
schaft nur in der Form der Hegemo- 
nie. der geistigen Führerschaft 
möglich: Die bürgerlichen Massen- 
parteien geraten ideologisch, ihrer 
Denkweise nach ..unter den Einfluß, 
unter die Führung der großen 
Bourgeoisie". und sie können die 
Regierungsgewalt im Staat nur be- 
haupten, indem sie breite Schichten 
der Mittelklassen und der Arbeiter- 
klasse ,.mittels politischer, religiöser, 
nationaler Ideologien unter ihrem 
Einfluß halten" (IX, 207). ..Minder- 
heitsherrschaft der Großbourgeoisie 
mittels Mehrheitsregierung der bür- 
gerlichen Massenparteien". das ist 
das ,.Spezifische" der bürgerlichen 
Demokratie (IX, 208). 

Diese Parteien entwickeln und 
verändern sich. ebenso wie die 
Herrschaftsmethoden und die For- 
men. in denen sich verschiedene 
politische Blöcke bilden und ihre 
Hegemonie erringen. behaupten 
und wieder verlieren (vgl. 11. 
937ff.). Die Arbeiterbewegung 
bringt ihre eigenen Massenparteien 
hervor und tritt in den Kampf um 
die Hegemonie, um die geistige 
Führung der Massen der Arbeiter 
und der Mittelschichten ein. Daher 
verändert gerade der Mechanismus 
der Demokratie auch den Charakter 
der bürgerlichen Parteien. die sich 
zu Massen- und Volksparteien mau- 
sern und Wählermassen verschiede- 
ner Klassen um sich scharen müs- 
sen. Dank der Heterogenität ihrer 
sozialen Basis sind sie genötigt, im- 
mer wieder Kompromisse auszu- 
handeln und den Interessen ihrer 
nichtbürgerlichen Anhänger Zuge- 
ständnisse zu machen (vgl. IV, 
134ff.). Gelegentlich, dank großer 
sozialer Erschütterungen im Gefolge 
von Krisen und Kriegen (wie 1918ff 
oder auch 1945ff.). kann ein Zu- 
stand des ..Gleichgewichts der Klas- 
senkräfte" auftreten, der allerdings 
ganz verschiedene politische Folgen 

dividuell selbstbestimmte und nicht 
mehr geschlechtsspezifisch gelebte 
Mixtur aus verschieden Arbeitsfor- 
men treten, wobei alle Arbeitsfor- 
men durch die Gesellschaft als wert- 
voll akzeptiert werden sollten. 

Wie aus einer bestehenden Kon- 
kurrenzgesellschaft heraus ein neues 
Gemeinschaftsgefühl und praktizier- 
te Solidarität entstehen soll, wurde 
leider ebensowenig thematisiert. wir 
Aspekte umfassender Demokratisie- 
rung. Hier schien man auf den guten 
Willen der Beteiligten zu vertrauen. 

Doch all diese teilweise empha- 
tisch vorgetragenen Ansätze blieben 
im Rahmen der Tagung unvermittelt 

sprechen können, um den Herausfor- 
derungen des nächsten Jahrtausends 
angemessen zu begegnen. blieb die- 
se Provokation den amerikanischen 
Gastrednern vorbehalten. Die einzel- 
nen ..Mosaiksteine des Fortschritts" 
ergaben kein Bild. Der Knüppel der Fi- 
nanzierungsfrage hatte wieder ein- 
mal Scherben fabriziert. 

Die Umverteilungsfrage 
verhallte in der postmodernen Ar- 
chitektur des Tagungsortes - wie 
ungehört. Oder unerhört? Dennoch 
erstaunlich. welche ewigen Wahr- 
heiten der Bürgerlichen derzeit ins 
Wanken geraten: Prof. Giersch und 
seine positionelle Gefolgschaft re- 

Bleibt also die Frage: War die Ta- 
gung nur ein weiterer Beweis für den 
Trend zur Beliebigkeit (womit dann 
auch Herr Horx zu Ehren käme)? Der 
Diskurs ist durch die drückende Ge- 
sellschaftskrise des Kapitalismus und 
den Niedergang des Realsozialismus 
offenbar etwas befreit - dennoch 
sind die Protagonisten des ,,weiter 
so" fest im Sattel. Systemwechsel 
wird auf der Experimentalbühne ge- 
probt, auf der politischen Bühne 
steht er nicht auf dem Spielplan. Die 
politisch und wirtschaftlich hegemo- 
nialen Kräfte können sich immer 
noch trotz fehlender Antworten. 
trotz sozialer wie ökologischer Kata- 

nebeneinander stehen. Wo man in präsentierten sich nicht nur biogra- strophen auf ihren Besitzständen be- 
Summe wohl von notwendiaem ae- fisch im deutlich ~ensionsfähiaen auem ausruhen - und zum Wochen- > < 2 

sellschaftlichen Systemwechsel hätte Alter ... end den Fortschritt üben. IPW 

Besprechung zu: Astrid Franzke, lo-  und gründete bereits 1865 einen 
hanna Ludwig, Gisela Notz (Hg.): Frauenbildungsverein in Leipzig. aus Das Recht der 
Louise Otto-Peters - das Recht der dem später der Allgemeine ~ e u t -  
Frauen auf Erwerb, 1997, 146 Sei- sche Frauenverein hervorging. Des- 
ten. ZU bestellen für DM 15 bei der sen Vorsitzende war ot to dann auch Frauen auf Erwerb 
Luise Otto-Peters-Gesellschaft e.V, 
C/O I. Ludwig, Fritz-Siemon-Str. 261 
0 1 1, 04347 Leipzig. 

L ily von Kretschmann. später als 
Lily Braun neben Clara Zetkin 
die bekannteste sozialdemo- 

kratische Frauenpolitikerin. war 
noch ein Baby. da hatte Louise Otto 
bereits das herausragendste Werk 
ihres Lebens hinter sich gebracht, 
und ihr. Lily. Clara und anderen', das 
Thema vorgegeben: 1866 erschien 
in Leipzig ..Das Recht der Frauen auf 
Erwerb". 

Im Leipziger Universitätsverlag2 
wurde jetzt diese Schrift von Louise 
Otto-Peters wieder aufgelegt; vom 
Titel her zeitlos. steht im Mittelpunkt 
der Fragestellung die auch heute 
noch für die Frauenemanzipation 
zentrale Frage. Versehen mit zeitge- 
schichtlicher Einordnung und den 
An- und Vorbemerkungen der Auto- 
rin war die Schrift in den letzten 130 
Jahren nie wieder in voller Länge pu- 
bliziert worden, lediglich als Auszug 
in einem Sammelband von Hannelo- 
re Schröder3. 

Frühe Vorkämpferin für Frauen- 
rechte 
Louise Otto-Peters, geboren 181 9 in 
Meißen. gestorben 1895 in Leipzig, 
war eine der ersten Vorkämpferin- 
nen für ökonomische, bürgerliche 
und politische Rechte der Frauen 

dreißig Jahre lang. Stark geprägt 
durch die 48er Revolution. immer 
der Sozialdemokratie nahestehend. 
gründete sie 1869 den ersten Arbei- 
terinnen-Verein in Berlin. ohne sich 
später in der proletarischen Frauen- 
bewegung zu engagieren - die aller- 
dings in der intensivsten Schaffens- 
phase Ottos auch noch in den Kin- 
derschuhen steckte. 

Ihre Verdienste wurden jedoch 
sogar von der bekanntlich sehr kriti- 
schen Clara Zetkin wahrgenommen 
und gelobt: ,,Sie war eine der ganz 
wenigen Frauen in Deutschland. die 
mit voller Überzeugung den Kampf 
um Gleichberechtigung ihres Ge- 
schlechts mit der revolutionären Be- 
wegung von 1848143 verknüpf- 
ten..."4 

Bereits früh hatte Otto mit dem 
Roman .,Schloß und Fabrik auf sich 
aufmerksam gemacht; 1866 be- 
gründete sie mit einem sechs Kapitel 
umfassenden Werk ..das Recht der 
Frauen auf Erwerb". indem sie zu- 
nächst die Ausgangssituation der 
Frauen schildert. die Unzulänglich- 
keit der gegenwärtigen Erwerbs- 
zweige für Frauen darlegt, die fami- 
liäre Rolle der Frauen ebenso be- 
schreibt wie das wachsende Selbst- 
bewußtsein und Möglichkeiten zur 
Selbsthilfe aufzeigt. 

Schließlich formuliert sie. damals 
utopisch, heute teilweise Realität. 
zukünftige Berufschancen für Frau- 

von Antje Trosien* 

en, ,.Fortschritte und Aussichten", 
als Künstlerinnen. Schriftstellerin- 
nem. weibliche Ärzte, Lehrerinnen. 
Kindergärtnerinnen, Fabrikarbeite- 
rinnen und fordert Handelsökono- 
mie und lndustrieschulen sowie die 
Möglichkeit zum Eintritt in das 
Handwerk. 

Mangelnde Kritik der gesell- 
schaftlichen Zustände 
Leider Iäßt Louise Otto manchesmal 
durch ungenaue Formulierungen 
und verfehlt angewandte Ironie (va. 
in den Anfangskapiteln) den Ein- 
druck entstehen. als würde sie das 
traditionelle Rollenbild der Frau für 
erstrebenswert halten (2.6. .,Aber es 
gibt doch ein reicheres Bild des Frau- 
enlebens: Es ist die Mutter im Kreise 
ihrer Kinder." 8. 19). auch wenn sie 
an anderer Stelle kritisiert, daß die 
einseitige Festlegung der Frauen ab- 
zulehnen ist (.Das. was wir da schil- 

Anve Trosien, Bayrevth. stv Landesvors! 

Wir betrachten dies 
Recht [der Frauen 
auf Erwerb1 als das 
Fundament aller 
weiblichen Selbstän- 
digkeit und Mündig- 
keit überhaupt ... 
(Louise Otto, 1870) 

tzeode deriusor Bayern, Juso~ 
Buodesaurschuß 
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Der Trend geht zum 
Systemwechsel 
Zeitgeistkonferenz Millenium Kassel 

von Benno Salzig und Georg Schulze* 

m 18. und 19. September 
'97 fand nun schon zum drit- A ten mal in Kassel eine .fu- 

ture conference" statt. die sich in 
diesem Jahr mit dem Thema ,.New 
Work. Zukunft der Arbeit' beschäf- 
tigte. Legt es schon der bevorste- 
hende Beginn eines neuen Jahrtau- 
sends nahe, den mutigen Blick in die 
Zukunftzu werfen, so besteht in die- 
ser Gesellschaft derzeit ein solch ho- 

Der Diskurs ist durch 
die drückende 

Gesellschaftskrise 
des Kapitalismus 

und den Niedergang 
des Realsozialismus 

offenbar etwas 
befreit - dennoch 

sind die Protagoni- 
sten des .weiter so' 

fest im Sattel. 

~~~ ~ 

her Problemdruck. daß die Frage 
nach der zukünftigen Entwicklung 
für viele Menschen im Raum steht. 
Einzelne dieser gesellschaftlichen 
Probleme zum Thema der Konferenz 
zu machen, sie zu analysieren und 
Lösungsvorschläge zu erarbeiten. 
war denn auch das Ziel dieser Veran- 
staltung. Eine interdisziplinär und 
kontrovers angelegte Auswahl der 
Referentlnnen sorgte für Diskussi- 
onsstoff, die Organisation durch 
Mathias Horx' Trendbüro bürgte für 
den notwendigen 

Touch ,,of tomorrow". 
Das zahlende Publikum. vorwiegend 
geschäftsführend, besitzend oder 
beratend mit deutschem Kapital in 
Verbindung stehend. durfte sich 
also im Lichte des Nonkonformismus 
und der Zukunftsfähigkeit zeigen. 
Zumindest an diesen beiden Tagen. 

Nach den Grußworten des hessi- 
schen Ministerpräsidenten Hans Ei- 
chel (,,Das Wachstum koppelt sich 
vom Arbeitsmarkt ab") und des 
Oberbürgermeisters der Stadt Kas- 
sel, Georg Lewandowski (.,Kassel ist 
stolz..."). folgten die Ca. 200 Teil- 
nehmerlnnen interessiert dem Ein- 
führungsreferat des amerikanischen 
Journalisten Jeremy Rifkin mit dem 
Titel .,Von der Krise des Arbeitsmark- 
tes zur neuen Arbeitskultur". Rifkin 
spitzte die aus seinem Bestseller 
,.Das Ende der Arbeit und ihre Zu- 

' Benno Salzig, sfudkri Politikwi~~enscha~. Geshichte und Philarophie in 
K m l ;  Gwrg Schulze. Diplom-Ingenieur, wohnt und arbeitet in Bochum. 
Mitglied der spw-Redaktion 

kunft" schon bekannten Thesen 
noch einmal zu: Ohne umfassende 
'Umverteilung von Arbeit und Profit. 
.sprich ohne neuen Gesellschaftsver- 
trag entwickle sich die Welt auf eine 
'Katastrophe zu. Zu groß seien die in 
naher Zukunft zu erwartenden Ra- 
.tionalisierungssprünge auch und ge- 
rade im Dienstleistungsbereich der 
Metropolen. Die hier entstehenden 
neuen Arbeitsplätze der Wissensge- 
sellschaft seien elitärer Natur und 
das gerade Gegenteil von Massenar- 
beitsplätzen. Auch in den Ländern. 
deren .,Stärkeu heute billige Arbeits- 
kraft sei. wirke sich das .,biotechni- 
sche Zeitalter" in naher Zukunft ver- 
heerend aus. 

Rifkin beschwor demgegenüber 
die Chancen der technologischen 
Revolution als Möglichkeit zur 

Befreiung von der Arbeit. 
Das Publikum staunte - und applau- 
dierte in donnerstäglicher Sonntags- 
laune. 

Alltagskost demgegenüber beim 
zweiten Star der Veranstaltung. Der 
ehernaliae Präsident des Instituts für 

2 

Weltwirtschaft, Herbert Giersch. 
sang das Hohelied des herrschenden 
Neokonse~atismus: Deregulierung. 
Kapitalisierung. Kommerzialisierung 
immer weiterer Lebensbereiche; 
Deutschland und seine Bewohner 
müßten sich bereiten für ein globa- 
les su~ i va l  of the fittest. Ansonsten 
vertraut der emeritierte Professor 
auf die Selbstheilungskräfte eines 
weiter zu befreienden Marktes. 

Politische Gestaltung und Regu- 
lation auf der einen Seite und Öko- 
nomisierung möglichst vieler Berei- 
che der Gesellschaft auf der ande- 
ren: doch die Vergabe von Etiketten 
wie links und rechts wird schwierig. 
fordert Rifkin doch etwa auch Kon- 
kurrenzprinzipien im einem notwen- 
dig zu entwickelndem dritten Sek- 
tor. 

Interessant hätte die Sache aber 
dann durch die Kombination der 
Elemente werden können. die von 
den verschiedenen ,,Progressiven" 
genannt wurden: 

Individuelle Freiräume seien zu 
schaffen. forderte etwa Frithjof 
Bergmann, Prof. für Philosophie und 
Anthropologie der University of Mi- 
chigan. Durch Erlösung des Men- 
schen vom Taylorismus erst werde 
Motivation und Kreativität des Men- 
schen geweckt. Der Wert von (auch 
unternehmerischer) *Selbständigkeit 
für die Entwicklung des Menschen 
wurde ebenso betont, wie die Not- 
wendigkeit für Chancengleichheit, 

an den Möglichkeiten zur Selbstver- 
wirklichung teilzuhaben. 

Auch Ansätze zur notwendigen 
Entwicklung der gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen wurden erör- 
tert. Rifkin etwa plädierte für einen 
breiten öffentlichen Beschäfiigungs- 
s&or und Stärkung der Massen- 
kaufkraft durch deutliche Umvertei- 
lung von oben nach unten. Der Lei- 
ter der Arbeitsgruppe ..neue Wohl- 
standsmodelle" beim Wuppertal In- 
stitut, Gerhard Scherhorn, ergänzte 
Uberlegungen bezüglich ökologisch 
wie sozial nachhaltiger globaler Pro- 
duktion. Dazu sei ein weithin getra- 
gener Wertewandel hinsichtlich 
neuer Wohlstandsmodelle Voraus- 
setzung. den es zu fördern gelte. 

Schließlich dürfe diegesellschafi- 
liche (Selbst-)Wertschätzung des In- 
dividuums nicht mehr allein auf die 
Stellung im Erwerbsarbeitssystem 
zurückzuführen sein. Neben die 
klassische Erwerbsarbeit, die, wie 
etwa die Autoren Thomas Gester- 
kamp und Dieter Schack befanden. 
ohnehin ein durchweg männerdo- 
miniertes Terrain sei. müsse eine in- 

Weil 
Verantwortung 

sich . . 

auszahlt 
invertiehElhK reit 1988 in eine 

lebenrwerte Zukunh. Sie können 
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und Ausdrucksformen haben kann. 
je nach der Konstellation der Klas- 
sen und Klassenallianzen. die einan- 
der vorübergehend das ,,Gleichge- 
wicht' halten. Mitunter führen die- 
se Gleichgewichtszustände zu neu- 
en Partei- und Blockbildungen. zu 
Koalitionsregierungen und zu neu- 
en institutionellen Formen und Re- 
gierungsmethoden - wie den For- 
men der ..funktionellen Demokra- 
tie" (Vorläufern des späteren Korpo- 
ratismus in vielen kapitalistischen 
Ländern) (vgl. II, 656ff., 727ff.. 
731f.. 743ff; IX. 55ff; IV, 14Bff 
uö.). 

Solche Gleichgewichte sind 
höchst unstabil. Des öfteren führen 
sie zur Sprengung der demokrati- 
schen Staatsform, zu neuen autori- 
tären Regimes (Bonapartismus, Fa- 
schismus in verschiedenen Formen). 
die aber wiederum keine Diktaturen 
der Bourgeoisie sind: Aus ..Deklas- 
sierten". aus den ,,Abfällen" vieler 
Klassen bildet sich eine neue .,regie- 
rende Kaste". Teile der alten .,regie- 
renden Kasten" (Bürokratie und Mi- 
litär) sowie Teile der vormals herr- 
schenden Klassen (des Großbürger- 
tums und der Großgrundbesitzer im 
deutschen Fall) können in den neu- 
en .,herrschenden Block" aufge- 
nommen werden (vgl. IV. 14Bff.. 
153ff; IX, 67f.. 319f.). Die soziale 
Basis dieser Diktatur kann sich ver- 
breitern oder verengen; damit än- 
dert sich jeweils auch ihre Struktur 
und Funktionsweise. Mithin gibt es 
mehrere Faschismen mit durchaus 
verschiedenem sozialen Inhalt (vgl. 
IX. 490). 

Otto Bauer hat sich mit der ita- 
lienischen. spanischen, deutschen 
und österreichischen Spielart des 
Faschismus befaßt (vgl. IV, 360ff.). 
Er sah die historischen Parallelen 
zum Bonapartismus, warnte aber 
vor übertriebenen Analogien, da 
der Faschismus ..auf einer ungleich 
späteren. ungleich höheren Ent- 
wicklungsstufe des Kapitalismus" 
entstanden ist (VII. 770). Ideolo- 
gisch ist der Faschismus Erbe der ro- 
mantischen Kritik an der bürgerli- 
chen Gesellschaft und Kultur (vgl. 
IV. 187ff.); er floriert, wo die Ideen 
der bürgerlichen Revolution nicht 
die Kraft eines Volksvorurteils er- 
langt haben (IV. 191). Faschistische 
Massenbewegungen sind also ein 
Ausdruck der Schwäche der bürger- 
lichen Hegemonie. die keineswegs 
immer und überall alle Klassen und 
Schichten des Volkes ,,durch die 
Macht ihrer Ideen'' (IV. 136) im 

Zaum zu halten vermag. Wo diese 
Hegemonie stabil ist, wo die Bour- 
geoisie ohne Privilegien. ohne Un- 
terdrückung. nur kraft ihrer ldeen 
und ihrer ,.volkstümlich geworde- 
nen falschen Theorie(n)" (vgl. IV. 
125f.. 136) herrscht, wo sie nicht 
nur alle besitzenden Klassen für sich 
gewonnen. sondern auch die Arbei- 
termassen mit ihrer Herrschaft ver- 
söhnt hat (wie 2.0. in England - vgl. 
11. 322). da ist auch die Demokratie 
ungefährdet. 

Bauers Sozialismuskonzept 
Marxisten wird für gewöhnlich vor- 
gehalten, sich mehr für soziale 
Gleichheit als für individuelle Frei- 
heit zu interessieren. Auch dies Vor- 
urteil trifft auf Otto Bauer nicht zu. 
Sein Konzept des demokratischen 
Sozialismus- im Gegensatz zum bü- 
rokratischen oder reinen Staatsso- 
zialismus bzw. zum despotischen 
Sozialismus - Iäßt sich geradezu auf 
die sehr moderne Formel reale 
,.Freiheit für alle" bringen. Dazu g e  
hört auch gutes Leben -,.Wohlstand 
für alle" (vgl. IX. 785, 787). 

Reale Freiheit für alle braucht 
materielle und intellektuelle Voraus- 
setzungen ebenso wie institutionel- 
le Garantien: Ganz bewußt spricht 
Bauer stets von konkreten individu- 
ellen und kollektiven Freiheiten im 
Plural und nennt sie beim Namen. 
C+? Menschen- und Bürgerrechte, 
allererst die individuelle ,.Gewissens- 
und Gesinnungsfreiheit". dann das 
,.Recht der freien Rede, der freien 
Kritik. der freien Organisation" (IX. 
624. 285f.). ,.Pressefreiheit, Ver- 
sammlungsfreiheit. Vereinsfreiheit" 
(IX. 643) bilden die eigentliche 
Grundlage der Demokratie. Diese 
Freiheiten brauchen Garantien. 
müssen durch besondere Institutio- 
nen - Rechtsinstitute - gesichert 
werden. Daher ist der Rechtsstaat, 
das Prinzip der ,.Herrschaft des Ge- 
setzes" die wesentliche Vorausset- 
zung jeglicher Demokratie (IV. 
194f; IX. 384. 627, 641). Zur De- 
mokratie gehören auch Mehrheits- 
herrschaft auf der Grundlage des 
allgemeinen, gleichen und gehei- 
men Wahlrechts und das Prinzip der 
verantwortlichen Regierung (11. 
301f.. V, 417 u.ö.). 

Aber ihren Kern. ihren .,Lebens- 
quell" bildet die individuelle geistige 
Freiheit. die kollektive Freiheit erst 
ermöglicht. Denn politische Freiheit 
besteht für Otto Bauer im Gebrauch 
der politischen Rechte. in der offe- 
nen und öffentlichen Auseinander- 

setzung mit friedlichen. geistigen 
Mitteln um die ,.Herzen und Hirne" 
der Volksmehrheit. Der Sozialismus 
dient dazu, die Schranken, die dem 
Gebrauch dieser Freiheiten im Kapi- 
talismus gesetzt sind. aufzuheben 
und gerade die individuelle geistige 
Freiheit zu einer realen Freiheit für 
alle zu machen. Ganz unromantisch 
betont Bauer schon 1906. daß der 
Sozialismus keineswegs die .,guteu 
Gesellschaft, die endgültige ,.Ver- 
wirklichung des Sittengesetzes" sei; 
zwar fielen die Klassengegensätze 
auf die Dauer weg, aber damit noch 
keineswegs alle Gegensätze. ..nicht 
einmal alle Interessengegensätze in 
der Gesellschaft". In der sozialisti- 
schen Demokratie können diese In- 
teressengegensätze offen ausgetra- 
gen werden. ohne die jeweiligen 
Gegner im lnteressenkampf unter- 
drücken oder sie ,,mittels einer verlo- 
genen Ideologie über ihr wahres In- 
teresse" täuschen zu müssen (VII, 
885, 887). 

Sozialismus ist für Otto Bauer 
wirtschaftliche Demokratie, die rea- 
le ,,Selbstbestimmung des Volkes in 
seinem Arbeits- und Wirtschaftspro- 
zeß" (IX. 283). Um wirtschaftliche 
Freiheit (Bewegungs- und Entschei- 
dungsfreiheit) für alle herzustellen. 
müssen die vielfältigen Abhängig- 
keits- und Herrschaftsverhältnisse 
des Kapitalismus. voran die Lohnab- 
hängigkeit in allen ihren Formen. 
überwunden werden. Industrielle 
Demokratie hat Betriebsdemokratie 
zur Voraussetzung. reicht aber wei- 
ter als die bloße Produzentendemo- 
kratie - sie soll ,.wirtschaftliche 
Selbstverwaltung des ganzen Vol- 
kes". aller am Wirtschaftsprozeß be- 
teiligten. davon abhängigen Perso- 
nen sein (11, 129. 300). 

Daher entwickelt Otto Bauer. 
gleichermaßen gegen syndikalisti- 
sche und staatssozialistische Vorstel- 
lungen gewandt, sein Konzept der 
Vergesellschafiung: Um den großen 
Grund- und Immobilienbesitz. um 
die Produktions-. Transport- und 
Kommunikationsmittel einer hoch- 
entwickelten industriellen Gesell- 
schaft aus privatem in gesellschaftli- 
ches Eigentum zu überführen, um 
die vielerlei Mehrwerttitel aufzuhe- 
ben. dazu braucht man den Staat. 
Aber die vergesellschafteten Indu- 
strien sollen weder dem Staat gehö- 
ren noch von staatlichen Behörden 
verwaltet werden; sie sollen demo- 
kratisch gewählten und verantwort- 
lichen Verwaltungsräten unterstellt 
werden, in denen die Produzenten 

.Die Überschätzung 
der eigenen Kraft, 
die im russischen 
Proletariat infolge 
der Mämreignisse 
entstehen mußte, 
hat in der Taktik 
Lenins und Trotzkis 
ihren getreuen 
Ausdruck gefunden. 
Der Aberglaube der 
lakobineran die 
Allmacht der 
Guillotine ist in 
Petersbuq wiederer- 
standen als Aber- 
glaube an die 
Allmacht der 
Maschinengeweh- 
re. " 
(Otto Bauer, Brief an 
Karl Kautsky, 28. 
September 191 7) 



THEORETIKEWINNEN 

.Man kämpft in der 
bürgerlichen 

Demokratie nicht 
um der Menschheit 

große Gegenstände, 
sondern um Steuern 

und Zollsätze, um 
die Höhe von 

Arbeitslosenunter- 
stützungen und von 

Krankenkassenbei- 
trägen; die jährliche 

Prüfung von 
Staatsvoranschlägen 

und Rechnungsab- 
schlüssen ist das 

große Ereignis des 
Alltagslebens der 

bürgerlichen 
Demokratie. " 
(Otto Bauer. 

Zwischen zwei 
Weltkrie- 

gen?, 1936) 

.Ein skeptischer 
Relativismus, ein 

jeder grundsätzli- 
chen Entscheidung, 

jeder kühnen Tat 
abgeneigter 

Opportunismus, ein 
krämerhafter 

Utilitarismus, der, 
jede grundsätzliche 

Auseinandersetzung 
scheuend, das 

ganze öffentliche 
Leben in öden 

Handel um Steuern 
und Soziallasten, 

Zölle und Produkti- 
onsprämien auflöst, 

ist die Grundhaltung 
der bürgerlichen 

Demokratie. " 
(ebd.) 

ebenso wie die Konsumenten vertre- 
ten sind. Dazu kommen Staatsver- 
treter, die allgemeine volkswirt- 
schaftliche Interessen (z.0. auch 
Umwelt- oder Beschäftigungs- oder 
Außenhandelsinteressen) wahrzu- 
nehmen haben. Von einer staatli- 
chen Gesamt- oder Rahmenpla- 
nung ist keine Rede. Die vergesell- 
schafteten und demokratisch selbst- 
verwalteten Banken sollen Investi- 
tionen lenken - über Kredite, die 
den einzelnen selbstverwalteten Be- 
trieben und Branchen Spielraum für 
eigene Entscheidungen lassen. Heu- 
te würde man das Marktsozialismus 
nennen: ein Konzept, in dem viele 
Formen der wirtschaftlichen Selbst- 
verwaltung, von Genossenschaften 
über gemeinnützige oder gemein- 
wirtschaftliche Betriebe bis hin zu 
privaten (Fami1ien)betrieben in der 
Landwirtschaft oder im Handwerk 
ihren Platz haben (vgl. Der Weg 
zum Sozialismus. 191 9. Die Soziali- 
sierungsaktion, 191 9. Bolschewis- 
mus oder Sozialdemokratie, 1920 - 
in Werkausgabe Bd. 11). 

Es gibt kein fix und fertiges Pa- 
tentrezept für den Sozialismus (vgl. 
VII. 31 5. 31 6 u.6.). Die neue Pro- 
duktionsweise entsteht in einem 
langfristigen Prozeß des Experimen- 
tieren~. Ausprobieren8 und Lernens: 
die soziale Revolution wird das ,,Er- 
gebnis kühner, aber auch besonne- 
ner Arbeit vieler lahre". vielleicht 
Generationen sein (11, 95. 320). Da- 
für ist die (politische und wirtschaft- 
liche) Demokratie die notwendige 
und beste Form: Denn in diesem 
Prozeß geht es auch und gerade 
um die ,.Selbsterziehung der Arbei- 
terklasse". die sie erst zur Selbstver- 
waltung und -regierung im Wirt- 
schaftsprozeß, zur Demokratisie- 
rung der Unternehmerfunktionen 
befähigen wird (11, 424. 204ff.. 
284f.. 71 1. 111, 276 u.ö.1. Daher die 
Bedeutung der Betriebsräte und 
der Genossenschaften für die wer- 
dende sozialistische Wirtschaftsor- 
ganisation. Daher die Notwendig- 
keit der Demokratie für den Sozia- 
lismus: Erst die (lange) Erfahrung im 
Gebrauch politischer Freiheiten 
kann aus der subalternen Arbeiter- 
klasse eine ,,Klasse freiheitshungri- 
ger Persönlichkeiten" machen. de- 
ren ,,Freiheitsdrang8' sie zum Sozia- 
lismus, zur wirtschaftlichen Selbstre- 
gierung führt (11. 333. 332, 742 
u.ö.). Die Arbeiterklasse entwickelt 
sich durch die Arbeiterbewegung, 
die daher selbst in allen ihren Orga- 
nisationen der Demokratie bedarf. 

Ohne geistige Freiheit. ohne offe- 
nen Meinungskampf innerhalb der 
Arbeiterbewegung besteht immer 
wieder die Gefahr. daß der ,.Sozia- 
lismus der Arbeiterbewegung 
selbst" dem Sozialismus der Ideolo- 
gen oder Berufsrevolutionäre, de- 
nen ..das Proletariat nur das Instru- 
ment der Idee" ist, zum Opfer fällt 
(11. 330. IX. 102 u.ö.). 

Kritik der Sowjetunion 
Über zwanzig Jahre lang war Otto 
Bauer einer der schärfsten, zugleich 
auch fairsten und sachkundigsten 
Kritiker des sozialistischen Experi- 
ments in der Sowjetunion (vgl. 2.6. 
Die Russische Revolution und das 
europäische Proletariat, 191 7. Räte- 
diktatur oder Demokratie?, 191 9, 
Bolschewismus oder Sozialdemokra- 
tie?, 1920. Der ,,neue Kurs" in So- 
wjetrußland. 1921 - Werkausgabe 
Bd. II, Zwischen zwei Weltkriegen?, 
1936, Werkausgabe Bd. IV). Er hielt 
die russische Revolution für ein 
welthistorisches Ereignis, aber nicht 
für ein Verdienst der Bolschewiki. 
die, von der Massenbewegung der 
kriegsmüden Bauern und Industrie- 
arbeiter zur Macht getragen, drauf- 
los improvisierten und. teils bedingt 
durch die Rückständigkeit des Lan- 
des. teils durch ihre eigenen Fehler 
auf die schiefe Bahn zum despoti- 
schen Sozialismus gerieten. Er hat 
die geschriebene wie die tatsächli- 
che Verfassung der Sowjetunion 
klar analysiert (vgl. II. 269ff über 
die Sow~etverfassung von 1918. IX. 
637ff über die Sow~etverfassung . 
von 1936) und sich über die rasche 
Verwandlung der anfänglichen Rä- 
teherrschaft in eine Diktatur der 
Parteibürokratie keine Illusionen ge- 
macht (vgl. ll. 290ff.. IX, 561. 803, 
820ff. u.ö.). Er hat den Terror der 
Diktatur nicht verschwiegen und 
nicht entschuldigt; er sah allerdings 
sehr klar. daß eine solche terroristi- 
sche Diktatur in einem Bauernland, 
das in keiner Hinsicht ..reif" für den 
Sozialismus war. die einzige Mög- 
lichkeit darstellte. um eine winzige 
Elite von Berufsrevolutionären und 
Gesinnungssozialisten an der Macht 
zu halten. 

Die entscheidende Frage war, 
was eine solche Diktatur im soziali- 
stischen Sinn bewirken und errei- 
chen könne. Zu Anfang hielt Bauer 
die Diktatur für eine kurze Über- 
gangsphase, die dank der durch sie 
ausgelösten Agrarrevolution bald 
wieder in eine bürgerlich-bäuerliche 
Demokratie auf kapitalistischer 

Grundlage münden werde (vgl. VIII, 
928f u.ö.1; immerhin könne das Ex- 
periment der Bolschewiki zu neuen 
ökonomischen ..Mischformen" von 
mehr oder minder sozialistischem 
Charakter führen (11. 300f.). Durch 
die Wende zur Neuen ökonomi- 
schen Politik Anfang 1921 sah er 
sich voll bestätigt: Nun hätten die 
Bolschewiki selbst anerkannt. daß 
ihre Parteidiktatur nur eine Zwi- 
schenphase in einer bürgerlichen 
Revolution sein könne. Daher könne 
es nur noch darum gehen, die Dik- 
tatur so schnell und so unblutig wie 
möglich zu liquidieren (vgl. 11. 
429ff.. 455ff.). Nach der erneuten 
Wende zur forcierten Industrialisie- 
rung (und Aufrüstung) in der SU 
Ende der zwanziger lahre räumte 
Otto Bauer ein. daß die Politik der 
nachholenden Industrialisierung 
Rußlands gelingen könne. Der Auf- 
bau einer neuen, modernen Groß- 
industrie, die Verwandlung eines 
rückständigen Agrarlandes in einen 
Industriestaat würde enorme Opfer 
kosten. Aber er würde zumindest 
auch die materiellen Fundamente 
einer künftigen sozialistischen Ord- 
nung hervorbringen (vgl. Kapitalis- 
mus und Sozialismus nach dem 
Weltkrieg. III, 894ff.). 

Otto Bauer machte allerdings ei- 
nen klaren Vorbehalt: Ohne Abbau 
der Diktatur, ohne Demokratisie- 
rung, werde es auch mit noch so 
viel Industrie keinen Fortschritt zum 
Sozialismus geben. Anders als seine 
Kritiker ihm schon damals vorhiel- 
ten. glaubte er keineswegs an eine 
,,Selbstaufhebung der Diktatur": 
,,Die Freiheit wird wohl auch in Ruß- 
land erkämpft werden müssen." 
(IX. 286) Obwohl er die demorali- 
sierenden, korrumpierenden Folgen 
der Diktatur sah (vgl. 2.0. III, 
907ff.). setzte er darauf, daß die 
Industrialisierung der Sowjetunion 
die Sozialstruktur und die Kultur 
des Landes umwälzen und die Dik- 
tatur auf Dauer überflüssig machen 
werde (vgl. z.B. IX. 583. 783ff 
u.ö.). Er beschrieb genau das Dilem- 
ma. an dem gut fünfzig lahre spä- 
ter das Experiment Gorbatschows 
scheitern sollte: Die Parteidiktatur. 
die als stärkster Hebel für die Ent- 
wicklung der materiellen Vorausset- 
zungen einer sozialistischen Ökono- 
mie wirkt, ist zugleich das größte 
Hindernis für die Entwicklung ihrer 
intellektuellen und moralischen Vor- 
aussetzungen. Jede Erneuerung 
kann nur von oben. aus dem Partei- 
apparat kommen. aber sobald sie 

eines zugleich ökonomisch effizien- 
ten, ökologisch verantwortlichen 
und demokratischen Sozialismus ist. 

In der Rolle der PDS liegt ein Zen- 
traler Unterschied in der politischen 
Kultur Ost- und Westdeutschlands. 
Die Forderung der Erfurter Erklärung 
an alle Oppositionsparteien. sich 
ohne Berührungsverbote für das ge- 
meinsame Ziel der Ablösung der 
Kohl-Regierung einzusetzen. findet 
im Osten eine breite Basis. Trittin. der 
sich in der Eröffnungsveranstaltung 
am entschiedensten gegen Vorstel- 
lungen einer Zusammenarbeit mit 
der PDS ausgesprochen hatte, ernte- 
te heftigen Widerspruch gerade auch 
von anwesenden Bündnis 90IGrüne- 
Mitgliedern. Andrea Nahles traf oft 
noch am besten den Ton. den die Zu- 
hörerlnnen erwarteten, wenn sie die 
Notwendigkeit gesellschaftlicher Be- 
wegung und nicht nur von Parteien- 
koalitionen für einen Politikwechsel 
betonte. Allerdings offenbarte die 
Vielzahl von Äußerungen gegen das 
..Parteiengezänk" m.E. auch ein ver- 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Die spw-lahrestagung am 24.- 
26 10.97 hat einen neuen Arbeits- 
ausschuß bestimmt. Er setzt sich zu- 
sammen aus Thorben Albrecht, Uta 
Biermann. Ulf-Birger Franz. Ralf Krä- 
mer. Uwe Kremer. Susi Möbbeck, 
Peter von Oertzen. Horst Peter. loa- 
chim Schuster. Stefan Schostok, 
Claudia Walther. Thomas Westphal, 
Frank Wilhelmy. In einem der näch- 
sten spw-intern werden wir den Ar- 
beitsausschuß und seine Aufgaben 
genauer vorstellen. 

Vorher hatten die mehr als 60 
teilnehmenden Genosslnnen mit den 
Referentlnnen Andrea Nahles. Her- 
mann Scheer und Thorben Albrecht 

breitetes Unverständnis für die Rolle 
und Bedeutung der politischen Par- 
teien in der parlamentarischen De- 
mokratie und für die Bedeutung so- 
zialer Interessengegensätze und die 
Grenzen ostdeutsch-zivilgesellschaft- 
licher Konsense. 

Die Mühen der Zuspitzung 
Der Vorstoß für den ..Erfurter Ap- 
pell'' kam aus NRW. also dem We- 
sten. und entsprang dem Bedürfnis 
nach einer gemeinsamen aktionsori- 
entierten Zuspitzung. Der Text sollte 
- so ursprünglich die Diskussion in 
NRW - geeignet für massenweise 
Unterschriftensammlung auf Stra- 
ßen. in Betrieben. Univeßitäten usw. 
sein - Erinnnerungen an den .,Kre- 
felder Appell". unter den die Frie- 
densbewegung Anfang der 80er 
lahre Millionen Unterschriften ge- 
sammelt hatte. wurden aufgerufen. 
Diese Intention konnte aber mit dem 
in Erfurt verabschiedeten Appell 
nicht umgesetzt werden. Und es 
sollte mit dem Vorschlag einer bun- 

desweiten Demonstration ein Ziel- 
und Höhepunkt der Mobilisierung 
aufgezeigt werden, mit dem größe- 
rer politischer Druck für einen Poli- 
tikwechsel erzeugt werden kann. 
Dabei ist klar, daß die Kräfte der ..Er- 
furter Erklärung" weder politisch 
noch organisatorisch ausreichen. 
eine solche Demonstration durchzu- 
führen. sondern daß dazu ein brei- 
tes Bündnis politischer und sozialer 
Gruppen und Organisationen nötig 
wäre und Gewerkschaften dabei 
eine Hauptrolle spielen müßten. 

Der .,Eriurter Appell" und die darin 
vorgeschlagene Demonstration im Juni 
98 in Bonn ist also zunächst ein Signal. 
ein Vorschlag. der in Gesprächen mit 
potenziellen Trägerlnnen einer solchen 
Demonstration g e p ~ f t  werden soll. 
Der Ratschlag am letzten Februarwo- 
chenende 1998 in Bochum soll dann 
die Ergebnisse bewerten und endgülti- 
ge Aktionsorientierungen für das 
Wahljahr 1998 festlegen. IPW 

V Vgl. die Dokumentation in spw 93, 11 
9 7 . 5  4f. 

Der "Erfurter 
Appell" und die 
darin wrgeschlage 
ne Demonstration 
im Juni 9 8  in Bonn 
ist zunächst ein 
Signal, ein Vor- 
schlag, der in 
Gesprächen mit 
potenziellen Trägerlnnen einer 

solchen Demonstra- 
tion geprüft werden 
soll. 

eine intensive Debatte über die politi- 
sche Situation im allgemeinen und 
die der Sozialdemokratie in Deutsch- 
land und in Europa im besonderen 
sowie über die Perspektiven der spw 
vor diesem Hintergrund geführt. Ei- - , - - - - - - - 
nerseits soll die Interventionsfähigkeit 
von spw in der SPD gestärkt werden. 
andererseits die Zusammenarbeit mit 
anderen linken Kräften im Rahmen 
von Crossover und darüber hinaus 
weiterentwickelt und ausgebaut wer- 
den. um zu einer Revitalisierung der 150. Jahrestags der Veröffentlichung 
intellektuellen und politischen Aus- des Kommunistischen Manifestes im 
strahlungsfähigkeit der sozialisti- nächsten Frühjahr ins Auge gefaßt. 
schen und radikalreformerischen Lin- Über weitere konkrete Projekte wird 
ken in Deutschland zu kommen. U.a. der Arbeitsausschuß noch beraten. 
ist eine gemeinsame Tagung mit der 
Zeitschrift Sozialismus anläßlich des Dies~w-Redaktion 

Regionaltreffen der Parteilinken in den ostdeutschen SPD-Landesverbänden 

Samstag, 10. Januar 1997, 11 - 17 Uhr in Berlin, Rosenthalerstr. 13 

Machtwechsel = Politikwechsel? 
Die ostdeutsche SPD vor den Wahlen 1998199 

Für den Abend ist ein gemeinsamer Kabarettbesuch geplant und für Sonntag.ll.01.97. 
die Teilnahme an der Karl und Rosa-Manifestation in Friedrichsfelde. 

Kontakte. Informationen. Anmeldungen bei: 
Burkhard Zimmermann, Hubertusallee 48, 14193 Berlin, 

rpw. Zeitichrift fur Sozialistirche Politik und Winrrhaff. Heft 98. 1997 



Erfurt - Bochum - 
Bonn? 
Kongreß der ,,Erfurter Erklärung" am 3./4.10.1997 

von Ralf Krämer* 

Wenngleich die 
Erfurter Erklärung 
eine gecamtdeut- 
sche Initiative ist 

und in allen Teilen 
der Republik 

Menschen auf dieser 
Basis Aktionen und 

Veranstaltungen 
durchführen, ist 

doch unübersehbar, 
daß die politische 

Bedeutung in 
Ostdeutschland bei 

weitem höher ist als 
im Westen. 

,,Am 9. Januar 1997 haben sich von 
Erfurt aus Gewerkschafterlnnen, In- 
tellektuelle, Theologinnen und 
Theologen und Politikerlnnen an die 
Bügerinnen und Bürger der Bundes- 
republik Deutschland gewandt. Aus 
Verantwortung für die soziale De- 
mokratie kritisierten sie die regieren- 
de Politik in unserem formal verei- 
nigten Land, forderten eine gerechte 
Verteilung der Einkommen und Gü- 
ter, eine andere Politik, eine andere 
Regierung und eine Opposition, die 
den Wechsel mit allen Kräiten will.' 

Zehntausende haben sich seither 
mit ihrer Unterschrift zum Anliegen 
der Erfurter Erklärung bekannt. Hun- 
derte von Basisinitiativen vertreten 
die erhobenen Forderungen in Re- 
gionen, Kommunen und Städten. 
Täglich melden sich Menschen, die 
aus der Zuschauerdemokratie her- 
austreten wollen. Dies bestärkt uns 
in unserer Haltung, noch lauter als 
bisher zu sagen: Wir brauchen und 
wir wollen eine andere Politik1 Des- 
halb wollen wir eine andere Regie- 
rung! (. . .) 

Für 1998 rufen wirzu vielen bun- 
desweiten Aktionen auf und schla- 
gen im Juni eine zentrale Demon- 
stration in Bonn vor  ,Bis hierher und 
nicht weiter! Mut  für eine neue Poli- 
tik.' Um allen, die sich daran beteili- 
gen wollen, die Möglichkeit zu ge- 
ben, sich in die Vorbereitung dieser 
Aktionen einzubringen, laden wir im 
Februar 1998 zu einem bundeswei- 
ten ,Ratschlag' nach Bochum ein. " 

S o beginnt und endet der ..Er- 
furter Appell". der zum Ab- 
schluß des Kongesses be- 

schlossen wurde. zu dem die Initia- 
torlnnen der Erfurter Erklärung für 
den 3. und 4. Oktober in die Haupt- 
stadt Thüringens eingeladen hatten. 
Gemeinsam mit Aktiven aus der 
ganzen Bundesrepublik sollten Er- 
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fahrungen ausgetauscht, inhaltliche 
Schwerpunkte einer anderen Politik 
diskutiert und Perspektiven für wei- 
tere Aktivitäten entwickelt werden. 

Zwischenbilanz der Erfurter 
Erklärung 
Die Eröffnungsveranstaltung fand 
am am Freitag abend an symbol- 
trächtigem Ort in der mit etwa 1000 
Menschen überfüllten Augustiner- 
kirche in Erfurt statt - von hier war 
1989 die Demokratiebewegung in 
Thüringen ausgegangen. Nach Re- 
debeiträgen von Probst a.D. Heino 
Falcke, dem Hallenser Sozialpsycho- 
logen Hans-Joachim Maaz. Friedrich 
Schorlemmer und Rudolf Hickel über 
Probleme und Anforderungen zur 
zukünftigen Gestaltung der deut- 
schen Einheit diskutierten auf dem 
Podium Wolfgang Gehrke von der 
PDS. Jürgen Trittin von den Grünen, 
Wolfgang Thierse für die SPD und 
Andrea Nahles für die Jusos über die 
Positionen und Perspektiven der Op- 
position in Deutschland. Am Sams- 
tag gab es im Haus der Gewerk- 
schaften mit insgesamt etwa 500 
Teilnehmerlnnen zunächst Foren zu 
verschiedenen inhaltlichen Schwer- 
punkten: Arbeiten und Leben, Ar- 
mut und Reichtum. Demokratie - 
Partizipation. und Deutschland in 
der Welt. Zum Abschluß wurden im 
Plenum Beiträge und Vorschläge aus 
verschiedenen Initiativgruppen dis- 
kutiert und der genannte ,.Erfurter 
Appell" verabschiedet. 

43.000 Menschen hatten bis zu 
dem Zeitpunkt die Erfurter Erklärung 
durch ihre Unterschrift unterstützt. 
In Anbetracht der Tatsache. daß die 
Erfurter Erklärung schon wegen ih- 
rer Länge für massenhaftes Unter- 
schriftensammeln schlecht geeignet 
ist und auch nie geplant war, hier 
gewaltige Zahlen zu erreichen. ist 
das eine ganze Menge. Aber: Wenn- 
gleich immer wieder - zutreffender- 
weise - betont wurde, daß die Erfur- 
ter Erklärung eine gesamtdeutsche 
lnitiative ist und daß in allen Teilen 
der Republik Menschen auf dieser 
Basis Aktionen und Veranstaltungen 
durchführen, ist doch unüberseh- 
bar. daß die politische Bedeutung in 
Ostdeutschland bei weitem höher ist 
als im Westen. Im Osten artikuliert 
die Erfurter Erklärung verbreitete Er- 
fahrungen. Enttäuschungen und 
Schlußfolgerungen aus sieben Jah- 
ren deutscher Einheit und ist ein 
Thema. das auch in den Medien 
breit wahrgenommen und diskutiert 
wird. zu dem sich Intellektuelle und 
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Politikerlnnen so oder so verhalten. 
Im Westen besteht ihre Bedeutung 
bisher vor allem darin. in einzelnen 
Orten und Regionen den Anstoß für 
Kontakte und gemeinsame örtliche 
Diskussionen und Aktionen zwi- 
schen Linken aus verschiedenen Par- 
teien. Gewerkschaften und anderen 
Zusammenhängen gegeben zu ha- 
ben. 

Das politische Klima in Ost- 
deutschland 
Der Kongreß in Erfurt war natürlich 
von der ostdeutschen Situation und 
Debatte geprägt. Die Teilnehmerln- 
nen kamen ganz überwiegend aus 
Ostdeutschland, ein erheblicher Teil 
aus Erfurt und der näheren Umge- 
bung. Im Vergleich zu Westdeutsch- 
land waren - in meiner Wessi-Wahr- 
nehmung - die Diskussionen weni- 
ger an konkreten politisch durchzu- 
setzenden Reformforderungen ori- 
entiert. Vielmehr bestimmte grund- 
sätzliche Kritik an der zunehmenden 
sozialen Kälte, der Auseinanderent- 
wicklung von oben und unten, dem 
Verlust an Gemeinschaft und der 
Dominanz des Geldes. die mit dem 
Kapitalismus Einzug gehalten ha- 
ben, und das diffuse Bedürfnis nach 
einer Alternative - sowohl dazu als 
auch zum autoritären Staatssozialis- 
mus der Vergangenheit - die Diskus- 
sion. 

Dieses Klima bietet offenbar gu- 
ten Nährboden für mehr oder weni- 
ger dubiose Gruppierungen, die ei- 
nen ,.Dritten Weg" einer Wirt- 
schaftsordnung propagieren, die 
den ..Zinswucher" und das private 
Grundeigentum abschaffen soll. 
aber die kapitalistische Produktion 
und den freien Markt ansonsten un- 
angetastet Iäßt. Anknüpfend an 
.,freiwirtschaftlichen", christlichen 
und anthroposophischen Lehren 
werden hier scheinbar einfache Pa- 
tentlösungen für die soziale und 
ökologische Krise angeboten, die 
mit zum Teil extrem konsetvativen 
bzw. reaktionären Gesellschaftsvor- 
Stellungen verbunden sind. in der 
z.B. Frauen ganz klar die Rolle als Er- 
ziehende zugewiesen wird. und die 
den komplexen ökonomischen und 
gesellschaftlichen Zusammenhän- 
gen in keiner Weise gerecht werden. 
Die Linke wird sich damit stärker 
auseinandersetzen und klar machen 
müssen. daß die Frage, um die es 
tatsächlich geht und die wieder 
ernsthaft diskutiert - und populari- 
siert - werden muß, die der mögli- 
chen Gestaltung und Durchsetzung 

kommt, machen sich die Zerstörun- mus geopfert zu werden. Man spielt 
gen bemerkbar. die die terroristische 
Diktatur angerichtet hat - die so lan- 
ge unterdrückte Gesellschaft fällt 
auseinander. 

Revolutionärer Reformismus - 
Die Strategie des ,,dritten8' 
Weges 
Anders als die bis heute verbreitete 
Legende es will, war Otto Bauer 
kein ,.Determinist" oder ,.Fatalist", 
der auf die naturnotwendige An- 
kunft des Sozialismus wartete. Aller- 
dings war er der Ansicht. daß es 
auch für sozialistische Politiker eini- 
ge Regelmäßigkeiten und Gesetz- 
lichkeiten des sozialen Lebens gebe. 
die zu beachten seien. Das glauben 
in der Tat die meisten Sozialwissen- 
schaftler. 

Zum demokratischen Sozialis- 
mus kommt man - wenigstens in 
Westeuropa - nur auf demokrati- 
schem Wege! Diesen Grundsatz hat 
Otto Bauer mit aller Konsequenz 
vertreten. Dafür hat er Unerhörtes 
getan: Er hat eine Revolution, eine 
Machtergreifung durch bewaffnete 
Arbeiter in Wien und Umgebung 
verhindert, und er stand dazu. Er 
hat sich geweigert, dem taktischen 
Grundsatz des großen Napoleon zu 
folgen, der lautete: Erst mal siegen, 
dann sehen wir weiter! Er sah näm- 
lich nur zu klar, wohin eine Macht- 
ergreifung, die im Winter 1918119 
jederzeit möglich gewesen wäre, 
führen würde: In eine rasche. bluti- 
ge Katastrophe, in den schnellen 
Zusammenbruch der .,Wiener Kom- 
mune". die weder der Lebensmittel- 
und Kohlenblockade. noch den 
Truppen der Entente mehr als nur 
symbolischen Widerstand würde 
entgegensetzen können (vgl. seine 
Darstellung in Die österreichische 
Revolution, 1923. 11. 641ff.). 

Otto Bauer hatte den Mut. un- 
populär zu sein. Als ,.Höflinge des 
Proletariats" (I. 155) seien Marxisten 
in der Arbeiterbewegung fehl am 
Platze. Sie sollten sich momentanen 
Massenstimmungen widersetzen 
und Illusionen offen kritisieren. Als 
sozialistischer Politiker war Bauer 
ein Verantwortungsethiker, wie er 
im Buche steht. Er nahm seine Ver- 
antwortung für das Leben und 
Wohlergehen derjenigen. die im 
politisch vertrauten und folgten. 
bitter ernst: Man spielt nicht mit 
dem Leben der eigenen Anhänger 
und schon gar nicht mit dem Leben 
Dritter, die keineswegs danach ver- 
langen, für die Sache des Sozialis- 

auch-nicht mit den Gefühlen, den 
Stimmungen und Ängsten. den Illu- 
sionen der eigenen Anhänger oder 
derjenigen. die man gewinnen will. 
Immer wieder hat er sich gegen die 
Politik der ,,gefälschten Landkarten" 
(11. 244) gewandt. Man muß wissen, 
was man kann. aber ebenso, was 
man darf (11. 465). Taktische Fragen 
sind nach Zweckmäßigkeit zu ent- 
scheiden. aufgrund genauester 
Kenntnis der Besonderheiten des 
Landes und der Epoche. in der man 
sich bewegt (vgl. IX. 172, 201, 420 
u.Ö.). Aber es gibt normative Grund- 
sätze. an denen nicht zu rütteln ist. 
wie den. dem ..Proletariat Blutopfer, 
vermehrtes Elend". Unterwerfung 
unter eine Diktatur zu ersparen (IX.. 
136). Und es gibt Werte. wie den 
der Demokratie, die bedingungslos 
zu verteidigen sind. Es ist kaum ein 
größerer Gegensatz zur politischen 
Moral der Leninisten aller Sorten 
denkbar. 

In der Regel wird Otto Bauers 
Vorstellung vom demokratischen 
Weg zum demokratischen Sozialis- 
mus auf die Formel von der defensi- 
Rn  W verkürzt (vgl. III, 
1023f.. V. 411f.). Das war in der 
Tat die umstrittenste Passage im 
Linzer Programm der SDAP von 
1926. mit dem sich zum ersten Mal 
eine große sozialistische Massenpar- 
tei auf das Konzept eines dritten 
Weges. zwischen Reformismus und 
Bolschewismus. festlegte. 1931 
machte sich die Sozialistische Inter- 
nationale dieses Konzept zu eigen. 
Die Formel von der defensiven Ge- 
walt - wir werden uns mit Waffen- 
gewalt verteidigen, wenn die De- 
mokratie selbst angegriffen wird - 
wurde als Drohung wahrgenom- 
men. Die österreichische Sozialde- 
mokratie war den Wehrverbänden 
der Rechten nicht wehrlos ausgelie- 
fert; sie hatte Waffen und verfügte 
über eine eigene Kampforganisati- 
on. den Republikanischen Schutz- 
bund Als Bürgerkriegsdrohung war 
die Selbstbindung an die Defensive 
für den Fall des offenen Verfas- 
sungsbruchs nicht sehr zweckmä- 
ßig. da sie dem Gegner die lnitiative 
vollständig überließ. Sie war zuge- 
schnitten auf eine bürgerliche 
Demokratie, in der es an Demo- 
kraten fehlt. vor allem.(wie auch in 
der Weimarer Republik) an bürgerli- 
chen Demokraten (vgl. IX. 605 u.ö.). 
an demokratischen Volksparteien 
rechts von der Sozialdemokratie. 
Otto Bauer hat Koalitionsregierun- 

gen mit konsetvativen. bürgerlich- 
demokratischen Parteien nie prinzi- 
piell abgelehnt; bis zuletzt hat er 
darauf gehofft. im bürgerlich-kleri- 
kalen Lager politische Gegner zu 
finden. die den Wert der Demokra- 
tie ebenso hoch schätzten wie er. 

Heute mag uns die Formel von 
der defensiven Gewalt überholt er- 
scheinen. nachdem sich das Bürger- 
tum (selbst in Deutschland) im gro- 
ßen und ganzen zur Demokratie 
bekehrt hat. Ein Widerstandsrecht 
gegen Verfassungsbruch kennen 
heute die meisten gut demokrati- 
schen Verfassungen. Dennoch be- 
schreibt die alte Formel des Linzer 
Programms bis heute recht genau 
den Kern jedes .,Bekenntnisses zur 
Demokratie". das mehr ist als Lip- 
pengymnastik: Wir werden die 
Spielregeln respektieren und die Re- 
sultate des politischen Kräftespiels 
in der Demokratie akzeptieren, 
auch die. die uns nicht passen - so- 
lange die anderen bereit sind. das- 
selbe zu tun. Wir werden also akt- 
zeptieren. daß eine Demokratie 
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,,Es ist noch lange 
nicht Sozialismus. 

wo Arbeiter das 
Maul halten 

müssen, damit es 
ihnen gut  gehe." 

(Otto Bauer, Nach 
zwanzig Jahren. 

1937) 

,.Unsicherheitu einschließt. Wir kön- 
nen im politischen Meinungskampf 
unterliegen, wir können abgewählt 
werden. wir haben und wir verlan- 
gen keine Garantie dafür. daß das 
.,Gute8' b m .  der ..Sozialismus" siegt. 

Seit 1923 hat Otto Bauer die 
politische Strategie der Sozialdemo- 
kratie in der bürgerlichen Demokra- 
tie als ..Stellungskrieg' beschrieben 
(vgl 11. 766. VI. 143, VII. 382ff 
uö.). Als einer der ersten stellt er 
sich der Tatsache, daß die Zahl der 
Industriearbeiter (in Österreich und 
anderswo) relativ abnahm: Man 
kann nicht länger damit rechnen, 
daß sie ,.automatisch" zur Mehrheit 
der Bevölkerung in den Industrie- 
iändern werden; auf absehbare Zeit 
bleiben sie eine. wenn auch große 
Minderheit (vgl. V. 402f.). Daher 
wird der Stellungskrieg unweiger- 
lich im Kampf um die Mittelschich- 
ten entschieden; es siegt. wer die 
Masse der Bauern, der Kleinbürger. 
der Intelligenz. der Angestellten und 
Beamten unter seine Hegemonie zu 
bringen versteht (vgl V, 405ff.). Wie 
die Mehrheit der Köpfe zu gewinnen 
und die Hegemonie der Arbeiter- 
klasse in Mittel- und Westeuropa - 
wo Kleinbürger und Bauer nicht be- 
wußtlose. politisch indifferente Mas- 
sen, sondern ,.politisch sehr aktive 
Klassen" sind (11. 957) z u  erreichen 
ist. das hat Otto Bauer des öfteren 
auseinandergesetzt (z.8. in . Der 
Kampf um die Macht. 1924, 11. 
937ff.). Was die im stark agrarisch 
geprägten Österreich besonders 
wichtigen Bauern betraf, hat er ein 
detailliertes Konzept entwickelt. das 
in das Sozialdemokratische Agrar- 
prrgmnm von 1925 (vgl. II. 
1001ff.) eingegangen ist. Vom So- 
zialismus wird darin durchaus nicht 
geschwiegen. Aber in erster Linie ist 
von den ganz alltäglichen. ganz ge- 
genwärtigen Interessen der Klein- 
bauern die Rede und von Maßnah- 
men. die dazu dienen, sie gegen die 
Ausbeutung durch Großgrundbe- 
sitz. Handels- und Bankkapital zu 
schützen und die vorhandenen Insti- 
tutionen zur gegenseitigen Hilfe in 
der Landwirtschaft zu stärken. 

Eine Massenpartei der Arbeiter- 
klasse wie die Sozialdemokratie hat 
selbstverständlich immer und über- 
all für Reformen einzutreten, die - 
wie Arbeiterschutz oder Mieter- 
schutz - die Lebenslage der Masse 
der Arbeiterbevölkerung verbessern 
(vgl. V. 223). Sie geht über den blo- 
ßen Reformismus hinaus, sobald sie 
Machtpositionen, die sie im Staat 

erringt, nicht nur einfach besetzt. 
sondern sogleich als ,,Keimzellen 
neuer sozialistischer Ordnung'' (IX, 
272). d .h  aber für sozialistische Ex- 
perimente nutzt. Das wichtigste Ex- 
perimentierfeld für die österreichi- 
schen Sozialisten waren die Roten 
Gemeinden, voran das Rote Wien, 
aber auch gemeinwirtschaftliche 
Betriebe und Genossenschaften. 
Stets ging es darum. Beispiele zu 
geben. durch die Tat zu beweisen. 
daß sozialistische Methoden über- 
haupt und deutlich bessser funktio- 
nierten. die Beteiligten besser leben 
und besser arbeiten ließen. Ein sol- 
ches Beispiel gab Wien mit einer 
einmaligen Kombination von kom- 
munaler Sozial-. Gesundheits- und 
Schulpolitik. mit Mieterschutz. so- 
zialem Wohnungsbau und sozialisti- 
scher Steuerpolitik. Otto Bauer sah 
die Mängel dieses Experiments sehr 
klar (vgl. %.B. 111. 6021.). hielt es aber 
für unverzichtbar als Mittel zur Ver- 
änderung des Bewußtseins unter 
den Arbeitern selbst und um durch 
die werbende Kraft des Beispiels zur 
Hegemonie der Sozialdemokratie 
über dievolksmehrheit zu gelangen. 
Die soziale Revolution kann nur ,,das 
Werk aufbauender, organisierender 
Arbeit" sein (11, 95); daher Bauers 
Lob der .,revolutionären Kleinarbeit" 
(vgl. 111, 581ff.). 

Ot to Bauer - unser Zeitgenosse 
Als sozialistischer Politiker ist Otto 
Bauer erstaunlich aktuell. Er hat sich 
als einer der ersten dem Problem 
der dauerhaften Massenarbeitslo- 
sigkeit stellen müssen. Von 1919 bis 
1934 sank die Arbeitslosigkeit in 
Österreich nie unter 10%. sie stieg 
seit 1924 wieder an und erreichte 
in der Weltwirtschaftskrise über 
21%. mehr als 27% in den Indu- 
striegebieten des Landes. Bauer sah 
die demoralisierenden Folgen der 
Langzeit-Arbeitslosigkeit. die vor al- 
lem die Freien Gewerkschaften 
schwächten - deren Mitgliederzahl 
von 1923 bis 1932 von C. 900000 
auf 520000 sank. Daher hat Otto 
Bauer Beschäftigungspolitik in gro- 
ßem Stil propagiert - lange vor Key- 
nes. Er wollte öffentliche (Bau-)inve- 
stitionen in großem Stil kombi- 
nieren mit allgemeiner Arbeitszeit- 
verkürzung - natürlich bei vollem 
Lohnausgleich (siehe %.B. Arbeit für 
200.000, 1933, 111. 941ff.). 

Otto Bauer ist einer der ersten 
marxistischen Ökonomen, der das 
alte Problem der sozialen Kosten 
der kapitalistischen Entwicklung 

wiederentdeckt und am Beispiel der 
Rationalisierung bzw. Fehlrationali- 
sierung zum ersten Mal differen- 
ziert behandelt hat. Eine noch heu- 
te lesenswerte Pionierarbeit. die 
Bauers Überzeugung entsprang, 
alle Sozialisten hätten die Wider- 
stands- und Wandlungsfähigkeit 
des Kapitalismus nach dem I. Welt- 
krieg stark unterschätzt. die neuen 
Formen der kapitalistischen Produk- 
tionsweise seien sorgfältig zu stu- 
dieren. Er hat so eine der ersten 
gründlichen Studien dessen gelie- 
fert, was man heute .,Fordismus" 
nennt (vgl. Kapitalismus und Sozia- 
lismus nach dem Weltkrieg, 1931, 
111, 719ff.). Bauer hatte bereits ein 
klare Vorstellung von den Ökologi- 
schen Problemen des Kapitalismus, 
als es eine ökologische Bewegung 
oder ein Umweltbewußtsein weder 
in Österreich noch anderswo in Eu- 
ropa gab. Wie er in seinen agrarpoli- 
tischen Schriften darstellt. fuhrt die 
kapitalistische Agrikultur zur Um- 
weltzerstörung (vgl. 2.0. Der Kampf 
um Wald und Weide, 1925, 111. 31 f f  
und Sozialdemokratische Agrarpoli- 
tik, 1926. 111. 283ff.). sie ist mit ratio- 
neller, naturbewahrender Land- und 
Forstwirtschaft unvereinbar. muß 
daher nicht nur im Interesse der 
Landbevölkerung, sondern im Inter- 
esse aller überwunden werden. 

Die österreichische Sozialdemo- 
kratie hat auf Bauers Initiative als 
erste mit den heute vieldiskutierten 
Sozialklauseln im Außenhandel ge- 
arbeitet. Diese Sozialklauseln im 
Zollgesetz waren gegen Exporteure 
gerichtet, die (wie vor allem in 
Deutschland damals üblich) den 
gesetzlichen Achtstundentag 
nachweislich unterliefen (vgl. VII. 
343ff.). Gleichzeitig plädierte er 
für größere, grenzüberschreitende 
gemeinsame Märkte (2.6. Arbeits- 
märkte) in Europa und schlug als 
erster eine zwischenstaatliche Har- 
monisierung der Sozial(versiche- 
rungs)systeme vor (vgl. 2.0. V, 
983). 

Sein letzter Artikel erschien einen 
Tag nach seinem Tode am 5. Juli 
1938. Es war ein leidenschaftlicher 
Appell an die Regierungen der west- 
lichen Demokratien, ihre moralische 
und völkerrechtliche Pflicht zu tun, 
und den Juden Deutschlands und 
Österreichs, denen unter der Nazi- 
herrschaft immer mehr elementare 
Bürgerrechte genommen wurden, 
die Auswanderung zu ermöglichen 
(Ich appelliere an das Gewissen der 
Welt, VII. 781-784). SPW 
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ßandnummer, arabisch - Seitenzahl. 

Yvon Bourdet. Otto Bauer et ia revolution, 
Paris 1968 

Julius Braunthal, Otto Bauer. Ein Lebensbild. 
in: Otto Bauer. Eine Auswahl aus reinem 
Lebenswerk, Wien 1961, 5. 9-101 

Wilhelm Ellenbogen, Otto Bauer - Wille und 
Intellekt. in: Zukunft, 711978, 5.35-38 
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Raimund Löw, Otto Bauer und die russische 

Revolution, Wien 1980 
Raimund Löw u.8.. Austromarxisrnur. Eine 

Autopsie, Frankfun 1986 
Giacoma Marramao. Aurtromawirmo e ro- 
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Peretr Merchav, Otto Bauer und Max Adler. 

erfolgreich 
- .  - . . 

ausverxhiedenen Anträgen, vorliegen. dargestellten strategischen Ansatzes. 
Ich will an dieser Stelle ohneZweifel der in AnträgedwJusoseingdosswi ist. 

lassen, daß ich den Ansatz des Antrags, Zu einem Teilerfolg ist es in der 
die zentralen lnnovationsfelder beschrei- schwierigen Debatte um den Kombi- 

SPD-Linke setzt Änderungen am 
lnnovat ionsantraa d u r c h  

ben zu wollen und damm ein konkretes 
sozialdemokratisches Programm für die 
Wahlauseinandersetzung zu gruppie- 
ren, für richtig halte. Auch sind viele Ein- 
zdaspekte mit der richtigen Stoßrich- 
tung versehen. Dennoch verbleibt der 
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einer Orientierung auf Wirtschafts- 
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Wurf für dieZukunft entrtehen. 

Lohn und Arbeitsanreize für Sozialhilfe 
empfänger gekommen. So wurde der 
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teitag kann die im Frankfurter 
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dingungen für Hannover sind also g e  
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vielen Anträgen an klaren Aussagen. 
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kunftsperspektiven und durchschlagen- 
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jüngst veröffentlichten Berechnungen 
von Gehard Bäcker in den MI-Mittei- 
lungen und von Johannes Steffen in 'So- 
zialismus' sowie im Handelsblatt' ver- 

Breschen der Antrags- 
kommission ... 
Die Antragskommission hat schon erste 

deutlichen in aller Klarheit, welche d e  
saströsen Auswirkungen ein solches Mo- 
dell sozialpolitisch und für die Kommu- 
nalfinanzen hätte. Diese Debatte sollte 
von daher auf dem Parteitag - begleitet 
durch fachkundig vorbereitete Ände 
rungzanträge- offensiv geführtwerden. 

Breschen für einen solchen Weg geschla- 
aen. Während im Entwurf allaemein von 
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einer ..Regelung zur Sicherung und Fi- 
nanzierung der Berufsausbildung" die 
Rede war, die notwendig werden könne, 
wird die Neufassung deutlicher. Wenn ... auf dem Parteitag erweitern! 

mediengerkht ist die Bemtung dieses die Wirtschaft ihre Ausbildungsverpflich- Ähnlich verhält es sich mit der berechtig- 

Antrags für den lernen Tag des Parteita- tun9 nicht erfüllt, heißt es jetzt. ..wird ten und wirtschaftspolitisch gut b e g ~ n -  Frank Deppe 

gm \orgmerien p, ch: geraoe e n zei. elne fa re .arenreI,?c MI ~ n e n  a ~ s c  - ceiei Fordenng nacn enem Z-<~nhsn- 

ounh. an cra? ,lio krerwlafi 0?1acw L ~ O  n chtadso 3en0en Betre esl~ronsprogramm 12 P). E ne enuppe 
verbrechen 
Vorwort  von 
L e w  Besymenski 
Einleitung von 

. - - - - - - 
Am Übergang zum 21. Jhdt. 
200 Seiten; DM 28,- 
I S B N  3-89438-121-3 

, . 
zu inhaltlichen Intewentionen bei den De ben auf der Grundlage des Gesetzent- 

wurfs der SPD-Bundestagsfranion not- 
wendig." Die Richtung ist klar. die For- 
mulierunq bleibt zurückhaltend Wie ich 

chende Passage wurde in der Antrags- 
kommissionmit 10zu 13 Stimmen knapp 
abgelehnt. Auch hierzu mußaufdem Par- 
teitag etwas passieren. Hierfür liegt bei- 
spielsweise aus dem Landesverband 
Sachsen-Anhalt ein neuer &derungmr- 
schlag vor, im d m  vorgeschlagen wird. 
einZIPnicht nurinverbindung mitökolo 
gixh ausgeichtetm Infrastrukturinversti- 

legierten besondersausgeprägtsein wird. 
Vielleicht istdiesdurchausgewollt. Sach- - 
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gerecht ist es jedenfalls nicht. weshalb 
eine Umstellung der Tagesordnung hier 
dieerste AufgabedesParteitagssein sollte 
-wenn nicht der Parteivorstand bisdahin 
zu Einsichten gekommen ist. 

"Die knsengeschüttelte 

Gegenwa rt... analysiert 
höre, gibt es in verschiedenen Bezirken 
und Untergliedemngen Überlegungen, 
hierzu eine weiteraehendeÄnderunaen : Deppe in drei bri l l iant 
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zu formulieren. Ein durchaus unterstüt- 
zenswertes Anliegen. 

Aufwertung hat das streckenweise 
völlig neu formulierte und nach vorne 
gerückte Kapitel ,.Arbeitsorganisation 
und Arbeitsmarkt weiterentwickeln" 
durch Passagen zur Mitbestimmung 
und Frauenerwerbstätigkeit sowie zum 

geschriebenen Kapiteln" 
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Für ein ganzheitliches Innovations- 
konzept 
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hard Schröder als verantwortlicher Autor 
des Antrags offensichtlich vorstellen, 
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verkürzunq. zur Umsetzunq des Gesetz- 

tionen. i ndem auch zur Fortsetzung des 
Aufbaus in ORdeuMhland aufzulegen. 
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nen für Deutschland" noch einen passa- 
blen Beschluß zu formen. Die Parteilinke 
muß sikh dafür aber auf die wesentiichen 

Flächentarifvertrag erfahren. Präzisiert 
wurden die Aussagen zur Arbeitszeitver- 
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stitionsprogramm zu treffen. Dafür aber dend zu verringern". Neu aufgenom- 

mit Kombi-Lohn, Niedriglohmektor und men wurde eine ausdrückliche Absage ' Kombilohn: Rezept für neue Jobi mit uner- 
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